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I. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Regularen  zu  dem  Diözesanbischof 
bis  zur  Zeit  Gregors  des  Grossen. 

Es  ist  eiu  hervorragendes  Verdienst  der  neueren  kirchen-  und 
rechtshistorischen  Forschung,  über  die  Anfänge  des  orientalischen 
Mönchtums,  namentlich  die  Organisation  der  Pachomianischen  Klöster 
im  vierten  Jahrhundert  Klarheit  verbreitet  zu  haben.  Für  unsere 
Untersuchungen  sind  die  Feststellungen  über  das  Verhältnis  dieses 
Mönchtums  zur  kirchlichen  Hierarchie  von  besonderer  Wichtigkeit. 
Entsprach  auch  sein  Grundgedanke  durchaus  dem  Wesen  des  Christen- 
tums, so  war  doch  andererseits  die  Form  der  Verwirklichung  des- 
selben eine  neue.  Die  Orgaue  der  kirchlichen  Hierarchie  waren  es 
zunächst  nicht,  von  denen  die  Gründung  der  klösterlichen  Genossen- 
schaften ausging,  vielmehr  wurde  dieselbe  von  Laien  in  die  Wege 
geleitet.  Aber  trotzdem  ist  es,  wie  die  erwähnte  Forschung  zeigt, 
entschieden  verfehlt,  das  Mönchtum  aus  ausserkircblichen  Anfängen 
abzuleiten1)  und  die  Pachomianischen  Klöster  als  ausserhalb  der 
Kirche  stehende,  in  ihren  Organismus  nicht  eingegliederte  Vereini- 
gungen mit  antihierarchischer  Tendenz  zu  betrachten.  »Die  Mönche 
lebteu  nicht,  wie  Weingarten  behauptet  hat,  ausserhalb  des  Schattens 
der  Kirche,  sondern  standen  überall  in  Kontakt  mit  der  kirchlichen 
Hierarchie.  Was  insbesondere  Pachomius  anlangt,  so  lesen  wir  in 
seiner  Vita,  dass  er  mit  dem  Klerus,  zu  dessen  Jurisdiktionsbezirk 
sein  Mutterkloster  gehörte,  kirchliche  Gemeinschaft  hielt  und  an  ver- 
schiedenen Orten  mit  Gutheissung  der  Bischöfe  neue  Niederlassungen 
gründete.     Sein  neues  Institut  wurde  von  dem  Patriarchen  Athanasius 


1)  Bornemann,   In  investiganda  monachatus  origine  quibus  de  causis 
ratio  habenda  sit  Origenis  (Goettingen  1885)  p.  1  sqq.     U.  Berliere,  Les  ori- 
gines  du  monachisme  et  la  critique  moderne  (Revue  benedictine,  1891,  p.  1 — 19 
und  p.  49—69). 
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von  Alexandria  besucht  und  gutgeheissen.«  *)  —  Freilich  lagen  die 
Verhältnisse  im  Orient  nicht  überall  gleich.  Wenn  die  Väter  des 
Konzils  von  Chalcedon,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  sich  ver- 
anlasst sahen,  das  Verhältnis  des  Mönchturas  zu  den  Organen  der 
kirchlichen  Hierarchie  rechtlich  genauer  zu  bestimmen,  so  lässt  schon 
diese  Tatsache  darauf  schliessen,  dass  Streitigkeiten  zwischen  Bischöfen 
und  Mönchen  über  die  Grenzen  der  gegenseitigen  Befugnisse  nicht 
selten  gewesen  sein  mögen. 

Im  Abendlande  fand  das  Klosterwesen  nicht  sofort  dieselbe 
begeisterte  Aufnahme,  wie  im  Orient.  Der  Ausdruck  einer  ganz 
anders  gearteten  Stellungnahme  der  abendländischen  Kirche,  deren 
Motive  sich  aber  auch  teilweise  aus  den  inneren  Zuständen  dieses 
frühen  occidentalischen  Mönchtums  selbst  erklären ,  tritt  uns  in 
mannigfachen  Äusserungen  entgegen.  Ein  Beschluss  der  Synode  von 
Saragossa  im  Jahre  380  richtet  sich  gegen  diejenigen  Kleriker, 
welche  im  Mönchsstande  eine  höhere  Stufe  der  Frömmigkeit  als  im 
geistlichen  Stande  erblickten  und  deswegen  »aus  Stolz«  ihr  Amt 
niederlegten ,  um  in  ein  Kloster  zu  gehen. 2)  Bekannt  ist  auch  der 
Widerstand,  den  der  hl.  Martin  bei  Gründung  des  Klosters  Marmoutier 
bei  Tours  seitens  der  Bischöfe  fand.3)  Je  höher  jedoch  das  Ansehen 
der  Klöster  stieg,  um  so  mehr  trat  auch  in  dem  Verhältnisse  der 
Bischöfe  zu  ihnen  eine  Änderung  ein,  ja  die  Bischöfe  nahmen  sogar 
Mönche  in  die  Reihen  ihres  Klerus  auf,  und  oft  genug  kam  es  schon 
in  dieser  Frühzeit  vor,  dass  vakante  Bischofssitze  mit  Mitgliedern 
eines  berühmten  Klosters  besetzt  wurden.4)  Wie  die  übrigen  Gläubigen 
des  Bistums,  so  unterstanden  auch  im  Abendlande  die  ältesten 
Klostergemeinden  dem  Bischof.5)  »Unter  dessen  Aufsicht  befolgten 
sie,  vom  Vorgesetzten,  der  aus  ihrer  Mitte  hervorgegangen,  an- 
geleitet, feste  Gesetze  der  Lebensweise,  hatten  eine  geordnete  Be- 
schäftigung, ein  bestimmtes  Mass  der  Bussübungen  und  eine  geregelte 
Einteilung  der  Zeit  für  Gebet,  Arbeit  und  Erholung.« 6) 

1)  Schiwietz,  Pachomianische  Klöster  im  vierten  Jahrhundert  (Archiv 
für  kathol.  Kirchenrecht,  1902,  IV.  Quartal heft,  S.  454). 

2)  Hefele,  Konziliengeschichte,  I2  (Freiburg  1873)  744  ff. 

3)  Sulpicii  Severi  Dialog.  I.  c.  24:  ». .  . .  inter  episcopos  saevientes,  cum 
fere  quotidianis  scandalis  hinc  atque  inde  premeretur  .  .  .  .«  {Migne,  Patrologia, 
Series  Latina,  t.  XX,  col.  199;  Corpus  Script,  eccles.  Lat.  vol.  I  [Vindobonae 
1896]  p.  177). 

4)  Thomassinus,  Vetus  et  nova  ecclesiae  disciplina,  p.  I,  1.  III,  cap.  13. 

5)  SAmbrosii  sermo  56  (de  natali  S.  Eusebii  episc.  Vercellensis)  n.  4 
(Migne  P.  L.  XVII  744) ;  S.  Ambrosii  ep.  63  n.  65  (1.  c.  1258) ;  S.  Auguslini 
Confessiones  1.  VIII  c.  6  n.  15  {Migne  P.  L*  XXXII  755);  S.  Augustini  sermo 
355  n.  2  (1.  c.  XXXIX  1570);  Sulpicii  Severi  Vita  S.  Martini  ed.  Halm  (Corpus 
scriptor.  ecclesiast.  Latin.  I  p.  120). 

6)  H.  Grisar  S.  J.,  Geschichte  Roms  und  der  Päpste  im  Mittelalter, 
Bd.  I  (Freiburg  1901)  S.  560. 


Den  rechtlichen  Niederschlag  dieses  Subordinationsverhältnisses 
bilden  die  Bestimmungen  des  Konzils  von  Chalcedon  vom  Jahre  451, 
welche  die  Mönche  »jeder  Gegend  und  Stadt«  als  Untergebene  des 
Bischofs  erklären ,  an  dessen  Erlaubnis  in  allen  Fällen  die  Kloster- 
errichtung geknüpft  ist ;  er  allein  kann  den  Mönchen  Urlaub  erteilen 
und  hat  überhaupt  sorgfältige  Aufsicht  über  die  Klöster  zu  führen.1) 

Dieser  vierte  Kanon  des  Konzils  von  Chalcedon  blieb  für  lange 
Zeit  in  der  ganzen  Kirche  rechtliche  Norm.  Die  Unterordnung  der 
Regularen  unter  die  Bischöfe  wurde  auch  auf  späteren  Synoden  des 
öfteren  betont,  zum  Teil  unter  ausdrücklicher  Anführung  oder  Be- 
rufung auf  den  eben  erwähnten  Konzilienbeschluss.  So  bestimmte 
schon  drei  Jahre  später  die  durch  die  Jurisdiktionsstreitigkeiten  zwischen 
dem  Abte  Faustus  von  Lerin  und  dem  Bischof  Theodor  von  Frejus 
veranlasste  dritte  Synode  von  Arles:  »Alle  Kleriker  und  Altardiener 
sollen  nur  vom  Bischof  ordiniert,  das  Chrisma  nur  von  ihm  geweiht 
und  Neugetaufte  nur  von  ihm  gefirmt  werden ;  die  Aufnahme  fremder 
Kleriker  in  die  klösterliche  Gemeinschaft  ist  an  seine  Zustimmung 
gebunden.»2)  Ebenso  wird  »der  Bischof  des  Ortes  oder  der  Gegend« 
von  den  Synoden  zu  Lerida  (524) 3)  und  Karthago  (535) 4)  bezüglich 
der  Ordination  der  Kleriker  und  Weihe  der  Oratorien  von 
Klöstern  für  kompetent  erklärt.  Niemand  darf  —  so  ver- 
ordnen die  Synodaldekrete  des  sechsten  Jahrhunderts  —  ohne 
Erlaubnis  des  Bischofs  ein  neues  Kloster  gründen;5)  ihm  unter- 
stehen die  Abte,  von  ihm  werden  sie,  wenn  sie  gefehlt  haben,  be- 
straft; jährlich  einmal  müssen  sie  sich  an  einem  vom  Bischof  be- 
stimmten Orte  versammeln.6)  Hat  ein  Abt  sich  eines  Vergehens 
schuldig  gemacht,  so  kann  ihm  »sein«  Bischof  einen  Nachfolger 
bestellen ;  bei  Weigerung  des  Abtes  soll'  die  Sache  vor  den  Metro- 
politen gebracht  werden. 7)  Zu  jeder  Veräusserung  von  Klostergut 
bedarf  der  Abt  der  Erlaubnis  des  Bischofs  (»sui  episcopi») ; 8)  der 
Ritus  seiner  Kathedrale   ist  massgebend   für   den  Psalmengesang  in 

1)  Hefele  a.  a.  0.,  II 2  509;  vgl.  c.  12.  C.  16.  qu.  1;  c.  10.  C.  18.  qu.  2 
Vergl.  die  Schrift  Hinkmars  von  Reims  »de  ecclesiis  et  capellis«,  hrsg.  von 
W.  Gundlach  in  Briegers  Ztschr.  für  Kirchengesch.  X  (1889)  118  f. 

2)  Hefele  II2  583  f. 

3)  Hefele  II2  706;  c.  34.  C.  XVI.  qu.  1. 

4)  Hefele  II2  760. 

5)  Synode  von  Agde  a.  506,  c.  27  {Hefele  II2  654);  von  Lerida  a.  524 
{Hefele  a.  a.  0.  705)  c.  12.  C.  XVIII.  qu.  2. 

6)  I.  Orleans  a.  511,  c.  19  {Maassen,  Concilia  aevi  Merovingici  [Hannoverae 
1893]  p.  7  in  Monum.  Germ.  hist.  Legum  Sectio  III  Concilia  t.  I;  Hefele  II 
664;  c.  16  C.  XVIII  qu.  2). 

7)  Epaon  a.  517  c.  19  {Maassen  1.  c.  p.  24;  Hefele  II  684). 

8)  III.    Orleans   a.    538    c.    26   {Maassen  1.  c.  p.  81 ;    Hefele  II  777); 
IV.  Orleans  a.  541  c.  11  {Maassen  1.  c.  p.89;  Hefele  II  781;  c.  41  C.  XII  qu.  2). 
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den  Klöstern.1)  Äbfe,  Mönche  und  Sachwalter  der  Klöster  (agentes 
monasteriorum  patrocinia  secularia)  werden  im  c.  15  von  Chalons 
(639 — 654) 2)  verpflichtet,  wenn  sie  zum  König  gehen  wollen,  die 
Erlaubnis  ihres  Oberhirten  einzuholen ;  die  Zuwiderhandelnden  soll 
die  Strafe  der  Exkommunikation  treffen.  Die  fleissige  Visitation  der 
Klöster  gehört  zu  den  Hauptobliegenheiten  des  Bischofs. 8)  Von 
besonderem  Interesse  ist  ein  Kanon  eines  fränkischen  nach  dem  Jahre 
614  abgehaltenen  Konzils,4)  welcher  besagt,  dass  innerhalb  des 
Klosterbereicbes  (»intra  septa  monastyrii«)  nicht  getauft,  auch  nicht 
für  verstorbene  Weltleute  Gottesdienst  gehalten  werden  dürfe.  Die 
Leichen  von  Weltleuten  sollen  von  den  Mönchen  nicht  im  Kloster 
beerdigt  werden,  ausser  mit  Erlaubnis  des  Bischofs.  Hier  werden 
jene  Punkte  berührt,  welche  im  Mittelalter  Anlass  zu  erbitterten 
Streitigkeiten  zwischen  Bischöfen  bezw.  Pfarrern  und  Regularen 
gaben. 

Während  so  auf  der  einen  Seite  von  den  Konziliardekreten  die 
Unterordnung  der  Mönche  unter  die  Bischöfe  betont  wurde,  fehlt  es 
andererseits  auch  nicht  an  Bestimmungen ,  welche  die  Freiheit  der 
Klöster,  soweit  dieselbe  für  ihren  Bestand  und  ihre  Wirksamkeit 
gefordert  erschien,  zu  wahren  und  sie  gegen  unberechtigte  Eingriffe 
der  Bischöfe  zu  schützen  suchten.  Demgemäss  finden  wir  unter  den 
Beschlüssen  der  dritten  Synode  zu  Arles  (455) 5)  die  Verordnung,  dass 
die  Laienschar  des  Klosters,  d.  h.  die  Nichtkleriker  unter  den  Mönchen 
der  Sorge  des  Abtes  überlassen  sein  sollen;  der  Bischof  dürfe  sich 
kein  Recht  über  sie  anmassen,  namentlich  ohne  Willen  und  Zustim- 
mung des  Abtes  keinen  derselben  zum  Kleriker  ordinieren.  Es  lag 
eben  im  Wesen  der  klösterlichen  Institute,  dass  die  innere  Ordnung 
derselben  von  dem  selbst  der  Ordensregel  unterworfenen  und  damit 
vertrauten  Vorsteher  derselben  und  nicht  vom  Bischof  gehandhabt 
wurde,  wenn  es  sich  nicht  um  Verstösse  der  Mönche  gegen  die  all- 
gemeinen kirchlichen  Gesetze  handelte.6)  Die  Zustimmung  des  Abtes 
zur  Ordination  von  Klosterangehörigen  seitens  des  Bischofs  verlangen 
auch   die   Synoden    von  Lerida  (524) 7)    und  Karthago    (535), 8)    um 


1)  IL  Braga  a.  563  c.  1  (Hefele  IIP  18). 

2)  Maassen  1.  c.  p.  211;  Hefele  III2  93. 

3)  Rouen  a.  650  (?)  c.  10  (Hefele  III.  97).   Maassen  führt  diese  Synode 
nicht  an. 

4)  c.  5.   Der  Ort,  an  welchem  das  Konzil  abgehalten  wurde,  ist  uns  un- 
bekannt (Maassen  1.  c.  p.  194;  Hefele  III  71). 

5)  a.  a.  0. 

6)  Vergl.  Phillips,  Kirchenrecht,  VII,  2.  S.  905. 

7)  a.  a.  0.;  c.  34  C.  XVI  qu.  1. 

8)  Hefele  II  760. 


so  den  Bischöfen  ein  Mittel  zu  nehmen,  über  einzelne  Mönche 
infolge  der  denselben  erteilten  Weihe  ihre  Gewalt  auszudehnen. 
Neben  der  letztgenannten  Synode  ist  eine  andere  bemerkenswert,  die 
525  zu  Karthago  abgehalten  wurde. *)  Auf  der  ersten  der  beiden 
Versammlungen  wurde  unter  Zugrundelegung  des  Synodaldekrets  von 
Arles  erklärt,  die  Mönche  sollten  »a  conditione  clericorum  omnibus 
modis«  frei  sein;  die  zweite  dehnte  diesen  ßeschluss  auf  alle  Klöster 
aus  und  fügte  noch  hinzu,  der  Bischof  dürfe  in  keinem  Kloster  sich 
eine  cathedra  errichten  und  besitze  nach  dem  Tode  des  Abtes  kein 
Wahlrecht;  letzteres  stehe  allein  der  Genossenschaft  zu.  Die  den 
Klöstern  gemachten  Schenkungen  wurden  durch  das  Konzil  von 
Lerida  (524) 2)  der  lex  dioecesana  des  Bischofs  entzogen.  Kein 
Bischof  darf  —  so  lauten  die  Dekrete  für  das  Merowingerreich  im 
6.  Jahrhundert  —  für  die  Ordination  etwas  annehmen,3)  einen  Abt 
ohue  Beirat  der  anderen  Äbte  absetzen;4)  kann  es  ohne  Beschwerde 
für  seine  Kirche  geschehen ,  so  darf  er  bedürftige  Mönche  seines 
Sprengeis  mit  Kirchengut  unterstützen.5) 

Ein  bedeutender  Schritt  zu  einer  grösseren  Selbständigkeit  des 
Klosterwesens  war  die  beginnende  Organisation  der  bisher  nach  einer 
verschiedenen  Klosterdisziplin  geleiteten  mönchischeu  Niederlassungen 
in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts,  das  Werk  des  hl.  Benedikt 
von  Nursia,  dessen  Regel  sich  über  den  ganzen  Occident  verbreitete. 
Durch  Beseitigung  des  so  verderblichen  Umherschweifens  der  Mönche 
(monachi  gyrovagi),  sowie  des  willkürlichen  und  regellosen  Zusammen- 
lebens kleiner  Mönchsgruppen,  des  sog.  Sarabaitentums,  machte  sie 
zwei  Missbräuchen  ein  Ende,  die  in  Italien  an  dem  vorbenediktinischen 
Mönchtum  im  fünften  und  sechsten  Jahrhundert  am  meisten  beklagt 
wurden  und  ein  die  Entwicklung  besonders  aufhaltendes  Element 
gewesen  waren. 6)  Von  Wichtigkeit  für  unsere  Untersuchungen  ist 
Kapitel  64  der  Regel  (de  ordinando  abbate),  welches  das  Recht  der 
Abtswahl   der  Gesamtheit   der   Mönche   zuspricht;    fällt    indes    die 

1)  Wenn  auch  die  »Breviatio  canonum«  des  Diakons  Fulgentius  Ferrandus 
von  Karthago  und  die  »Concordia  canonum«  des  Bischofs  Cresconius  diese  beiden 
Synoden  nicht  erwähnen,  wird  doch  die  Echtheit  derselben  in  neuerer  Zeit  nicht 
mehr  angezweifelt.  Vergl.  Hefele  II  710  ff.  und  760;  Phillips,  Kirchenrecht 
VII  914  ff. ;  Karl  Friedrich  Weiss,  Die  kirchlichen  Exemtionen  der  Klöster 
von  ihrer  Entstehung  bis  zur  gregorianisch-kluniazensischen  Zeit  [Basel  1893, 
Berner  Dissertation)  S.  12.  Ueber  die  Verhandlungen  auf  den  beiden  au- 
geführten Synoden  von  Karthago  vgl.  Gerh.  Ficker,  Zur  Würdigung  der  Vita 
Fulgentii  (Briegers  Ztschr.  für  Kirchengeschichte  XXI  [1901]  S.  32—42). 

2)  a.  a.  0. 

3)  II.  Orleans  a.  533  c.  3  {Maassen  1.  c.  p.  62;  Hefele  II  756). 

4)  Tours  a.  567  c.  7  {Maassen  1.  c.  p.  124;  Hefele  III  23). 

5)  III.  Toledo  a.  589,  c.  3  {Hefele  III  50). 

6)  Vergl.  Grisar  a.  a.  0.  S.  560, 


B 

Wahl  der  Mehrheit  auf  einen  Unwürdigen,  dann  soll  nach  dem  Urteil 
des  Bischofs,  der  benachbarten  Äbte  und  der  Gemeinden  der  Kandidat 
der  Minorität  Abt  werden.  Haben  die  Mönche  einstimmig  einen 
Unwürdigen  gewählt,  so  steht  dem  Bischof,  den  Äbten  und  Gemein- 
den das  Recht  zu,   einen  Abt  einzusetzen.1) 

Um  dieselbe  Zeit  begann,  besonders  durch  das  Verdienst  des 
hervorragenden  Staatsmannes  und  späteren  Mönches  Cassiodor  die 
Pflege  der  Wissenschaften  in  den  Klöstern  immer  mehr  der  Gegen- 
stand eifriger  Bemühungen  zu  werden. 

Dazu  kam  ein  weiterer  Faktor  von  epochemachender  Bedeutung. 
Im  Jahre  590  kamen  Kolumba  und  seine  Gefährten  von  den  briti- 
schen Inseln,  wo  das  monastische  Element  auf  die  Gestaltung  der 
Verhältnisse  einen  so  nachhaltigen  Einfluss  gewonnen  hatte,  auf  das 
Pestland  herüber,  um  daselbst  zahlreiche  Klöster  zu  gründen. 

Es  leuchtet  ein ,  dass  dieses  Wachstum  des  Mönchswesens  an 
äusserer  Ausdehnung  und  innerem  Gebalt  auch  seiner  Bedeutung  im 
Gesamtorganismus  der  Kirche  zu  gute  kommen,  insbesondere  seine 
Stellung  den  Bischöfen  gegenüber  eine  freiere  und  unabhängigere 
werden  musste. 

Der  erwähnte  Einfluss,  welchen  Kolumba  und  die  von  ihm 
ausgegangenen  Stiftungen  auf  die  Entwicklung  der  Klosterfreiheiten 
hatten,  erheischt  eine  nähere  Würdigung.  Bekanntlich  waren  in 
der  altbritischen  Kirche  eine  Zeitlang  in  Irland  und  Schottland  viel- 
leicht alle  Kleriker  tatsächlich  Mönche.  Wir  finden  dort  das  un- 
gewöhnliche Verhältnis,  dass,  wiewohl  im  allgemeinen  die  Unter- 
ordnung der  Priester  (Priesterraönche)  unter  die  Bischöfe  anerkannt 
war,  dem  Presbyter-Abt  von  Jona,  als  oberstem  Leiter  der  schottischen 
Kirche,  die  Jurisdiktion  über  ganz  Schottland  und  das  nördliche 
Irland,  also  auch  in  gewisser  Beziehung  über  die  Bischöfe  jener 
Länder  zustand. 2)  Eine  Analogie  zu  dieser  Tatsache  war  es ,  wenn 
auch  sonst  noch  in  dem  einen  oder  anderen  Kloster,  dessen  Abt 
Presbyter  war,    zur  Ausübung   der  Pontifikalfunktionen    ein  Bischof 


1)  Benedicts  regula  monachorum  cap.  64  (rec.  EduardusWoelfflin  [Lipsiae 
1895]  p.  62  sq.).  Vergl.  Loening,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  II 
(Strassburg  1878)  373  f. 

2)  Beda  Venerabilis  (f  735),  Historia  ecclesiastica  gentis  Anglorum  1.  III. 
c.  3  »Cuius  monasterium  (Insel  Jona)  in  cunctis  pene  Septentrionalium  Scot- 
torum  et  omnium  Pictorura  monasteriis  non  parvo  tempore  arcem  tenebat ,  re- 
gendisque  eorura  populis  praeerat«  (ed.  Alfred  Holder  [Freiburg  i.  B.  und 
Tübingen  1882]  p.  107).  Haddan  and  W.  Stubbs  (Councils  and  ecclesiast. 
Documents  relat.  to  Great  Britain  and  Ireland,  Oxf.,  I.  1869,  p.  142)  sprechen 
von  einem  »government  of  abbots  with  bishops  as  subordinate  officers  discharging 
episcopal  functions,  but  without  Jurisdiction. «    Siehe  Löniug  a.  a.  0.  S.  413. 


sich  befand;  manchmal  hatten  auch  die  Äbte  der  einzelnen  Klöster 
die  Bischofsweihe  erhalten. l)  So  kann  man  von  einer  gewissen 
klösterlichen  Unabhängigkeit,  ja  Herrschaft  in  der  altbritischen 
Kirche  reden,  welche  durch  Kolumba  mit  der  Gründung  der  Klöster 
Anegray,  Luxeuil  und  Fontaines  in  Burgund  auf  den  Kontinent  ver- 
pflanzt wurde  und  auf  fränkischem  Boden  Wurzel  zu  fassen  begann. 
Es  war  vorauszusehen,  dass  Kolumba,  zumal  sein  Einfluss  durch 
die  Macht  seiner  Persönlichkeit  und  die  Strenge  seiner  Klosterzucht 
weit  über  die  Mauern  seines  Klosters  hinausging,  durch  sein  zähes 
Festhalten  an  den  Traditionen  seiner  Heimat,2)  besonders  an  der 
irischen  Osterberechnung  nach  dem  Kanon  des  Anatolius  in  Konflikt 
mit  dem  fränkischen  Episkopat  kommen  musste,  welcher  eine  solche 
Abweichung  von  der  allgemeinen  Praxis  auf  die  Dauer  nicht  dulden 
konnte.  In  einem  Brief  an  Gregor  den  Grossen  bittet  er  denselben 
um  Verhaltungsmassregelu  gegenüber  den  unkanonisch  ordinierten 
Bischöfen  und  um  autoritative  Einführung  der  irischen  Osterberech- 
nung seitens  des  Papstes;  in  einem  zweiten  an  Papst  Sabinian  er- 
sucht er  diesen  wiederum  um  Bestätigung  seiner  Osterpraxis  und 
ruft  seinen  Schutz  gegen  die  fränkischen  Bischöfe  an.3)  Wir  haben 
keine  Nachricht  darüber,  dass  Kolumba  für  die  Gründung  des 
Klosters  Anegray  die  von  den  Synoden  von  Agde4)  und  Epaon  5) 
geforderte  Genehmigung  des  Diözesanbischofs  eingeholt  habe;  es 
scheint  nicht  der  Fall  gewesen  zu  sein;  wusste  doch  der  irische 
Missionär  auch  sonst  eine  ziemliche  Unabhängigkeit  von  dem  Epi- 
skopat zu  wahren.6)  Unter  anderem  lag  auch  darin,  dass  er  das 
Oberaufsichtsrecht  über  die  drei  von  ihm  ausgegangenen  Stiftungen 
behielt,  eine  Beschränkung  der  bischöflichen  Gewalt. 7)  Die  Stellung 
Kolumbas    zu     den    Bischöfen     litt    demnach     an    manchen    Un- 


1)  J.  H.  Todd,  St.  Patrick,  Apostle  of  Irelaud  (Dubl.  1864),  Introduction 
p.  27,  31,  57  (bei  Löning  a.  a.  0.  II,  445).  Vergl.  Funk,  Kirchengeschicht- 
liche Abhandlungen  und  Untersuchungen  I  (Paderborn  1897)  438  ff. 

2)  »Traditionum  Scoticarum  tenacissimus  consectator«  sagt  eine  alte 
St.  Galler  Handschrift;  siehe  Greith,  Geschichte  der  altirischen  Kirche  (Frei- 
burg 1867)  S.  295. 

3)  Columbae  sive  Columbani  Abbatis  Luxov.  et  Bobb.  Epistolae  nr.  1 
a.  595—600  (Monumenta  Germ.  hist.  Epist.  t.  III.  Epistolae  Merowingici  et 
Karolini  aevi  I  [ßerol.  1892]  p.  156—160) ;  nr.  3  a.  604  (1.  c.  p.  164  sq.). 
Vergl.  Fr.  Loofs,  Antiquae  Britonum  Scotoruraque  ecclesiae  quales  fuerint 
mores  etc.  (Leipzig  1882)  pg.  93  sqq. 

4)  a.  506,  c.  27  {He feie  II  654). 

5)  a.  517,  c.  10  {Maassen  1.  c.  p.  21;  Hefele  II  683;  c.  13  C.  18  qu.  2). 

6)  Vergl,  Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands  13—4  (Leipzig  1904) 
S.  266. 

7)  Vergl.  Synode  von  Vennes,  a.  465,  c.  8  (Hefele  II,  594) ;  Epaon  c.  9. 
Der  letztere  lautet :  Unum  abbatera  duobus  monasteriis  interdicemus  praesedere 
(Maassen  1.  c.  p.  21;  Hefele  a.  a.  0.). 
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klarheiteu  und  hatte  missliche  Konflikte  zur  Folge.  Ja,  die  Ab- 
neigung des  fränkischen  Klerus  gegen  die  von  dem  irischen  Mönche 
beobachteten  Gewohnheiten  seiuer  Heimat  brachte  es  in  Verbindung 
mit  dem  Hass  der  Königin  Brunhilde  so  weit,  dass  Kolumba  aus 
Burgund  vertrieben  wurde.  Bei  alledem  darf  doch  der  grosse  Auf- 
schwung nicht  verkannt  werden,  den  durch  ihn  die  Kirche  im  Franken- 
reiche und  besonders  das  Mönchtum  erfuhr.  Mönche  von  Luxeuil 
und  Männer,  die  daselbst  ihre  wissenschaftliche  und  aszetische  Aus- 
bildung erhalten  hatten,  erscheinen  als  Bischöfe  und  Äbte  anderer 
Klöster.  So  wurden  die  von  Kolumba  gepflanzten  Anschauungen 
bei  Stiftung  neuer  und  Reform  älterer  Klöster  verwirklicht. 

Bei  dieser  Entwicklung  der  Dinge  ist  es  begreiflich,  wenn  selbst 
einzelne  Bischöfe  den  in  ihren  Diözesen  belegenen  Klöstern,  zumal 
dann,  wenn  es  sich  um  ihre  eigenen  Stiftungen  bandelte,  verschiedene 
Freiheiten  gewährten.  *)  Erhalten  sind  uns  die  Privilegien  der 
Bischöfe  Burgundofaro  von  Meaux  für  das  Kloster  Resbaix  (636), 2) 
Emmo  von  Sens  für  St.  Kolumba  (659) 3)  und  St.  Peter  (659), 4) 
Audomarus  von  Terouanne  für  St.  Maria  (662), 5)  Berthefredus  von 
Amiens  für  Corbie  (662), 6)  Aredius  vou  Vaison  für  Grasellum  (683), 7) 
Bertoendus  von  Chalons  (sur  Marne)  für  Moutier  en  Der  (692), 8) 
Agerard  von  Chartres  für  ein  Kloster  St.  Maria  an  der  Loire  (696), 9) 
Ibbo  von  Tours  für  St.  Martin  (um  720), 10)  Widegern  von  Strassburg 
für  Murbach  (728), «  Heddo  von  Strassburg  für  Arnolfsau  (748). 12) 
Diese  Privilegien  sicherten  den  Klöstern  gewöhnlich  freie  Wahl  des 
Abtes  zu,  der  dann  vom  Bischof  benediziert  und  in  sein  Amt  ein- 
geführt wurde.  Bezüglich  der  Vermögensverwaltung  steht  dem  Bischof 
keine  Einmischung  zu,  auch  darf  er  vom  Kloster  keine  Abgaben 
erheben.  Nur  bei  Streitigkeiten  oder  bei  schweren  kirchlichen 
Delikten  der  Mönche  ist  der  Bischof  zum  Einschreiten  befugt;  im 
übrigen  darf  er  sich  nicht  in  die  inneren  Klosterangelegenheiten 
mischen,  da  für  solche  allein  der  Abt,  als  Leiter  der  klösterlichen 
Disziplin,  verantwortlich  ist.  Das  Kloster  zu  betreten,  ist  dem 
Bischof  nur  auf  Einladung  des  Abtes  und  nur  zur  Ausübung  der 
Pontifikalfunktionen  (Ordination  von  Mönchen,  Weihe  von  Altären, 
Chrisma  u.  s.  w.)  gestattet.     Die  Vornahme    dieser  Handlungen    ist 


1)  Vergl.   Weiss  a.  a.  0.  S.  20  f. 

2)  Pardessus,  Diploraata,  chartae,  epistolae,  leges  aliaque  instrumenta  ad 
res  Gallo-Francicas  spectantia.  II  (Paris  1849)  p.  39,  n.  275. 

3)  Parti.  1.  c.  p.  109,  n.  333.  —  4)  Ibid.  p.  112,  n.  335.  —  5)  Ibid. 
p.  123,  n.  344.  -  6)  Ibid.  p.  126,  n.  345.  —  7)  Ibid.  p.  191,  n.  401.  -  8)  Ibid. 
p.  221,  u.  423.  —  9)  Ibid.  p.  234,  n.  435.  —  10)  Ibid.  p.  319,  n.  512.  -  1J)  Ibii. 
p.  352,  n.  543.  —  12)  Ibid.  pag.  408,  u.  596. 


frei  von  Gebühren.  Dies  war  der  gewöhnliche  Inhalt  der  bischöf- 
lichen Privilegien).1)  Von  seltenen  Ausnahmen  abgesehen,  handelt 
es  sich  hier  nur  um  Schutz-  oder  lmmunitäts-  bezw.  Libertäts- 
privilegien,  welche  »die  Klöster  nicht,  wie  es  später  geschieht,  von 
der  kanonisch  feststehenden  Jurisdiktion  des  Diözesanbischofs  eximiereu 
(nihil  de  canonica  institutione  convellitur),  sondern  nur  die  Gewalt 
des  Bischofs  auf  die  gesetzlichen  Schranken  zurückführen  und  gegen 
den  Missbrauch  derselben  sicher  stellen  sollen.«2)  Dass  sich  bereits 
ein  bestimmter  Inbegriff  von  Rechten,  welche  durch  die  Privilegien 
der  Bischöfe  den  Klöstern  erteilt  oder  gesichert  wurden,  heraus- 
gebildet hatte,  beweisen  Wendungen,  wie  in  Pard.  p.  123,  n.  344: 
»sub  ea,  ut  diximus  libertate,  sicut  plurima  monasteria  et  monachi 
ibidem  consistentes«. 3)  In  einigen  wenigen  Privilegien,  zu  denen 
die  für  die  kolumbanischeu  Klöster  Resbaix,  Murbach,  Arnolfsau 
ausgestellten  gehören,  wird  seitens  der  Bischöfe  die  erweiterte  Be- 
fugnis erteilt,  die  Pontifikalhandlungen  durch  jeden  beliebigen  Bischof 
vornehmeil  zu  lassen  (Befreiung  vom  »Diözesanzwang«).  Aber  auch 
dadurch  wurde  keine  volle  Exemtion  von  der  Jurisdiktion  des 
Diözesanbischofs  begründet,  vielmehr  blieb  dessen  Disziplinargewalt 
auch  über  die  genannteu  Klöster  bestehen.  Meistens  sind  an  der 
Ausstellung  solcher  Urkunden,  die  wir  gegen  Ende  des  7.  uud  zu 
Beginn  des  8.  Jahrhunderts  im  Besitze  der  meisten  Klöster  antreffen, 
auch  die  Nachbarbischöfe  beteiligt,  deren  Unterschrift  dem  Privi- 
legium Bekräftigung  und  dauernde  Geltung  verleihen  sollte.4) 

Es  ist  also  eine  Tatsache,  dass  Privilegien,  wie  die  genannten, 
wünschenswert,  ja  notwendig  geworden  waren.  Daraus  ersehen  wir, 
dass,  wiewohl  die  Rechtskraft  der  von  den  Synoden  zu  Arles  (455), 
Karthago  (525)  und  anderen  bezüglich  des  Verhältnisses  zwischen 
Bischof  und  Klöstern  aufgestellten  Normen  von  dem  Episkopat  an- 
erkaunt  wurde,  doch  die  Durchführung  derselben  manches  zu  wünschen 
übrig  liess;  ist  es  doch  für  die  innerkirchlichen  und  politischen  Zu- 
stände des  ausgehenden  7.  Jahrhunderts  im  Merowingerreich  bezeich- 
nend, dass  durchaus  weltlich  gesinnte,  ehrgeizige  Grosse  auf  zahl- 
reiche fränkische  Bischofsstühle  erhoben  wurden,  die  durch  Habsucht 


1)  Vergl.  Zeumer,  Formulae  Marculfinae  aevi  Karolini,  nr.  29:  De  privi- 
legio  monasterii  (Monum.  Germ.  hist.  Legum  Sectio  V.  Formulae  [Hanno v.  1880] 
p.  125  sq.). 

2)  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik.  IV*.  (Sitzungsberichte  der  k.  Akademie 
in  Wien.   Bd.  47  (1864)  S.  570). 

3)  Vergl.  Sickel  a.  a.  0.  S.  568. 

4)  Pardessus  1.  c.  n.  333,  335,  344,  345,  355  u.  a.;  Vergl.  Sichel  a.  a.  0. 
S.  577.  Ueber  die  bischöflichen  Privilegien  siehe  Loeninq,  Geschichte  des 
deutscheu  Kircheu rechtes  II.  S.  378  ff. 
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und  Gewalttätigkeit  berüchtigt  waren ,  den  Klöstern  gegenüber  ihre 
Gewalt  missbrauchten  und  sich  die  ärgsten  Bedrückungen ,  manch- 
mal sogar  die  Vernichtung  klösterlicher  Institute  zu  Schulden 
kommen  liessen.1) 

Schutz  gegen  diese  Gefahren  suchten  die  Mönche  nicht  nur 
bei  einzelnen  Gliedern  des  Episkopats,  bezw.  bei  den  synodal  ver- 
sammelten Bischöfen  durch  Erwerb  von  Privilegien,  sondern  auch 
bei  den  Königen,  zumal  die  Erfolge  der  bischöflichen  Schutzbriefe 
oft  nur  gering  waren. 

Ehe  wir  auf  die  in  der  Folge  erscheinenden  königlichen  Privi- 
legien des  näheren  eingehen,  ist  mit  einigen  Worten  eine  auf  germani- 
schem Boden  erwachsene  Rechtsbesonderheit  zu  erwähnen,  die,  schon 
in  der  Merowingerzeit  angebahnt,  in  den  Tagen  Karl  Martells  zu 
dem  sogenannten  germanischen  Eigenkirchenwesen  sich  ausgestaltete. 
Auch  das  ältere  Kirchenrecht  hatte  schon  demjenigen,  der  eine  Kirche 
gebaut,  bezw.  ein  Benefizium  errichtet  hatte,  gewisse  Befugnisse  ein- 
geräumt, welche  vererbt  werden  konnten.  Einen  wesentlich  weiter- 
gehenden Einfluss  auf  kirchliche  Stiftungen  erstrebten  die  germani- 
schen Stämme  entgegen  der  kirchlichen  Gesetzgebung  gemäss  ihren 
Rechtsanschauungen  von  Grundeigentum  und  Lehnswesen,  nach  ihrem 
Eintritt  in  die  Kirche,  unter  ihnen  besonders  energisch  die  Franken. 
Es  ist  ein  Charakteristikum  dieser  Tendenz,  dass  sie  für  denjenigen, 
auf  dessen  Grund  und  Boden  die  Kirche,  bezw.  der  Altar  errichtet 
worden  war,  eine  volle,  grundsätzlich  unbeschränkte  Herrschaft  über 
seine  Stiftung  beanspruchte.  Demzufolge  forderte  der  Grund- 
herr das  Verfügungsrecht  sowohl  hinsichtlich  des  Kirchengutes  und 
der  kirchlichen  Einkünfte,  als  auch  der  Anstellung  der  Geistlichen.2) 

Geradeso  wie  die  vom  Weltpriester  bediente  Kirche  verfiel  auch 
schon  früh  die  Klosterkirche  und  mit  ihr  das  Kloster  dem  Eigen- 
kirchenwesen und  wir  sehen  so  die  Eigenklöster  geistlicher  und 
weltlicher  germanischer  Grossen  in  die  Erscheinung  treten.  Während 
in  der  merowingischen  Zeit  zahlreiche  Klöster  noch  selbständig  waren, 
befand  sich  die  Mehrzahl  der  in  späterer  Zeit  gegründeten  fränkischen 
Klöster  je    nach    ihrer  Gründung  im   Eigentum  des  Königs,    eiues 


1)  Hauch  a.  a.  0.  I3~4  401  ff.  Besonders  die  freie  Abtswahl  wurde 
— •  neben  der  materiellen  Unabhängigkeit  der  Klöster  —  von  den  Bischöfen 
stark  bekämpft.  Vergl.  die  spanischen  Synoden  zu  Sevilla  v.  J.  619,  c.  10 
(Hefele,  III,  72);  zu  Toledo  v.  J.  633,  c.  51  {Refeie,  III,  84);  zu  Toledo  v.  J.  646, 
c.  4  {Hefele,  III,  95  f.);  zu  Toledo  v.  J.  656,  c.  3  {Hefele,  III,  103)  u.  a.;  die 
englische  Synode  zu  Hereford  v.  J.  673,  c.  3  {Hefele,  III,  113). 

2)  Vergl.  U.  Stutz,  Kirchenrecht  (Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft, 
begr.  von  F.  von  Hollzendorff,  hrsg.  von  J.  Kohler  6.  (I.)  Aufl.  [1903]  Bd.  II. 
S.  829  f.) 
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Bischofs,  einer  bischöflichen  Kirche  oder  eines  Privatmannes.  Hin- 
sichtlich eines  von  ihm  gestifteten  Klosters  verlangte  der  Eigentümer 
das  Recht  der  Verfügung  über  die  Temporalien,  da  die  betreffende 
Vermögensraasse  durch  Widmung  für  eine  klösterliche  Genossenschaft 
nicht  aufhörte,  Privateigentum  des  bisherigen  Eigentümers  zu  sein.1) 
Daraus  leitete  man  für  den  Grundherrn  das  Recht  ab ,  auch  über 
die  geistlichen  Verhältnisse  des  Klosters  Bestimmungen  zu  treffen, 
z.  B.  den  Oberen  einzusetzen.2)  In  nicht  seltenen  Fällen  gestanden 
jedoch  die  Fuudatoren  bezw.  deren  Rechtsnachfolger  den  Klöstern 
freie  Abtswahl  zu,  wie  dies  bei  den  meisten  königlichen  Stiftungen 
der  Fall  war,  oder  sie  behielten  sich  nur  die  Bestätigung  der  Wahl 
vor.8)  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  gekennzeichnete  Eigenkloster- 
wesen, soweit  solche  Klöster  in  Frage  kommen,  welche  sich  im  Eigen- 
tum des  Königs  oder  eines  Privatmannes  befanden,  eine  Beschränkung 
der  bischöflichen  Gewalt  gegenüber  den  Regularen  bedeutete,  zumal 
die  Konsekration  der  Klosterkirche  auf  deren  privatrechtliche  Ver- 
hältnisse keinen  Einfluss  übte;4)  andererseits  musste  die  dargelegte 
Entwicklung  aber  auch  einen  bedeutenden  Zuwachs  der  Episkopal- 
gewalt gegenüber  den  bischöflichen  Eigenklöstern  mit  sich  bringen. 
Und  in  der  Tat  machten  die  Bischöfe,  besonders  seit  dem  9.  Jahr- 
hundert diese  Rechtsform  durch  Klosterstiftungen  sich  dienstbar. 
Die  karolingische  Reform  suchte  die  schlimmsten  Auswüchse  des 
unkirchlichen  Eigenkircheuwesens  zu  beseitigen,  bis  um  die  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  die  Herrschaft  de3  Germanismus  im  Kirchen- 
recht vollständig  gebrochen  war.5) 

Wie  schon  angedeutet,  erhielten  zahlreiche  Klöster  bereits  bei 
ihrer  Gründung  seitens  des  Fundators  rechtliche  Selbständigkeit. 
Dieses  Heraustreten  aus  dem  Eigentum  des  Stifters ,  auf  dessen 
Grund  und  Boden  sie  errichtet  worden  waren,  fand  auch  in  der 
Fundationsurkunde  seinen  Ausdruck.  Um  nun  der  naheliegenden 
Gefahr  zu  begegnen,  dass  der  Diözesanbischof  ein  solches  Kloster  in 
seine  Gewalt  zu  bekommen  suchte,  fügten  die  Stifter  in  vielen  Fällen 
der  Stiftungsurkunde,  in  welcher  sie  sich  ihrer  eigenen  Rechte  be- 
gaben, überdies  noch  die  Bedingung  bei,  dass  der  Bischof  kein 
Dispositionsrecht  in  dem  monastischen  Institut   ausüben  solle.6)     So 

1)  Vergl.  Löning  a.  a.  0.  II.  374  f. 

2)  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  VII.   (Kiel  1876)   S.  266  ff. 

3)  Löning  a.  a.  0.  375  f. 

4)  Hinsctäus ,  Zur  Geschichte  der  Inkorporation  und  des  Patronats- 
rechtes  (Festgabe  für  A.  W.  Heffter,  Berl.  1873)  S.  5  f.  Th.  A.  Müller,  Ueber 
das  Privateigentum  an  katholischen  Kirchengebäuden   (München  1883)  S.  47  ff. 

5)  Vergl.  Stutz,  K.-R.,  S.  830. 

6)  Vergl.  Roth,  Geschichte  des  Benefizialwesens  (Erlangen  1850)  S.  272. 
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heisst  es  z.  B.  in  der  Stiftungsurkunde  für  Solignac:  »Nulluni 
potestatem  nullumque  ius  episcopus ....  in  praetato  monasterio, 
ueque  in  rebus,  neque  in  personis,  ....  penitus  sit  habiturus.«1) 

Die  Bestätigung  einer  solchen  Stiftungsurkunde  seitens  des 
Königs  musste  den  in  derselben  enthaltenen  Bestimmungen,  auch  der 
über  den  Ausschluss  der  bischöflichen  Rechte,  nachdrückliche  Geltung 
verschaffen;  deshalb  sehen  wir  verschiedene  Gründer  diese  königliche 
Bestätigung  erbitten.2)  War  die  königliche  Bestätigung  einer  Ur- 
kunde bezw.  eines  Privilegiums  erfolgt,  so  galt  die  Verletzung  der 
in  demselben  gegebenen  Garantien ,  abgesehen  von  allem  andern, 
auch  als  Verletzung  eines  königlichen  Befehls,  die  durch  die  Bann- 
busse  gesühnt  werden  musste.  Mit  dieser  Bestätigung  von  Stiftungs- 
urkunden durch  den  König  sind  jene  königlichen  Diplome  nicht  zu 
verwechseln,  durch  welche  zugunsten  der  Klöster  erteilte  bischöf- 
liche Urkunden,3)  die  durch  die  Nachfolger  des  urkuudenden  Bischofs 
missachtet  werden  konnten,  in  ihrer  Kraft  verstärkt  wurden.4)  Hier- 
durch wurde  ein  besonderes  Verhältnis  des  Königsschutzes  begründet. 

Waren  die  Könige  selbst  Fundatoren  oder  doch  mitbeteiligte 
Stifter  von  Klöstern,  so  gestanden  sie,  wie  die  übrigen  Stifter,  in 
zahlreichen  Fällen  ihren  Stiftungen  rechtliche  Selbständigkeit  zu. 
In  den  hierhergehörigen  privilegienähnlichen  Urkunden  gewährten  sie 
zumeist  das  Recht  der  freien  Abtswahl,  betonten  aber  auch  gleich- 
zeitig die  Unabhängigkeit  des  Klosters  vom  Bischof  in  dieser  Be- 
ziehung. Übrigens  blieb  der  Einfluss  des  Königs  oder  seiner  Ge- 
sandten trotzdem  bei  der  Abtswahl  meistens  ausschlaggebend. 
»Fortwährend  bald  in  der  einen,  bald  in  der  anderen  Weise  ist  die 
Entscheidung  von  ihnen  ausgegangen.«  5) 

Auch  die  königlichen  Privilegien  zielten  nicht  dahin,  die  Klöster 
der  geistlichen  Jurisdiktion  des  Bischofs  zu  entziehen,  wenn  sie  auch 
später  gemeiniglich  als  Exemtion  bezeichnet  werden,  vielmehr  sollten 
sie  nur  Sicherheit  gegen  den  Missbrauch  der  Episkopalgewalt  ge- 
währen6) und  vor  allem  die  Klöster  durch  Zusicherung  der  Immunität 

1)  Pardessus  1.  c.  II,  p.  12  nr.  254. 

2)  Vgl.  die  Gründungsurkunden  von  Solignac,  a.  631  (Pard.  II,  p.  11 
nr.  254);  Flavigny,  a.  721  (Pard.  II,  p.  328  nr.  514);  Novalese,  a.  739  {Pard.  II, 
p.  370  nr.  559). 

3)  Siehe  oben  S.  309  ff. 

4)  Vergl.  die  Urkunden  Chlodevechs  III.  a.  692  für  das  Kloster  Grosseau 
(Pard.  II,  p.  228  nr.  430) :  Theuderichs  IV.  a.  723  für  St.  Denis  (Pard.  II, 
p.  338  nr.  527);  Theuderichs  IV.  a  727  für  Murbach  (Pard.  II,  p.  351,  nr.  542). 

5;  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  VII  (Kiel  1876)  266  f.  Da- 
selbst auch  mehrere  Beispiele.  —  Ueber  die  königlichen  Privilegien  siehe  Sickel 
a.  a.  0.  S.  568  ff.;  Löning  a.  a.  0.  IL  S.  646  ff. 

6)  Siehe  die  königliche  Urkunde  für  Resbaix  v.  J.  635  (Pard.  II,  p.  33 
nr.  270). 
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von  besonderen  Lasten  befreien.  Mochten  diese  königlichen  Privi- 
legien den  Klöstern  einerseits  grossen  Vorteil  bringen,  so  sind  doch 
auch  ihre  nachteiligen  Wirkungen  nicht  zu  verkennen.  Es  kamen 
die  Zeiten ,  da  die  königlichen  Schutzherren  die  äussersten  Konse- 
quenzen aus  dem  Schutzverhältnis  zogen  und  in  unkanonischer  Weise 
Abteien  mit  ihren  politischen  Freunden  ohne  jede  Rücksicht  auf  ihre 
Würdigkeit  besetzten,  die  Zeiten,  in  denen  »der  Klosterhof  wider- 
hallte von  dem  Gebell  der  Meute«  und  die  Klostergüter  verschleudert 
wurden.  Die  Leidensgeschichte  der  Klöster  St.  Wandrille,  St.  Denis 
u.  a.  unter  der  Regierung  Karl  Martells  bietet  zahlreiche  Belege 
hierfür. *) 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  begreiflich ,  wenn  die  Mönche 
sich  an  die  Schutzgewalt  des  apostolischen  Stuhles  wandten ,  zumal 
dieser,  besonders  seit  Gregor  dem  Grossen,  verschiedene  Klöster  mit 
Privilegien  bedacht  hatte.  Gerade  der  umfassende  Schutz  und  die 
weitgehenden  Privilegien,  welche  die  Päpste  in  Erkenntnis  der  hohen 
Bedeutung  der  klösterlichen  Institute  für  die  kirchliche  Gesamtheit 
denselben  zu  teil  werden  Hessen,  sollten  am  meisten  dazu  beitragen, 
deren  selbständige  Entwicklung  zu  fördern  und  ihre  zukünftige  Welt- 
stellung zu  begründen.  Handelt  es  sich  in  den  Anfängen  nur  um 
die  päpstliche  Bestätigung  bereits  erteilter  bischöflicher  und  könig- 
licher Privilegien,  so  sehen  wir  doch  in  Bälde  die  Päpste  aus  eigener 
Initiative  in  die  Regelung  des  Klosterwesens  eingreifen.  Aus  der 
Zeit  vor  Gregor  dem  Grossen  sei  das  Privileg1)  des  Papstes  Vigilius 
(537 — 55)  für  das  von  Childebert  I.  in  der  Stadt  Arles  gegründete 
Kloster  Montmajour  erwähnt.2)  Die  auf  Bitten  des  königlichen 
Stifters  ausgestellte  Urkunde  ist  uns  nicht  erhalten,  ihr  Inhalt  aber 
in  der  im  Juli  des  Jahres  599  erfolgten  Bestätigung  Gregors  des 
Grossen  angedeutet.  Childebert  hatte  gewisse  Bestimmungen  zwecks 
Sicherung  der  klösterlichen  Ruhe  (»pro  quiete  monachorum«)  urkund- 
lich festgelegt  und  erbat  nun  vom  Papste  Vigilius  deren  Bestäti- 
gung; seinem  Ansuchen  fügte  er  die  weitere  Bitte  bei,  der  Papst 
möge  das  Kloster  hinsichtlich  der  Vermögensverwaltung  und  der 
Abtswahl  (»tarn  in  dispositione  rerum,  quam  in  ordinatione  abbatis«) 
mit  Privilegien  ausstatten.     Dem   entsprach   ein  von  Papst  Vigilius 

1)  Siehe  Hauch  a.  a.  0.  P— *  S.  409  ff.;  Weiss  a.  a.  0.  S.  26  f. 

2)  Jaffi -Wattenbach,  Regesta  Pontificum  Romanorum  (Lips.  1885, 
Ed.  II.)  nr.  928,  a.  550  ? ;  bestätigt  von  Gregor  I.  in  ep.  IX,  216  (Gregorii  I. 
Papae  Registrum  epistolarum,  tom  II  p.  203,  herausgegeben  von  Ewald-Hart- 
mann, Berlin  1891—99,  in  Monumenta  Germaniae  hist.  Epistolarum  tom.  I  et  II); 
vergl.  Jaffe',  R.  P.  2  nr.  1745,  a.  599;   Weiss  a.  a.  0.  S.  28  f.    Ein  von  Papst 

Hormisdas  erteiltes  Privileg  (Jaffe,  R.  P.  2  nr.  864  a.  514—23)  bezieht  sich  auf 
ein  bei  Arles  gelegenes  Nonnenkloster. 
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an  den  Bischof  Aurelius  von  Arles  adressiertes  Diplom.  Letzteres 
war  der  Bestätigungsurkunde  Gregors  I.  angehängt,  ist  aber  ver- 
loren gegangen. 

Die  Zahl  der  päpstlichen  Privilegien  begann  bedeutend  zuzu- 
nehmen, als  auf  den  apostolischen  Stuhl  eine  durch  und  durch 
klösterliche  Natur  in  Gregor  dem  Grossen  erhoben  wurde,  der  be- 
rufen war,  »der  zweite  Gesetzgeber,  ja  der  eigentliche  Verbreiter 
des  Ordens  des  hl.  Benedikt  zu  werden«.1)  Die  Förderung  des 
Ordenswesens  und  der  Institute  desselben  war  eines  seiner  Haupt- 
ziele. Mit  regem  Eifer  betrieb  er  die  Errichtung  neuer  Klöster2), 
bereits  bestehende  bedachte  er  mit  Unterstützungen.3)  Bei  Bestim- 
mung des  kirchenrechtlichen  Verhältnisses  zwischen  Bischof  und 
Regularen  war  bei  ihm  die  Erkenntnis  massgebend,  dass  die  Klöster, 
wenn  sie  als  solche  bestehen  und  ihrer  Bestimmung  gerecht  werden 
sollten,  einer  gewissen  Unabhängigkeit  vom  Diözesanbischof  nicht 
entbehren  konnten.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  die  zahl- 
reichen Privilegien  zu  betrachten,  die  Gregor  den  Klöstern  verlieh, 
zumal  die  Bedrückungen  der  letzteren  durch  geistliche  und  weltliche 
Grosse ,  die  sich  nicht  selten  auf  ihr  Oberaufsichtsrecht  als  Schein- 
titel für  ihr  ungerechtes  Vorgehen  beriefen,  den  Gedanken  an  Exemtion 
nahe  legten.  In  einem  Briefe  an  den  Bischof  Castorius  von  Ariminum4) 
aus  dem  Jahre  595  gab  der  Papst  praktisch  detaillierte  Vorschriften, 
wie  die  folgenden:  beim  Tode  des  Abtes  dürfe  sich  der  Bischof 
bezw.  die  bischöfliche  Kirche  unter  keinen  Umständen  in  die  In- 
ventarisierung des  Klostergutes  oder  in  die  Sorge  für  das  bereits 
erworbene  oder  noch  zu  erwerbende  Eigentum  des  monastischen 
Instituts  einmischen.  Es  soll  alsdann  nur  ein  würdiger  und  zur 
Durchführung  der  klösterlichen  Disziplin  geeigneter  Mann ,  auf 
welchen  die  einmütige  Wahl  der  Brüder  gefallen,  vom  Bischof  zum 
Abt  geweiht  werden.  Im  Interesse  des  Seelenheiles  der  Mönche, 
deren  Zurückgezogenheit  durch  das  Zusammenströmen  des  Volkes 
gestört  wird,  ist  es  dem  Bischof  nicht  gestattet,  im  Kloster  öffent- 
liche Messen  zu  feiern. 

Das  gleiche  Streben  Gregors  zeigt  sich  in  einem  im  Jahre  598 


1)  C.   Wolfsgruber,  Gregor  der  Grosse  (Saulgau  1890)  S.  100. 

2)  ep.  I  50  (Registrum  I  76),  IV  8.  9.  10  (Reg.  I  240—243),  IX  164 
(Reg.  II  163  sq.). 

3)  ep.  II  3  (Reg.  I  102/03),  VII  23  (Reg.  I  468),  IX  96  (Reg.  II  106/7). 
—  Beispiele  von  Ausgaben  Gregors  für  das  Kloster wesen  s.  Karl  Schwarzlose, 
Die  Verwaltung  und  finanzielle  Bedeutung  der  Patrimonien  der  römischen 
Kirche  bis  zur  Gründung  des  Kirchenstaates  in  Briegers  Zeitschrift  für  Kirchen- 
geschichte, Jhrgg.  XI  (1890)  S.  85  f. 

4)  ep.  V.  49  (Reg.  I,  348  sq.). 
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erteilten  Privilegium  für  das  Kloster  des  heiligen  Johannes  und 
Stephanus  bei  Ravenna.  Hier  betont  der  Papst  dem  Bischof  Marinian 
gegenüber,  niemand  möge  es  in  Zukunft  wagen,  die  Einkünfte,  das 
Vermögen  oder  die  Besitzurkunden  des  genannten  Klosters  unter 
irgend  einem  Scheintitel  anzutasten  oder  sie  irgendwie  zu  schmälern. 
Es  steht  zwar  dem  Bischöfe  das  Recht  zu,  dem  von  den  Mönchen 
frei  erwählten  Abte  die  Weihe  zu  spenden ,  jedoch  hat  dies  »sine 
dolo  et  venalitate  aliqua«  zu  geschehen.  Unter  keinen  Umständen 
darf  der  Bischof  gegen  den  Willen  des  Oberen  Mönche  zum  Empfang 
der  hl.  Weihen  oder  zur  Verrichtung  der  Dienste  eines  Klerikers 
aus  der  Klostergemeinschaft  hinwegnehmen.  Im  weiteren  erklärt 
Gregor,  der  Verkehr  des  Abtes  mit  dem  Apostolischen  Stuhle  sei 
frei  und  ungehindert,  auch  hätten  sich  Marinian  und  seine  Nach- 
folger bei  Gelegenheit  der  Visitation  jeder  ungerechten  Belästigung 
der  Mönche  zu  enthalten. x)  Andere  Briefe  Gregors  enthalten  das 
Verbot,  in  der  Klosterkirche  die  bischöfliche  Kathedra  aufzuschlagen 
(Zeichen  der  Jurisdiktionsgewalt),  daselbst  öffentliche  Messen  zu 
feiern  und  feierliche  Prozessionen  abzuhalten. 2)  Namentlich  die- 
jenigen Vorschriften ,  welche  die  Sicherung  des  Klostergutes  gegen- 
über den  Bischöfen  zum  Gegenstand  hatten,  sah  sich  der  Papst  des 
öfteren  zu  wiederholen  veranlasst.  In  der  Richtung  der  angeführten 
Bestimmungen  bewegt  sich  auch  die  auf  der  Synode  in  der  Lateran- 
kirche im  Jahre  601  verkündete  Konstitution  über  die  Freiheit  der 
Mönche. 

Die  genannten  und  die  zahlreichen  sonstigen3)  Privilegien 
finden  ihre  Erklärung  in  den  üblen  Erfahrungen ,  die  Gregor  als 
Abt  des  Klosters  St.  Andreas  bezüglich  der  Vergewaltigungen  und 
Bedrückungen  der  Mönche  gemacht  haben  mochte;  auch  später  als 
Papst  sah  er  sich  des  öfteren  veranlasst,  Bischöfe,  welche  die  Grenzen 
ihrer  Gewalt  überschritten,  in  dieselben  zurückzuverweisen. 

Indem  Gregor  derart  für  die  Klöster  besorgt  war,  »beabsichtigte 
er  (wie  Montalembert  zusammenfassend  urteilt)  augenscheinlich  nichts 
anderes,    als   in    denselben    das   geistliche  Leben  zu   kräftigen    und 


1)  ep.  VIII  17  (Reg.  II  19  sq.) 

2)ep.  V  47  (Reg.  I  346  sq.);  VI  44  (Reg.  I  419  sq.);  IX  165  (Reg.  II 164). 
Vergl.  hierzu  Formel  nr.  11  des  liber  diurnus :  Responsum  oratorii  dedicandi, 
sowie  nr.  15:  Responsum  de  dedicando  oratorio  intra  monasterium  monachorum 
(Sichel,  liber  diurnus  Rom.  Pont.  [Vindob.  1889]  p.  10  sq.  et  12  sq. 

3)  Hefele,  Konziliengeschichte,  III.  61.  Jafft  (Reg.  Pont.  II 2  168)  und 
mit  ihm  Phillips  (Kirchenrecht  VII,  925)  versetzen  das  Konzil  in  das  Jahr 
595.  Ohne  hinreichenden  Grund  bezweifelt  Weiss  (a.  a.  0.  S.  31)  die  Echtheit 
der  Konstitution. 
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energische  Mittelpunkte  des  Widerstandes  gegen  die  Unordnungen 
zu  schaffen,  welche  infolge  der  Kämpfe  und  Verheerungszüge  der 
verschiedenen  Völkerstämme  gegen  einander  in  den  Reihen  des  Welt- 
klerus überhand  nahmen«;  fern  lag  es  ihm,  »die  Erschlaffung  (der 
Mönche)  der  bischöflichen  Strenge  zu  entziehen«.1) 

Dass  Gregor,  wenn  er  auch  die  Abteien  den  Bischöfen  gegen- 
über in  gewissen  Beziehungen  unabhängig  stellte ,  trotzdem  kein 
neues  Recht  schaffen  und  die  Klöster  von  der  geistlichen  Jurisdiktion 
des  Bischofs  nicht  eximieren  wollte,  ergeben  seine  Briefe,  worin  den 
Bischöfen  das  Recht  zugesprochen  wird,  die  in  ihrer  Diözese  ge- 
legenen Klöster  einzuweihen,2)  den  Abt  feierlich  zu  benedizieren,8) 
das  Ordensleben  zu  überwachen,4)  die  Klöster  zu  visitieren,5)  deren 
Rechte  zu  schützen  und  für  alles  zu  sorgen,  was  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  Ordnung  und  zur  Sicherung  des  Seelenheiles  der  Mönche 
gehört. 6)  Der  Papst  vermied  es  überhaupt,  den  bischöflichen  Rechten 
in  irgend  einer  Beziehung  zu  nahe  zu  treten.  »Absit  hoc  a  me«, 
schreibt  er  an  den  Bischof  Natalis  von  Salonita,  »ut  statuta  maiorum 
consacerdotibus  meis  in  qualibet  ecclesia  infringam,  quia  mihi  in- 
iuriam  facio,  si  fratrum  meorum  iura  perturbo«.7)  Angesichts  der 
angeführten  Texte  ist  die  schon  von  Thomassin8)  vertretene  Be- 
hauptung begründet,  dass  Gregor  durch  seine  Privilegien  die  geist- 
liche Jurisdiktion  der  Bischöfe  über  die  Klöster  nicht  beeinträchtigen 
wollte,    mithin    während   seines  Pontifikates   von   einer   eigentlichen 


1)  Montalembert,  Die  Mönche  des  Abendlandes,  deutsch  von  Brandes, 
II  (Regensbg.  1860)  S.  169.     Vgl.  ep.  V  47  (Registrum  I  347). 

2)  ep.  V  50  (Reg.  I  350),  ep.  IX  165,  233  (Reg.  II  164,  228),  ep.  XIII 
18  (Reg.  II  385). 

3)  ep.  III  23  (Reg.  I  181),  V  47  (Reg.  I  347),  IX  12  (Reg.  II  49).  In 
dem  erstgenannten  Briefe  (III  23)  wird  der  Adressat  aufgefordert,  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  Theodosius,  erwählter  Abt  eines  Vlartinsklosters  in  Campanien 
ordiniert  werde  »per  eum,  cuius  interest«,  d.  h.  durch  den  Diözesanbischof. 

4)  ep.  VIII  32  (Reg.  II  34).  Hier  spricht  Gregor  auch  aus,  wie  er  die 
Ueberwachung  des  ordensgemässen  Lebenswandels  durch  den  Bischof  versteht; 
»curae  tuae  sit«,  schreibt  er  an  den  Bischof  Johannes  von  Scylla,  »circa  actus 
ac  vitam  consistentium  illic  monachorum  vigilantem  existere  et,  si  quempiam 
illic  prave  conversari  aut  in  aliquam  immunditiae,  quod  absit,  culpam  inveneris, 
districta  ac  regulari  emendatione  corrigere«. 

5)  ep.  VIII 17  (Reg.  II  20),  ep.  VIII  32  (Reg.  II 34).  Siehe  auch  c.  28  C.  XVIII 
qu.  2.  Freilich  soll  der  Bischof  dieses  Visitationsrecht  als  ein  »officium  cari- 
tatis«  auffassen,  sodass  die  Mönche  seiner  Ankunft  gerne  entgegensehen  (VIII 
17,  1.  c).  Vergl.  Hinhmars  von  Reims  Schrift  »de  ecclesiis  et  capellis«, 
hrsg.  v.  W.  Gundlach  in  Briegers  Ztschr.  für  Kirchengesch.  X  (1889)  S.  119. 

6)  ep.  VIII  32  (1.  c.)  —  Die  bischöflichen  Gerechtsame  gegenüber  den 
Mönchen  werden  in  ep.  V  47  (Reg.  I  347)  iurisdictio,  in  ep.  V.  50  (Reg.  I  350) 
diligentia  disciplinae  genannt. 

7)  ep.  II  50  (Reg.  I  154).  Aehnliche  Stellen:  ep.  II  52  (Reg.  I  156), 
ep.  XI  24  (Reg.  II  285). 

8)  De  beneficiis,  P.  I.  1.  III.  cap.  30. 


17 

Exemtion  noch  nicht  die  Rede  sein  kann ;  es  waren  nur  Missbräuche, 
die  er  zu  beseitigen  bestrebt  war. l) 

Beachtenswert  sind  auch  die  Versuche  Gregors,  Priestertum 
und  Mönchtura  aufs  strengste  zu  scheiden.  Die  Pflichten  dieser  beiden 
Stände  sind  nach  seiner  Ansicht  so  wichtig  und  bedeutend,  dass  sie 
von  einem  und  demselben  unmöglich  gleichzeitig  erfüllt  werden 
können.2)  Der  Mönch,  welcher  zu  einem  kirchlichen  Ordo  gelangt, 
also  Kleriker  wird,  soll  ferner  im  Kloster  kein  Recht  mehr  haben, 
auch  nicht  mehr  dort  wohnen  dürfen. 3)  Eine  sehr  markante  dies- 
bezügliche Verfügung  finden  wir  in  ep.  IX  165 4)  an  den  Bischof 
Fortunatus  von  Neapel,  worin  verboten  wird ,  dass  in  einer  neapoli- 
tanischen Klosterkirche  ein  Taufstein  errichtet  und  an  derselben  ein 
Priester  ständig  angestellt  werde ;  vielmehr  sollen  die  dortigen  Mönche, 
so  oft  sie  eine  Messe  verlangen,  vom  Bischof  einen  Priester  begehren, 
dem  allein  die  Feier  der  hl.  Messe  daselbst  gestattet  sein  soll.  Bei 
unseren  Untersuchungen  interessiert  uns  ferner  die  Tnkorporierung 
der  Kirche  des  hl.  Pankratius  an  der  Via  Aureliana  mit  dem  an- 
stossenden  Kloster;  dem  letzteren  wird  von  Gregor  die  Seelsorge  an 
der  genannten  Kirche  mit  der  Massgabe  übertragen,  dass  alle  Tem- 
poralien  der  Kirche  dem  Kloster  zufallen,  während  dieses  neben  der 
Baulast  die  Verpflichtung  übernimmt,  zur  Besorgung  des  Gottes- 
dienstes einen  Weltpriester  zu  bestellen,  der  im  Kloster  Wohnung 
und  Verpflegung  erhält.5) 


1)  Vergl.  Weiss  a.  a.  0.  S.  31. 

2)  ep.  IV  11  (Reg.  I  2U),  ep.  V  1  (Reg.  I  281/82). 

3)  ep.  VIII  17  (Reg.  II  20). 

4)  Reg.  II  164,  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  ep.  V  50  (Reg.  I  350). 

5)  ep.  IV  18.  Der  Gottesdienst  an  der  genannten  Kirche  war  bisher 
Weltpriestern  übertragen,  aber  von  diesen  vernachlässigt  worden,  »ita  ut  venientes 
Dominicorum  die  populi  missarum  sollemnia  celebraturi  non  invento  presbytero 
murmurantes  redirent«  (Reg.  I  252/53). 


18 


IL 

ExemterMärung  einzelner  Klöster  durch  die  Päpste  bis  zu  den 
Anfängen  der  cluniacensischen  Beformbewegung. 

Nach  dem  Tode  Gregors  beginnt  die  Zahl  der  päpstlichen  Ur- 
kunden für  klösterliche  Institute  sich  zu  verringern.  Seit  der  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  jedoch  sehen  wir  ihre  Zahl  wieder  bedeutend 
steigen;  begegnen  uns  doch  in  der  Zeit  zwischen  855  und  900  für  das 
Frankenreich  allein  49  Privilegienverleihungen. *)  Auf  die  Gründe 
dieser  Erscheinung  werden  wir  später  zurückkommen. 

In  die  erste  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  gehört  eine  päpstliche 
Urkunde,  welche  deshalb  unsere  besondere  Beachtung  verdient,  weil 
in  derselben  das  Normalmass  der  gewöhnlichen  Privilegien  über- 
schritten wird.  In  der  Exemtionsurkunde  für  das  Kloster  Bobbio  vom 
Jahre  628 2)  bestimmte  nämlich  Papst  Honorius  I.,  das  Kloster  solle 
einzig  und  allein  unter  der  Jurisdiktion  der  römischen  Kirche  steheu; 
kein  Bischof  dürfe  deshalb  seine  Gewalt  (ditio)  auf  dasselbe  aus- 
dehnen oder,  ohne  vom  Abte  eingeladen  zu  sein ,  daselbst  feierliche 
Messen  halten.  Eine  solche  ausdrückliche  Unterstellung  unter  Rom 
unter  vollständigem  Ausschluss  der  bischöflichen  Gewalt  war  bisher 
noch  keinem  Kloster  gewährt  worden.  Wir  sind  deshalb  berechtigt, 
diese  Urkunde  als  das  früheste  Beispiel  einer  von  dem  Papste 
erteilten  vollständigen  Exemtion  eines  Klosters  von  der  bischöflichen 


1)  Vergl.  Blumenstok,  Der  päpstliche  Schutz  im  Mittelalter  (Inns- 
bruck 1890)  S.  30. 

2)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  2017  a.  628  (Migne,  P.  L.  LXXX  483).  Das 
Privilegium  entspricht  wörtlich  der  Formel  77  des  Liber  diurnus :  »Privi- 
legium monasterii  in  alia  provincia  constituti«  (Sickel,  Liber  diurnus  Rom. 
Pont.  [Vindob.  1889]  p.  82  sqq.).  Vergl.  Harttang ,  Diplomatisch-historische 
Forschungen  (Gotha  1879)  S.  62  ff. 
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Gewalt  zu  bezeichnen.  Ganz  spezielle  Motive  waren  es,  welche  diese 
Exemtion  herbeiführten:  die  Bedeutung  des  Klosters  für  Wissenschaft 
und  kirchliches  Leben,  sowie  das  Bestreben  des  Apostolischen  Stuhles, 
ein  Kloster,  welches  inmitten  der  arianischen  Bewegung  ein  Hort 
der  Orthodoxie  sein  sollte,  durch  möglichst  weitgehende  Freiheiten 
in  seinem  Bestand  und  seiner  Entwicklung  zu  sichern. *) 

Aus  der  zweiten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  ist  vor  allem  eine 
Urkunde  des  Papstes  Adeodat  für  das  altberühmte  Kloster  St.  Martin 
zu  Tours  hervorzuheben.  2)  Das  genannte  Privileg  hat  die  Form 
eines  an  alle  gallischen  Bischöfe  gerichteten  Schreibens  und  befreit 
die  Mönche  mit  Rücksicht  darauf,  dass  bereits  Bischof  Crodbert  von 
Tours  und  mit  ihm  andere  Bischöfe  die  »libertas  monachica«  (i.  e. 
libera  dispensandi  licentia)  zugestanden,  von  der  bischöflichen  Juris- 
diktion („a  regimine  episcopalis  providentiae").  Instruktiv  ist  die 
in  dem  Diplom  enthaltene  Bemerkung  des  Papstes,  eine  solche  Be- 
freiung sei  gegen  die  Tradition  des  Apostolischen  Stuhles  (»quod 
mos  atque  traditio  sanctae  nostrae  Ecclesiae  plus  non  suppetat«). 
Dem  Bischof  bleibt  die  Befugnis,  die  Ordinationen  im  Kloster  vor- 
zunehmen und  das  Chrisma  zu  weihen. 

Seit  Gregor  dem  Grossen  lag  den  Päpsten  die  Sorge  für  die 
angelsächsische  Kirche  sehr  am  Herzen.  Grosse,  blühende  Klöster 
waren  seit  Gregors  epochemachendem  Eingreifen  dort  entstanden. 
Hatte  schon  in  der  altbritischen  Kirche  das  Mönchtum  die  bekannte 
bevorzugte  Stellung  inne  gehabt,  so  mochte  es  jetzt  noch  mehr 
geboten  erscheinen,  den  aufstrebenden  Klöstern  der  angelsächsischen 
Reiche  durch  Privilegien  erhöhten  Einfluss  zu  sichern. 3)  Diese  Ten- 
denz liegt  mehreren  Urkunden  des  Papstes  Agathon  für  englische 
Klöster  zugrunde.4)  Auch  Sergius  I.  brachte,  wie  der  Kirche  in 
England  überhaupt ,  so  besonders  den  Klöstern  seine  Hirtensorge 
entgegen.  Im  Jahre  701  privilegierte  er  das  Kloster  St.  Peter  und 
Paul  zu  Meldunesburg. 5)  Dasselbe  soll  fortan  ausschliesslich  unter 
der  Jurisdiktion  und  dem  Schutz  des  Papstes  stehen  und  verbleiben; 
kein    Bischof  oder  Priester   darf  daselbst   irgend   eine  Jurisdiktion 

1)  Vgl.  Weiss    a.  a.  0.  S.  35  f 

2)  Jafft,  R.  P.*nr.'2105'a.  672-76   {Migne,   P.  L.  LXXXVII  1141). 

3)  Vergl.  Sichel,  Beiträge  zur  Diploinatik,  a.  a.  0.  S.  631. 

4)  Jaffe,  R.  FJ  nr.  2106  a.  678?  für  St.  Peter  zu  Wiremouth ;  nr.  2112 
a.  680  für  Hripen  und  Hagulstede.  Ueber  das  Privileg  für  Wiremouth  siehe 
Beda  Venerabilis,  Vita  quinque  ss.  Abbatura.  lib.  I.  {Migne,  P.  L.  XCIV  717) 
und  Hist.  eccl.  lib.  IV  cap.  18  (ed.  Holder  p.  194).  Die  Urkunden  nr.  2111  a.  680 
für  St.  Peter  zu  Medesharastede  und  nr.  2114  a.  678—81  für  St.  Paul  in  London 
bezeichnet  Jaffe'  als  diplomata  spuria. 

5)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  2140  a.  701  (Cocquelines,  ßullarum  privilegiorura 
ac  diploraatum  Roraanorum  Pontificum  amplissima  collectio  [Roraae  1739  sqq.] 

I      131).  Q   ,(4 


20 

geltend  machen  oder  ohne  Einladung  des  Abtes  feierlichen  Gottes- 
dienst halten;  die  Ordination  der  Regularen  soll  von  dem  benach- 
barten Bischof  (»episcopus,  qui  e  vicino  est«)  erbeten  werden,  der 
auch  für  die  Benediktion  des  frei  gewählten  Abtes  zuständig  ist. J) 
Beachtenswert  sind  die  gleich  am  Anfange  der  Urkunde  ausgespro- 
chenen Erwägungen  allgemeiner  Natur,  welche  die  Erteilung  der 
verbrieften  Rechte  begründen  und  rechtfertigen  sollen.  Die  recht- 
lichen und  materiellen  Vergünstigungen,  welche  den  Mönchen  zuteil 
werden,  führt  der  Papst  aus,  sollen  dazu  dienen,  ihnen  das  Leben 
nach  der  hl.  Regel  zu  erleichtern,  nicht  aber  zur  Lockerung  der 
Disciplin  beitragen  und  die  Ungebundenheit  befördern.  Die  Mönche 
sollen  von  irdischen  Sorgen  und  Pflichten  möglichst  frei  sein,  um 
mit  desto  grösserer  Hingabe  Gott  dienen  zu  können.  Wohl  kann 
man  die  Echtheit  dieses  Privilegs,  welches  weder  Datum  noch  Un- 
terschrift bietet  und  nach  der  Meinung  Harttungs1)  überarbeitet 
ist,  anzweifeln;  jedoch  soviel  ist  sicher,  dass  das  Kloster  schon  in 
dieser  Frühzeit  der  Sache  nach  sich  der  meisten  der  in  der  Urkunde 
erwähnten  Freiheiten  zu  erfreuen  hatte. 3) 

In  einer  sehr  wichtigen  Urkunde  unbekannten  Datums  wird 
zwei  Klöstern  zum  hl.  Petrus  bei  Benevent  auf  Bitten  des  Abtes 
Vitalian  Exemtion  und  zwar  in  demselben  Umfange,  wie  dem  be- 
reits genannten  Kloster  Bobbio  verliehen.  Der  Brief  enthält  die  Sätze : 
»  .  .  .  ut  (sc.  monasteria)  sub  iurisdictione  sanctae  nostrae,  cui  Deo 
auctore  deservimus,  aecclesiae  constituta,  nulli  alterius  aecclesiae  iuris- 
dictionibus  submittantur.  ...  Et  ideo  oranem  cuiuslibet  aecclesiae 
sacerdotem  in  praefatis  monasteriis  dictionem  quamlibet  habere  hac 
auctoritate  praeter  sedem  apostolicam  prohibemus.« 4)  Dieses  Akten- 
stück wird  von  Ewald5)  und  Blumenstok6)  Gregor  I.  zugeschrieben, 
ist  aber  wohl,  wie  Weiss  7)  ausführt,  in  die  erste  Hälfte  des  8.  Jahr- 

1)  »Ea  quae  religiosae  conversationis  intuitu  monachis  servis  Dei  pro 
libera  vivendi  facultate  conferuntur,  non  pro  illecebrarum  licentia,  sed  pro 
utilitate  bene  conversandi  et  divinis  servitiis  seipsos  procul  dubio  mancipandi, 
a  praesulibus  atque  cultoribus  Deo  decretae  Christianae  religionis  indulgentur, 
ut  nexu  humanae  conditionis  exuti,  dum  ab  omni  munere  saecularium  functio- 

num  efficiuntur  immunes, Deo  penitus  vacent  et   eius  solius    sint   im- 

buendi  servitio  .  .  .  .«  (1.  c.)  Vergl.  Sickel,  a.  a.  0.  S.  631. 

2)  a.  a.  0.  S.  210. 

3)  Vergl.   Weiss,  a.  a.  0.  S.  36  ff. 

4)  Jnffe,  R  P.2  nr.  1926  a.  590—604.  Das  Privileg  stimmt  fast  wört- 
lich mit  der  Formel  32  des  Liber  diurnus  (ed.  Sirket  p.  23  sqq.)  überein.  Es 
ist  abgedruckt  im  Neuen  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichts- 
kunde, Bd.  VII  (Hannover  1882)  S.  590  f.  {Paul  Ewald,  Zwei  unedierte  Briefe 
Gregors  I.). 

5)  a.  a.  0.  S.  590-604. 

6)  a.  a.  0.  S.  29. 

7)  a.  a.  0.  S.  33  ff. 
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hunderts  zu  setzen  und  würde  dann  von  Gregor  II.  oder  III.  her- 
rühren. Das  Diplom  auf  Gregor  I.  zurückzuführen,  ist  schon  des- 
halb nicht  angängig,  weil  wir  sonst  nirgends  eine  so  vollständige 
Exemtion  von  diesem  Papste  erteilt  finden.  Wir  konnten  oben  !) 
bereits  sehen,  dass  er  die  bischöflichen  Gerechtsame  nicht  verkürzen 
wollte;  er  bezeichnete  es  ja  als  ein  Unrecht,  seinen  Mitbischöfen 
gegenüber  »die  Satzungen  der  Väter  zu  brechenc2) 

Diesem  Privileg  steht  ein  anderes  zur  Seite,  welches  deshalb 
unsere  besondere  Aufmerksamkeit  verdient,  weil  es  die  erste  wich- 
tige Exemterklärung  eines  deutschen  Klosters  darstellt.  Auf  Bitten 
des  hl.  Bonifatius  unterstellte  Papst  Zacharias  das  Kloster  Fulda 
unmittelbar  der  Jurisdiktion  des  apostolischen  Stuhles. 3)  Das  Pri- 
vileg ist  bis  in  die  neueste  Zeit  vielfach  wissenschaftlich  untersucht 
worden;4)  die  Ansicht,  welche  seine  Echtheit  vertritt,  ist  die 
herrschende.  Für  sie  ist  auch  Sickel,  der  bedeutendste  Kenner 
der  aus  der  karolingischen  Zeit  stammenden  Urkunden,  eingetreten; 
nach  Ölsner  hat  Sickels  »scharfsinnige  Forschung  die  Frage  wohl  für 
immer  zum  Abschluss  gebracht  und  den  Verdacht  einer  Fälschung 
beseitigt.«  Freilich  ist  es  auffallend,  dass  Papst  Zacharias,  den  kirchen- 
rechtlicben  Bestimmungen  entgegen,  Fulda  der  Jurisdiktion  jeder 
andern  geistlichen  Autorität,  d.  h.  auch  der  des  Diözesanbischofs  ent- 
zog und  der  speziellen  Beaufsichtigung  des  päpstlichen  Stuhles  unter- 
stellte. Im  Frankenreich  war  eine  derartige  Bevorzugung  einer 
Klostergründung  bislang  ohne  Beispiel.  Während  in  andern  von 
Bischöfen  erteilten  Klosterprivilegien  das  bischöfliche  Oberaufsichts- 
recht nicht  tangiert  wurde,  vielmehr  ausdrücklich  bemerkt  war: 
»nihil  de  canonica  institutione  convellitur«,  wurde  in  dem  Fuldaer  Pri- 


1)  Vergl.  II.  Quartalh.  1906  S.  317. 

2)  ep.  II  50  (Reg.  I  154). 

3)  Migne,  P.  L   LXXXIX  954. 

4)  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik  (Wiener  Sitzungsberichte  Bd.  47, 
S.  617  ff.) ;  Oelsner,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reiches  unter  König  Pipin 
(Leipzig  1871)  S.  56  ff.  Vergl.  ferner  Gegenbauer,  Das  Kloster  Fulda  im 
Karolinger  Zeitalter,  I  Urkunden  (Fulda  1871)  S.  57  ff.  ;  Buss-Scherer,  Win- 
fried-Bonifatius  (Graz  1880)  S.  318  ff;  Kurth,  Wynfrith-Bonifatius  (Fulda  1903) 
S.  101;  Weiss,  a.  a.  0.  S.  40  f.  —  Im  18.  Jahrhundert  war  das  genannte  Privileg 
des  Klosters  Fulda  Gegenstand  erregter  Erörterungen.  Als  Vertreter  der  bischöf- 
lichen (Würzburger)  Ansprüche  erhob  gegen  Form  und  Inhalt  desselben  Ein- 
wendungen der  Würzburger  Theologe  Johann  Georg  von  Eckhart',  er  schrieb 
1727  die  »Animadversiones  historicae  et  criticae  in  J.  F.  Schannati  dioecesin« 
und  zwei  Jahre  später  die  »Commentarii  de  rebus  Franciae  orientalis  et  episco- 
patus  wirzeburgensis  etc.«  Die  erstgenannte  Schrift  war  gerichtet  gegen  Johann 
Friedrich,  von  Schannat,  der  im  Jahre  1727  in  seinem  Werke  »Dioecesis 
fuldensis  cum  annexu  suo  hierarchia«  als  Sachwalter  Fuldas  aufgetreten  war. 
Auch  titttberg  (Kirchengeschichte  Deutschlands  I  [Göttingen  1846]  S.  612—22) 
und  Harttung  (Dipl.-historische  Forschungen  [Gotha  1879]  S.  196  ff.)  bestritten 
die  Echtheit  der  Urkunde. 
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vilegium  nicht  nur  Garantie  gegen  den  Missbrauch  der  Episkopal- 
gewalt geboten,  sondern  geradezu  das  kanonisch  feststehende  Recht 
des  Bischofs  aufgehoben.  Dass  der  hl.  Bonifatius  für  sein  Kloster 
Fulda  eine  solche  freiheitliche  Stellung  erstrebte,  findet  seine  Erklärung 
darin,  dass  die  Abtei  durch  ihre  Lage  inmitten  verschiedener  Stämme 
und  mehrerer  Bistümer  leicht  in  Streitigkeiten  verwickelt  werden  konnte. 
Den  infolgedessen  für  das  Kloster  zu  befürchtenden  Gefahren  gedachte 
der  Stifter  vorzubeugen.  Von  Fulda,  als  einer  »Hochburg  des  kirchlichen 
und  geistigen  Lebens  in  Deutschland«,  als  einem  »Kloster  von  grosser  na- 
tionaler Bedeutung«,1)  sollten  neue  Unternehmungen  ausgehen,  Fulda 
sollte  das  Missionswesen  im  Norden  übernehmen  und  an  der  Spitze  des 
ganzen  Ordenswesens  im  mittleren  und  nördlichen  Deutschland  eine 
Leuchte  der  Wissenschaft  und  Religion  für  das  ganze  Land  werden. 
Man  hat  aus  dem  Vorgehen  des  Nachfolgers  Bonifatius',  des  Erzbischofs 
Lullus  von  Mainz,  der  dem  Abte  Sturm  von  Fulda  gegenüber  die  Selb- 
ständigkeit des  Klosters  nicht  anerkennen  wollte,  den  Schluss  gezogen, 
in  der  jetzigen  Form  des  Privilegs  sei  eine  Änderung  enthalten ;  man 
habe  etwa  eine  die  bischöflichen  Rechte  sichernde  Wendung  ausge- 
lassen. 2)  Indes  betrachtete  sich  Lullus  in  Fulda  wohl  nur  als  Rechts- 
nachfolger des  hl.  Bonifatius,  welcher  naturgemäss  als  Stifter  der  Abtei 
auf  die  Leitung  derselben  trotz  der  Exemtion  einen  aussergewöhn- 
lichen  Einfluss  ausgeübt  hatte.  Das  Privilegium  des  Papstes 
Zacharias  wurde  später  unter  Abt  Theoto  modifiziert  durch  eine 
Urkunde  des  Papstes  Benedikt  III.  (855— 58) 3),  welche  dem  Diöze- 
sanbischof  Hoheitsrechte  über  das  Kloster  zugesteht,  insbesondere 
denselben  allein  für  zuständig  erklärt,  die  Altäre  des  Klosters  zu 
weihen.  Auch  das  Privileg  Leos  VII.  (936—39)  behielt  das  Recht 
des  Ordinarius  vor.4)  Durch  Marinus  II.  (942—46)  wurde  ein 
Einfluss  des  Diöcesaubischofs  wieder  ganz  ausgeschlossen. 5) 

Was  das  Kloster  Fulda  für  Deutschland  bedeutete,  war  Monte 
Cassino  für  Italien.  Jedenfalls  erfreute  sich  dieses  Kloster  als  Stamm- 
kloster des  Benediktinerordens  und  Zufluchtsort  der  Päpste  gleich- 
zeitig einer  ähnlichen  Exemtion  wie  Fulda;  freilich  ist  es  nicht 
sicher,  ob  Papst  Zacharias  das  ihm  zugeschriebene  Piivileg  wirklich 
erteilt  hat.6)     War  also  Monte  Cassino  tatsächlich  im  Besitze  einer 

1)  Kurth,  a.  a.  0.  S.  101. 

2)  Rettberg,  a.  a.  0.  I.  S.  613  f.;  vergl.  Harttunq,  a.  a.  0.  S.  196. 

3)  Jafft,  R.  P.2  nr.  2668  a.  857  (Migne,  P.  L.  CXXIX  1010). 

4)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  3596  a.  936  (Migne,  P.  L.  CXXXII  1065). 

5)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  3622  a.  943  (Migne,  P.  L.  CXXXIII  865).  Ganz 
speziell  wurde  er  ausgeschlossen  durch  Leo  IX.  Jaffe,  1.  c.  nr.  4170  a.  1049 
{Migne,  P.  L.  CXLIII  609). 

6)  C.  Bartolini  (San  Zaccaria,  p.  259  ff.  und  Docuraenti,  n.  24,  p.  [57]  ff. ) 
verteidigt  seine  Echtheit.    Jaff6  (R.  P.2  nr.  2281  a.  748)   bezeichnet   es  mit 
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vollständigen  Exemtion,  so  dürfte  es  doch  nicht  zutreffend  sein,  wenn 
Hurter1)  schreibt:  »Das  erste  Kloster  ,  welches  der  bischöflichen  Ein- 
wirkung entzogen  wurde,  war  Monte  Cassino.« 

Bis  zur  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  sind  unter  den  päpstlichen 
Privilegren  für  Klöster  besonders  die  von  Hadrian  I.  (772—95), 
Leo  III.  (795—816),  Stephan  IV.  (816-17)  und  Paschalis  I. 
(817 — 24)  erteilten  hervorzuheben.  Von  dem  erstgenannten  Papst 
rühren  Diplome  für  St.  Apollinaris  bei  Ravenna2)  und  Kloster  Farfa8) 
her;  Leo  III.  privilegierte  die  Abteien  Abingdon  in  England4)  und 
S.  Kiquier  in  der  Diözese  Amiens;5)  auf  Farfa  beziehen  sich  auch 
zwei  Privilegien  Stephans  IV.  bezw.  Paschalis'  1. 6)  Der  letztere  war 
vorher  selbst  Mönch  gewesen  und  trat  später  auch  als  Papst  mit 
Energie  für  die  Freiheiten  der  Mönche  ein.  Die  angeführten  Ur- 
kunden verbriefen  grösstenteils  bekannte  Rechte :  Den  ungestörten 
Besitz  der  Grundstücke,  freie  Abtswahl,  Ausschluss  des  Bischofs  von 
Ordination  und  Predigt  im  Kloster  ohne  vorhergegangene  Einladung 
des  Abtes,  Rechte,  wie  sie  bereits  in  früheren  bischöflichen  und 
königlichen  Privilegien  enthalten  waren.  Eigentliche  Exemtion  sollte 
damit  nicht  gewährt  werden.  Von  Wichtigkeit  ist  die  Bestimmung 
in  dem  Privileg  Paschalis'  I.  für  Farfa,  dass  kein  Bischof  sich  unter- 
fangen sollte,  die  Mitglieder  des  Konvents  zur  Synode  zu  berufen 
oder  mit  dem  Kirchenbann  zu  belegen. 7) 

Wenn  wir  auch  dem  Umstaude  Rechnung  tragen,  dass  ja  im- 
mer aus  späterer  Zeit  mehr  Urkunden  überliefert  sind,  so  muss  doch 
die  Erscheinung  auffallen,  dass  seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts 
das  aus  der  päpstlichen  Kanzlei  hervorgehende  urkundliche  Material  für 
die  Klöster  sich  bedeutend  mehrt.  Wie  ist  diese  Zunahme  zu  erklären  ? 
Die  von  andern  Schutzverbänden  gewährten  Garantien  boten  den  Klöstern 
meistenteils  keine  genügende  Sicherheit  mehr.  Insbesondere  war  das 
Königtum  nicht  mehr  imstande,  die  Klöster  wirksam  zu  schützen. 
Hatte  doch  schon  früher  das  königliche  Diplom  den  Bischöfen  gegenüber 

einem  f.  Die  Bestätigung  dieses  Privilegs  durch  Gregor  IX.  vom  10.  (11.)  April 
1231  siehe  Potthast,  Regesta  Pontificum  Romanorum  (Berol.  1874)  I.  nr.  8706. 

1)  Geschichte  Papst  Innozenz'  III.  (III  490).  Auch  Kraus  schreibt  in 
der  Realencyklopädie  der  christlichen  Altertümer  (I  166) :  »Man  betrachtet 
das  Privileg  des  Papstes  Zacharias  für  Monte  Cassino  ....  als  erstes  Beispiel 
einer  solchen  (Exemtion)«. 

2)  Jafft,  R.  P.2  nr.  2437  a.  782. 

3)  Jaffe,  R.  P.2  ur.  2395  a.  772. 

4)  Jafft,  R.  P.  2  nr.  2505  ca.  801. 

5)  Pßugk-Hartlung ,  Acta  Pontificum  Romanorum  inedita ,  tora.  II 
nr.  55,  p.  27. 

6)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  2544  a.  817  {Migne,  P,  L  CXXIX  973);  nr.  2546, 
a.  817  {Migne,  CXXIX  977). 

7)  Vgl.   Weiss,  a.  a.  0.  S.  43  ;  Phillips,  a.  a.  0.  S.  940. 
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nicht  immer  den  gewünschten  Erfolg  gehabt.  Dazu  kam,  dass  auch  bei 
dem  Königsschutz  immer  mehr  die  Schattenseite  überwog,  indem  das 
Element  der  Macht  des  königlichen  Schutzherrn  für  die  monasti- 
schen  Institute  immer  drückender  und  besonders  bezüglich  des 
Klosterbesitzes  mehr  und  mehr  geltend  gemacht  wurde.  Um  sich 
daher  gegenüber  solcher  Ausübung  der  im  königlichen  Schutzverhält- 
nisse begründeten  Rechte  sicherzustellen,  zumal  dessen  Lichtseiten 
illusorisch  geworden  waren,  suchten  die  Klöster  immer  seltener  den 
Königsschutz  nach.  Was  lag  nun  näher,  als  den  apostolischen 
Stuhl  um  seinen  Schutz  anzugehen ,  der  sie  schon  längere  Zeit 
hindurch  durch  Verleihung  praktisch  wirksamer  Privilegien  an 
Klöster  ausgezeichnet  hatte.  Traten  doch  die  Vorteile  des  päpst- 
lichen Schutzes  klar  zu  Tage.  Den  Schutz  der  klösterlichen  Institute 
musste  ja  das  Papsttum  seiner  kirchlichen  Stellung  zufolge  als  unerläss- 
liche  Pflicht  betrachten;  Gefährdung  des  materiellen  Besitzes  durch 
die  Päpste  war  ausgeschlossen;  zudem  konnte  der  Papst  zum  Schutze 
der  ihm  ergebenen  Klöster  gegen  kirchliche  und  weltliche  Grosse 
den  Bann  aussprechen,  der  zumeist  seine  Wirkung  nicht  verfehlte. 
Und  dass  der  apostolische  Stuhl  tatsächlich  in  der  Lage  war,  seinen 
Schutzaufgaben  gerecht  zu  werden  und  seinen  Privilegien  Nachdruck 
zu  verleihen,  konnte  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  nachdem  ein  Mann 
wie  Nikolaus  I.,  gleichsam  ein  zweiter  Gregor,  ausgezeichnet  durch 
kraftvolle  Energie  des  Handelns,  den  Stuhl  Petri  bestiegen  hatte 
und  dem  monastischen  Element  in  der  Kirche  das  grösste  Wohl- 
wollen entgegenbrachte.  *) 

Schon  sein  unmittelbarer  Vorgänger  Benedikt  III.  hatte  sein 
Augenmerk  auf  den  Schutz  der  Klöster  gerichtet;  von  seiner  Tätig- 
keit legen  zwei  Urkunden,  nämlich  die  für  die  Klöster  St.  Peter  und 
Paul  zu  Corbie2)  und  St.  Denys3)  ausgestellten  Zeugnis  ab.  Meh- 
rere Male  wird  in  der  Urkunde  für  Corbie  als  Hauptzweck  der  Exem- 
tion die  vollständige  Ruhe  betont,  die  im  Klosterbereiche  herrschen 
müsse  und  von  dem  Bischof  (von  Amiens),  sowie  dessen  Beamten 
weder  durch  Abhaltung  von  Versammlungen  oder  Gastmählern,  noch 
durch  Anmassung  irgend  einer  Herrschaft  gestört  werden  dürfe.  Der 
Erzbischof  von  Reims  soll  bei  etwaigen  Streitigkeiten  zwischen 
Kloster  und  Diözesanbischof  entscheiden.4)  In  der  Bestätigung 
dieses  Privilegs5)   bestimmte    Nikolaus    I.,    dass  das  Kloster  Corbie 

1)  Vergl.  Blumenstok,  a.  a.  0.  S.  33  ff. 

2)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  2663  a.  855  (Migne,  P.  L.  CXV  693). 

3)  1.  c.  nr.  2666  a.  857  (Migne,  1.  c/702). 

4)  Vergl.  Phillips,  Kirchenrecht,  VII,  2,  S.  941. 

5)  Jaffe,  1.  c.  nr.  2717  a.  863  {Migne,  P.  L.  CXIX  815). 
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sich  unter  Vorlage  der  päpstlichen  Urkunde  direkt  an  den  jeweiligen 
Papst  wenden  dürfe,  falls  der  genannte  Metropolit  nicht  für  die 
Rechte  des  Konvents  eintrete.  l)  Nikolaus  gewährte  auch  in  einem 
Briefe  an  alle  Bischöfe  und  Grossen  Galliens  auf  Bitten  Karls  des 
Kahlen  dem  Kloster  des  hl.  Karilef  zu  Anisol  in  der  Diözese  Le 
Mans  weitgehende  Freiheiten 2) :  weder  Rotbert,  Bischof  von  Le 
Mans,  noch  dessen  Nachfolger  sollten  daselbst  vermögensrechtliche 
Bestimmungen  treffen  (»nullam  obtineant  in  eo  monasterio  posses- 
sionis dominationen«),  oder  irgendwelche  Jurisdiktion  ausüben  kön- 
nen; nur  auf  Einladung  des  Abtes  (der  frei  vom  Konvent  gewählt 
wird)  dürfen  sie  das  Kloster  betreten,  das  »ab  omni  episcopali 
pressura  et  dominatione«  frei  sein  soll.  Zur  Vornahme  der  Ordi- 
nationen, Weihe  der  Kirchen,  Altäre  und  der  hl.  Öle  soll  der  Bischof 
auf  Ersuchen  des  Klosters  gerne  bereit  sein. 3)  Von  Nikolaus  liegen 
noch  Privilegien  für  die  Klöster  Fulda4),  St.  Denys 5)  und  Vece- 
lay6).  vor. 

Nicht  wenige  Privilegien  gingen  auch  während  des  zehnjährigen 
Pontifikats  Johanns  VIII.  (872  —  882)  aus  der  päpstlichen  Kanzlei 
hervor. 7) 

Es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  bislang  besprochenen 
Urkunden  nur  Privilegien  für  einzelne  Klöster  darstellen  und  dass 
im  allgemeinen  die  Befugnisse  der  Bischöfe  über  die  Klöster  ihrer 
Diözesen  noch  sehr  ausgedehnt  waren,  wie  die  Konzilienbeschlüsse  des 


1)  .  .  .  licentiara  habeant  fratres  monasterii  praedicti  Roraanam  aposto- 
licamque  sedem  adire,  et  neoessitatis  suae  causas  ante  papam,  qui  tunc  fuerit, 
urbis  Romae  deponere ,  et  praeseutis  praecepti  eonstitutionem  manifestare  .  .  . 
{Migne,  P.  L.  CXIX  818). 

2)  Joffe,  nr.  2735  a.  863  {Migne,  CXIX  846—850). 

3)  Diesem  Privilegium  stehen  5  andere  Urkunden:  Joffe,  nn.  2742,  2743, 
2744%  2745  (Migne,  P  L.  CXIX  863—867)  gegenüber,  welche  gerade 
das  Gegenteil  bestimmen  und  mit  Nachdruck  für  die  Rechte  des  Bischofs 
Rotbert  eintreten,  dessen  »ditio«  und  »potestas«  die  Mönche  sich  in  grosser 
Insolenz  entzogen  hätten.  Allein  da  der  langjährige  Streit  der  Bischöfe  von 
Le  Mans  mit  dem  Kloster  nachweislich  zu  mancher  Urkundenfälschung  führte 
und  die  Synoden  zu  Boneuil  (855),  Pistes  (862)  und  Verberie  (863),  welche  sich 
mit  der  Beilegung  der  Streitigkeiten  beschäftigten  (Hefele,  IV2  200,  257,  286), 
die  Rechtsansprüche  des  Klosters  dem  Bischof  gegenüber  vertraten ,  darf  man 
die  Glaubwürdigkeit  der  genannten  Urkunden  sehr  in  Zweifel  ziehen.  Siehe 
Phillips,  VII,  2,  942  f.,  Weiss,  a.  a.  0.  S.  48  ff".  Vergl.  ferner  Bernhard 
Simson,  Pseudoisidor  und  die  Geschichte  der  Bischöfe  von  Le  Mans  (Zeitschrift 
für  Kirchenrecht,  Band  XXI  [1886]  S.  151—169). 

4)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  2676  a.  859  {Migne,  P.  L.  CXIX  770). 

5)  Jaffe,  R.  P.  2  nr.  2718  a.  863  (1.  "c.  819). 

6)  Ibid.  nr.  2831  a.  858—67  (1.  c.  1116).  Die  Echtheit  des  Privilegs  für 
Ramesloe  (Jaffe',  nr.  2760  a.  864)  ist  zweifelhaft. 

7)  Jaffd,  R.FJnr.  3020  a.  875  (Migne,?.  L.  CXXV1  657);  ibid.  nr.  3033 
a.  876  (1.  c.  660) ;  ibid.  nr.  3052  a.  876  (L  c.  686) ;  ibid.  nr.  3107  a.  877  (1.  c. 
735)  u.  a. 
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8.  und  9.  Jahrhunderts  beweisen.  Diesen  zufolge  sollen  die  Bischöfe 
die  Äbte  ermahnen,  ihren  Untergebenen  ein  gutes  Beispiel  zu  geben 
und  dafür  sorgen,  dass  die  Klöster  das  seien,  was  ihr  Name  aussagt, 
nämlich  »Wohnuugen  stiller,  ruhiger  und  für  Gott  tätiger  Menschen, 
nicht  die  Wohnung  von  Poeten,  Musikanten  und  Spassmachern,  sondern 
von  Betenden,  Lesenden  und  Gottlobenden.« x)  Die  Äbte  müssen 
unter  Aufsicht  des  Bischofs  regulär  leben,  soweit  es  möglich  ist 
und  die  »administratio  loci«  es  zulässt. 2)  Jeder  Bischof  ist  in  seiner 
Diözese  befugt,  das  Korrektionsrecht  über  die  Regulären  nach  kano- 
nischer Ordnung  auszuüben.  Vermag  er  sie  nicht  zu  bessern ,  so 
soll  er  dem  Metropoliten  Bericht  erstatten ;  gehorchen  die  Mönche 
auch  diesem  nicht,  so  werden  sie  vor  die  Synode  geladen ,  um  nach 
kanonischen  Grundsätzen  gestraft  zu  werden.  Verachten  sie  auch 
die  Synode,  so  verlieren  die  Vorsteher  der  betreffenden  Klöster  ihre 
Würde  und  werden  von  allen  Bischöfen  exkommuniziert.  Auch  sollen 
in  diesem  Fall  auf  der  Synode  andere  Äbte  bestellt  werden.  Ein 
etwaiger  Übertritt  der  Mönche  in  ein  anderes  Kloster  ist  an  die 
Zustimmung  des  Bischofs  gebunden;3)  letztere  ist  auch  erforderlich 
zur  Abtswahl.4)  Die  Mönche  dürfen  nicht  bei  weltlichen  Gerichten 
erscheinen;  auch  nicht  der  Abt  ohne  Zustimmung  des  Bischofs.  In 
Verbindung  mit  den  »missi  dominici«  soll  der  Bischof  visitieren,  ob 
die  Klostergebäude  genügenden  Verschluss  haben,  ob  überhaupt  die 
Regel  daselbst  beobachtet  wird.5)  Was  das  Beichtinstitut  anbe- 
langt, bezüglich  dessen  später  so  erbitterte  Kämpfe  zwischen  den 
Bischöfen  bezw.  dem  von  ihnen  vertretenen  Weltklerus  und  den  Re- 
gularen entstanden,  so  bestimmte  eine  Pariser  Synode  vom  Jahre  829 
(c.  46),  es  sei  nicht  geziemend,  dass  Kleriker  und  Laien  unter  Um- 
gehung ihrer  Bischöfe  und  Priester  bei  den  Mönchen  ihre  Beichte 
ablegten,  diese  dürften  nur  die  Beichte  ihrer  Ordensangehörigen 
abnehmen ; 6)  jedoch  wurden  Mönche  schon  seit  dem  9.  Jahrhundert 


1)  Syn.  v.  Cloveshove  (Clyff  bei  Rochester),  747  (He/ele  III2  560  ff.) 
Syn.  v.  Verneuil,  755,  c.  5  (Hefele  III.  588).  Das  Capitulum  X  Zachariae 
papae  (747)  verordnet:  Clerici,  qui  ....  ordinantur  in  monasteriis  ....  sub 
Episcoporura,  qui  in  unaquaque  civitate  sunt,  secundum  ss.  Patrum  traditiones, 
potestate  permaneant,  nee  per  contumaciam  ab  Episcopo  suo  desüeant. 
{Sclxannat- Hartzheim,  Concilia  Germaniae,  I  80). 

2)  Syn.  zu  Aschaim  (Baiern),  748—63,  c.  8  {Hefele  III  601) ;  Syn.  zu 
Aachen,  802,  c.  15  {Hefele  III  742). 

3)  Syn.  zu  Verneuil,  755,  cc.  3,  5,  10  {Hefele  III  588  f.);  Cap.  X 
Zachariae  papae  (1.  c.) ;  Reformsynode  zu  Paris,  829,  c.  37  {Hefele  IV.  63). 

4)  Synode  zu  Frankfurt,  794,  c.  17  {Hefele  III  691). 

5)  Syn.  zu  Mainz,  813,  cc.  12,  20  {Hefele  III  762);  Syn.  zu  Aachen, 
836  {Hefele  IV  88  ff.);  Syn.  in  der  Villa  Savonieres  bei  Toul,  c.9  {Thomassin 
1.  c.  p.  I.  1.  III.  c.  27). 

6)  Neque  etiam  illud  videtur  nobis  congruum,  ut  Clerici  et  Laici  Episco- 
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Beichtväter  für  Weltleute  und  erhielten  selbst  Pfarreien  zur  Ver- 
waltung. 

Wie  die  Synoden,  vielfach  unter  Anführung-  der  Beschlüsse 
des  Konzils  von  Chalcedon,  das  bischöfliche  Oberaufsichtsrecht  über 
die  Klöster  des  öfteren  betonten,  so  traten  auch  immer  wieder  ein- 
zelne Päpste  für  den  alten  Zustand  des  gemeinen  kirchlichen  Rechts 
ein,  welches  die  Unterstellung  der  Klöster  unter  die  Bischöfe  ver- 
langte. So  erinnert  Hadrian  II.  in  einem  Brief  an  Karl  den  Kahlen 
an  jenes  allgemeine  Kirchengesetz,  welches  alle  Klöster  der  bischöf- 
lichen Jurisdiction  unterstellt  und  erklärt,  die  Verletzung  dieses 
Gesetzes  sei  der  Grund  für  den  beschleunigten  Untergang  vieler 
Klöster. l) 

Dem  entgegen  wurden  —  wir  haben  die  Zeit  bis  zum  Be- 
ginn des  10.  Jahrhunderts  im  Auge  —  zahlreiche  Klöster  mehr 
oder  minder  von  der  Gewalt  des  Diözesanbischofs  auf  Grund  bischöf- 
licher, königlicher  und  besonders  päpstlicher  Urkunden  eximiert; 
von  einer  vollständigen  Exemtion  kraft  päpstlicher  Privilegien  kann 
aber  —  soweit  das  vorhandene  Urkundenmatenal  einen  Schluss  zu- 
lässt  —  nur  bei  einzelnen  Klöstern,  etwa  Bobbio,  den  zwei  genannten 
Klöstern  bei   Benevent,Fulda,  Monte  Cassino  die  Rede  sein.2) 

III. 

Weiterbildung  des  Exemtionswesens  bis  zur   Wende  des  11.  Jahr- 
hunderts: Der  päpstliche  Schutz.    Einfluss  der  cluniacensischen  Re- 
formbewegung.     Die  Anfänge  der  Eximierung  ganzer  Orden. 

Unsere  Untersuchung  hat  uns  bis  an  den  Beginn  des  10.  Jahr- 
hunderts geführt.  In  der  nunmehr  zu  betrachtenden  Periode  —  bis  zur 
Wende  des  11.  Jahrhunderts  —  verdient  zunächst  ein  Moment  beson- 
dere Beachtung,  welches  auf  die  Entwicklung  bestimmend  einge- 
wirkt hat:  die  Erteilung  des  päpstlichen  Schutzes. 

Seit  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  hatten  sich,  wie  oben 


porum  et  Presbyterorum  Canonicorura  iudicia  declinantes  monasteria  monacho- 
rum  expetant,  ut  ibi  monachis  sacerdotibus  confessionem  peccatorum  suorum 
faciant:  praesertira  cum  eisdera  sacerdotibus  monachis  id  facere  fas  non  sit, 
exceptis  his  durataxat,  qui  sub  monastico  ordine  secum  in  mjnasteriis  degunt. 
(Diss.  historico-theol.  de  Confessariorum  origine  [Argent.  1742]  Auetore  M.  Joan. 
Phil.  Beyckert). 

1)  Ep.  Hadriani  II.  ad  Carolum  Calvum  (Hartlung,  Dipl.-hist.  Forsch- 
ungen, 207).     Vgl.  Ihomassin,  1.  c.  c.  27. 

2)  Van  Espen,  Jus  ecclesiasticum  Universum  P.  III  tit.  12  c.  4  n.  XXI 
(Opp.  orania,  t.  III,  Lovanii  1732)  lehrt,  dass  erst  seit  dem  11.  Jahrhundert 
echte  päpstliche  Exemtionsurkunden  von  der  Gewalt  des  Ordinarius  vollständig 
ausnehmen.  Nicht  zutreffend  ist  auch  die  Aeusserung  Gförers  (Kirchenge- 
schichte III,  1335),  Clugny  sei  als  das  erste  Beispiel  einer  gänzlichen  Befreiung 
von  dem  Diözesanverband  zu  betrachten. 
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bereits  ausgeführt,  die  Fälle  gemehrt,  in  denen  der  Papst  Klöstern 
seinen  Schutz  verlieh.  Um  diese  für  die  Hechtsentwicklung  so  wichtige 
Institution  des  päpstlichen  Schutzrechtes  würdigen  zu  könneu,  ist 
es  notwendig,  sich  die  Bedeutung  derselben  kurz  zu  vergegenwär- 
tigen.1) Keineswegs  ist  sie  aus  päpstlicher  Initiative  entstanden; 
vielmehr  wurde  der  päpstliche  Schutz  nur  auf  Bitten  einer  schutz- 
bedürftigen kirchlichen  Anstalt  hin  von  Fall  zu  Fall  gewährt. 
Seine  Erteilung  kleidete  sich  in  die  Form  eines  Schutzvertrags, 
über  den  die  päpstliche  Kanzlei  eine  eigene  Urkunde,  den  sogenann- 
ten Schutzbrief,  ausstellte.  Die  Tradition,  Widmung,  Schenkung, 
Unterstellung,  kurz  Commendation  der  zu  schützenden  Anstalt  samt 
ihren  Gütern  an  die  römische  Kirche  bildete  bei  diesem  Vertrag 
die  Grundlage,  das  ausschlaggebende  Moment.  Das  Eigentum, 
welches  der  Papst  durch  die  Tradition  erlangte,  war  zwar  kein  voll- 
kommenes, wohl  aber  eine  Art  Obereigeutum,  Oberhoheit;  durch 
dieselbe  war  in  der  Regel  die  Verfügungsfreiheit  der  geschützten 
Anstalt  bezüglich  ihrer  Güter  nicht  ausgeschlossen:  der  Schutz  begrün- 
dete also  kein  privatrechtliches  Verhältnis  zwischen  dem  Papst  und 
der  geschützten  Anstalt. 

In  Hinsicht  auf  den   Inhalt    der    nun    in    Übung    kommenden 
Schutzbriefe  sind  drei  bezw.  vier  Teile  zu  unterscheiden:  Die  eigent- 
liche Schutzerteilung,    die  Konfirmation  von  Besitz  und  Privilegien, 
die  Strafbestimmung  und  —  ungefähr  in  einem  Sechstel  der  bekannten 
Urkunden2)  —  die  Forderung  eines  Census  an  die  päpstliche  Kam- 
mer.    Die  Bestätigung    der    Güter    und    Privilegien,    der  wichtigste 
Teil  der  Urkunde,  ist  auch   für    unsere    Frage    bedeutsam.     In  den 
allermeisten  Fällen    werden    Besitz   und    Güter,    nachdem    die   Kon- 
firmation derselben  in  allgemeiner  Form  ausgesprochen  ist,  im  ein- 
zelnen aufgezählt.   Was  die  Privilegien  anlangt,  so  kommen  hier  vor 
allem  die  freie  Abtswahl3)   und  die  Exemtion  von    der  bischöflichen 
Strafgewalt  in  Betracht.     Ein    bestimmter,    fest  umgrenzter  Begriff 
der  letzteren  Exemtion    hatte    sich    rechtlich    noch    nicht    herausge- 
bildet;   wir   machen   daher   die    Wahrnehmung,    dass    Umfang  und 
Fassung  derselben   verschieden    sind.     Die    gewöhnliche  Form   ihrer 


1)  Vgl.  hierzu  Blamenstok,  Der  päpstliche  Schutz  im  Mittelalter,  Innsbr. 
1800;  Ißaux,  la  protection  apostolique  au  moyen  äge  (Revue  des  questions  hist. 
LXXI  1902);  Kraaz ,  Die  päpstliche  Politik  in  Verfassungs-  und  Vermögens- 
fragen deutscher  Klöster  im   12.  Jahrhundert,  Leipz.  Diss.  1902. 

2)  ßlumenstok,  S.  91. 

3)  Das  Recht  der  freien  Wahl  der  Klosteroberen  ist  im  Zusammenhang 
mit  dem  päpstlichen  Schutz  in  dem  oben  genannten  Zeitraum  meistenteils  als 
eine  Beschränkung  des  päpstlichen  Eigentums  und  als  päpstliches  Zugeständnis 
aufzufassen.     Vgl.  Blumtnstok,  S.  86. 
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Erteilung  lautet:  »confirmamus  igitur  et  stabilimus,  ut  nullus  .  .  . 
in  ipsum  monasterium  .  .  .  audeat  et  presuraat  sententiam  excomrau- 
nicationis  inferre,  vel  a  nullo  possint  interdici  vel  excommunicari, 
nisi  a  Romano  Pontifice«. J)  Während  sich  dieses  Privileg  keines- 
wegs in  allen  Schutzbriefen  findet,  besonders  nicht  in  den  Anfängen 
der  päpstlichen  Schutzerteilung,  verleihen  doch  die  meisten  Diplome  das 
Recht,  in  wichtigen  Angelegenheiten  von  der  Sentenz  des  Bischofs 
nach  Rom  zu  appellieren.  2)  Kann  demnach  die  geschichtliche 
Verbindung  zwischen  der  Exemtion  von  der  bischöflichen  Straf- 
gewalt, wie  der  Exemtion  überhaupt  und  dem  päpstlichen  Schutz 
(die  sich  eben  beide  nicht  ausschliessen)  nicht  geleugnet  werden, 
so  sind  beide  doch  begrifflich  verschieden,  es  besteht  zwischen  beiden 
kein  notwendiger,  innerer  Zusammenhang,  sodass  mit  der  Erteilung 
des  päpstlichen  Schutzes  die  Exemtion  eo  ipso  gegeben  wäre.3) 
Am  Ende  des  Schutzbriefes  findet  sich  eine  Strafbestimmung  (Ana- 
them)  für  den  Fall  der  Nichtbeachtung  des  Privilegs.4)  —  Derartige 
päpstliche  Schutzurkunden  waren  für  die  klösterlichen  Institute  von 
weittragender  Bedeutung ;  das  päpstliche  Obereigentura  über  Kloster 
und  Klosterbesitz,  welches  der  libertas  Romana  zufolge  jedes  andere 
Eigentum  ausschloss,  bewährte  sich  als  sehr  geeignetes  Mittel,  die 
nicht  seltenen  Angriffe  der  Bischöfe  auf  die  Klostergüter  fernzu- 
halten; zudem  musste  die  päpstliche  Schutzurkunde,  welche  ein 
Verzeichnis  der  klösterlichen  Güter  und  Privilegien  enthielt,  als  eine 
confirmatio  mit  erhöhter  Beweiskraft  gelten.5) 

Aus  den  meisten  bekannten  Schutzformeln  lässt  sich  eine  vollstän- 
dige Klarheit  über  das  rechtliche  Verhältnis  der  den  päpstlichen  Schutz 
geniessenden  Klöster    zum  Diözesanbischof   nicht    erzielen;    die    tat- 

1)  Joffe,  R.  P.2  nr.  3800  a.  979  {Miqne,  P.  L.  CXXXVII  334).  Vergl. 
ferner  nr.  3962  a.  1004/9  (1.  c.  CXXXIX  1491);  nr.4065  a.  1024  (1.  c.  CXXXXI 
1135;  Analecta  iuris  pontif.  X  323  u.  a. 

2)  Hinsckius,  K.-R.  V  §  282,  sowie  S.  971  ff. 

3)  Auch  der  geforderte  Zins  ist  kein  indicium  exemtionis  S.  Scherer. 
K.-R.  II  740;  Hinschius,  a.  a.  0.  Dagegen  Hlumenatok,  a.  a.  0.  S.  97  ff. 
und  ders.  in  der  Zeitschr.  für  K.-R.  II.  P.  Band  3  (1893)  S.  355—59. 

4)  S.  Blumenstok,  S.  54  ff. 

5)^  Kranz,  a.  a.  0.  S.  8  ff.  Wie  häufig  die  Klöster  Angriffen  der  Bischöfe 
hinsichtlich  ihrer  Güter  und  Privilegien  ausgesetzt  waren,  beweist  eine  vom 
9.— 11.  Jahrhundert  in  klösterlichen  Lektionarien  unter  der  Rubrik  von  Messen, 
welche  durch  die  Gefahren  für  Recht  und  Besitz  veranlasst  waren,  vorkom- 
mende Messe  »contra  episcopos  male  agentes«  oder  schlechtweg  »contra  malos 
episcopos«.  Das  Evangelium  der  Messe  steht  bei  Matth.  7.  12—14  (Omnia 
quaecumque  vultis,  ut  faciant  vobis  homines,  et  vos  facite  illis)  und  die  Lectio 
bei  Ezechiel  34,  2  ff.  (Vae  pastoribus  qui  pascebant  se  ipsos)  .  .  .  Namentlich 
verzeichnet  die  Geschichte  von  St.  Gallen  und  Reichenau  schlimme  Fehden  und 
Vergewaltigungen,  unter  deren  Druck  die  Entstehung  und  Feier  solcher  Messen 
begreiflich  ist.  Siehe  Adolf  Franz,  Die  Messe  im  deutschen  Mittelalter  (Frei- 
burg 1902)  S.  205. 
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sächlichen  Verhältnisse  scheinen  ebenso  unsicher  gewesen  zu  sein. 
Ausdrücke,  wie :  »sub  iurisdictione  sanctae  nostrae  ecclesiae  submit- 
tere1),  sub  tutela  et  defensione  apostolicae  sedis  recipere«  *)  und  ähn- 
lich lautende  Wendungen  tun  der  bischöflichen  Jurisdiktion  keinen 
Eintrag.  Mit  den  Worten:  »ut  .  .  .  monasterium  in  nullo  alicui 
nisi  tantura  apostolicae  Ecclesiae  respondere  teneatur  et  ab  omni 
alia  iurisdictione  et  subiectione  liberum  sit  et  exemptum« 3)  wird  da- 
gegen die  Unabhängigkeit  von  der  bischöflichen  Gewalt  angedeutet.4) 
Die  Gewährung  des  apostolischen  Schutzes  berührte  anfangs  die  bischöf- 
lichen Rechte  über  die  Klöster  nicht,  wies  im  Gegenteil  bestimmt 
auf  jene  bin;  allerdings  Hess  sich  dieses  Verhältnis  zur  Erlangung 
grösserer  Freiheit  von  der  Jurisdiktion  der  Ordinarien  benützen  und 
es  ist  tatsächlich  benützt  worden.5)  Bezeichnend  in  dieser  Hinsicht 
ist  es  auch,  dass  in  nicht  selteuen  Fällen  die  traditio  in  den  päpst- 
lichen Schutz  ohne  Wissen  und  Willen  des  Bischofs  erfolgte,  obwohl 
die  Einwilligung  des  Ordinarius  zu  derselben  als  conditio  sine  qua 
non  verlangt  war.  Besonders  nach  den  Klosterreformen  im  10.  Jahr- 
hundert zeigt  sich  bei  vielen  Äbten  »die  Tendenz,  den  Exemtions- 
begriff  möglichst  weit  auszudehnen  und  den  päpstlichen  Schutz  jetzt 
als  eine  Herrschaft  des  Papstes  zu  deuten,  die  jede  andere,  auch 
die  des  Bischofs,  nach  allen  Richtungen  hin  ausschlösse.« 6)  Diese 
Auffassung  des  päpstlichen  Schutzes  suchte  man  denn  auch  vielfach 
dem  Diözesanbischof  gegenüber  zur  Geltung  zu  bringen.  Ein  Bei- 
spiel möge  zur  Beleuchtung  des  Gesagten  hier  Platz  finden.  Jo- 
hann XVIII.  (1003—09)  hatte  das  Kloster  Beaulieu  (Bellus  Locus) 
in  der  Diözese  Tours  unter  den  Apostolischen  Schutz  genommen.  Als 
nun  Erzbischof  Hugo  die  neuerbaute  Klosterkirche  weihen  wollte,  wurde 
er  von  den  Mönchen  zurückgewiesen.  Er  machte  darauf  in  Rom 
einen  Prozess  gegen  sie  anhängig  »quasi  rebellionis  reos« ;  ohne 
Erfolg.  Papst  Sergius  IV.  stellte  sich  auf  die  Seite  des  Klosters 
und  bestätigte  (1012)  die  Urkunde  seines  Vorgängers  Johanns  XVIII; 
»arcendum  edixit«,  bemerkt  die  ,Gallia  christiana'  »procul  a  liberis 
aedibus    Turonensis     cleri     pastorem    consecrandamque   ecclesiam   a 


1)  Jaffa,  R.  P.2  nr.  3466  a.  891  {Migne,  P.  L.  CXXIX  813);    nr.  3505 
a.  891—96  {Migne,  CXXXVII  901) ;  nr,  3705  a.  968  u.  a. 

2)  Joffe,  1.  c.  nr.  3760  a.  972 ;  nr.  4354  a.  1055—57  (Analecta  iuris  pont. 
X  385 ;  Pflugk-Harttung,  Acta  Pont.  Rom.  inedita,  I  23)  u.  a. 

3)  Jaffa,  1.  c.  nr.  4420,  a.  1059  {Migne,  CXL1II  1327). 

4)  S.   Weiss,  a.  a.  0.  S.  56  ff. 

5)  Hurter,  Geschichte  P.  Innozenz1  HL,  Band  III  S.  490. 

6)  Sackur,  Die  Cluniacenser  in  ihrer  kirchlichen  und  allgemein-geschicht- 
lichen Wirksamkeit  (Halle  1892)  I  271  f. 
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Romanae  Sedis  cardinali.«  J)  Berücksichtigen  wir  den  Umstand  noch, 
dass  besonders  bei  Eigenklöstern,  welche  von  den  Stiftern  der  Ober- 
hoheit des  Papstes  unterstellt  wurden,  oft  gleichzeitig  von  denselben 
um  Exemtion  nachgesucht  wurde,  dann  leuchtet  der  nicht  zu  unter- 
schätzende Einfluss  der  päpstlichen  Schutzbriefe  auf  die  Entwicklung 
des  Exemtionswesens  ein. 

Indessen  stellen  die  gekennzeichneten  Diplome  nicht  alles  dar, 
was  an  päpstlichen  Verwilligungen  zugunsten  von  Klöstern  durch 
die  römische  Kanzlei  im  10.  und  11.  Jahrhundert  expediert  wurde. 
Es  begegnen  uns  uämlich  viele  und  belangreiche  Privilegien,  die 
nicht  unmittelbar  aus  dem  päpstlichen  Schutze  folgen  und  deshalb 
eigens  bewilligt  werden  mussten,  sei  es  im  Tenor  des  Schutzdi- 
plomes selbst,  was  meistens  der  Fall  ist,  oder  sei  es  in  besonderer 
Urkunde. 

Erinnern  wir  uns  an  den  Niedergang  des  päpstlichen  Einflusses 
zu  Beginn  des  10.  Jahrhunderts,  so  wird  die  geringe  Zahl  von  Pri- 
vilegierungen solcher  Art  für  diese  erste  Zeit  verständlich.  Andrer- 
seits erklären  diese  Zeitverhältnisse,  dass  die  Bischöfe  von  neuem 
sich  bemühten,  ihre  Jurisdiktion  den  privilegierten  Klöstern  gegen- 
über wieder  geltend  zu  machen.  Die  professio  subiectionis,  welche 
die  Vertreter  der  episkopalen  Rechte,  besonders  in  Frankreich,  von 
den  Äbten  ihrer  Diözesen  forderten,  war  der  Ausdruck  dieser  Ten- 
denz. Als  jedoch  die  Kirche  die  Zeit  jenes  Niederganges  über- 
wunden hatte,  und  kraftvolle  Päpste  den  römischen  Stuhl  bestiegen, 
begannen  auch  die  Privilegien  für  die  Mönche  sich  wieder  zu  meh- 
ren, ja  sich  schliesslich  so  zu  häufen,  dass  wir  den  darin  vorlie- 
genden reichhaltigen  Stoff  schon  nach  bestimmten  Gesichtspunkten 
ordnen  müssen,  um  einen  Überblick  über  die  weitere  Entwicklung 
des  Exemtionswesens  zu  gewinnen. 2)  Besonders  war  es  ein  Gregor  V. 
(996—99),  der,  für  die  cluniacensischen  Reformideen  begeistert,  in 
der  unmittelbaren  Unterstellung  der  Klöster  unter  die  Kompetenz 
des  apostolischen  Stuhles  und  Entbindung  von  der  bischöflichen  Auf- 
sicht ein  Mittel  sah,  die  Sache  der  Reform  über  den  ganzen  Occident 
zu  verbreiten.2)  Sein  Vorgaug  fand  besonders  bei  Leo  IX.  und  Alexan- 
der II.  Nachahmung. 

Viele  der  in  Frage  stehenden  Urkunden,  die  gemeiniglich  als 
Exemtionsprivilegien  bezeichnet  werden,  stellen  nur  eine  Bestätigung 


1)  Gallia  christiana  in  provincias  ecclesiasticas  distributa,  XIV  (Parisiis 
1856)  p.  280. 

2)  Phillips,  K.-R.  VII  945. 

3)  Vergl.  Sackur  a.  a.  0.  I  337. 
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des  Klosterbesitzes  dar1)  oder  sind  Konfirmationen  früher  ausgestellter 
Diplome2);  es  fehlt  aber  auch  nicht  an  eigentlichen  Exemtionsurkun- 
den,  die  Befreiung  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion,  allerdings  in 
sehr  verschiedenem  Umfang,  gewähren.  Die  Stufenleiter  der  erteilten 
Privilegien  erreicht  ihren  Höhepunkt  in  der  vollständigen  Exemtion  von 
jeder  Äusserung  bischöflicher  Jurisdiktion  und  in  unmittelbarer  Un- 
terordnung unter  den  apostolischen  Stuhl. 3) 

Sehr  oft  begegnet  uns  das  wichtige  Vorrecht,  dass  der  Diöze- 
sanbischof,  dem  nach  dem  kanonischen  Recht  die  Vornahme 
der  »actus  pontificales«  für  das  Kloster  zustand,  nur  auf  Einladung 
des  Abtes  kommen  dürfe,  dieselben  auszuüben  und  in  der  Kloster- 
kirche feierlichen  Gottesdienst  zu  halten. 4)  Nicht  selten  wurde 
sogar  dem  Abt  die  Erlaubnis  erteilt,  zur  Vornahme  der  Pontifikal- 
handlungen  einen  beliebigen  Bischof  einzuladen,  vorausgesetzt,  dass 
derselbe  kein  Häretiker  oder  Schismatiker  und  katholisch  sei. 5)  Ähn- 
lichen Charakter  trägt  die  manchen  Äbten  erteilte  Befugnis,  auch 
die  äbtliche  Benediktion  sich  »a  quocumque  episcopo«  zu  erbitten/) 
Dieses  Privileg,  ganz  geeignet,  den  bischöflichen  Einfluss  auf  die 
Besetzung  der  Stelle  des  Klostervorstehers  auszuschliessen,  wurde  teils 
ohne  Einschränkung,  teils  für  den  Fall  gegeben,  dass  der  Diözesan- 
oberhirte  eine  Gebühr  verlangen  sollte,  die  für  die  Vornahme  der  Pon- 
tifikalien  überhaupt  von  den  Bischöfen  nicht  beansprucht  werden 
durfte.  Hatte  sich  der  Papst  die  Benediktion  reserviert7),  so  konnte 
dieselbe,  wenn  nicht  von  diesem  selbst,  doch  nur  von  dessen  Dele- 
gaten vorgenommen  werden. 

Höchst  selten  kam  es  vor,  dass  einem  Kloster  nicht  die  Zu- 
sicherung der  freien  Abtswahl  gegeben  wurde.  Der  Klostervorsteher 
soll,  so  bestimmen  die  meisten  Urkunden,  durch  die  Mitglieder   des 


1)  z.  B.  Joffe,  R.  P.2  nr.  3882  a.  998;  nr.  4130  a.  1046;  nr.  4145  a.  1047. 

2)  z.  B.  Joffe,  1.  c.  nr.  2676  a.  859  (Harttung,  Dipl.-hist.  Forschungen, 
S.  377  ff.,  Fulda) ;  nr.  3519  a.  899  (Monte  Cassino)";  nr.  3584  a.  931  (Migne, 
P.  L.  CXXXII  1055,  Clugny);  nr.  3877  a.  997  (Migne,  CXXXVII  915,  Subiaco). 

3)  Phillips,  a.  a.  0.  S.  950. 

4)  Joffe,  1.  c.  nr.3907  a.  999  [Harttung,  a.  a.  0.  S.  425,  Fulda);  nr.  3886 
a.  998  {Migne,  1.  c.  CXXXVII  927,  Montrnajour) ;  nr.  3896  a.  998-99  (l.  c. 
932)  u.  a. 

5)  Joffe',  1.  c.  nr.  3826  a.  986  (Mabillon,  Annales  Ord.  S.  Benedicti 
[Paris  1703]  IV  35,  Cielo  d'oro) ;  nr.  3896  a.  998—99  (Migne,  CXXXVII  932, 
Clugny);  nr.  4126  a.  1045-46  (Miqne,  CXXXXII  573,  Farfa)  u.  a. 

6)  Joffe,  nr.  3764  a.  972  (Migne,  CXXXV  904,  S.  Salvatore  di  Pavia); 
nr.  3811  a.  982  (Mon.  Germ.  hist.  S.  S.  XXI  [Hannov.  1869]  396,  Lorsch); 
nr.  3896  a.  998—99  (Migne,  1.  c.)  u.  a. 

7)  Joffe,  nr.  3189  a.  878  (Migne,  CXXVI  803,  Vezelay) ;  nr.  3880  a.  998 
(Reichenau);  nr.  4557  a.  1064  (Migne,  CXLVI  1301,  Fulda)  u.  a.  S.  Hart- 
tung, a.  a.  0.  S.  474. 
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Konvents  »communi  sensu«  oder  doch  »saniore  consilio«  nach  der  Regel 
des  hl.  Benedikt  und  zwar,  wenn  möglich,  aus  dem  eigenen  Kloster 
gewählt  werden.  Dass  die  Päpste  immer  und  immer  wieder  Veran- 
lassung nehmen  mussten,  den  Klöstern  das  Recht  der  freien  Abts- 
wahl zu  bestätigen,  war  in  den  Verhältnissen  begründet,  da  der 
diesbezüglichen  Bestimmung  in  der  regula  Benedicti  von  Königen, 
Bischöfen  und  Fundatoren  von  Klöstern  nur  zu  oft  entgegen  ge- 
handelt wurde. 

In  der  Erwägung,  dass  die  klösterliche  Ruhe  die  wichtigste 
Voraussetzung  eines  geregelten  Ordenslebens  sei,  fanden  es  verschie- 
dene Päpste  für  gut,  in  den  Klosterprivilegien  die  Einschränkung 
der  überdies  kostspieligen  bischöflichen  Visitationen  und  Pontifikal- 
funktionen  zu  verfügen1);  waren  dieselben  doch  mit  Zudrang  zahl- 
reicher Volksmassen  zu  den  Ordenskirchen  verbunden. 

Eine  Beschränkung  der  Episkopalgewalt  war  es  auch,  wenn 
den  Bischöfen  die  Berufung  von  Abt  und  Mönchen  zur  Diözesan- 
synode  verboten2)  und  das  in  ihrer  Jurisdiktion  begriffene  Korrek- 
tionsrecht den  monastischen  Instituten  gegenüber  entzogen  wurde.3) 
Die  letztgenannte,  schon  im  Zusammenhange  mit  dem  päpstlichen 
Schutz  erwähnte  Exemtion  war  für  die  damit  beschenkten  Klöster 
von  besonderer  Bedeutung,  da  Exkommunikation  und  Interdikt  in 
der  Hand  der  Bischöfe  eine  gefährliche  Waffe  bildeten,  um  den 
privilegierten  Klöstern  die  Ausübung  der  verliehenen  Rechte  bei 
jeder  Gelegenheit  zu  erschweren.  Die  gewöhnlichen,  wenn  auch 
noch  so  strengen  Strafandrohungen,  welche  die  römische  Kanzlei 
den  meisten  Urkunden  für  den  Fall  der  Nichtachtung  des  Privilegs 
seitens  der  Bischöfe  beifügte,  vermochten  dieselbe  nicht  zu  verhin- 
dern ;  überdies  konnten  die  Bestimmungen  der  Urkunde  geschickt 
umgangen  und  der  Anstalt  so  straflos  das  grösste  Unrecht  zugefügt 
werden. 4) 

Hie  und  da  erteilen  die  päpstlichen  Urkunden  dem  Kloster- 
abte eine  quasiepiskopale  Jurisdiktion  über  die  Mitglieder  des  Kon- 
vents 5)  und  geben  ihm    das    Recht,    an    bestimmten    Tagen  in  der 

5)  Joffe,  R.  P.2  nr.  3389  a.  883  (Migne,  P.  L.  CXXVI  968). 

2)  Jaffe,  1.  c.  3624  a.  944  (Migne,  CXXXIII  867,  M.  Cassino) ;  nr.  3625  e.  a. 
(1.  c.  869,  S.  Vincenzo  di  Volturno) ;  nr.  3973  a.  1011  {Migne,  CXXXIX  1504). 
Dass  der  Bischof  überhaupt  jährlich  nicht  mehr  als  zwei  Synoden  halten  dürfe, 
hatten  schon  die  Konzilien  von  Toulouse  844  und  Meaux-Paris  845/846  c.  32 
bestimmt  (Hefele,  Konziliengeschichte  IV  110,  115). 

3)  z.  B.  Jaffe,  1.  c.  nr.  3624  a.  944  (1.  c);  nr.  3973  a.  1011  (1.  c.) ;  nr.  3977 
a.  1011  {Cocquelines,  I  316);  nr.  5433  a.  1090  {Migne,  CLI  322). 

4)  Vergl.  Blumenstok,  S.  102. 

5)  Jaffe,  1.  c.  nr.  3624  a.  944  (Migne  1.  c).  Die  bei  Weiss  (a.  a.  0. 
S.  79)   angeführte  Urkunde  Johanns  XV.  aus  dem  Jahre  989  (Jaffe  3832) ,   in 
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missa  solemnis  sich  der  Pontifikalien  (Mitra,  Dalmatik,  Handschuhe, 
Sandalen)  zu  bedienen.  *) 

In  fast  allen  Privilegien  aber  wird  die  Bestimmung  getroffen, 
dass  die  Verwaltung  der  inneren  Klosterangelegeuheiten,  sowohl 
quoad  spiritualia,  wie  quoad  temporalia  einzig  und  allein  der  Leitung 
des  Abtes  untersteht  und  jede  Einmischung  des  Bischofs  dieser- 
halb  ausgeschlossen  ist.2) 

Die  Summe  aller  einem  klösterlichen  Institute  ausgestellten 
Privilegien  gibt  ein  Bild  von  dem  Umfang  der  Exemtion  desselben. 
Was  den  letzteren  betrifft,  so  machen  wir  die  Wahrnehmung,  dass 
sich  alle  zu  einer  vollständigen  Exemtion  gehörigen  Bestandteile  in 
den  behandelten  Privilegien  rinden  und  dass  die  vollständigen  Exem- 
tionen, welche  bis  zum  Ende  des  10.  Jahrhunderts  nur  ausnahms- 
weise verliehen  wurden,  von  diesem  Zeitpunkt  an  erheblich  sich 
vermehren.  Eine  Erteilung  der  Exemtion  in  allgemeiner  Form 
dagegen,  die  einen  bestimmten,  juristisch  abgegrenzten  Begriff  der- 
selben voraussetzen  würde,  ist  im  11.  Jahrhundert  noch  nicht  nach- 
zuweisen. 

Mit  weitgehenden  Privilegien  wurden  von  den  Päpsten  be- 
sonders die  Klöster  ausgezeichnet,  die  sich  der  von  Clugny  ausgehen- 
den und  beeinflussten  Reform  angeschlossen  hatten.  Diese  Be- 
wegung lenkte  das  Exemtionswesen  in  neue  Bahnen  und  bedarf 
deswegen  einer  besonderen  Darstellung. 

Das  Konzil  von  Trosly  (909)  entwirft  ein  anschauliches  Ge- 
mälde von  der  Zerrüttung  der  klösterlichen  Verhältnisse  des  begin- 
nenden 10.  Jahrhunderts3)  bis  zur  welthistorischen  Tat  Wilhelms 
von  Aquitanien,  von  dessen  Stiftung  Clugny,  als  dem  Stamrakloster 
der  Reform,  die  geistige  Umbildung  der  mönchischen  Anstalten  aus- 
ging. Ein  Charakteristikum  dieser  Reformbewegung  ist  das  Drängen 
nach  Autonomie,  nach  Freiheit  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion, 
begreiflich  bei  ihrer  Tendenz,  die  Regeneration  der  klösterlichen  In- 
stitute zu  einer  möglichst  umfassenden  zu  gestalten. 


welcher  dem  Abte  Thetmar  von  Korvei  das  Lehr-  und  Predigtamt  innerhalb 
des  Klosters  zugestanden  wird,  ist  eine  Fälschung.  (Vergl.  Finke,  Westfäl. 
Urkundenbuch  V,  1,  nr.  21,  S.  7). 

1)  Joffe,  1.  c.  nr.  3741  a.  970  (S.  Vincenz  zu  Metz);  Jaffe,  1.  c.  nr.  3806 
a.  981  (Korvei)  bei  Finke,  Westfäl.  Urkundenbuch  V,  1,  S.  6,  nr.  20.  Jaffe' 
1.  c.  nr.  4093  a.  1031  (Reichenau)  u.  a.  Der  usus  Pontificalium  wurde  den 
Aebten  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  des  10.  Jahrhunderts  vereinzelt  ge- 
stattet; im  11.  Jahrhundert  wurden  die  Verleihungen  häufiger,  im  12.  zur 
Regel.  (Siehe  die  betr.  Privilegien  für  den  Abt  von  Korvei  bei  Finke  a  a.  0. 
S.  36  nr.  101,  S.  37  nr.  104,  S.  58  nr.  145;  Jaffe,  R.  P.2nr.  9827,  9999, 15104). 

2)  Ueber  die  genannten  Privilegien  vergl.  Weiss,  a.  a.  0.  S.  63  ff. 

3)  Hefele,  IV2  572  f.;  Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands  II2  S.548. 
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Schon  die  Stifter  reformierter  Klö9ter  Hessen  es  sich,  wie  das 
Beispiel  Clugny's,  Gignys  und  anderer  Klöster  zeigt,  angelegen  sein, 
dieselben  von  vornherein  durch  möglichst  weitgehende  Privilegien  zu 
schützen  und  deren  Interessen  von  Anfang  an  mit  denen  des  Römi- 
schen Stuhles  zu  verknüpfen.  Durch  die  später  erfolgende  Bestätigung 
der  von  den  Fundatoren  gewährten  Freiheiten  machten  die  Päpste  ihr 
Verhältnis  zu  den  Abteien  zu  einem  noch  engeren.  J)  Je  weiter  die 
Reform  sich  ausbreitete,  desto  mehr  veränderte  sich  auch  wesentlich 
die  Stellung  der  ihr  angeschlossenen  Klöster  zu  den  Diözesanbischöfen. 
Die  bedeutenderen  Abteien  wurden  vollständig  oder  doch  in  vielen  Be- 
ziehungen dem  episkopalen  Einfluss  entzogen ;  aber  auch  bei  Klöstern 
von  geringerer  Bedeutung  war  dies  nicht  selten  der  Fall.  Nachdem 
nämlich  Clugny  selbst  und  andere  grössere  Klöster  das  Recht  erhalten 
hatten,  Konvente  unter  ihre  Herrschaft  und  Aufsicht  zu  nehmen, 
um  die  reformatorischen  Ziele  auch  in  weiteren  Kreisen  zu  ver- 
folgen,2) fanden  solche  minder  ansehnliche  Institute  in  derartigen 
Reformzentren  und  deren  Äbten  (und  nicht  mehr  in  den  Bischöfen) 
neben  ihrem  geistlichen ,  auch  ihren  rechtlichen  Beziehungsort. 3) 
Eine  Urkunde  Gregors  V.  zählt  die  von  der  Abtei  Clugny  direkt  ab- 
hängigen Klöster  und  Cellen,  deren  Oberaufsicht  und  offizielle  Ver- 
tretung dem  Abte  von  Clugny  zustand,  auf.  Es  werden  hier  11  Klöster 
und  gegen  50  Cellen  genannt  und  mit  allen  ihren  Besitzungen: 
Kirchen,  Kapellen,  Villen,  Höfen,  Weinbergen  u.  s.  w.  als  immer- 
währender Besitz  Clugnys  erklärt. 4)  Der  Anschluss  mehrerer  Klöster 
verschiedener  Diözesen  an  ein  solches  Reformzentrum  war  nur  zu 
sehr  danach  angetan,  die  Geschlossenheit  der  Diözesanrechte  zu 
durchbrechen.  Die  Privilegien,  die  das  Kloster  Clugny  besass,  dem 
Leo  VIL  im  Jahre  938  Freiheit  von  jeder  andern,  als  der  päpst- 
lichen Herrschaft  verbriefte,5)  wurden  denn  auch  zu  einem  ausge- 
sprochenen Vorbild  für  die  Privilegierung  anderer  Abteien. 

Von  Clugny  ausgehender  Einfluss  war  es,  wenn  einer  Reihe 
von  Reformklöstern  das  Vorrecht    gewährt    wurde,    die  pontifikalen 


1)  So  bestätigte  Johann  XI.  im  März  931  {Jaffa ,  R.  P.2  nr.  3584)  die 
der  Abtei  Clugny  von  Wilhelm  von  Aquitanien  gewährten  Freiheiten  (Miqne, 
P.  L.  CXXXII  1055). 

2)  Abt  Odo  erhielt  dieses  Recht  durch  Urkunde  Johanns  XI.  vom  Jahre 
931  {Jaffe,  R.  P2  nr.  3584). 

3)  Bischof  Walter  von  Autun  musste,    um    dem  Vorwurf    zu   begegnen, 
er  habe  den  Besitz  der  Kirche  von  Autun  geschmälert,    bei    der  Uebertragung 
der  Abtei  Mesvres  an  den  Abt  von  Clugny  seinen  Nachfolgern  und   dem  Dom-, 
kapitel    ausdrücklich    Verfügungsrechte    iu    Gemeinschaft   mit  den  Aebten  von 
Clugny  vorbehalten.    Vergl.  Sacfcur,  II  37  f.,  84. 

4)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  3896  a.  998—99  (Miyne,  P.  L.  CXXXVII  932). 

5)  Jafft,  R.  P.2  nr.  3605. 

3* 
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Handlangen  »a  quocumqne  episcopo«  verrichten  zu  lassen  (bezw. 
einen  beliebigen  Bischof  dem  Papst  dafür  vorzuschlagen).  *) 
Ebenso  machte  sich  dieser  Einfluss  geltend ,  wenn  z.  B.  bestimmt 
wurde,  ein  allgemeines  Interdikt  solle  die  Mönche  von  Fleury 
nicht  treffen2);  kein  Bischof  dürfe  gegen  den  Willen  des 
Abtes  und  der  Mönche  von  Maillezais  in  Burgund  Synoden  ab- 
halten.3) 

Diese  Rechtsentwicklung  durfte  natürlich  auf  die  Begeisterung 
der  Bischöfe  nicht  rechnen.  Besonders  der  aquitanische,  nordfran- 
zösische und  lothringische  Episkopat  stellte  sich  dem  Ansturm  des 
Mönchtums  gegen  die  Diözesanrechte  hinsichtlich  der  Klöster  ent- 
gegen. Wiederholt  kann  es  zu  erbitterten  Streitigkeiten.  Gegen 
Ende  des  10.  Jahrhunderts  inscenierte  der  Episkopat,  besonders  der 
nordfranzösische,  eine  systematische  umfassende  Agitation  gegen 
die  Zehnten,  welche  die  Klöster  von  den  in  ihrem  Besitz  befind- 
lichen Kirchen  erhoben  ;  es  wurde  erklärt,  dieselben  seien  »in  der 
Hand  der  Bischöfe.«  Erwähnt  seien  auch  die  jahrelangen  Kämpfe 
der  Äbte  von  Fleury  mit  den  Bischöfen  vou  Orleans  wegen  des 
Obödienzeides,  den  diese  forderten,  jene  aber  verweigerten.4) 

Die  Stellungnahme  vieler  Bischöfe  zu  den  päpstlichen  Privile- 
gien der  Reformklöster  möge  durch  ein  recht  drastisches  Beispiel 
beleuchtet  werden.  In  den  ersten  hundert  Jahren  nach  Gründung 
des  Klosters  Clugny  waren  die  Beziehungen  der  Abtei  zur  Diözese 
Macon  günstig;  im  Jahre  1025  brach  der  Streit  aus.  Auf  der 
Synode  von  Ansa  (Assa  Paulini  bei  Lyon)  klagte  Bischof  Gozlin  von 
Macon,  dass  Erzbischof  Burchard  von  Vienne  Mönche  in  Clugny  ordiniert 
habe,  obgleich  das  Kloster  seiner  Diözese  angehöre. 5)  Die  Ver- 
sammlung erklärte  hierauf  das  von  Odilo  produzierte  diesbezügliche 
Privileg  Gregors  V.  (de  ordinando  a  quocumque  episcopo) 6)  als  dem 
4.  Kanon  von  Chalcedon  und  späteren  Verordnungen  widersprechend 


1)  Durch  Urkunde  Leos  VII.  vom  Mai  939  gelangte  in  den  Besitz  dieses 
Privilegs  die  Abtei  Subiaco.  durch  Urkunde  Gregors  V.  von  998/99  {Joffe, 
R.  P.2  nr.  3896)  die  Abtei  Clugny.  Auch  Fruttuaria  hatte  dieses  Vorrecht. 
(Vergl.  Sackur,  I  103,  337  ;  II  5). 

2)  a.  a.  0.  I  294. 

3)  a.  a.  0.  II    65. 

4)  Von  allen  Führern  der  Reform  war  Abt  Abbo  von  Fleury  der  beste 
Rechtskenner.  Die  von  ihm  erhaltene  Kanonsamralung  (S.  Abbonis  Floriacensis 
Abbatis  Collectio  canonum,  Migne,  P.  L.  CXXXIX  471—508)  bezweckt  den 
Schutz  der  Abteien  gegen  die  Anmassungen  der  Bischöfe.  Unter  Berufung  auf 
Synodalkanones,  Papstdekrete  und  Stellen  des  römischen  Rechts  gelangen  hier 
Pflichten  und  Rechte  des  regulären  und  weltlichen  Klerus  zur  Darstellung. 

5)  Hefele,  a.  a.  0,  IV  680.  Ringholz,  Odilo  von  Clugny  (Stud.  u.  Mitt. 
aus  dem  Benediktiner-  und  Cistercienserorden  [1884J  S.  295  ff.). 

6)  Joffe,  R.  P.2  nr.  3896  a.  998/99. 
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und  deswegen  für  wirkungslos.  Demgegenüber  bestätigte  Papst 
Johann  IX.  die  von  Gregor  dem  Kloster  verliehenen  Rechte  aufs 
neue  und  fügte  noch  die  Bestimmung  hinzu,  dass  kein  Bischof 
(also  auch  nicht  der  von  Macon)  die  Exkommunikation  oder  das 
Interdikt  über  Clugny  aussprechen  dürfe. x)  Gegen  die  Auffassung  der 
Bischöfe  in  Ansa  verwahrte  er  sich  mit  den  Worten :  »  .  .  .  .  s  . 
sedis  decreta  .  .  .  sunt  ....  veneranda  tanquam  regulae  canonum 
.  .  .  .  «.2)  Die  päpstlichen  Mahnungen  blieben  indes  ohne  Wir- 
kung. Bald  begann  der  Streit  von  neuem  wegen  einer  durch  einen 
fremden  Bischof  in  Clugny  vorgenommenen  Altarweihe.  Er  soll  von 
1031 — 1040  gedauert  und  mit  dem  Rückzug  des  Abtes  geendigt 
haben.  Unter  dem  Eindruck  dieser  Ereignisse  definierte  Leo  IX. 
im  Jahre  1049  3)  die  Rechte  Clugnys  in  dieser  Hinsicht  folgender- 
massen :  »quod  etiam  de  omnibus  ecclesiasticorum  graduum  ordina- 
tionibus  et  altarium  sive  ecclesiarum  consecrationibus  ....  confir- 
mamus,  ut  liceat  vobis  vestrisque  successoribus,  a  quocumque  ea 
velitis  episcopo  gratis  exposcere.«  Wiederum  sah  sich  Abt  Hugo 
genötigt,  wegen  Nichtachtung  dieses  Privilegs  durch  den  Bischof  von 
Macon  in  Rom  Klage  zu  erheben.  Der  Streit  dauerte  fort,  wenn 
auch  Alexander  II.  im  Jahre  1063  die  Bulle  Johanns  IX.  bestä- 
tigte.4) Gregor  VII.  verkündete  im  März  1080  feierlich  die  Unab- 
hängigkeit Clugnys  und  im  Herbst  sandte  er  ein  Schreiben  voller 
Vorwürfe  an  Bischof  Landerich  von  Macon :  er  solle  den  Streit  bei- 
legen und  die  päpstlichen  Privilegien  anerkeunen. 5)  In  der  nächsten 
Zeit  scheint  denn  auch  wirklich  Friede  geherrscht  zu  haben.  Die 
Gegensätze  wurden  jedoch  wieder  schärfer,  als  Urban  II.  im  Jahre 
1097  sämtliche  von  Gregor  V.  der  Abtei  verliehenen  Rechte  auf 
alle  ihr  aggregierten  Klöster  ausdehnte6);  der  Fortgang  des  Streites 
veranlasste  Papst  Kalixt  II.,  die  volle  Freiheit  in  der  Einladung 
eines  Bischofs  zur  Ordination  der  Mönche  räumlich  auf  das  Gebiet 
des  »bannus  sacratus«  Clugnys  zu  beschränken 7),  eine  Bestimmung, 
die  später  wiederholt  bestätigt  wurde.  8) 


1)  Joffe',  R.  P.2  nr.  4065  a.  1024  {Migne,  P.  L.  CXLI  1135). 

2)  Jaffa,  R.  P.2  nr;  4081  a.  1027  (Migne,  1.  c.  1145). 

3)  Jaffe,  R.  P.2  nr.  4169  a.  1049  [Migne,  CXLIII  607). 

4)  1.  c,  nr.  4513  a.  1063  {Migne,  CXLVI  1293). 

5)  1.  c,  nr.  5182. 

6)  1.  c,  nr.  5676  (Cocquelines,  1.  c.  II  93). 

7)  1.  c,  nr.  6821  a.  1120  (Migne,  CLXIII  1164).  Andere  Vorrechte, 
z.  B.  die  Freiheit  von  der  bischöflichen  Strafgewalt,  welche  Clugny  und  den  an- 
geschlossenen Klöstern  erteilt  worden  waren,  wurden  nicht  auf  die  Abtei  selbst 
beschränkt. 

8)  z.  B.  Joffe,  1.  c,  nr.  8621  a.  1144,  Lucius  II  (Migne,  CLXXIX  888) ; 
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Bei  alledem  gab  es  genug  Bischöfe,  die,  wenn  auch  nicht  ge- 
neigt, wohlbegründete  episkopale  Rechte  dem  Mönchtum  preiszu- 
geben, die  Verdienste  der  Cluniacenser  um  die  Wiedererweckung 
des  kirchlichen  Geistes  vollauf  würdigten.  Besonders  waren  es  die 
Bischöfe  von  Lüttich,  Utrecht,  Köln,  Trier,  Metz,  Toul,  Verdun *), 
welche  die  Reformbewegung  in  ihrer  Berechtigung  anerkannten 
und  kousequent  förderten2),  aber  ebenso  konsequent  unter  die 
eigene  Leitung  nahmen.8) 

Man  kann  nicht  sagen,  dass  die  cluniacensische  Bewegung  in 
Deutschland  gleich  im  Anfang  Svmpathieen  gefunden  hätte.  Da  der 
Geist  des  Cluniacensertums  nicht  zum  geringen  Teil  im  romanischen 
Volkstum  begründet  war,  gelang  es  der  Reform  nicht  leicht,  die 
deutsch-französischen  Grenzlande  zu  überschreiten. 4)  Zudem  war  die 
Stellung  der  deutschen  Bischöfe  juristisch  zu  stark  befestigt,  als 
dass  die  Forderung  klösterlicher  Selbständigkeit  daselbst  hätte  An- 
klang finden  können. 5)  Heinrich  II.  stellte  sich  hier  prinzipiell 
auf  die  Seite  der  Bischöfe,  wie  er  denn  auch  in  seinen  Diplomen  das 
bischöfliche  Visitationsrecht  geradezu  für  eine  göttliche  Einrichtung 
erklärte  und  dieser  Ansicht  entsprechend  bei  seinen  Reformen  immer 
im  Einverständnis  mit  den  Bischöfen  (Willigis,  Erkanbald,  Mein- 
werk, Adelbero)  handelte. 6) 

An  dieser  Stelle  mögen  noch  zwei,  der  kanonistischen  Sammlung 
des  Bistums  von  Terouane  in  Nordfrankreich  entstammende  Ka- 
nones7)  erwähnt  werden,  welche  das  Rechtsverhältnis  der  Bischöfe 
zu  den  Mönchen-  hinsichtlich  der  diesen  zugewiesenen  Kirchen  be- 
leuchten. Der  erstere,  identisch  mit  c.  7  der  Synode  von  Cler- 
mont8),  verfügt,  dass  Kirchen  und  Altäre  den  Klöstern,  denen  sie 
urkundlich  für  immer  übergeben  worden  sind,  auch  für  immer  ver- 
bleiben sollen.  Solche  dagegen,  die  einer  bestimmten  Person  im 
Kloster  auf  Lebenszeit  verliehen  worden  sind  (»per  personas  data«), 


nr.  8859  a.  1146,  Eugen  III.  (Migne,  CLXXX  1105).  -  Vergl.  A.  Hessel,  Clugny 
und  Macon  (ßriegers  Zeitschr.'für  Kirchengesch.  XXII  [1901]  S.  516  ff.). 

1)  Siehe  Hauch,  K.-G.  Deutschlands,  III1-8  (Leipzig)  1896.  S.  357  ff. 

2)  So  wandte  sich  z.  B.  Bischof  Walter  von  Autun  an  Abt  Odilo  von 
Clugny  mit  der  Bitte,  in  Mesvres,  einem  Kloster  seiner  Diözese,  reguläre  Kloster- 
zucht einführen  zu  wollen  (Sackur,  a.  a.  0.  II  37). 

3)  Vergl.  Hauck,  a.  a.  0.  S.  369. 

4)  Vergl.  Hauvüler,  Ulrich  von  Clugny  [Mstr.  1896]  S.  41  f.  (Kg. 
Stud.  III  3). 

5)  Vergl.  Ex  vita  S.  Udalrici  prioris  Cellensis  —  1093  ed.  R.  Witmans 
c.  6  et  c.  11  (Monum.  Germ.  hist.  S.  S.  XII  [Hannov.  1856]  p.  253  et  256). 

6)  hauck,  a.  a.  0.  S.  457  f. 

7)  Sdralek,  Wolfenbüttler  Fragmente  [Münster  1891]  S.  26  f.  (Kg, 
Stud.  I  2). 

b)  (1095;  He  feie,  V2  222  f.). 
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sollen  nach  deren  Tode  an  den  Bischof  zurückfallen.  Jedoch  sollen 
die  Bischöfe  Kirchen  und  Altäre  nicht  mehr  in  der  letztgenannten 
Weise  vergeben.  Über  die  bei  Erlass  dieses  Verbotes  massgebenden 
Gründe  verbreitet  die  ausführlichere  Form  des  Kanons  im  decretum 
Gratiani *)  Klarheit.  In  Gallien  war  nämlich  seit  längerer  Zeit  der 
Gebrauch  aufgekommen,  dass  Bischöfe  solche  Kirchen  und  Altäre  nach 
dem  Tode  der  speziell  damit  beschenkten  Personen  gegen  eine  gewisse 
Summe  abermals  an  das  Kloster  vergaben.  Dieser  simonistischen 
sog.  redemptio  altarium  wurde  durch  obige  Bestimmung  vorgebeugt 
Der  zweite  der  genannten  Kanones  verbietet  den  Mönchen  die  Lei- 
tung der  zu  den  Klosterkirchen  gehörigen  Christengemeinden;  der 
Bischof  soll  deren  Leitung  einem  auf  Vorschlag  der  Mönche  (»per 
consilium  monachorum«)  gewählten  Kaplan  übertragen.  Die  An- 
stellung und  Absetzung  desselben,  sowie  die  Überwachung  seiner 
amtlichen  und  privaten  Wirksamkeit  soll  nur  dem  Bischof  ob- 
liegen. 2) 

Fassen  wir  kurz  zusammen.  Der  in  zahlreichen  Fällen  erteilte 
päpstliche  Schutz,  ursprünglich  eine  Analogiebildung  zu  dem  im 
deutschen  Recht  begründeten  Königsschutz,  wurde  allmählich  kirchen- 
rechtlich so  ausgelegt,  dass  der  Papst  für  die  kommendierten  Stifter 
an  die  Stelle  de3  Diözesanbischofs  trat.  Dazu  kam,  dass  die  Päpste, 
z.  T.  selbst  Cluniacenser,  wie  Gregor  VII.,  Paschal  EL,  Urban  IL, 
die  Bestrebungen  derselben  durch  Erteilung  von  Exemtionsprivilegien 
mächtig  förderten.  Das  waren  zwei  Momente,  welche  den  Gang 
der  Rechtsentwicklung  im  10.  und  11.  Jahrhundert  bedeutend  be- 
einflussten.  Dementsprechend  machen  wir  die  Wahrnehmung,  dass 
die  Exemtionen  um  die  Wende  des  11.  Jahrhunderts  von  der  Aus- 
nahme zur  Regel  zu  werden  beginnen.  In  dem  ganzen  Entwick- 
lungsprozess  der  Exemtionen  eröffnete  Gregorys  VII.  Zeitalter  eine 
neue  Phase.  Seitdem  wurden  nämlich  nicht  mehr  nur  einzelne 
Klöster,  sondern  ganze  Kongregationen  und  Orden  von  der  bischöf- 
lichen Gewalt  eximiert.  Die  Privilegien  Urbans  IL  vom  1.  Nov. 
1088  und  vom  9.  Januar  und  17.  April  1097,  in  denen  Befreiung 
von  der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  und  Strafgewalt,  ungehin- 
derter Zehntbesitz,  Abhaltung  des  Gottesdienstes  zur  Zeit  des 
Interdikts  u.  s.  w.  gestattet  wird,  beziehen  sich  nicht  nur  auf  die 
Abtei  Clugny,  sondern  auch  auf  alle  in  die  cluniacensische  Kongre- 


1)  c.  4.  C.  I.  qu.  3. 

2)  Sdralek,  a.  a.  0.  c.  1.  X.  de  capellis  monach.  III.  37.  Dem  Abt  sind 
diese  Kapläne  quoad  temporalia  verantwortlich,  c.  6.  C.  XVI  qu.  2, 
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gation  eingetretenen  Klöster. *)  Ähnliche  Freiheiten  gewährte  Urban 
auch  dem  ganzen  Orden  der  Vallumbrosaner  (6.  April  1090). 2)  Bei 
der  obersten  Leitung  der  Kirche  brach  sich  mehr  und  mehr  die 
Erkenntnis  Bahn,  das  Heil  der  Kirche  beruhe  auf  dem  Regular- 
klerus. 


IV. 

Die  Exemtion  im  12.  Jahrhundert  bei  den  älteren    Orden  mit 
Einschluss  der  Cistercienser  und  Prämonstraienser. 

Wie  nach  allem  Vorausgegangenen  nicht  anders  zu  erwarten, 
häufen  sich  im  12.  Jahrhundert  die  päpstlichen  Privilegien  für 
Klöster  in  ausserordentlicher  Weise.  So  wurden  zur  Zeit  der 
ersten  Kirchenversammlung  im  Lateran  innerhalb  weniger  Wochen  18, 
zur  Zeit  der  zweiten  37  solcher  Privilegien  von  der  päpstlichen  Kanzlei 
ausgefertigt  und  Alexander  III.  erteilte  wenigstens  29 3)  anlässlich 
des  dritten  lateranensischen  Konzils. 

Eine  der  wichtigsten  Bestimmungen,  die  in  den  meisten  dieser 
päpstlichen  Erlasse  wiederkehrt,  betrifft  den  vom  apostolischen  Stuhl 
gewährten  Schutz.  Wir  haben  bereits  oben  gesehen,  dass  die 
Grundlage  der  Schutzverleihung  die  Tradition  der  Güter  der  schutz- 
suchenden Anstalt,  in  unserem  Falle  des  Klosters,  an  den  Papst 
war.  Schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  11.  Jahrhunderts  lässt 
sich  jedoch  die  Verleihung  von  Schutzbriefen  auch  an  nichtkommen- 
dierte  Anstalten  feststellen.4)  Im  12.  Jahrhundert  gewinnt  sogar  die 
Zahl  der  Schutzbriefe,  welche  die  tutela  ohne  diese  Tradition  er- 
teilen, der  Zahl  nach  bei  weitem  die  Oberhand.  Wir  haben  also 
zwei  verschiedene  Arten  des  päpstlichen  Schutzes  zu  unterscheiden. 
Dementsprechend  macht  sich  auch  ein  Unterschied  in  den  Urkunden 
bemerklich.  Während  in  den  Briefen  für  die  tradierten  Klöster  von 
der  päpstlichen  Kanzlei  zu  dem  jeweiligen  Worte  für  Schutz  (tutela, 
protectio,  mundiburdium  etc.)  das  Adjektiv  »specialis«  hinzugefügt 
wird,  fehlt  dasselbe  in  den  Briefen,  die  ohne  Tradition  den  päpst- 
lichen Schutz  gewähren.    Jene  Urkundengruppe  enthält  die  Klausel 


1)  Migne,  P.  L.  CLI  291-93,  485-88,  493—94. 

2)  1.  c.  322. 

3)  Vgl.  Phillips,  Kirchenrecht,  VII  945. 

4)  blumenstuk,  a.  a.  0.  S.  123. 
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»salva  sedis  apostolicae  auctoritate«, *)  in  diesen  begegnet  uns  seit 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  die  Wendung  »salva  sedis  apostolicae 
auctoritate  et  dioecesani  episcopi  canonica  iustitia«.2) 

In  den  Diplomen  der  ersten  Art  bleibt  das  Obereigentum  des 
Papstes  der  ausschlaggebende  Faktor  für  die  Erteilung  des  Schutzes; 
der  Tradition  geschieht  Erwähnung,  Besitz  und  Privilegien  des 
Klosters  (Exemtion  von  der  bischöflichen  Strafgewalt)  werden  be- 
stätigt: es  handelt  sich  also  hier  um  eine  Fortsetzung  des  früheren, 
auf  beiderseitigen  Rechtshandlungen,  nämlich  auf  Commendation 
und  Entgegennahme  derselben,  beruhenden  Verhältnisses.  Eine  Tra- 
dition der  Klostergüter  an  den  päpstlichen  Stuhl  liegt  den  Schutz- 
briefen  der  zweiten  Klasse  nicht  zu  Grunde.  Daher  kann  das  in  der 
Urkunde  verbriefte  Schutzverhältnis  auch  nicht  im  päpstlichen  Ober- 
eigentum seine  Grundlage  haben,  vielmehr  müssen  andere  Gründe 
dafür  in  Betracht  kommen  und  zwar  sind  diese  rein  kirchlicher 
Natur:  die  Pflicht  des  Papstes  als  Oberhaupt  der  Kirche,  die 
Klöster  zu  schützen,  aufdass  sie  ihrer  Regel  gemäss  leben  können.3) 
Die  Bestätigung  des  klösterlichen  Besitzstandes  unter  genauer,  weit- 
läufiger Aufzählung  der  einzelnen  Güter  macht  in  den  meisten 
Fällen  den  grössten  Teil  der  Urkunde  aus;  auch  eine  Bestätigung 
der  bereits  bestehenden  Privilegien  des  Klosters  erfolgt;  Exemtion 
von  der  bischöflichen  Strafgewalt  wird  jedoch  nicht  gewährt. 

Für  unsere  Frage  ist  diese  Entwicklung  des  päpstlichen  Schutz- 
verhältnisses von  Wichtigkeit,  weil  die  Verschiedenheit  der  beiden 
Schutzarten  auch  einen  verschiedenen  Rechtszustand  der  Klöster  im 
Verhältnis  zum  Diözesanbischof  begründete.  Den  tradierten  Klöstern 
nämlich  war  die  Möglichkeit  gegeben,  auf  Grund  des  päpstlichen 
Obereigentums  von  der  Strafgewalt  des  Bischofs  eximiert  zu  werden ; 
den  übrigen  Klöstern  erteilte  der  Schutzbrief  diese  Exemtion    nicht, 


1)  Während  der  Wortlaut  dieses  Vorbehalts  bis  zur  Regierung  Cölestins  II 
(1143—44)  verschieden  ist,  wird  von  da  ab  die  Formulierung  »salva  sedis 
apostolicae  auctoritate«  die  vorherrschende  und  zuletzt  ausschliessliche. 
Der  Sache  nach  soll  seit  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  die  Wiederruflichkeit  der 
verbrieften  Rechte  damit  ausgedrückt  sein.  S.  Friedrich  Thaner,  Ueber  Ent- 
stehung und  Bedeutung  der  Formel  »Salva  sedis  apostolicae  auctoritate«  in 
den  päpstlichen  Privilegien  (Wiener  Sitzungsberichte,  LXXI  (1872)  S.  815,  835. 

2)  Das  erste  Beispiel  dieser  Formulierung  des  zweifachen  Vorbehalts 
stammt  aus  dem  Jahre  1144.  Anfangs  wurde  der  päpstliche  Vorbehalt  dem 
bischöflichen  nachgesetzt;  man  fand  dies  aber  bald  in  der  päpstlichen  Kanzlei 
unpassend  und  stellte  die  Worte  in  die  im  Texte  genannte  Reihe  um  (a.  a.  0. 
S.  116). 

3)  »Religiosara  vitam  eligentibus  apostolicum  convenit  adesse  presidium, 
ne  forte  cuiuslibet  temeritatis  incursus  aut  eos  a  proposito  revocet,  aut  robur, 
quod  absit,  sacre  religionis  infringat«.  Urk.  Innocenz'  III.  v.  4.  Mai  1198 
für  Marienfeld  {Finke,  a.  a.  0.  S.  72  nr.  166). 
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vielmehr  wurde  in  demselben  ausdrücklich  bestimmt,  die  kanonischen 
Gerechtsame  des  Bischofs  sollten  nicht  berührt  werden.  Eine  solche 
Urkunde  konnte  nur  mehr  die  Bedeutung  einer  formell  in  die  Er- 
teilung des  apostolischen  Schutzes  eingekleideten  Bestätigung  der 
Güter  und  Privilegien  des  Klosters  haben,  die  den  bestehenden 
Rechtszustand  nicht  veränderte. 

Die  Initiative  zu  diesen  Schutzbriefen  ist  wiederum  in  den 
meisten  Fällen  in  einer  vom  Kloster  eingereichten  Bittschrift  zu  suchen. 
Die  Praxis  mittelalterlicher  Kanzleien  lässt  es  begreiflich  erscheinen, 
wenn  entsprechende  Stellen  der  Schutzurkunde,  zumal  die  Güterver- 
zeichnisse, der  Bittschrift  entlehnt  wurden. x) 

Nachdem  einmal  der  päpstliche  Schutz  auch  nichttradierten 
Klöstern  erteilt  worden  war,  begann  die  feudale  Seite  desselben 
immer  mehr  zurückzutreten2);  es  ist  ein  Zeichen  des  beginnenden 
Verfalls  der  eigentlichen  specialis  tutela,  wenn  noch  im  12.  Jahr- 
hundert päpstliche  Schutzbriefe  die  Exemtion  einer  Reihe  von 
Klöstern  gewähren,  die  nicht  im  päpstlichen  Eigentum  stehen.3) 
Überhaupt  ist  es  für  die  weitere  Entwicklung  des  päpstlichen 
Schutzes  im  12.  Jahrhundert  charakteristisch,  dass  zahlreiche  und 
weitgehende  Privilegien,  d.  h.  Berechtigungen  rein  kirchlicher  Na- 
tur, mit  der  Schutzgewährung  verbunden  wurden. 

Zahlreiche  Klöster  lassen  in  der  Folge  die  Tendenz  erkennen, 
Privilegien,  die  manchen  durch  den  hl.  Stuhl  geschützten  Anstalten 
in  der  Urkunde  speziell  verliehen  wurden,  im  eigenen  Interesse  zu 
verallgemeinern  und  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  mochte  der 
eigene  Schutzbrief  auch  nichts  derartiges  enthalten.  Auf  diese 
Weise  entstand  die  falsche  und  unbegründete  Meinung,  dass  jeder 
Schutzbrief  eo  ipso  Befreiung  von  den  bischöflichen  Rechten,  sollten 
dieselben  nicht  etwa  ausdrücklich  vorbehalten  sein,  begründe.  Dieser 
künstlich  hineininterpretierte  Rechtsinhalt  musste  in  den  Augen  der 
Klöster  den  Wert  der  Schutzbriefe  ungemein  steigern;  so  lässt  sich 
auch  die  ungeheure  Vermehrung  derselben,  besonders  seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts,  begreifen. 4) 

Die  Reaktion  der  Bischöfe  gegen  die  genannte  extensive  Inter- 
pretation der  Schutzbriefe  im  Sinne  der  Exemtion  blieb  nicht  aus. 5) 
Auf  fast  allen  Synoden  des   12.   Jahrhunderts   führte  der  Episkopat 


1)  Vergl.  Blumenstok,  a.  a.  0.  S.  50  f. 

2)  Scherer,  Handbuch  des  K.-R.,  II  740. 

3)  Kraaz,  a.  a.  0.  S.  18. 

4)  Vgl.  Blumenstok,  a.  a.  0.  S.  122  ff.    Bl.  zählt   im  12.  Jahrhundert 
über  2000  Schutzbriefe.     Siehe  dessen  Tabelle  S.  44. 

5)  Vergl.  Harter,  Gesch.  Papst  Innocenz'  III.,  Band  III  499. 
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in  dieser  Hinsicht  Klage ; l)  die  dort  getroffenen  Entscheidungen 
stellen  aber  in  vielen  Fällen  nur  Kompromisse  zwischen  beiden 
Teilen  dar,  deren  Inhalt  mehr  oder  weniger  von  der  jeweiligen 
Machtstellung  des  Bischofs  bezw.  der  Klöster  bedingt  war ;  es  han- 
delte sich  eben  meistens  um  Machtfragen,  weniger  um  rechtliche 
Entscheidungen,  die  auf  einem  einheitlichen  Prinzip  beruhten. 

Erst  die  päpstlichen  Dekretalen    zeigen  Einheit  und  Kontinui- 
tät   in    der   Rechtsprechung.     Zunächst    kommen    hier    die    Bestim- 
mungen Alexanders  III.  in  Betracht  in  cc.  3.  7.  8.  9.  X.    de    priv. 
et  excess.   priv.   V.    33.     Wieviel   Spielraum  zu  Zweifeln  die  päpst- 
lichen Schutzbriefe  hinsichtlich    der  Exemtion  von   der   Jurisdiktion 
der   kompetenten   Ordinarien   Hessen,    zeigt  c.   8,   an  einen  Legaten 
des  apostolischen  Stuhles  gerichtet,    der   hierüber  noch  in  Unkennt- 
nis war.    Der  Papst  erklärte  diesem,  die  Zahlung  eines  Zinses  durch 
ein  im  päpstlichen  Schutz  stehendes  Kloster  sei  an   sich   noch   kein 
Beweis  der  Exemtion, 2)  vielmehr  sei  jedesmal  zu  untersuchen,  ob  der 
Zins    »ad  indicium  perceptae   protectionis«    oder    »ad   indicium   per- 
ceptae  libertatis«  entrichtet  werde;  nur , im  letzteren  Fall  sei  Exem- 
tion vorhanden.     Auch   von   Innocenz   III.    besitzen    wir  hierher  ge- 
hörige Dekretalen:  cc.  14.  16.  17.  18.  X.  V.  33.     In  c.  14,    wo  es 
sich  um  einen  Schutzbrief  handelt,  welcher  einen  Zins  »ad  indicium 
perceptae  huius  a  Sede  Apostolica  libertatis«  erwähnt,  entschied  Inno- 
cenz,  ähnlich   wie  im   obigen   Fall   Alexander,    gegen    den    Bischof 
zu  Gunsten  des  klösterlichen  Prokurators,   obwohl  die    Urkunde   die 
uns  schon  bekannte  Schlussklausel    enthielt   »salva   dioecesani  epis- 
copi  reverentia«,3)     Von  grösster  Wichtigkeit    —    wir   greifen   hier 
des  Zusammenhanges  wegen    über   das   12.    Jahrhundert   hinaus   — 
ist  die  Dekretale  Bonifaz'  VIII.  c.  10.  in  VI.  V.  7,    weil  durch  sie 
so  ziemlich  jede  Möglichkeit  eines   Zweifels   hinsichtlich   der   Inter- 
pretation  beseitigt   wurde.     Der   Papst   erklärte    nämlich,    Exemtion 
von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  liege  nicht  vor,    wenn   die   päpst- 
liche Schutzurkunde  nicht  »principaliter«  davon  handle,  sondern  nur 
beiläufig  einen  Ausdruck  gebrauche,  der  eventuell  die  Befreiung  ver- 
muten lasse;  dieselbe  bestehe  dagegen  zu  Recht,  wenn  eine  für  ein 
bestimmtes  Kloster  ausgestellte  Urkunde  entweder   ausdrücklich   die 


1)  z.  B.  die  Synoden  zu  Gran,  1114,  cc.  37—39  {Hefele,  V  328) ; 
Lateran  I,  1123,  cc.  18,  22  u.  23  {Hef.,  V  381  ff.);  Lateran  III,  1179,  c.  9 
(Hef.,  V  713)  u.  a. 

2)  .  .  .  .  »non  omnes  nostri  censuales  ab  episcoporum  subiectione  habentur 
lminunesc  .... 

3)  c.  18  X.  V.  33,  ebenso  c.  1  in  VI*  V.  12  sprechen  aus,  dass  zwi- 
schen benutz  und  Exemtion  kein  Kausalnexus  bestehe. 
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Exemtion  verfüge  oder  zur  Bezeichnung  des  Exemtionsverhältnisses 
einen  der  in  vorliegender  Dekretale  als  Norm  festgesetzten  Ausdrücke 
gebrauche. 

Wenn  nun  auch  nicht  behauptet  werden  kann,  dass  die  Bischöfe 
infolge  der  gezeichneten  Reaktion  tatsächlich  alle  ihre  Rechte  wie- 
dererlangten, so  liegt  doch  klar  zu  Tage,  dass  juristisch  viele  Schutz- 
briefe durch  die  autoritative  Interpretation  des  Papstes  die  ihnen 
beigelegte  Exemtionswirkung  verloren. !) 

Neben  den  Versuchen,  den  Begriff  der  Exemtion  in  viele  Schutz- 
briefe künstlich  hineinzutragen,  läuft  während  der  ganzen  Dauer  des 
12.  Jahrhunderts  das  Bestreben  der  Regularen  parallel,  durch  Er- 
langung förmlicher  Privilegien  zu  grösserer  Unabhängigkeit  von  den 
Bischöfen  zu  gelangen.  Derartige  Vorrechte  sind  zumeist  in  den 
päpstlichen  Schutzurkunden  enthalten,  (ohne,  wie  wir  gesehen,  des- 
wegen eine  notwendige  Folge  des  päpstlichen  Schutzes  zu  sein), 
nicht  selten  werden  sie  auch  in  eigner  Urkunde  verbrieft. 

Das  Konzil  im  Lateran  (1123)  erklärte  die  Vornahme  der  für 
die  Klöster  notwendigen  Pontifikalfunktionen  als  Sache  des  Diözesan- 
bischofs;2)  jedoch  erteilte  die  Kurie  auch  in  nicht  wenigen  Fällen 
regulären  Kommunitäten,  besonders  den  Cisterciensern,  Privilegien, 
dieselben  »a  quocumque  episcopo«  vornehmen  zu  lassen.3)  Sehr 
oft  begegnet  uns  in  den  päpstlichen  Urkunden  die  Weisung,  zu  dem 
bezeichneten  Zwecke  (Weihe  des  Chrisma,  des  oleum  sanctum, 
Kirchen-  und  Altarkonsekration,  Ordination  der  Kleriker)  einen 
andern  (beliebigen)  Bischof  anzugehen,  wenn  der  Diözesanobere  die 
»communio  sacrosancte  Romane  sedis«  nicht  besitze  oder  die  Weihen 
nicht  »gratis  ac  sine  pravitate«  erteilen  wolle.4) 

Fast  in  jeder  für  Klöster  ausgestellten  päpstlichen  Urkunde 
wurde  im  Sinne  der  Ordensregel  das  Recht  der  freien  Abtswahl 
garantiert,5)  da  gerade  diese  oft  ein  Zielpunkt  der  bischöflichen  An- 
griffe war.  Freilich  hatten  die  Verordnungen  der  Kurie  in  vielen 
Fällen  nicht  den  gewünschten  Erfolg,  nicht  zuletzt  deshalb,  weil  den 
Päpsten,  zumal  in  den  ausseritalischen  Ländern,  eine  eigentliche 
Exekutivgewalt   abging.     Hatte   so   der   Bischof  juristisch   bei   der 


1)  Vergl.  Blumevstok,  a.  a.  0.  S.  131  ff. 

2)  c.  18  {Hefele,  V  381). 

3)  Pflug k-Harttung,  Acta  Romanorum  Pontificum  inedita,  III  204 
(St.  Maria  della  Pomposa,  1160,  Alexander  III.) ;  III  246  (S.  Maria  Reale,  1176, 
Alex.  III.).  Von  deutschen  Cistercienserklöstern  seien  angeführt:  Heiligenkreuz 
(1187),  Heisterbach  (1193),  Salem  (1194).  (Vergl.  Kraaz,  a.  a.  0.  S.  30). 

4)  Finke,  Westfälisches  Urkundenbuch  V,  1,  S.  68  (Weddinghausen, 
1197,  Cölestin  III.). 

5)  PfLuyk-Harttung,  1.  c.  III  35,  48,  51,  69,  74  etc. 
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Abtswahl  keine  Befugnisse,  so  konnte  doch  andrerseits  das  Recht  zur 
Weihe  des  erwählten  Abtes  vom  Episkopat  als  Mittel  benutzt 
werden,  um  auch  auf  die  Wahl  Einfluss  zu  gewinnen.  Die  Mönche  waren 
nämlich  gehalten,  die  Benediktion  des  Abtes,  die  ebenfalls  »gratis 
ac  sine  pravitate«  seitens  des  Diözesanbischofs  zu  geschehen  hatte,  *) 
dreimal  ehrerbietig  (instanter,  instantius,  instantissime)  von  diesem 
zu  erbitten ; 2)  ausserdem  stand  dem  Bischof  ein  begrenztes  Recht  zur 
Prüfung  des  erwählten  Abtes  zu.  Daraus  wussten  nun  manche  Bischöfe 
ein  Recht  der  Zustimmung  zur  Wahl  herzuleiten.  Um  derartigen 
Übergriffen  zu  begegnen,  erteilten  die  päpstlichen  Privilegien  in 
zahlreichen  Fällen  den  Äbten  die  Befugnis,  die  Benediktion  von 
einem  beliebigen  katholischen  Bischof  zu  erbitten, 3)  und  zwar 
wurde  dieses  Recht  zur  Pflicht,  wenn  der  Diözesanbischof  zur  Zeit 
eines  Schisma  der  Partei  des  Gegenpapstes  angehörte  (in  diesem 
Fall  war  das  Kloster  von  jeder  bischöflichen  Gewalt  überhaupt  ent- 
bunden), vom  Papst  exkommuniziert  war  oder  für  die  Weihe  eine 
Gebühr  verlangte.4)  In  den  Schutzbriefen  für  die  Cistercienser 
gingen  die  Päpste  noch  weiter.  Lucius  III.  bestimmte  für  dieselben, 
wenn  der  Diözesanbischof  nach  ehrerbietiger  Bitte  (»cum  humili- 
tate  ac  devotione,  qua  convenit,  requisitus«)  dem  neugewählten 
Abte  die  Weihe  versage,  dann  könne  sich  dieser  nicht  zwar  formell, 
wohl  aber  tatsächlich  als  Abt  betrachten,  seine  Novizen  ordinieren, 
überhaupt  die  Funktionen  eines  Abtes  ausüben,  bis  der  Bischof  ein- 
lenke (»donec  idem  episcopus  duritiam  suam  recogitet  et  benedi- 
cendum  abbatem  benedicere  non  recuset«)  5).  Die  professio,  die  der 
neue  Abt  nach  den  Ordensvorschriften  bei  der  Weihe  abzulegen 
hatte,6)  sollte,  so  lauteten  die  Urkunden,  »salvo  iure  ordinis«  ge- 
schehen, also  dessen  Rechte  und  Privilegien  nicht  berühren. 7) 

1)  Vergl.  Pflugk-Harttung,  l.  c.  III  106. 

2)  Vergl.  Neuqart,  Episcopatus  Constantiensis  Alemannicus  I  2  (Fri- 
burgi  Brisgoviae  1862)  p.  596  (Thennenbach,  1184,  Lucius  III). 

3)  Pflugk-Harttung ,  1.  c.  III  204  (S.  Maria  della  Pomposa,  1160, 
Alex.  III.);  III,  246  (S.  Maria  Reale,  1176,  Alex.  III.). 

4)  Phillips,  a.  a.  0.  VII  953;  Harter,  a.  a.  0.  S.  492;  Pflugk-Hart- 
tung, 1.  c.  I  327  (Baumburg,  1185,  Lucius  III.) ;  III  163  (S.  Ponziano  di  Lucca, 
1155,  Hadr.  IV.);  III  341  (S.  Bartholomeo  di  Carpineto,  1187,  Urban  III.); 
III  343  (Brodolo,  1187,  Urban  III.). 

5)  Pflugk-Harttung,  I  324  (Waldsassen,  1185,  Lucius  III.);  I  336 
(1186/87,  Urban  III.).  hinke,  a.  a.  0.  S.  73  nr.  166  (Marienfeld,  1198,  Innocenz  III.). 
JSeugart,  Episcopatus  Constant.  p.  596  (Thennenbach,  1184,  Lucius  III.). 

6)  c.  43  X.  de  simonia  V.  3.  Harter,  a.  a.  0.  IV  176  übersetzt :  »Ich 
Bruder  Abt  des  Cisterzienserordens  verheisse  Dir,  meinem  Herrn  und  Bischof 
und  Deinen  nach  Kirchenrecht  gewählten  Nachfolgern  und  dem  hl.  Apostoli- 
schen Stuhl  auf  immerwährend  Unterwürfigkeit,  Ehrerbietung  und  Gehorsam, 
gemäss  der  Regel  des  hl.  Benedikt  und  vorbehaltlich  meiner  Ordensvor- 
schriften. € 

7)  Pflugk-Harttung,  I  322  (1184/85,  Lucius  III.);  Finke,  a.  a.  0. 
Vergl.  Kraaz,  S.  25  ff.     ' 
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Manchmal  machten  die  Bischöfe  den  Klöstern  gegenüber  auch 
von  ihrer  Strafgewalt  unrechtmässigen  Gebrauch,  indem  sie  ohne 
triftigen  Grund  dieselben  mit  Bann  und  Interdikt  belegten. *)  Dieser 
Umstand  macht  diejenigen  Privilegien  verständlich,  welche  die 
bischöfliche  Strafgewalt  in  dieser  Hinsicht  beschränken  oder  ganz 
ausschliessen. 2)  Vollständige  Befreiung  von  Exkommunikation, 
Suspension  und  Interdikt  erlangten  die  Cistercienser. 3)  Auch  von 
der  Pflicht,  auf  der  bischöflichen  Synode  zu  erscheinen,  wurde  eine 
Reihe  von  Klöstern  entbunden.4) 

Fehlte  es  auf  der  einen  Seite  nicht  an  Bischöfen,  welche  die 
Klöster  bei  jeder  Gelegenheit  zu  bedrängen  und  ihnen  neue  und 
ungerechte  Verpflichtungen  (»novae  et  indebitae  consuetudines«) 
aufzuerlegen  suchten,  so  bemühten  sich  auf  der  andern  Seite  die 
Päpste,  zumal  im  letzten  Viertel  des  12,  Jahrhunderts,  die  Mönche 
durch  Privilegien  vor  solchen  Forderungen  zu  schützen. 5)  Wieder 
sind  es  die  Cistercienser,  denen  Lucius  III.  hierhin  besonderen  Schutz 
verbrieft. 6) 

Sehr  zahlreich  sind  die  Urkunden,  welche  den  Schutz  der  Klöster 
gegen  unrechtmässige  Forderung  von  Abgaben  seitens  der  Bischöfe  be- 
zwecken; letztere  scheinen  bisweilen  sogar  ein  Dispositionsrecht  über  das 
Vermögen  der  in  ihren  Diözesen  belegenen  Abteien  erstrebt  zu  haben. 7) 
Die  zu  Recht  bestehenden  Abgaben  an  den  Bischof  waren  für  ge- 
wöhnlich die  Leistung  des  Zehnten  und  des  vierten  Teils  der  Ob- 
lationen.8) Nur  im  Notfall  konnte  der  Bischof  höhere  Forderungen 
stellen,  musste  aber  dann  hierzu  stets  auf  Verlangen  der  Klöster 
die  besondere  Genehmigung  des  Papstes  einholen.  Freilich  mag 
diese  Bestimmung  nicht  immer  beachtet  worden  sein.     Des  weitern 


1)  Pflugk-Harttung,  I  332,  356;  II  392. 

2)  Pfluqk-Harttung,  III  115  (Fucechio,  1152,  Eugen  III.);  III  343 
(Brodolo,  1187,  Urb.  III.).' 

3)  Pfluqk-Harttung,  I  335/36  (Urban  III.,  1186/87);  III  365  (S.  Maria 
di  Lucedio,  1188,  Clemens  III.);  I  321  (1184/85,  Lucius  III.). 

4)  Pflugk-Harttung,  III  124  (S.  Antirao,  1153,  Anastasius  IV.) ;  204 
(S.  Maria  della  Pomposa,  1160,  Alex.  III.);  247  (S.  Maria  Reale,  1176,  Alex.  III.); 
265  (St.-Robert-la-Chaise-Dieu,  1178,  Alex.  III.).   Vergl.  ferner  Finkt,  a.  a.  0. 

5)  Migne,  P.  L.  CC  1116  (Steingaden,  1177,  Alex.  III.);  Neugart,  Episco- 
patus  Constantiensis  Alemannicus  p.  592  (St.  Trudpert,  1185,  Lucius  III.) ; 
Pflugk-Harttung,  III  211  (S.  Siro  di  Genova,  1162,  Alex.  III.);  III  329 
(S.  Pietro  di  Modena,  1186,  Urban  III.) ;  I  332  (St.  Amand  en  Prevele,  1186, 
Urban  III.). 

6)  z.  B.  Pflugk-Harttunq,  I  324  (Waldsassen,  1185,  Lucius  III.). 

7)  Vergl.  Hurter,  III  493  f. 

8)  In  dem  Privileg  Alexanders  III.  v.  J.  1170  für  Viberg  heisst  es: 
Prohibemus  insuper,  ne  episcopus  de  oblationibus,  quae  ad  corpora  sanctorum 
in  vestra  offeruntur  ecclesia,  nihil  ultra  quartam  partem,  quam  consuevit  ha- 
biere,  recipiat.  (Migne,  P.  L.  CC  650). 
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hatten  die  Klöster  dem  DiÖzesanbischof,  sowie  durchreisenden  fremden 
Bischöfen,  Gastfreundschaft  zu  gewähren.  Diese  regelmässigen  Abgaben 
an  den  Bischof  wurden  in  der  Folge  teilweise  durch  den  apostolischen 
Stuhl  beschränkt.  So  befreite  das  Konzil  von  Pisa  (1135)  *)  die 
Klöster  von  der  oft  drückend  empfundenen  Verpflichtung  zur  Leistung 
des  Zehnten,  den  sie  von  allem  bebauten  Klostergelände  an  den 
Bischof  zu  leisten  hatten.  Konnten  auch  die  Päpste  die  Befreiung 
vom  ganzen  Zehnten  auf  die  Dauer  nur  hinsichtlich  der  Cistercienser- 
klöster  faktisch  durchsetzen,  so  wurde  doch  soviel  erreicht,  dass  selbst 
Bischöfe  seit  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  in  Übereinstimmung  mit 
gleichlautenden  päpstlichen  Privilegien2),  den  Klöstern  die  Zehnt- 
freiheit wenigstens  für  Neubrüche  (Freiheit  vom  Novalzehnt)  zuge- 
standen. Freilich  hatten  die  Päpste  oft  Mühe  genug,  der  vollstän- 
digen Zehntfreiheit  der  Cistercienser  Geltung  zu  verschaffen;  sie 
sahen  sich  häufig  veranlasst,  sie  denjenigen  Bischöfen  gegenüber 
energisch  zu  betonen,  welche  die  Zehntfreiheit  des  Ordens  nur  auf 
den  Neubruch  zu  beziehen  versuchten.3) 

Neben  der  Zehntpflicht  hatten  die  Klöster  aber  auch  ein  Zehnt- 
recht, das  Recht  nämlich,  unter  gewissen  Voraussetzungen  den  Zehnten 
zu  fordern,  mochten  sie  dasselbe  nun  durch  Gründung  von  Eigenkirchen, 
durch  Erwerb  von  solchen,  durch  Schenkung,  oder  auf  sonstige  Weise 
erworben  haben.  Im  Laufe  der  Zeit  waren  solche  klösterliche 
Zehnten  in  zahlreichen  Fällen  an  benachbarte  Grundherrn,  Laien 
und  Kleriker,  abhanden  gekommen.  Im  12.  Jahrhundert  machten  nun, 
wie  anderwärts,  so  auch  bei  den  klösterlichen  Instituten  die  Bestrebungen 
zur  Revindikation  derselben  Fortschritte  und  fanden  bei  den  Päpsten 
tatkräftige  Unterstützung.4)  Bei  unsern  Untersuchungen  ist  ein 
diesbezüglicher  Erlass  Alexanders  III.  von  besonderem  Interesse. 
Die  9.  allgemeine  Synode  im  Lateran  (1123) 5)  und  die  Synode  von 
Rouen6)  hatten  verordnet,  die  den  Klosterkirchen  zustehenden,  aber 
verloren  gegangenen  Zehnten  sollten  nur  an  den  Bischof  restituiert 
werden,  und  aus  dessen  Hand  sollten  die  Klöster  sie  zurückerhalten. 


1)  Hefele,  V2  431. 

2)  Pfluqk'Harttunq,  I  217  (Vicogne,  1154,  Hadrian  IV.);  I  258  (No- 
gent,  1175,  Alex.  III.);  306  (Velletri,  1182/83,  Lucius  III.);  367  (Heinsberg, 
1194,  Cölestin  III.)  u.  a. 

3)  v.  Weecti,  Codex  diplomaticus  Salemitanus,  I  (Karlsruhe  1883)  p.  3, 
68,  74  (Salem,  Innoc.  IL,  1140,  Clera.  III.,  1190  ;  Cölestin  III.,  1193);  Pflugk- 
Harttung,  I  322  (Waldsassen,  1185,  Lucius  III.);  III  277  (Chiaravalle,  1180, 
Alex.  III.') ;  III  352  (Morimond,  1187,  Greg.  VIII.) ;  III  362  (1188,  Clem.  III.). 

4)  Finke,  Westfälisches  Urkundenbuch,  V  1  S.  31  nr.  90  (Korvei,  1152, 
Eugen  III.),  ebenda  S.  68  nr.  161  (Weddinghausen,  1197,  Cölestin  III.). 

5)  c.  22  {Hefele,  V2  381). 

6)  c.  3  (a.  a.  0.  403). 
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Alexander  erlaubte  nun  im  Jahre  1179  dem  Kloster  Schaffhausen 
aus  den  Händen  von  Laien  Zehnten  zurückzunehmen  und  zu  be- 
halten, gab  also  den  unmittelbaren  Weg  frei. *) 

So  waren  denn  die  Regularen  in  ihrer  Beziehung  zum  Epis- 
kopat zu  mannigfachen  Vorrechten  gelangt.  Aber  auch  hinsichtlich 
der  Parochialrechte  —  dies  sei  der  grösseren  Vollständigkeit  halber 
erwähnt  —  erteilten  die  Päpste  den  Klöstern,  um  deren  Stellung 
zu  heben,  nicht  um  die  Pfarreien  zu  schädigen,  mitunter  Befugnisse, 
die  den  Pfarrverband  durch  Eingreifen  in  die  Gerechtsame  des 
Pfarramtes  zu  lockern  geeignet  waren.  Besonders  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert wurden  die  diesbezüglichen  Privilegien  zu  einem  Stein  des 
Anstosses  und  boten  häufig  zu  Streitigkeiten  Anlass.  Der  Wider- 
stand der  Bischöfe  gegen  die  Erweiterung  der  klösterlichen  Rechte 
hinsichtlich  der  Seelsorge  in  den  Pfarreien  nahm  mitunter  sogar 
recht  drastische  Formen  an.  So  kam  es  beispielsweise  soweit, 
dass  in  einem  Streit  mit  einem  Kloster  in  Pavia  wegen  einer  Taufe 
drei  Menschen  getötet  wurden.2)  Der  Papst  tadelte  den  Bischof  Guido 
und  die  Kleriker  von  Pavia,  dass  »de  scintilla  minima  tanto3  ignis 
globos  succenderint,  ut  pro  benedictae  aquae  oblatione  trium  hominum 
caedes  facta  et  sanguis  effusus  sit,  pro  baptismi  etiam  sacramento 
duorum  baptizatorum  sint  prostrata  cadavera«.  Die  Lateransynode 
vom  Jahre  1123  hatte  die  Speodung  der  hl.  Ölung,  die  Verwaltung 
des  Busssakramentes,  den  Krankenbesuch  in  den  Pfarreien  und  die  Ab- 
haltung von  öffentlichen  Messen  den  Mönchen  verboten. 3)  In  Über- 
einstimmung damit  lehrte  der  Magister  Alanus  ab  insulis  in  seinem 
»über  poenitentialis«  bezüglich  der  Beicht:  »Claustralibus  autem 
non  licet  parochianorum  audire  confessiones,  nee  poenitentias  iniun- 
gere,  nisi  alicui  per  parochiae  ministrum  aut  a  maiori  praelato  specialiter 
fuerit  iniunetum«.4)  Derartige  spezielle  Delegationen  seitens  des  Papstes 
waren  nun  nicht  selten.  Noch  in  einem  andern  Punkte  erwarben 
die  Mönche  Rechte,  welche  sie  mit  den  »iura  parochialia«  in  Kollision 
brachten,  nämlich  hinsichtlich  der  Beerdigung.  Aus  verschiedenen 
Gründen  wollten  viele  Gläubigen  lieber  auf  dem  Klosterfriedhof,  bezw. 
in  der  Klosterkirche,  als  in  ihrer  Pfarrei  begraben  werden.  Dem  wider- 
setzte sich  der  Pfarrklerus,  der  dadurch  überdies  eine  bedeutende  Ein- 
busse  an  seinen  Einkünften  erlitt,  während  den  Klöstern  durch  das 
ius  sepeliendi  oder  sepulturae  nicht   geringe   Einnahmen    erwuchsen. 


1)  Vergl.  Kraaz,  a.  a.  0.  S.  52  ff. 

2)  Joffe  R.  P.2  nr.  6080  a.  1106. 

3)  c.  18  (Hefele,  V  381). 

4)  Migne,  P.  L.  CCX  299. 
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Es  ist  begreiflich,  dass  die  Mönche  nach  der  Erwerbung  eines 
solchen  Vorrechtes  strebten,  und  in  der  Tat  sehen  wir  im  12.  Jahr- 
hundert fast  alle  Klöster  mit  demselben  ausgestattet. l)  Als  Bei- 
spiel sei  die  Urkunde  Lucius'  III.  (1182)  für  St.-Etienne  de  Dijon 
angeführt,  in  der  es  heisst:  »Sepulturam  preterea  ipsius  loci  liberam 
esse  decernimus,  ut  eorum  devotioni  et  extreme  voluntati,  qui  se 
illic  sepeliri  deliberaverint,  nisi  forte  excommunicati  vel  interdicti 
sint,  nullus  obsistat,  salva  iustitia  illarum  ecclesiarum,  a  quibus 
mortuorum  corpora  assumuntur.«  2) 

Die  dargelegte  Entwicklung  beweist,  dass  sich  in  den  ge- 
zeichneten Verhältnissen  im  12.  Jahrhundert  die  Bildung  eines 
Kreises  von  feststehenden  Rechten  noch  nicht  behaupten  lässt. 3) 
Es  handelte  sich  eben  in  vielen  Fällen  um  Machtfragen;  die  römische 
Kurie  stellte  sich  dabei  zumeist  auf  die  Seite  der  Klöster. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Entwicklung  des  Exemtions- 
wesens  bei  den  Cisterciensern.  Wir  konnten  im  Vorhergehenden  bereits 
beobachten,  wie  besonders  diesem  Orden  in  verschiedenen  Punkten 
Exemtion  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  zugesichert  wurde.  An- 
fangs unterwarfen  sich  die  Cistercienser,  im  Gegensatz  zu  den  Clu- 
niacensern,  überall  dem  Diözesanbischof. 4)  Keine  Kirche  oder  Per- 
son des  Ordens,  so  sprach  die  »Charta  caritatis«  Stephan  Hardings 
bestimmt  aus,  dürfe  sich  erkühnen,  von  irgend  jemand  einen  Frei- 
brief anzunehmen;  die  Ordensversammlung  vom  Jahre  1134  ver- 
langte zu  jeder  Klosterneugründung  die  Zustimmung  des  Ordinarius. 
Die  professio,  welche  jeder  Abt  bei  der  Benediktion  vor  dem  Bischof 
abzulegen  hatte,  wurde  oben  schon  erwähnt. 5)  Welche  Stellung  der 
hl.  Bernhard  gegenüber  den  Exemtionen  einnahm,  zeigt  u.  a.  das 
vierte  Kapitel  im  dritten  Buch  »de  consideratione«,  wo  er  die  Be- 
freiungen die  von  alters  her  durch  die  Stifter  der  Klöster  selbst 
veranlasst  seien,  zwar  anerkennt,  dann  aber  seine  Ausführungen  mit 
den  bittern  Worten  schliesst:  »Sed  aliud  est,  quod  largitur  devotio, 
aliud,  quod  molitur  ambitio  impatiens  subiectionis.«  6)  Dem  Abt  von 
Morimond  verübelt  es  der  Heilige  sehr,  dass  er  ohne  Vorwissen 
des  Bischofs  seine  Abtei  verlassen  habe.7)     Gerne  will  er  eine  Frei- 


1)  PfLugk-Harttung,  1.  c.  I  231,  242,  302;  II  277,  316  u.  a.  Finke 
a.  a.  0.  S.  52,  55,  68  u.  a.  Neugart,  Ep.  Const.  589  (St.  Ulrich,  1179, 
Alexander  III.). 

2)  Pßugk-Harltung,  I  302. 

3)  Vergl.    Waitz,  Deutsche  Verfassungs-Gesch.  VII  211. 

4^  Harter,  Geschichte  Papst  Innocenz'  des  Dritten,  III  498. 

5)  Ebenda.  IV  176. 

6)  Miqne,  P.  L.  CLXXXII  769. 

7)  ep.  7  (Migne,  P.  L.  1.  c.  97). 
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heit  meiden,  welche  ihm,  wie  er  sagt,  das  schmähliche  Joch  des 
Hochmuts  auferlege ;  er  hahe  grössere  Furcht  vor  dem  Zahn  des 
Wolfes,  als  vor  dem  Stabe  des  Hirten.  *)  Allein  gerade  der  Um- 
stand, dass  auch  die  Cistercienser  schon  drei  Jahrzehnte  nach  Bern- 
hards Tode  in  den  Besitz  zahlreicher  und  weitgehender  päpstlicher 
Freibriefe  gelangten,  zeigt,  wie  allgemein  das  Streben  nach  Exemtion 
geworden  war. 

Auch  der  Orden  der  Präraonstratenser  erlangte  von  seiner  im 
Jahre  1126  durch  Honorius  II.  erfolgten  Bestätigung  an  durch  die 
Freigebigkeit  der  Päpste  weitgehende  Rechte.  Seine  Häuser  waren 
dem  Diözesanbischof  nicht  unterworfen;  dieser  durfte  keinen  Geist- 
lichen, dem  ein  Abt  eine  Pfarrstelle  an  einer  Kirche  des  Ordens 
übertragen  wollte,  zurückweisen;  auch  blieb  dem  Klosterobern  das 
Recht,  den  betr.  Geistlichen  jederzeit  abzurufen.  Wie  die  meisten 
andern  Klöster,  waren  auch  die  der  Prämonstratenser  von  der 
Leistung  des  Novalzehnten  an  den  Bischof  befreit.  Ein  Visitations- 
und Korrektionsrecht  des  letzteren  gegenüber  den  Kirchen  und  Mit- 
gliedern des  Ordens  war  ebenfalls  ausgeschlossen. 2)  — 

Die  Bedeutung  des  germanischen  Eigenkircheuwesens  für  unsere 
Frage  wurde  bereits  oben  dargelegt.  Es  erübrigt  nun  noch,  die 
Entwicklung  dieser  Rechtsanschauung  bis  zum  12.  Jahrhundert  zu 
verfolgen  und  ihren  Einfluss  auf  das  Verhältnis  zwischen  Bischof 
und  Regularen  während  dieses  Jahrhunderts  darzulegen. 

Wie  oben  schon  ausgeführt,  bedeutete  die  Eigenkirche  eine 
Schmälerung  der  bischöflichen  Gerechtsame.  Beanspruchte  doch 
der  Grundherr  als  solcher  das  Recht,  den  Eigenkirchenpriester  nach 
Belieben  einzusetzen;  für  seine  geistliche  Amtsverwaltung  (in  spiri- 
tualibus)  war  letzterer  ebenfalls  dem  Grundherrn  verantwortlich.  Aber 
schon  durch  die  karolingische  Gesetzgebung  war  das  Eigenkirchenrecht 
zugunsten  der  Episkopalgewalt  modifiziert  worden.  Das  Concilium 
Germanicum  vom  Jahre  742  (c.  3)  bestimmte  bereits,  jeder  Priester, 
auch  der  an  der  klösterlichen  Eigenkirche  angestellte,  solle  dem 
Diözesanbischof  in  der  Fastenzeit  über  seine  Amtsführung  Rechen- 
schaft ablegen,  ihn  auf  der  Visitations-  und  Firmreise  aufnehmen 
und    von   ihm   alljährlich    das   Chrisma   begehren. 3)    Kanon    8    der 

1)  Hurter,  a.  a.  0.  IV  177.  Vergl.  auch  den  Brief  des  Petrus  von  Blois 
an  Alexander  III.   (Petr.  Bles.  ep.  LXVIII,  Migne,  P.  L.  CCVII  213  sqq.). 

2)  Vergl.  Hurter,  IV  208. 

3)  Hefele,  Konziliengesehichte,  III2  499;  Stutz,  Geschichte  des  kirch- 
lichen Benefizialwesens,  I  (Berlin  1895)  233.  Vergl.  die  ähnliche  Bestimmung 
der  Synode  zu  Soissons  vom  Jahre  744,  c.  4  (Hefele,  III  519)  und  die  epistola 
Bonifatii  ad  Cudbertum  (Epistolae  Merowingici  et  Karolini  aevi,  I,  in  Monum. 
üerm.  hist.  Epist.  t.  III  [Berol.  1892]  p.  351).  _, -^ 
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Synode  zu  Verneuil  (755)  lautet :  Alle  Priester,  die  in  einer  Diözese 
leben,  sind  dem  Bischof  unterworfen  und  dürfen  ohne  seine  Erlaub- 
nis weder  taufen  noch  Messen  feiern.  Auch  müssen  sie  beim  Kon- 
zil des  Bischofs  erscheinen. J)  Ebenso  hielt  Karl  der  Grosse  auf  die 
Erfüllung  der  Synodalpflicht  durch  alle  Geistlichen,  auch  die  grund- 
herrlichen, und  auf  die  Wahrung  der  bischöflichen  Disziplinargewalt 
innerhalb  der  Diözese. 2)  Den  Zustand,  den  die  karolingische  Gesetz- 
gebung hinsichtlich  der  Unterordnung  der  Eigenkirchen-Geistlichen 
unter  den  Bischof  hinterlassen  hatte,  suchten  spätere  Synoden  zu 
behaupten  und  zu  befestigen,  so  die  zu  Pavia  (850) 3)  und  zu 
Mailand  (853). 4)  Alle  diese  Verordnungen  betrafen  auch  die  an 
den  Eigenkirchen  der  Klöster  angestellten  Geistlichen. 

Bemerkenswert  für  unser  Thema  sind  die  Ausführungen  des 
Erzbischofs  Hinkmar  von  Reims,  weil  sich  in  denselben  die  An- 
schauungen der  Zeit  über  das  Eigenkirchenwesen  getreulich  wieder- 
spiegeln. Auf  Grund  der  bereits  erwähnten  älteren  kirchlichen 
Gesetzgebung,  die  dem  Gründer  einer  Kirche  jedes  Recht  an  ihr 
versagte  oder  ihm  nur  das  blosse  Eigentum  Hess,  hatte  die  Synode 
von  Valence  im  Jahre  855 5)  bestimmt,  die  Laien  sollten  die  von 
ihnen  erbauten  Kirchen  samt  ihrem  Gut  der  Verwaltung  und  der 
Herrschaft  des  Bischofs  bezw.  dem  Eigentum  des  Bistums  übergeben. 
Gegenüber  dieser  Bestimmung  vindiciert  Hinkmar  in  seiner  erst  jüngst 
(1889)  herausgegebenen6)  Schrift  »de  ecclesiis  et  capellis«  dem 
Stifter  einer  Kirche,  mochte  es  nun  der  König,  ein  Kloster  oder  ein 
Freier  sein,  das  Privateigentum  an  dem  Gotteshaus.  Nach  seiner 
Ansicht  tritt  auch  durch  die  Konsekration  der  Kirche  keine  Ände- 
rung im  Eigenturasverhältnisse  ein.  Bezeichnend  ist,  wenn  er  sagt, 
anerkanotermassen  gelte  das  Erfordernis  der  Tradition  an  den  Bischof 
nicht  für  die  Eigenkirchen  auf  den  Besitzungen  der  Klöster.  Jedoch 
habe  der  Bischof  auch  über  diejenigen  Kirchen  seiner  Diözese,  die  einem 
Kloster  gehören,  die  Leitungsgewalt.  Diese  schliesst  nach  Hinkmar  die 
Befugnis  in  sich,  über  dieselben  die  Aufsicht  zu  führen,  dafür  zu  sorgen, 
dass  sie  die  vorgeschriebene  Dotation  seitens  des  Klosters  haben,  darüber 
zu  wachen,  dass  die  Verfügungsgewalt  der  Eigentümer  hinsichtlich 
der  Kirchen  und  der  Priester  keinen  Schaden  leide,  jede  Schädigung 

1)  He  feie,  III  589. 

2)  Vgl.  ferner  c.  4  der  Synode  von  Heristal,  779  {Hejele,  III  623);  c.  38 
der  Synode  von  Frankfurt,  794  (Hefeie  III  692). 

3)  c.  18.  {Hefeie,  IV  177). 

4)  c.  7.  {Hefeie,  IV  275).  Vergl.  Slutz,  a.  a.  0.  S.  279  f. 

5)  Manai,  Conciliorum   collectio,  XV  8. 

6)  Herausgegeben  von  W.  Uundlach,  in  Briegers  Ztschr.  für  Kirchen- 
geschichte X  (1889)  S.  93—128. 
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des  Vermögens  und  der  Zehnten  der  betreffenden  Kirchen  hintan- 
zuhalten u.  s.  w.  Wie  die  genannten  Kirchen  überhaupt  der  Leitung  des 
Bischofs  unterstehen,  so  habe  derselbe  auch  das  Recht,  Priester  für 
dieselben  zu  weihen  und  sie  zu  konsekrieren ;  jedoch  solle  er  davon 
nur  im  Sinne  der  Ordnung  Gebrauch  machen.  Seinen  Ausführungen 
fügt  Hinkmar  zu  deren  Verteidigung  eine  Reihe  von  Citaten  bei  aus 
der  »synodus  et  placitum  generale«  von  Worms  (829),  aus  der 
Sammlung  des  Ansegis  und  dem  Registrum  Gregors  des  Grossen. J) 
Unterstützt  von  des  Erzbischofs  gewaltigem  persönlichen  Einfluss 
drang  Hinkmars  Auffassung  durch.  So  erklärte  die  909  zu  Trosly 
versammelte  Synode  ausdrücklich,  dass  sie  die  Eigenherrschaft  der 
Grundherrn  nicht  zu  beseitigen  und  das  Eigentum  der  Kirchen,  auch 
der  klösterlichen  Eigenkirchen,  nicht  für  die  Bistümer  zu  beanspruchen 
gedenke.2)  Wurden  also  die  grundherrlichen  Rechte  der  Klöster  in 
dieser  Beziehuug  bischöflächerseits  anerkannt,  so  traten  andrerseits  in 
der  folgenden  Zeit  insofern  Einschränkungen  ein,  als  fortan  bei  der 
Einsetzung  des  Geistlichen  die  bischöfliche  Mitwirkung  erforderlich  wurde. 

Im  Verhältnis  der  Eigenkirchen  zum  Diözesanbischof  kam  im 
Laufe  der  Zeit  eine  Unterscheidung  auf,  die  uns  in  einzelnen  Kon- 
zilien des  11.  Jahrhunderts  zum  erstenmal  begegnet:  die  Unter- 
scheidung zwischen  »ecclesia«  und  »altaret. 

Unter  »ecclesiac  verstand  man  Kirchengebäude  und  -vermögen, 
unter  »altare«  zunächst  den  Altar  selbst,  dann  aber  auch  die  mit 
ihm  zusammenhängenden  geistlichen  und  materiellen  Rechte  und 
Offizien.8)  Diese  Distinktion  zwischen  den  Vermögens-  und  geistlichen 
Rechten  der  Kirche  wurde  benutzt,  um  den  Einfluss  der  bischöf- 
lichen Gewalt  bezüglich  der  in  klösterlichem  Besitz  befindlichen 
Kirchen  zu  erweitern.  In  dieser  Beziehung  bestimmten  die  Synoden 
von  Portiers4)  und  Lillebonne,5)  die  Klöster  sollten  zwar  die  Ein- 
künfte und  Benefizien  derjenigen  Kirchen,  die  sie  schon  in  Besitz 
hätten,  behalten ,  den  Klerikern  jedoch  solle  die  Seelsorge  an  den- 
selben vom  Bischof  im  Einverständnis  mit  dem  Abte  übertragen 
werden;  dem  Bischof  seien  auch  die  betreffenden  Priester  für  die 
cura  animarum  und  für  den  Kirchendienst  verantwortlich.6)     Solche 


1)  Vcrgl.  Gietl,  Hinkraars  Collectio  de  ecclesiis  et  capellis,  im  Historischen 
Jahrbuch  der  Görresgesellschaft,  XV  (1894)  S.  561  f. 

2)  Mansi,  1,  c.  XVIII  281;  Stutz,  a.  a.  0.  S.  280  ft'. 

3)  Vergl.  die  Synoden  von  Rom,    1047   (Hefele,  IV  714),  1049  (HcftU, 
IV  720)  und  von  Reims,   1049,  c.  3  (Hefele,  IV  731). 

4)  1078,  c.  6  (Hefele,  V  116). 

5)  1080  (Hefele,  V  155). 

6)  Dem  Kloster  lag  es  ob,  aus  den  Einkünften  der  ihm  gehörigen  Kirchen 
den  Unterhalt  der  Geistlichen  zu  bestreiten. 
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Anordnungen  bezweckten  nichts  anderes  als  die  Rückgabe  des  »Altars« 
an  den  Bischof;  sie  finden  sich  in  ähnlicher  Weise  in  den  Urkunden 
des  12.  Jahrhunderts. 

In  verschiedener  Weise  wird  hier  die  Mitwirkung  des  Bischofs 
bei  Anstellung  des  Eigenkirchenpriesters  geregelt.  In  manchen 
Fällen  überträgt  der  Bischof  dem  Abt  selbst  die  Seelsorge,  in  andern 
steht  dem  Abte  die  Besetzung  der  Stelle  zu,  während  dem  Bischof 
die  Genehmigung  oder  Autorisation  vorbehalten  ist, x)  oder  aber  es 
hat  das  Kloster  nur  das  Präsentationsrecht.  Der  Bischof  bezw. 
Archidiakon  erteilt  dem  Geistlichen  auch  die  cura  animarum.  In 
einem  Teil  der  Urkunden  wird  unter  anderm  das  Aufsichtsiecht  des 
Bischofs  und  seine  Befugnis  zur  Visitation  von  Kirche  und  Priester 
betont.  Wenn  aber  andrerseits  dem  Kloster  nicht  selten  vollkommen 
freie  Administration  und  Verfügung  über  die  ihm  gehörigen  Kirchen 
zugestanden  wird,  oder  dem  Abte  das  Recht  bleibt,  den  Geistlichen 
selbständig  abzusetzen,2)  so  geht  daraus  zur  Genüge  hervor,  dass 
das  juristische  Verhältnis  der  klösterlichen  Institute  zu  ihren  Eigen- 
kirchen bezw.  zum  Diözesanbischof  im  12.  Jahrhdt.  eine  bestimmte, 
festumgreuzte  Gestaltung  noch  nicht  gewonnen  hatte;  nur  im  all- 
gemeinen waren  die  bischöflichen  Rechte  mehr  zur  Geltung  ge- 
kommen.3) 

Die  mit  der  Eigenkirche  für  den  Eigentümer,  in  unserem  Falle 
für  das  Kloster,  verbundenen  Bezüge  waren  es,  welche  dieselbe  zu 
einem  bedeutenden  Vermögensobjekt  und  begehrenswert  machten. 
Abgesehen  von  den  Diensten  und  Abgaben  (census),  die  der  Geist- 
liche, so  lange  die  Stelle  des  Eigenpriesters  besetzt  war,  zu  leisten 
hatte,  sind  zu  den  eigenkirchlichen  Bezügen  zu  rechnen:  1.  die 
Regalnutzung  oder  die  sog.  Interkalargefälle  —  d.  h.  die  Erträg- 
nisse der  vakanten  Kirche  von  dem  Termin  der  Erledigung  bis  zur 
Wiederbesetzung  unter  Abrechnung  des  Kultusaufwandes  für  die 
Zwischenzeit;   2.  die  Spolien  —  ein    Bruchteil   von   dem    Nachlasse 


1)  Muratorius,  Antiquitates  Italicae  medii  aevi,  III  (Palatinis  Mediol. 
sociis  ed.  cur,,  Mediolani  1740)  p.  1127/28.  In  dieser  Urkunde  (a.  1118)  er- 
kennt E.-B.  Petrus  von  Pisa  an,  die  Kirche  des  hl.  Silvester  bei  Pisa  sei  »in 
potestate,  ditione  ac  dispositione  Gerardi  Abbatis  et  monachorura  ipsius  mo- 
nasterii  (Casinensis)  eorumque  successorum  .  ...  ad  habendum,  utendum 
frnendum  et  ordinandum«;  die  Anstellung  des  Priesters  wird  in  der  Weise  ge- 
regelt, »ut  Presbiter,  quem  ibi  Abbas  posuerit,  cum  conscientia  Archiepiscopi 
constituatur,  tamquam  curara  populi  habiturus«. 

2)  Alexander  III.  bestätigte  dem  Abte  von  Anchin  (Diöz.  Arras)  den 
»Altar«  von  Visiacum;  in  der  Bestätigungsurkunde  wird  das  entsprechende 
Diplom  des  Erzbischofs  Heinrich  von  Reims  erwähnt.  Pflugk-Harttung,  I 
254;  vergl.  noch  I  236. 

3)  Vergl.  Hinschius,  Kirchenrecht,  II  S.  438  ff.    Daselbst  weitere  Belege. 
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des  Geistlichen,  welcher  der  Kirche  zugewendet  werden  musste; 
3.  die  Stolgebühren  —  die  für  die  Mühewaltung  bei  den  geistlichen 
Amtshandlungen  festgesetzten  Gebühren,  erhoben  von  den  Mit- 
gliedern der  Gemeinde,  welche  sich  ausser  dem  Herrn  freiwillig  oder 
gezwungen  zu  der  Eigenkirche  hielt;  4.  der  Zehnt  —  Abgaben  von 
Feldfrüchten  und  anderen  Einkünften. J)  Nicht  den  Pfarrkirchen, 
bezw.  dem  Bischof,  denen  die  genannten  Gebühren  sonst  zufielen, 
sondern  den  Klöstern,  die  im  Besitz  von  Eigenkirchen  waren,  wur- 
den dieselben  entrichtet.2)  Um  diese  Nutzungsrechte  nicht  an 
andere  Kirchen  zu  verlieren,  bemühten  sich  solche  Klöster,  die  im 
Besitz  von  Eigenkirchen  waren,  die  Erbauung  neuer  Kirchen  im 
Bereiche  des  Klosterbesitzes  zu  verhindern.  So  erlangten  besonders 
die  Cistercienser  im  letzten  Viertel  des  12.  Jahrhunderts  das  Privi- 
leg, dass  in  ihren  Distrikten,  gewöhnlich  im  Umkreis  einer  halben 
(gallischen)  Meile  (»infra  dimidiam  leuguam»)  niemand  eine  neue 
Kirche  bauen  dürfe,  bezw.  die  Zustimmung  des  Bischofs  und  des 
Klosters  zur  Neugründung  erforderlich  sei.3) 

Schon  von  Anfang  an  hatten  die  Päpste  als  Vertreter  des 
altkirchlichen  Rechts  gegen  die  Eigenkirche,  den  germanischen 
Eindringling,  gekämpft  und  besonders  seit  Gregor  VII.,  welcher  die 
in  derselben  liegende  Gefahr  für  die  Kirche  deutlich  erkannte, 
alles  daran  gesetzt,  das  Eigenkirchenwesen  zu  beseitigen.4)  Aber 
erst  der  Kampf,  welchen  das  der  Höhe  seiner  Macht  sich  nähernde 
mittelalterliche  Papsttum  gegen  sie  eröffnete,  führte  zu  ihrem  Unter- 
gang.5)  Freilich  kam  die  Entwicklung  des  Eigenkirchenrechtes 
selbst  der  Reaktion  zu  gute.  Die  verschiedenen  Nutzungsrechte, 
zumal  der  Zehnt,  waren  zuletzt  für  die  Besitzer  von  Eigenkirchen 
zur  Hauptsache  geworden;  ihnen  gegenüber  hatte  die  frühere 
Grundlage  der  ganzen  Rechtsanschauung,  das  Eigentum  am  Altar- 
grund und  an  der  Kirche,  fast  alle  Bedeutung  verloren.  Diese  Ent- 
wicklung benutzte  Alexander  III.,  um  die  ins  Wanken  geratene 
Eigentumsbasis  ganz  zu  beseitigen  und  an  ihre  Stelle  eine  neue 
Grundlage  der  verschiedenen  temporalen  Rechte  zu  setzen,  nämlich 
die  Dankbarkeit  der  Kirche  und  damit  das  Eigenkirchenrecht  durch 


1)  Vergl.  Pflugk-Harttung,  1.  c.  I  283,  321. 

2)  Stutz,  Kirchenrecht  (Encyklopädie  v.  Holtzendorff-Kohler)  S.  831  f. 

3)  Pflugk-Harttung,  III  199  (S.  Frediano  di  Lucca ,  1157/59, 
Hadrian  IV.);329  (S.  Pietro  di  Modena,  1186,  Urban  III.) ;  365  (S.  Maria  di 
Lucedio,  1188,  Clemens  III.);  ausserdem  I  315,  350,  386.  Vergl.  Kraaz, 
a.  a.  0.  S.  6S. 

4)  Stutz,  Die  Eigenkirche,  Antrittsvorlesung  (Berlin  1894)  S.  39  f. 

5)  Stutz,  Gesch.  des  kirchlichen  Benefizialwesens,  1  295, 
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den  Patronat  abzulösen. *)  Jedoch  ist  hier  nicht  zu  übersehen,  dass 
die  klösterlichen  Eigenkirchen,  im  Gegensatz  zu  den  übrigen,  im 
12.  Jahrhundert  als  solche  noch  fortbestanden,  ja,  dass  die  Kurie 
den  monastischen  Instituten  selbst  noch  in  der  Zeit  nach  Alexander  III. 
bisweilen  den  Besitz  neuer  Kirchen  bestätigte. 2)  Trotzdem  zeigt 
sich  in  vereinzelten  Fällen  im  12.  Jahrhundert  auch  bei  den 
Klöstern  der  Patronat  als  das  Verhältnis,  in  dem  diese  zu  ihren 
Kirchen  stehen. 3) 

V. 

> 

Die  Exemtion  der  geistlichen  Ritterorden. 

Wie  in  das  Ordenswesen  überhaupt  durch  die  im  12.  Jahrhun- 
dert aufkommenden  geistlichen  Ritterorden  neue  Momente  hinein- 
getragen werden,  so  erfährt  auch  das  Rechtsinstitut  der  Exemtion 
durch  dieselben  eine  neue  Fortbildung.  Um  die  Eigentümlichkeiten 
dieser  Entwicklung  deutlicher  hervortreten  zu  lassen,  glaubten  wir 
bei  Behandlung  der  Exemtion  im  12.  Jahrhundert  die  geistlichen 
Ritterorden  ausschalten  und  ihre  Stellung  zu  den  Diözesanbischöfen 
in  einem  eigenen  Kapitel  darstellen  zu  sollen.  Der  Beruf  der  ge- 
nannten Orden,  als  »neue  Makkabäer«  im  Interesse  der  gesamten 
Christenheit  den  r£ampf  gegen  die  Ungläubigen  aufzunehmen,  ver- 
anlasste die  Päpste,  ihnen  eine  bevorzugte  Stellung  im  Gesamtorga- 
nismus der  Kirche  zu  gewähren,  vermöge  deren  sie  der  Einwirkung 
der  kirchlichen  Autorität  der  Bischöfe  enthoben  wurden. 

Den  Orden  der  Johanniter  sehen  wir  bereits  nach  zwei  Men- 
schenaltern einer  nicht  geringen  Unabhängigkeit  sich  erfreuen  und 
schliesslich,  wenn  auch  nicht  formell,  so  doch  tatsächlich  den  Grundsatz 
geltend  machen,  der  Bischof  des  Ordens  sei  der  Papst  selbst. 4)  Der 
besondere  Beruf  des  Ordens  mochte  diese  kirchenrechtliche  Aus- 
nahmestellung als  begründet  erscheinen  lassen;  allein  auch  später, 
als  seine  ursprüngliche  Bestimmung  durch  das  Ende  der  christlichen 
Herrschaft  im  heiligen  Lande  unerfüllbar  geworden  war,  dauerte  die 
Exemtion  in  gleichem  Umfange  fort,  ja  sie  wurde  durch  den  Orden 
noch  selbständig  erweitert.  Auch  für  die  mit  ihm  nur  locker  ver- 
bundenen Oblaten,  Donaten  oder   »Coufratres«  (Schutzbefohlene),  so- 

1)  Stutz,  Eigenkirche,  S.  42  f. 

2)  Pflugk-Harttung,  I  321,  378. 

3)  v.  Weech,  Cod.  dtpl.  Salemitanus,  I  79.  Cölestin  III.  befahl  im 
J.  1197  allen  Bischöfen,  in  deren  Diözesen  das  Kloster  Fecamp  Patronatsrechte 
über  Kirchen  besitze,  die  ihnen  vom  dortigen  Abte  bei  Vakanz  jener  Kirchen 
präsentierten  Kapläne  ohne  Verzug  einzusetzen.  Pflugk-Harttung,  I  382. 
Vgl.  Kraaz,  a.  a.  0.  S.  68  ff. 

4)  Vgl.  Prutz,  Die  exemte  Stellung  des  Hospitaliter-Ordens  (Separat- 
abdruck aus  den  Sitzungsberichten  der  Kgl.  ßayr.  Akademie  der  Wiss.,  1904, 
Heft  I)  S.  120. 


gar  für  die  ihm  irgendwie  zu  Dienst  oder  Zins  verpflichteten  »Leute« 
(Grundsassen),  selbst  für  die  als  »Consorores«  ihm  angeschlossenen 
Frauen  wurde  die  dem  Orden  in  den  päpstlichen  Privilegien  ver- 
briefte Exemtion  in  Anspruch  genommen.1)  Als  »Confratres«  des 
Ordens  wurden  alle  diejenigen  betrachtet,  welche  das  Hospital  des 
hl.  Johannes  durch  milde  Gaben  unterstützten. 2)  Eine  Folge  solcher 
Bestrebungen  waren  begreiflicherweise  beständige  Beschwerden  des 
Episkopats  und  der  Geistlichkeit.  Sie  blieben  freilich  meist  ohne 
Erfolg.  Auch  die  Bestimmungen  des  dritten  Laterankonzils  (1179), 
welches  die  Privilegien  der  Ritterorden  authentisch  interpretierte, 
hatten  nur  vorübergehende  Wirkung. 

Anders  lagen  die  Verhältnisse  beim  Templerorden,  aber  doch 
auch  nur  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach  seiner  Gründung.  So 
lange  der  hl.  Bernhard  lebte,  der  begeisterte  Lobredner  der  Temp- 
ler3) und  zeitlebens  für  sie  eine  gewichtige  Autorität  —  hatte  er 
doch  der  Überlieferung  nach  die  auf  dem  Konzil  zu  Troyes  (1128) 
festgesetzte,  ursprüngliche  Regel  des  Ordens  redigiert4)  —  wagten 
diese  bei  der  später  noch  näher  zu  zeichnenden  Stellung  des  Hei- 
ligen in  der  Exemtionsfrage  nicht,  sich  vom  Papste  Befreiung  von 
der  bischöflichen  Gewalt  zu  erbitten.  Sie  taten  dies  erst  nach  dem 
Tode  des  Heiligen,  im  Jahre  1163,  als  bereits  der  Orden  der  Johan- 
niter sich  die  Exemtion  verschafft  hatte. 5)  Von  da  ab  zählen  aber 
die  für  die  Tempelherrn  von  der  päpstlichen  Kanzlei  ausgefertigten 
Urkunden  nach  vielen  Hunderten.  Jedesmal  zu  Beginn  eines  neuen 
Pontifikats  entwickelten  die  Prokuratoren  des  Ordens  eine  rege  Tä- 
tigkeit, um  die  Neubestätigung  der  von  früheren  Päpsten  verliehenen 
Freiheiten  zu  erlangen. 6)   Aber  auch  während  der  Dauer  eines  Pon- 

1)  Siehe  Prutz,  a.  a.  0.  S.  103. 

2)  Vergl.  die  Urkunde  Innocenz'  II.  vom  7.  Februar  1137  (Cartulaire 
general  de  TOrdre  des  Hospitaliers  de  S.  Jean  de  Jerusalem  [1100—1310]  par 
J.  Delaville  Le  Roulx,  Paris  1894,  nr.  122  [I  101  f.]),  in  welcher  die  Ausdrücke 
fraternitas  und  collectio  einander  gleichgestellt  werden. 

3)  In  dem  Traktat:  »De  laude  novae  militiae«  (Migne  ,P.  L.  CLXXXII 
921—940).  —  4)  Hefele,  V  400. 

5)  Schnürer,  Die  ursprüngliche  Templerregel  (Frbg.  1903 ;  Studien  und 
Darstellungen  aus  dem  Gebiet  der  Geschichte,  III  1  u.  2)  S.  127.  Gegen  einen 
Teil  der  Ausführungen  Schnürers  wendet  sich  Prutz,  Die  Autonomie  des 
Templerordens  (Separatabdruck  aus  den  Sitzungsberichten  der  Königl.  Bayer. 
Akademie  der  Wissenschaften,  1905,  Heft  I).  Prutz  stellt  u.  a.  die  Sätze  auf, 
eine  eigentliche  Regel,  wie  sie  für  die  andern  geistlichen  Ritterorden  erlassen 
und  päpstlicherseits  bestätigt  wurde,  habe  der  Templerorden  nicht  gehabt; 
was  uns  als  »Regel  von  Troyes«  überliefert  sei,  stelle  nur  bei  der  Vorbereitung 
zum  Erlass  einer  Regel  für  den  Orden  entstandene  Materialien  dar  (a.  a.  0.  S.  54). 
Die  Beteiligung  des  hl.  Bernhard  an  der  Abfassung  der  Templerregel  hält  er 
für  möglich,  aber  nicht  sicher  erweisbar  (a.  a.  0    S.  42  ff.). 

6)  Prutz,  Entwicklung  und  Untergang  des  Tempelherrnordens  (Berlin 
1888),  Urkundl.  Beilagen  I  nr.  48-53  (Innocenz  III.),  nr.  176-196  (Clemens  IV.). 
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tifikats  begegnen ^uns  Tage,  an  denen  die  Bestätigung  von  Templer- 
privilegien die  päpstliche  Kanzlei  sehr  in  Anspruch  genommen  haben 
muss. x)  Auch  die  Templer  dehnten  schon  früh  eigentlich  nur  den 
Ordensbrüdern  zukommende  Vorrechte  auf  den  weiten  Kreis  ihrer 
»Leute«  aus.  Dieses  Verfahren  in  Verbindung  mit  uoch  andern 
Gründen,  auf  die  wir  später  hinweisen  werden,  lässt  es  begreiflich 
erscheinen,  dass  dem  Orden  in  nicht  allzulanger  Zeit  schon  Feinde 
iu  grosser  Zahl  entstanden.  Unter  Androhung  schwerer  Strafen 
mussten  die  Päpste  immer  und  immer  wieder  die  Prälaten  ermah- 
nen, sich  selbst  aller  Feindseligkeiten  gegen  die  Templer  zu  enthal- 
ten, die  päpstlichen  Erlasse  zu  beachten  und  gegen  die  Schädiger 
des  Ordens,  seiner  Güter  und  Persouen  mit  Bann  und  Interdikt  vor- 
zugehen.2) 

Den  deutschen  Orden  machte  Honorius  III.  am  9.  Januar  1221 
aller  bisher  den  Johannitern  und  Templern  gewährten  Freiheiten 
teilhaftig. s)  Dazu  wurde  der  Orden  von  den  folgenden  Päpsten  noch 
mit  anderen  Privilegien  reich  bedacht. 

Ein  Vorrecht,  welches  in  der  Folgezeit  die  grösste  Bedeutung 
für  die  geistlichen  Ritterorden  erlangen  sollte,  war  ihre  eximierte 
Stellung  gegenüber  der  ordentlichen  geistlichen  Gerichtsbarkeit  des 
Bischofs.  In  dieser  Hinsicht  statteten  Innocenz  IV.4)  und  Alexan- 
der IV.  5)  die  Johanniter  mit  Vorrechten  aus  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  der  Orden,  wenn  es  sich  um  die  Aburteilung  eines  Vergehens 
oder  um  einen  Prozess  infolge  eines  Vertrags  oder  um  eine  Streit- 
sache handelte  (»ratione  delicti  seu  contractus,  aut  rei,  de  qua  con- 
tra ipsos  agitur«),  sich  wenden  konnte,  wohin  er  wollte,  ohne  an  die 
Rechtsprechung  des  Bischofs  derjenigen  Diözese  gebunden  zu  sein, 
in  welcher  das  Vergehen  verübt  oder  der  Vertrag  geschlossen  oder 
das  Streitobjekt  gelegen  war.  Allerdings  sah  sich  schon  Alexander 
selbst  im  Jahre  1256  veranlasst,  gegen  den  Missbrauch  dieses  Vor- 
rechts durch  die  Ausdehnung  auf  den  weiten  Kreis  der  »Leute«  des 
Ordens  einzuschreiten. 6)     Weiterhin  war  es  den  Bischöfen  verboten, 


1)  a.  a.  0.  nr.  55—63;  nr.  89—101  (Honorius  III.). 

2)  ebenda  nr.  56,  59,  63,  64,  65,  66  u.  a. 

3)  Ed.  G.  v.  Pettenegg,  Die  Urkunden  des  Deutschordenszentralarchivs 
zu  Wien,  I  (Prag  und  Leipzig  1887)  S.  44. 

4)  18.  März  1251;  siehe  Delaville  Le  Roulx,  Cartulaire,  nr.  25  (II  707). 

5)  20.  Juni  1255;  siehe  ebd.  nr.  2742  (II  785). 

6)  »Sane  intellexiraus ,  quod  Templarii  et  Hospitalarii ,  et  alii  religiosi, 
privilegio  exemptionis  gaudentes,  .  .  .  hospites  suos,  qui  dati  eorum  ordini  seu 
oblati  dicuntur,  vel  qui  aliquern  censurn  etiarn  modicum  eis  solvunt  ....  pri- 
vilegiorum  suorum  pretextu  defendunt,  ne  ii,  cum  delinquunt,  a  suis  ordinariis 
ecclesiasticis,  sicut  alii  laici,  pro  furtis  videlicet,  adulteriis  et  aliis  criminibus, 
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Brüder  des  Johanniterordens  zu  exkommunizieren  oder  deren  Kir- 
chen mit  dem  Interdikte  zu  belegen.  Von  grundlegender  Bedeutuug 
ist  auch  in  diesem  Punkte  die  für  die  Entwicklung  des  Johanniter- 
ordens  überhaupt  so  wichtige  Urkunde  Anastasius'  IV.  vom  21.  Oktober 
1154,  worin  der  Papst  die  den  Brüdern  von  seinen  Vorgängern  ver- 
liehenen Freiheiten  bestätigte.  !)  Die  gekennzeichneten  Privilegien 
nahmen  einerseits  den  Bischöfen  die  Möglichkeit  einer  wirksamen 
Aufsicht  über  den  Orden,  andererseits  erschwerten  sie  ihnen  die  Auf- 
rechterhaltung der  Kirchenzucht  in  den  aus  ihren  Bistümern  dem 
Orden  angeschlossenen  Kreisen  umsomehr,  je  grösser  die  Zahl  der 
»Confratres«  des  Ordens  und  seiner  »Leute«  wurde.  Freilich  darf 
auch  nicht  übersehen  werden,  dass  es  an  Chikanen  der  Bischöfe  dem 
Orden  gegenüber  nicht  fehlte.  Dieser  Umstand  war  gewiss  auch 
massgebend,  wenn  päpstliche  Verfügungen  sogar  die  von  dem  Orden 
beschäftigten  Arbeiter 2)  und  Leute,  die  ihr  Getreide  in  den  Kloster- 
mühlen mahlen  oder  ihr  Brot  in  den  Klosterbacköfen  backen  liessen, 3) 
von  der  Censurgewalt  der  Ordinarien  befreiten.4) 

Gemäss  den  Anschauungen  des  hl.  Bernhard  sollten  die  Temp- 
ler sich  dem  gewöhnlichen  geistlichen  Gericht,  von  dem  sie,  wo 
immer,  belangt  würden,  nicht  entziehen  und  den  Entscheidungen 
desselben  sich  fügen.  So  Kapitel  47  der  lateinischen  Regel. 5)  Jedoch 
auch  die  Tempelherren  folgten  dem  Zuge  der  Zeit  und  wurden  schon 
nach  Verlauf  von  drei  Jahrzehnten  auf  ihr  Ansuchen  durch  den 
grossen  Freibrief  Alexanders  III.  »Omne  datum   optimum«    vom  18. 


quorum  ad  ordinarios  ipsos  spectat  correctio,  puniantur«  (Cartulaire,  nr.  2805 
[II  811]).     Vergl.  Prulz,  Die  exemte  Stellung  des  Hospitaliterordens,  S.  161. 

1)  Cartulaire,  nr.  226  (I  17). 

2)  »quidam  ecclesiarum  prelati ,  qui  eos  deberent  favorabiliter  confovere, 
malignandi  contra  ipsos  occasiones  raultiplices  mendicantes ,  quia  non  possunt 
in  eosdera  excommunicationis  vel  interdicti  sententias  promulgare,  novas  iniu- 
riandi  eis  raaterias  invenerunt  .  .  .  publicos  operarios  ab  operibus  eisdem  sen- 
tentiis  compescendo ,  ut  sie  fratres  predictos  compellant  suis  voluntatibus 
obedire«  (Honorius  III.;  Cartulaire,  nr.  1701  (II  280). 

3)  Gregor  IX.,  10.  Nov.  1227  {Cartulaire,  nr.  1894  (II  376). 

4)  Prutz,  a.  a,  0.  S.  152  ff. 

5)  Schnürer,  a.  a.  0.  S.  21  ff.  Die  lateinische  Regel  wurde  von  Knöpfler 
nach  Cod.  lat.  2649  der  Münchener  Hof-  und  Staatsbibliothek  publiziert  im 
Historischen  Jahrbuch  der  Görresgesellschaft,  VIII  (1887)  666—95.  — ■  Wir  halten 
mit  Schnürer  an  der  Auffassung  fest,  wonach  Kapitel  47  der  lateinischen  Regel 
die  Vorschrift  gibt,  der  Orden  solle  bei  Rechtsstreitigkeiten  sich  dem  Spruch 
der  ordentlichen  Gerichte  unterwerfen.  Prutz  (Autonomie  des  Templerordens, 
S.  25  f.)  lehnt  diese  Auffassung  ab  und  meint,  die  Fassung  (ebenso  wie  Kap.  59 
der  französischen  Regel)  sage  nichts  anderes,  als  der  Orden  solle  in  Streitfällen 
den  Schiedsspruch  vertrauenswürdiger  und  wahrheitsliebender  Männer  zulassen 
und  befolgen,  d.  h.  also  nicht  die  ordentlichen  Gerichte  aufsuchen,  sondern  einen 
aussergerichtlichen  Vergleich  herbeizuführen  bemüht  sein.  Kapitel  47  empfehle 
also  ein  Verfahren,  durch  das  der  Orden  in  Prozesse  verwickelt  zu  werden  nach 
Möglichkeit  überhaupt  vermeiden  solle. 
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Juni  1163, *)  die  Magna  Charta  des  Ordens,  der  Strafgewalt  der 
Ordinarien  entzogen.  Oft  treffen  wir  Wiederholungen  des  Verbots  an, 
Bann  und  Interdikt  über  die  Templer  auszusprechen. 2)  Honorius  III. 
verbot  1223  den  Bischöfen,  »Leutet  des  Ordens  vor  ihr  Gericht  zu 
ziehen  und  mit  Geldstrafen  zu  belegen. 3) 

Derselbe  Papst  verordnete  auch  zugunsten  des  deutscheu  Kitter- 
ordens: da  derselbe  unter  keines  Bischofs  kirchlicher  Gewalt,  viel- 
mehr einzig  und  allein  unter  dem  Machtgebot  des  Papstes  stehe, 
solle  kein  Geistlicher  es  wagen ,  über  die  Brüder  oder  ihre  Kirchen 
ohne  besonderen  Auftrag  des  apostolischen  Stuhles  die  Strafe  des 
Bannes  oder  Interdiktes  zu  verhängen.  Im  Falle,  dass  ein  Kitter 
sich  an  eiuem  Geistlichen  oder  »dem  Untertan  einer  Kirche«  ver- 
gehe, solle  darüber  an  den  Papst  berichtet  und  dessen  Entscheidung 
abgewartet  werden.4)  Dieses  Privileg  wurde  von  den  späteren  Päpsten 
wiederholt  bestätigt,  so  von  Gregor  IX.  am  1.  Februar  1227 5)  und 
am  10.  Juli  1230. 6) 

Von  der  Leistung  des  kirchlichen  Zehnten,  zu  welcher  sonstige 
geistliche  Kommunitäten  dem  Ordinarius  gegenüber  verpflichtet 
waren,7)  wurden  die  geistlichen  Ritterorden  im  Laufe  der  Zeit  ganz 
oder  teilweise  entbunden.  Nachdem  bereits  mehrere  Bischöfe  für 
ihre  Diözesen  den  Johannitern  die  Zehntfreiheit  zugestanden 
hatten,  gewährte  Innocenz  IL  dieselbe  im  Jahre  1137  dem  ganzen 
Orden,  zunächst  allerdings  in  beschränktem  Umfang,  für  diejenigen 
Grundstücke  nämlich,  welche  die  Brüder  entweder  eigenhändig  be- 
arbeiteten oder  auf  ihre  Kosten  durch  andere  bewirtschafteten,  aus 
denen  sie  also  unmittelbar  ihren  Unterhalt  bezogen.8)  Diese  bedingte 
Zehntfreiheit  wurde  seitens  des  Ordens  in  Bälde  weiter  gedeutet  und 
schliesslich  auch  auf  diejenigen  Ländereien  bezogen,  welche  er  nicht 
selbst  bewirtschaftete,  sondern  gegen  Leistung  von  Zins  oder  Dienst 
au  andere  weitergegeben  hatte.  Mit  Rücksicht  auf  die  Opfer,  welche 
die  Ritterorden  im  allgemeinen  Interesse  der  Christenheit  brachten, 
erkannte  Alexander  schliesslich  diese  Erweiterung  der  Zehntbefreiuug 
der  Johanniter  —  und  ebenso  der  Templer  —  an.9) 

1)  Jaffi,  ß.  P.2  nr.  10897. 

2)  z.  B.  Potthast,  ß.  P.  nr.  905;  Prutz,  E.  u.  U.  des  Tempelherrn- 
ordens,  Urk.  Beil.  I  nr.  95. 

31  ebd.  nr.  118. 

4)  Vgl.  Voigt,  Geschichte  des  deutscheu  Ritterordens ,  1  (Berlin  1857) 
S.  355  f.  (Urk.  vom  16.  Jan.  1221). 

5)  Pettenegg,  a.  a.  0.  S.  31. 

6)  ebd.  S.  37. 

7)  Ferraris,  prompta  bibliotheca  can.  s.  v.  decimae,  art.  II. 

8)  Cartulaire,  nr.  122  (I  102). 

9)  ebd.  nr.  276  (I  207). 
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Dass  demgegenüber  die  Reaktion  der  Bischöfe  nicht  ausblieb, 
ist  begreiflich.  Allein  sie  hatte  nur  geringen  Erfolg;  selbst  die 
Bestimmungen  des  Konzils  von  Lyon  im  Jahre  1274,  welche  die 
Zehntfreiheit  der  Ordensgüter  (aucn  die  der  übrigen  Orden)  einzu- 
schränken suchten,  vermochten  nicht,  dieselbe  tatsächlich  auf  das 
frühere  kanonische  Mass  zurückzuführen.  Wie  gross  übrigens  der 
Gewinn  des  Hospitaliterordens  dank  der  vollständigen  Exemtion  von 
der  Leistung  des  Zehnten  war,  lässt  sich  ermessen,  wenn  man  be- 
denkt, dass  die  Erträgnisse  seines  gesamten  Grundbesitzes  im  13. 
Jahrhundert  auf  wenigstens  36  100  000  Franks  pro  Jahr,  etwa  das 
Achtfache  in  heutigem  Gelde,  veranschlagt  werden. !) 

Den  Deutschherrn  erteilte  Innocenz  III.  ein  Jahr  vor  seinem 
Tode  Zehntfreihett  aller  auf  eigene  Kosten  (selbst-)  bebauten  Besitz- 
ungen; dieses  Vorrecht  hatten  die  Brüder  in  einzelnen  Ländern 
durch  die  Gunst  der  Bischöfe  bereits  erlangt. 2)  Honorius  III.  er- 
neuerte das  Privileg  am  17.  Jan.  1221 3)  und  am  folgenden  Tage4) 
schärfte  er  den  Bischöfen  ein,  ihren  Pfarrangehörigen  ernstlich  zu 
verbieten,  von  den  Brüdern  irgendwelche  Abgaben  einzufordern.5) 

Neben  dieser  Abgabenfreiheit  erfreuten  sich  die  Orden  des 
Rechtes,  durch  ihre  Brüder  in  allen  Kirchen  ohne  Rücksicht  auf 
deren  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Bistum,  zum  Besten  des 
hl.  Landes  Kollekten  abhalten  zu  lassen.  Die  päpstlichen  Verord- 
nungen verbieten  bei  Strafe  des  Banues,  die  Brüder  beim  Predigen 
zugunsten  der  Armen  oder  beim  Einsammelu  milder  Gaben  in  irgend 
einer  Weise  zu  beunruhigen  oder  zu  stören. 6)  Kamen  die  Kollek- 
toren, die  überdies  als  Träger  besonderer  kirchlicher  Vergünstig- 
ungen eine  grosse  Anziehungskraft  besassen,  an  interdizierte  Orte, 
so  durften  sie  einmal  im  Jahre  daselbst  die  Kirchen  offnen  und 
unter  Ausschluss  der  persönlich  Interdizierten  Gottesdienst  halten. 7) 


1)  Prutz,  Die  e.  St.  d.  Hospitaliterordens,  S.  123  ff.  Vergl.  hierzu  ferner 
Prutz,  Die  finanziellen  Operationen  der  Hospitaliter  (Separatabdruck  aus  den 
Sitzungfsberichten  der  Kgl.  Bayr.  Akademie  der  Wissenschaften,  1906,  Heft  I). 

2)  Hurter,  a.  a.  0.  IV  376. 

3)  Peitenegg,  a.  a.  0.  S.  15. 

4)  ebd.  S.  16. 

5)  Voigt,  a.  a.  0.  I  355. 

6)  S.  die  Urkunden  Innocenz'  II.  vom  7.  Februar  1137  (Cartulaire, 
nr.  122  [I  101]  und  Anastasius'  IV.  vom  21.  Okt.  1154  (Cartulaire,  nr.  226 
[I  17])  für  die  Johanniter;  Honorius'  III.  vom  15.  Jan.  1221  (Pettenegq, 
S.  14),  Innocenz'  IV.  vom  18.  Jan.  1244  (ebd.  S.  52)  und  vom  12.  Sept.  1245 
(ebd.  S.  56)  für  die  Deutschherrn;  Alexanders  III.  vom  18.  Juni  1163  (Jaffe 
R.  P.2  nr.  10  897)  für  die  Templer. 

7)  S.  die  obengenannte  Urkunde  Innnocenz'  II.  für  die  Johanniter;  ferner 
die  Urkunden  Eugens  III.  vom  3.  Sept.  1148  (vergl.  Jaffe,  ß.  P.2  nr.  9281  ff.), 
Hadrians  IV.   vom    1.   April   1156  uud   12.    Juni    1159    (Prutz,  E.  u.  U.   des 
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Wie  aber  schon  die  Verhandlungen  des  dritten  Laterankonzils  (1179) 
beweisen  —  daselbst  klagen  die  Bischöfe,  dass  die  Templer,  Hospi- 
talbrüder und  andere  Religiösen  sehr  häufig  Exkommunizierte  und 
Interdizierte  zu  den  Sakramenten  zulassen  und  kirchlich  beerdigen 
—  muss  die  Praxis  des  öfteren  das  Mass  der  in  den  Privilegien  ent- 
haltenen Rechte  noch  überschritten  haben. *)  Nicht  selten  wurde  die 
erwähnte  zeitweilige  Aufhebung  des  Interdikts  selbst  gegen  ausdrück- 
liches Verbot  dazu  benutzt,  inzwischen  Verstorbene  kirchlich  zu  be- 
graben. 2)  Bereits  Alexander  III.  verfügte,  von  den  dem  Hospitaliter- 
orden  zufliessenden  Almosen  hätten  die  Bischöfe  gar  nichts  zu  bean- 
spruchen.3)  Dasselbe  verordnete  Gregor  IX.  für  die  Deutschherren.4) 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  diese  Ausgestaltung  des  Kollekten- 
wesens für  Bischöfe  und  Pfarrer  in  mehr  als  einer  Hiusicht  nach- 
teilige Folge  haben,  besonders  die  milden  Gaben  der  Gläubigen  zu- 
gunsten der  von  ihnen  selbst  empfohlenen  guten  Werke  verringern 
musste.  Reibereien  zwischen  den  Orden  und  den  Bischöfen  waren 
deshalb  unvermeidlich. 

Von  grosser  Bedeutung  war  das  den  Orden  erteilte  Begräb- 
nisrecht. Die  schon  erwähnte  Bulle  Innocenz'  II.  vom  Jahre  1137 
erlaubte  nämlich  den  Hospitalitern  unter  gewissen  Bedingungen  die 
Anlage  von  Ordenskirchhöfen.  Ähnliche  Rechte  erhielten  die  Temp- 
ler und  Deutschherrn  durch  Eugen  III.,5)  bezw.  Honorius  III.6) 
Nicht  nur  verstorbene  Ordensbrüder,  sondern  auch  Affiliierte  der- 
selben durften  daselbst,  auch  zur  Zeit  des  Interdikts,  kirchlich  be- 
graben werden. 7)  Besonders  hier  tritt  das  Bestreben  der  geistlichen 
Ritterorden  zu  Tage,  ihren  »Konfratres«,  Servienten  und  Untertanen 


Tempelherrnordens,  Urk.  Beil.  I  nnr.  7  u.  10)  für  die  Templer;    Cölestins  III. 
für  die  Deutschherrn  (Hurter,  a.  a.  0.  IV  375). 

1)  Hefelt,  V.  713. 

2)  Prutz,  Hospitaliterorden,   S.  153.     Vergl.  c.  24  X,  de  priv.  V.  33. 

3)  »precipimus  quatenus,  de  hisque  memoratis  fratribus  dantur  ab  ali- 
quibus  in  sanitate  vel  in  infirmitate,  si  postea  convaluerint ,  aut  apud  alios 
tumulati  fuerint  portionem  aliquam  non  queratis«  (Cartulaire,  nr.  360 
[I  248]). 

4)  Pettenegg,  a.  a.  0.  S.  36. 

5)  7.  April  1145  {Prutz,  E.  u.  U.  d.  T. ,  Urkundl.  Beil.  I  nr.  1).  Be- 
stätigungen dieser  Urkunde  liegen  vor  von  Innocenz  III.  (12.  Dez.  1198; 
a.  a.  0.  nr.  53),  Hadrian  IV.  (Jaff6,  R.  P.2  nr.  10057),  Alexander  III. 
(18.  Juni  1163;  1.  c.  nr.  10897)  u.  a. 

6)  15.  Dez.  1220  (Voigt,  S.  357);  auch  den  Deutschherrn  wurde  dieses 
Recht  wiederholt   bestätigt,    so    durch   Urban  IV.  (23.  Jan.  1262;  Pettenegg, 

7)  »Simili  modo  sancimus  ut  quicumque  in  vestra  fuerit  fraternitate 
receptus,  si  forte  ecclesia  ad  quam  pertinet  a  divinis  officiis  erit  proibita, 
eumque  mori  contingerit,  eidern  sepultura  ecclesiastica  non  negetur,  nisi  nomi- 
natim  anathematis  vinculo  fuerit  innodatus.«  (Cartulaire,  nr.  122  [I  102]; 
Innocenz  II.,  1137). 


62 

den  Mitgenuss  ihrer  kirchlich  bevorzugten  Stellung  zu  sichern.  Da- 
durch musste  natürlich  die  geistliche  Autorität  der  Bischöfe  und 
Pfarrer  in  gewisser  Beziehung  illusorisch  werden.  Verhängten  näm- 
lich die  Ordinarien  das  Interdikt,  sc  konnte  der  Fall  eintreten,  dass 
es  seine  Wirkung  gegenüber  ganzen  Ortschaften  und  Gemeinden, 
die  eben  den  Orden  aftiliiert  waren,  verfehlte.  Bei  solcher  Lage  der 
Dinge  sah  sich  die  zwölfte  allgemeine  Synode  zu  der  Erklärung  ge- 
nötigt, als  Verbrüderte  im  Sinne  der  Sepulturprivilegien  könnten 
nur  solche  angesehen  werden ,  welche  ihre  Weltkleidung  abgelegt 
und  die  mönchische  angenommen,  oder  schon  bei  Lebzeiten  dem 
Kloster  ihr  Vermögen  geschenkt  und  sich  selbst  nur  die  temporäre 
Nutzniessung  vorbehalten  hätten,  nicht  aber  solche,  welche  dem 
Kloster  jährlich  nur  ein  paar  Denare  bezahlten.  *) 

Dazu  kam  noch  ein  finanzielles  Moment.  Diejenigen  Christen 
nämlich,  welche  auf  den  Ordensfriedhöfen  bestattet  zu  werden  wünsch- 
ten, betätigten  ihren  Dank  für  die  Zusicherung  dieser  Vergünstigung 
vielfach  durch  testementarische  Zuwendungen  an  die  betreffende  Or- 
densgemeinschaft. 2)  In  einer  Reihe  von  päpstlichen  Urkunden  wird 
den  Brüdern  die  Befugnis  erteilt,  solche  Schenkungen  seitens  der 
Gläubigen  unbehindert  anzunehmen. 3)  Bischöfe  und  Pfarrer,  auf 
deren  Kirchhöfen  die  Betreffenden  eigentlich  hätten  bestattet  werden 
sollen,  suchten  eben  derartige  Legate  den  Orden  zuweilen  vorzuent- 
halten. Dagegen  schritten  die  Päpste  ein.  Von  den  den  Hospitalitern 
zugewendeten  Legaten,  so  bestimmte  Alexander  III.,  hätten  die 
Bischöfe  nicht  mehr  als  den  vierten  Teil  zu  beanspruchen.4)  Ur- 
ban  III.  und  Honorius  III.  traten  in  dieser  Hinsicht  für  die  Temp- 
ler ein. 6)  Der  letztgenannte  Papst  verbot  auch  den  Bischöfen,  jene 
unter  ihren  Pfarrkindern  mit  der  Exkommunikation  zu  bedrohen, 
welche  auf  den  Friedhöfen  der  Deutschherrn  begraben  zu  werden 
wünschten  ; 6)  die  Bischöfe  sollten  nicht  befugt  sein,  mehr  als  den 
vierten  Teil  des  Nachlasses  derselben  zu  verlangen.7)  Überhaupt 
schärfte  er  den  Diözesanoberhirteu  ein,    »die  Privilegien   des  Ordens 


1)  Befeie,  V  897 ;  c.  24.  X.  de  privileg.  V.  33. 

2)  Vgl.  Prutz,  Hospitaliterorden,  S.  145  ft 

3)  Siehe  z.  B.  die  Urkunde  Honorius'  III.  vom  5.  Februar  1221  für  die 
Deutschherrn  (Pettenegg,  a.  a.  0.  S.  18). 

4)  »De  aliis  vero  parochianis  vestris,  qui  laborantes  in  extremis  apud 
predictos  fratres  eligunt  sepeliri,  quarta  sitis  testamenti  parte  contenti  .  .  .  .« 
(Cartulaire,  nr.  360  [I  248]). 

5)  Prutz,  E.  u.  U.  d.  T.,    ürk.  Beil.  I  nr.  30  und  117. 

6)  17.  Jan.  1221  (Pettenegg,  S.  15). 

7)  16.  Jan.  1221  (ebd.).  Hierher  gehören  noch  die  Urkungen  Gregors  IX. 
vom  9.  April  1232  (Pettenegg,  S.  39)  und  Innocenz'  IV.  vom  12.  September 
1245  (S.  56). 
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fleissig  zu  lesen,  getreulich  auszulegen,    gehörig  anzuwenden  und  in 
Wirksamkeit  zu  setzen». *) 

Was  aber  am  meisten  die  Unabhängigkeit  der  geistlichen  Rit- 
terorden von  der  bischöflichen  Gewalt  förderte  und  schliesslich  ge- 
radezu zur  teilweisen  Durchbrechung  des  Diözesanverbandes  führte, 
war  die  Entstehung  des  sog.  Ordensklerikates.  Den  Diözesanbischöfen 
und  ihrer  Pfarrgeistlichkeit  wurde  durch  diese  Institution  die  Seel- 
sorge nicht  nur  innerhalb  der  Orden  selbst,  sondern  auch  in  den 
zahlreichen  Gemeinden  entzogen,  über  deren  Kirchen  die  Brüder  das 
Patronat  hatten ;  durften  doch  neben  Weltpriestern  auch  Mitglieder 
des  Klerikats  den  Diözesanbischöfen  hierfür  präsentiert  werden. 

Das  Ordensklerikat  der  Hospitaliter  wurde  durch  die  für  diesen 
Orden    überhaupt    so    wichtige   Bulle   Anastasius'    IV.    »Christianae 
fidei   religio«   vom  21.   Oktober   1154 2)  begründet.    Damit  für  das 
Seelenheil  der  Brüder  durch  Spendung   der  hl.  Sakramente  und  Ab- 
haltung des  Gottesdienstes  besser  gesorgt   werden  kann,   dürfen   die 
Hospitaliter,   so  verordnet   der   Papst,    Kleriker  und  Priester,   über 
deren  Rechtschaffenheit  und  kanonische  Ordination    kein  Zweifel  be- 
steht, in  allen  ihren  Häusern  aufnehmen  und  behalten.  Die  betreffen- 
den Geistlichen  bedürfen  zum  Eintritt  der  Erlaubnis  ihres  Diözesan- 
bischofs  nicht.     Jedoch  soll   der    letztere  um  seine  Einwilligang  an- 
gegangen werden,  wenn  es  sich  um  solche  Geistliche  handelt,  welche 
in   der  Nähe   der   Ordenshäuser   wohnen   und    wirken.     Die  in   Rede 
stehenden  Kleriker  scheiden  aus  allen  Diözesanbeziehungen  aus,  haben 
ihrer  Diözese  gegenüber  keine  Pflichten   mehr   und  unterstehen  aus- 
schliesslich dem  Papste,  sowie  dem  Ordenskapitel.  Dem  Bischof  steht 
nicht  das  Recht  zu,   sie  wieder  zurückzurufen.     Die  Weihe   der   für 
den  Dienst  des  Ordens  bestimmten  Kleriker   ebenso    wie  die  Konse- 
kration der  Ordenskirchen  und  -Altäre  bleibt  freilich  nach  der  Bulle 
dem    Ordinarius   vorbehalten;     vorausgesetzt  jedoch   ist:    »siquidem 
catholicus  fuerit,  et  gratiam  sive  communionem   apostolice   sedis  ha- 
buerit,  et  ea  gratis  et  absque  aliqua  pravitate  vobis  voluerit  exhibere« ; 
andernfalls  soll  kraft  päpstlicher  Vollmacht  jeder  in  Verbindung  mit 
dem    apostolischen   Stuhl    stehende    Bischof    um    die  Vornahme  der 
Weihe  ersucht  werden  können. 3)   Dass  der  Episkopat  der  praktischen 
Durchführung  der  Institution  des  Ordensklerikates  regen  Widerstand 
entgegensetzte,  kann  nicht  Wunder  nehmen,    zumal    die  Hospitaliter 
hre  Befugnisse  häufig  selbständig  noch  erweiterten.    Derselbe  nahm 


1)  5.  Febr.  1221  {Fettenegg,  S.  18). 

2)  Cartulaire,  nr.  226  (I  17). 

3)  1.  c.  nr.  226  (I  174/75). 
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noch  zu,  als  die  Priester  des  Klerikates  bevollmächtigt  wurden,  die 
Beichte  der  Ordensbrüder  zu  hören,  sie  zu  absolvieren  und  ihnen 
entsprechende  Bussen  aufzuerlegen.  Die  Bulle  Gregors  IX.  vom  16. 
Febr.  1228 J)  hatte  dies  nur  für  private  und  in  Verborgenheit  be- 
gangene Sünden  gestattet  mit  der  Begründung,  es  zieme  sich  nicht 
(»indecorum  est  et  omnino  vestre  religioni  absurdum«),  dass  die 
Ritter  in  solchen  Fällen  bei  fremden  Priestern  beichteten;  später 
jedoch  wurde  die  genannte  Beschränkung  fallen  gelassen. 2)  Es  stand 
aber  andrerseits  den  Rittern  frei,  sich  zur  Erlangung  der  Absolution 
auch  an  andere,  dem  Orden  nicht  angehörige  Geistliche  zu  wenden.3) 
Die  von  Alexander  III.  am  18.  Juni  1163  den  Tempelherrn 
erteilte  Bulle  »Omne  datum  Optimum« ,  welche  die  Bestimmungen 
über  das  Ordensklerikat  enthält,  beruht  in  der  Hauptsache  auf  der 
von  Anastasius  IV.  im  Jahre  1154  für  die  Johanniter  ausgestellten 
Urkunde.  Wir  machen  jedoch  die  Wahrnehmung,  dass  das  Klerikat 
bei  den  Templern  späterhin  eine  weitere  Ausbildung  erfuhr,  als  bei 
den  Hospitalbrüdern.  Mit  Hilfe  dieser  Institution  bildete  der  Templer- 
orden allmählich  gewissermassen  eine  besondere  Kirche  im  Gesamt- 
organismus der  kirchlichen  Gemeinschaft  mit  eigenartiger,  die  kirch- 
liche Instanz  der  Bischöfe  ausschliessender  Selbstverwaltung.4)  Im 
Orden  wurde  es  zeitweilig  Pflicht,  bei  den  Brüdern  des  Klerikates 
die  hl.  Beichte  abzulegen.  Bestimmte  doch  später  die  Ordensregel : 
kein  Bruder  dürfe  einem  andern,  als  einem  Ordenskaplan  beichten ; 
dieser  habe  bezüglich  der  Absolution  vom  Papst  grössere  Macht- 
vollkommenheit empfangen,  als  selbst  ein  Erzbischof  besitze.5)  Es 
hat  die  Annahme  eine  gewisse  Berechtigung,  dass  sich  diese  Be- 
stimmung ursprünglich  nur  auf  die  Beicht  von  Verfehlungen  gegen 
die  Ordensregel  bezog,  für  welche  allerdings  nur  Ordensgeistliche, 
die  mit  derselben  vertraut  waren,  füglich  entsprechende  Bussübungen 
auferlegen  konnten,  im  Laufe  der  Zeit  aber  verallgemeinert  wurde. 
Alexander  IV.  erkannte  ausdrücklich  die  Befugnis  der  Templer- 
kapläne  an,  auch  die  Beichte  der  »Leute«  des  Ordens  entgegenzu- 
nehmen.6) Eine  wie  grosse  Konkurrenz  Bischöfen  und  Pfarrern 
daraus  erwuchs,  leuchtet  ein,  wenn  man  sich  die  damalige  Aus- 
dehnung des  Ordensbesitzes  vergegenwärtigt ;  dem  entsprach  die 
Zahl  der  darauf  wohnenden  »Leute«. 


1)  Carlulairc,  nr.  1906  (II  380). 

2)  Innocenz  IV.,  14.  Okt.  1250  (Cartulaire,  nr.  2538  jll  697]);  Nicolaus  IV., 
22.  Sept.  1288  (Cartulaire,  nr.  4019  [III  523). 

3)  Vgl.  Prutz,  D.  e.  St.  d.  Hospitaliterordens.  S.  164  ff. 

4)  S.  Prutz,  E.  u.  IL  d.  Tempelherrnordens,  S.  36. 

5)  Art.  269,  542  {Körner,  Die  Templerregel  [Jena  1902]  S.  76  u.  153). 

6)  Prutz,  a.  a.  0.,  Urk.  Beil.  I.  ur.  160.  ^ 
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Auch  der  Orden  der  Deutschherrn  hatte  sein  Klerikat. *).  Die 
Priester  desselben  waren  ebenfalls  berechtigt,  die  Beichte  der  Brüder 
zu  hören  und  »mit  Kreuz  und  feierlichem  Begräbnis«  die  Leichen 
auf  dem  Friedhof  zu  beerdigen.2)  Ausdrücklich  erkannten  ihnen 
die  Päpste  auch  die  Befugnis  zu,  solche  Brüder,  die  als  Säkularen 
sich  des  Raubes,  der  Brandstiftung,3)  der  Simonie4)  oder  der  Tät- 
lichkeit gegen  andere5)  schuldig  gemacht  hatten  und  etwa  deswegen 
exkommuniziert  waren,  beim  Eintritt  in  den  Orden  zu  absolvieren. 
Später  durften  sie  in  den  Häusern,  Spitälern,  Kirchen  und  Kapellen 
des  Ordens  auch  die  letzterem  Affiliierten,  sowie  die  Armen  und 
Kranken  lossprechen,  ihnen  das  hl.  Altarsakraraent  und  die  letzte 
Ölung  spenden  und  in  den  Kirchen  und  Kapellen  des  Ordens  oder 
in  den  sarazenischen  Ländern  auf  Tragaltären  selbst  vor  Tages- 
anbruch die  hl.  Messe  lesen.6)  Der  deutsche  Orden  genoss  also  be- 
züglich des  Ordensklerikats  ebenfalls  grosse  Vorrechte.  Trotzdem  ist 
es  bei  ihm  in  diesem,  wie  in  manchen  andern  Punkten,  weder  so 
regelmässig,  noch  zu  so  scharfen  Konflikten  mit  Episkopat  und  Pfarr- 
geistlichkeit gekommen,  wie  bei  den  beiden  andern  Ritterorden. 

Die  Bedeutung  des  Ordensklerikates ,  zugleich  aber  auch  die 
Verstimmung  des  Episkopates  und  der  Weltgeistlichkeit  gegen  die 
geistlichen  Ritterorden,  nahm  noch  zu  infolge  der  Rechte,  welche 
von  letzteren  für  ihre  Kirchen  erstrebt  wurden,  sowohl  für  die- 
jenigen, welche  zu  einem  Ordenshause  gehörten ,  als  auch  für  jene, 
welche  nur  unter  dem  Patronate  eines  Ordens  standen.  Beim 
Hospitaliterorden  entsprachen  die  einschlägigen  Verhältnisse  anfangs 
»einerseits  der  Stellung  des  Ordens  als  des  anerkannten  Verteidigers 
des  heiligen  Landes  und  dann  seiner  Eigenschaft  als  Grossgrund- 
besitzer. Erst  die  Kombination  beider  und  die  Anwendung  der 
kirchlichen  Privilegien,  die  ihm  in  ersterer  zustanden,  auf  die  letztere 
und  zwar  in  einem  Umfang  und  unter  Umständen,  die  zur  Zeit 
ihrer  Bewilligung  nicht  entfernt  in  Betracht  gekommen  waren ,  hat 
die  spätere  abnorme  Entwicklung  ermöglicht  und  gefördert.«  7)  Die 
Hospitaliter  durften  in  exemten  Gebieten,    welche   den   Ungläubigen 


1)  S.  die  Urkunden  Honorius1  III.  vom  18.  Jan.  1221  {Voigt,  a.  a.  0. 
S.  356)  und  vom  13.  Jan.  1223  (Petteneqg,  a.  a.  0.  S.  25),  Gregors  IX.  vom 
18.  Juli  1227  (ebd.  S.  32)  u.  a. 

2)  Urk.  Gregors  IX.  vom  4.  Febr.  1228  (ebd.  S.  36)  und  Alexanders  IV. 
vom  11.  Juli  1257  (S.  78). 

3)  Alexander  IV.,  18.  Mai  1258  (S.  84). 

4)  Ders.,  22.  Nov.  1258  (S.  89). 

5)  Ders.,  17.  Dez.  1259  (S.  93). 

6)  Vergl.  die  Urkunde  Bonifatius'  IX.  v.  13.  April  1400   (ebd.  S.  419  f.). 

7)  Prutz,  Hospitaliterorden,  S.  173. 
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entrissen  waren,  aber  sich  des  christlichen  Kultus  und  geordneter 
kirchlicher  Verwaltung  noch  nicht  erfreuten ,  für  die  dortselbst  an- 
gesiedelten Christen  (»ad  opus  hominum  ibidem  morantium«)  Kirchen 
erbauen.  Es  war  nur  eine  dem  Orden  gezollte  Anerkennung  für  die 
wirksame  Vertretung  der  christlichen  Interessen  im  Orient,  wenn 
solche  Kirchen  nicht  an  irgend  einen  Diözesanverband  angeschlossen, 
sondern  unmittelbar  dem  Papste  unterstellt  wurden. l)  Aber  auch 
hinsichtlich  derjenigen  Kirchen,  die  in  den  vom  Orden  als  Grund- 
besitzer erworbenen  Gebieten  lagen,  sowie  derjenigen,  über  die  er, 
ohne  Grundbesitzer  zu  sein,  in  irgend  einer  Weise  das  Patronat  er- 
langt hatte,  also  in  nichtexemten  Gebieten,  erwarb  er  weitgehende 
Exemtionsrechte;  in  der  Praxis  ging  er  über  diese  manchmal  sogar 
noch  hinaus.2)  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  bezeichnend,  dass  Alexan- 
der III.  dem  Orden  die  Weisung  geben  musste,  wenn  er  durch  An- 
kauf oder  durch  anderweitigen  Erwerb  von  Lehen  oder  auf  sonstige 
Weise  (»ratione  feudorum  emptorum  aliterve  acquisitorum ,  vel 
etiam  alio  modo«)  das  Patronat  über  Pfarrkirchen  erlange,  die 
Pfarrer  nur  unter  Mitwirkung  des  Bischofs  zu  bestellen,  überhaupt 
dessen  Rechte  zu  achten.3)  Da  die  vom  Orden  präsentierten  Geist- 
lichen vielfach  mit  Berufung  auf  die  exemte  Stellung  des  Ordens 
die  oberhirtliche  Autorität  des  Bischofs  nicht  anerkennen  wollten 
und  zu  den  Diözesanbedürfnissen  keine  pekuniäre  Beihilfe  leisteten,4) 
weigerten  sich  die  Bischöfe  nicht  selten,  sie  als  Pfarrer  anzunehmen. 
Um  unbegründetem  Einspruch  seitens  der  Bischöfe  vorzubeugen,  be- 
stimmten zwei  Erlasse  Honorius'  III.,  der  Orden  dürfe  die  Einkünfte 
der  unter  seinem  Patronat  stehenden  Kirchen  während  einer  durch 
unmotivierte  Weigerung  des  Bischofs  eintretenden  längeren  Er- 
ledigung für  seine  eigenen  Zwecke  verwenden  und  in  solchen  Fällen 
auch  nach  Ablauf  der  vom  dritten  Laterankonzil  festgesetzten  Frist5) 
sein  Präsentationsrecht  noch  geltend  machen.6)  Ständig  musste  die 
römische  Kurie  bei  den  zum  Teil  sehr  erbitterten  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bischöfen  und  dem  Orden,   zu   denen   das    Patronats- 


1)  S.  die  Urkunden  Innocenz'  III.  vom  27.  Januar  1207  und  Gregors  IX. 
vom  25.  Juni  1227  {Cartulaire,  nr.  1247  [II  63]  und  nr.  1867  [II  367]). 

2)  Vergl.  Prutz,  a.  a.  0.  S.  175. 

3)  Cartulaire,  nr.  277   (I  207).     Eine  Datierung  der   Bulle   weist   das 
Cartulaire  nicht  auf. 

4)  Urkunde  Honorius'  III.   vom   8.    Dez.   1220   für    die    Hospitaliter    in 
Frankreich  {Cartulaire,  nr.  1695  [II  276]). 

5)  c.  17  (Hefele,  Konziliengeschichte,  V  715). 

6)  16.  Jan.  1217  {Cartulaire,  nr.  1529  [II  208])  und  21.  Juni  1217  (1.  c. 
nr.  1532  [II  209]). 
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recht  Anlass  bot,  ordnend  eingreifen.  Wenn  auch  die  Kurie  geneigt 
war,  dabei  zugunsten  des  Ordens  einzutreten,  so  fehlt  es  doch  auch 
nicht  an  päpstlichen  Erlassen ,  welche  der  im  Fortschreiten  be- 
griffenen Durchsetzung  der  Diözesen  mit  exemten  Kirchen  und  Ge- 
meinden durch  den  Orden  Einhalt  zu  tun  versuchen.  Dahin  ge- 
hören die  mehrfach  wiederholten  Urkunden,  welche  für  die  Er- 
richtung von  Kirchen  und  Kapellen  auf  nichtexemtem  Gebiet  die 
ausdrückliche  Zustimmung  des  Diözesanbischofs  verlangen. J)  Andere 
machen  es  dem  Orden  zur  Pflicht,  den  Bischöfen  für  erledigte 
Pfarreien  nur  wirklich  geeignete  Geistliche  zu  präsentieren;  diese 
Geistlichen  —  so  verordnet  Urban  IV.  —  sollen,  auch  wenn  sie 
Ordensbrüder  sind,  trotz  ihrer  Zugehörigkeit  zum  Orden  dem  Diö- 
zesanbischof  ebenso  untergeordnet  sein ,  wie  die  in  der  Diözese  an- 
gestellten Weltgeistlichen. 2)  Freilich  mag  die  vom  Orden  geübte 
Praxis  den  päpstlichen  Erlassen  vielfach  nicht  entsprochen  haben. 

Die  Templer  durften  anfangs  nur  in  den  Gebieten  Kirchen 
errichten,  welche  sie  den  Ungläubigen  entrissen  hatten.  Der  bereits 
mehrfach  erwähnte  grosse  Freibrief  Alexanders  III.  »Omne  datum 
Optimum«  erweiterte  jedoch  ihre  Rechte  dahin,  dass  sie  sowohl  für 
die  Ritter,  als  auch  für  die  ihnen  untertänigen  Ortseingesessenen  an 
allen  in  ihren  Besitz  gekommenen  Orten  solche  erbauen  konnten. 
Von  dieser  Befugnis  machten  sie  denn  auch  ausgiebigen  Gebrauch. 
Dazu  mehrte  sich  ständig  die  Zahl  der  Kirchen,  über  die  der  Orden 
das  Patronatsrecht  erlangte.  Um  dem  weiteren  Fortgang  dieses 
Prozesses  einigermassen  zu  steuern,  untersagte  schon  das  dritte 
Laterankonzil  (1179),  auf  dem  selbst  Papst  Alexander  die  Klagen 
des  Episkopats  über  den  Missbrauch  der  Privilegien  des  Ordens  als 
begründet  anerkannte,  dem  letzteren,  Kirchenpatronate  von  Laien 
ohne  Zustimmung  des  Bischofs  anzunehmen  und  für  solche  Kirchen, 
über  die  ihm  das  volle  Patronat  nicht  zweifellos  zustehe,  Pfarrer  zu 
bestellen.3)  Die  Erweiterung  der  Rechte  des  Ordens  wurde  jedoch 
dadurch  nur  vorübergehend  aufgehalten.  Forderte  doch  bereits 
Cölestin  III.  im  Jahre  1192  die  Bischöfe  auf,  zu  den  erledigten 
Templerkirchen   geeignete    Geistliche   ohne   weiteres  zu   acceptieren 


1)  z.  B.  Alexander  III.,  26.  März  1256  {Cartulaire,  nr.  2805  [II  811]) 

2)  »quos  illam  omnino  iurisdictionem  in  fratres  ipsos  habere  volumus, 
quam  haberent  in  alios  presbiteros  seculares  si  essent  in  dictis  ecclesiis  consti- 
tuti«  (18.  Mai  1262;  Cartulaire,  nr.  3023  [III  29]).  Vergl.  auch  die  Urkunden 
Alexanders  III.  vom  10.  Oktober  1175  und  Gregors  IX.  vom  22.  April  1236 
(Cartulaire,  nr.  485  [I  334]  und  nr.  2139  [II  499]);  ausserdem  Prutz,  a.  a.  0. 
S.  175  ff. 

3)  c.  9  {Hefele,  V  713). 
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und  über  die  Interkalargefälle  dieser  Kirchen  in  keiner  Weise  zu 
verfügen. J)  Diese  Verordnung  wurde  später  des  öfteren  wieder- 
holt. 2) 

Gleichen  Gang  nahm  die  Entwicklung  bei  dem  Orden  der 
Deutschherren.  An  erledigten  Kirchen  auf  seinen  eigenen  Besitzungen, 
die  mit  allen  Rechten  dem  Orden  einverleibt  waren,  durfte  er  auf 
eigene  Hand  Vikare  anstellen.3)  Den  Bischölen  stand  es  nicht  zu, 
von  diesen  den  Eid  der  Treue  und  Huld  zu  fordern,  sie  mussten 
sich  vielmehr  mit  dem  blossen  Versprechen  des  Gehorsams  begnügen.4) 
Ausserdem  wurde  dem  Orden,  wie  den  Johannitern  und  Templern, 
über  eine  grosse  Anzahl  von  Kirchen  in  allen  Teilen  Deutschlands 
das  Patronatsrecht  übertragen.  Sowohl  Priester  des  Ordens,  als 
auch  Weltgeistliche  konnten  dem  Bischöfe  für  solche  Kirchen  prä- 
sentiert werden;  in  temporalibus  sollten  dieselben  —  nach  dem 
Tenor  der  päpstlichen  Urkunden  —  dem  Orden  unterstehen,  in  spi- 
ritualibus  dagegen  dem  Bischöfe  verantwortlich  sein.5)  Hin  und 
wieder  versuchten  einzelne  Bischöfe,  bei  Erledigung  von  Patronats- 
kirchen  die  Weihe  neuer  Geistlicher  ohne  triftige  Gründe  hinaus- 
zuschieben, nur  um  die  zwischenzeitlich  erfliessenden  Interkalarge- 
fälle für  sich  zu  gewinnen;  für  solche  Fälle  sprachen  päpstliche  Er- 
lasse dem  Orden  die  vollen  kirchlichen  Einkünfte  der  Zwischenzeit 
zu.6)  Alexander  IV.  forderte  die  Bischöfe  auf,  den  Brüdern  beim 
Einziehen  ihrer  Zehnten  behilflich  zu  sein. 7)  Bei  vielen  Patronats- 
pfarrkirchen  wurden  im  Laufe  der  Zeit  Ordenskonvente  erbaut  und, 
um  diese  zu  unterhalten,  solche  Kirchen  mit  ihren  Einkünften  fast 
überall  in  die  Ordenshäuser  inkorporiert;  Papst  Martin  V.  erteilte 
dazu  die  erbetene  Bestätigung. 

Wir  sehen  die  geistlichen  Ritterorden  stets  in  enger  Ver- 
bindung mit  der  römischen  Kurie,  die  ihnen  Exemtionsprivilegien  in 
reichem  Masse  zuteil  werden  Hess.  Anfangs  war  die  gekennzeichnete 
Ausnahmestellung  gegenüber  der  bischöflichen  Jurisdiktionsgewalt 
den    Brüdern    wegen    ganz   spezieller    Bedürfnisse    gewährt   worden. 


1)  Prutz,  Malteserurkunden  und  Regesten  zur  Geschichte  der  Tempel- 
herrn und  der  Johanniter  (München  1883)  nr.  35. 

2)  z.  B.  von  Honorius  III.  im  Jahre  1217  (Prutz,  E.  u.  U.  d.  Tempel- 
herrnordens, Urkundl.  Beil.  I  nr.  99).  Vergl.  ausserdem  dieselbe  Abhandlung 
S.  38  und  49. 

3)  Urk.  Honorius'  III.  vom  26.  Febr.  1223  (Peltenegg,  S.  26). 

4)  Urk.  Gregors  IX.  vom  3.  Febr.  1228  (ebd.  S.  35).' 

5)  Urk.  Honorius'  III.  vom  26.  Febr.  1223  (ebd.  S.  26),  Gregors  IX.  vom 
22.  Mai  1237  (ebd.  S.  46),  Alexanders  IV.  vom  9.  Juni  1258  (S.  86). 

6)  Honorius  III.,  18.  Jan.  1221   (ebd.  S.  16). 

7)  22.  Nov.  1257  (ebd.  S.  83). 
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Waren  sie  doch  die  anerkannten  Verteidiger  des  hl.  Landes.  Allein 
die  Orden  wussten  ihre  Privilegien  zu  verallgemeinern  und  schliess- 
lich auch  in  solchen  Fällen  zur  Geltung  zu  bringen  und  durchzu- 
setzen, die  nicht  im  Sinne  der  Verleiher  gelegen  hatten.  Die  reiche 
Ausstattung  der  Ritterorden  mit  Privilegien  seitens  einzelner  Päpste 
mag  auch  bisweilen  darin  ihren  Grund  gehabt  haben,  dass  letztere 
im  Kampf  mit  einflussreichen  Gegenpäpsten  der  Hilfe  der  geistlichen 
Kitterschaft  nicht  entbehren  wollten.  Andrerseits  finden  wir  jedoch 
die  päpstliche  Kurie  auch  bemüht,  die  den  Orden  gewährten  Frei- 
heiten mit  den  Erfordernissen  einer  geregelten  Seelsorge  nach  Mög- 
lichkeit in  Einklang  zu  bringen.1) 

VI. 

Die  Entwicklung  der  exemten  Stellung  der  Mendikantenorden  bis 
zum  Concil  von  Vienne.    Die  Freibriefe  der  übrigen  Orden. 

Ein  Rittertum  auf  rein  geistlichem  Gebiete  brachte  das  be- 
ginnende 13.  Jahrhundert  hervor  in  den  gewaltigen  Institutionen  der 
grossen  Mendikantenorden.  Die  den  letzteren  gestellte  welthistorische 
Aufgabe  einer  inneren  Reform  der  abendländischen  Christenheit 
machte  es  ihnen  zur  Bedingung,  die  mönchische  Wirksamkeit  zu 
erweitern  und  mit  den  ascetiscben  Pflichten  auch  pastorelle  in 
grösserem  Umfange  zu  vereinigen.  Diese  Idee,  fast  zu  gleicher  Zeit 
von  Franziskus  wie  von  Dominikus  aufgenommen,  war  umso  zeitge- 
mässer,  je  mehr  die  Erfahrung  die  Unzulänglichkeit  des  Weltklerus 
gegenüber  den  grossen  Aufgaben  der  Epoche  erwiesen  hatte.  Auch 
die  älteren  Mönchsorden  waren  innerhalb  gewisser  Grenzen2)  in  Volks- 
unterricht und  Seelsorge  tätig  gewesen.  In  ganz  anderer  Weise  je- 
doch setzten  die  Bettelorden  sich  dieselben  zum  Zwecke;  sie  wollten 
mit  ihrer  Tätigkeit  aus  dem  Kloster  heraustreten,  hauptsächlich  auf 
der  Kanzel  und  im  Beichtstuhle  unter  dem  Volke  wirken.  Nur  so 
konnte  eine  durchgreifende  Neugestaltung  des  kirchlichen  Lebens 
durchgeführt  und  nur  so6konnten  die  in  der  Christenheit  immer  weiter 
um  sich  greifenden  Glaubens-  und  Sittengefahren  abgewendet  werden. 3) 

1)  Vgl.  Prutz,  a.  a.  0.,  Urk.  Beil    I  nr.  116. 

2)  Vergl.  c.  11.  C.  16.  Qu.  1. 

3)  Bonaventura,  opusc.  XIV  (Quare  fratres  min.  praedicent.  et  com 
fessiones  audiant)  nr.  9:  »in  his  novissimis  temporibus  —  de  quibus  praedixit 
Apostolus ,  quod  instabunt  ternpora  periculosa  ex  multiplicatione  peccatorum  et 
numerositate  rudium  populorum  et  seductione  haereticorum  et  raritate  bonorum 
et  difficultate  regendi  et  insufficientia  praelatorum  et  perplexitate  casaum 
emergentium  et  aliorum  periculorum  Ecclesiae  imminentium  ex  variis  eventi- 
bus  —  providit  Sedes  apostolica  ad  obviandum  praefatis  periculis  aliquod  re- 
medium  subventionis  animabus  pereuntibus,  quod  divina  ordinatione  quosdam 
Religiosorum  Ordines  instituit,  qui  officio  praedicationis  et  confessionis  sibi 
commisso  subveniant  indigentiae  populorum    et  insufficientiae  clericorum  et  ob- 
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Durch  eine  so  gestaltete  Tätigkeit  der  Mendikanten  wurde  eine 
Konkurrenz  geschaffen,  die  der  Weltklerus  bald  sehr  bedenklich  fand 
und  zwar  umsomehr,  als  die  neuen  Orden  das  Bestreben  erkennen 
Hessen,  sich  ihre  Wirksamkeit  durch  die  Grenzen  von  Pfarrei  und 
Diözese  nicht  beschränken  zu  lassen  und  für  dieselbe  nicht  dem 
Ordinarius  des  Diözesansprengels,  sondern  nur  dem  Ordensobern  ver- 
antwortlich zu  sein.  Diese  Tendenz  der  Mönche  konnte  aber  nur 
dann  verwirklicht  werden,  wenn  der  hl.  Stuhl  dieselben  durch  frei- 
gebige Erteilung  von  Privilegien  der  Jurisdiktion  der  Sprengelhirten 
enthob.  In  der  Folge  sehen  wir  denn  auch  derartige  Freibriefe  den 
Orden,  fast  immer  auf  deren  Antrag,  in  weitgehendstem  Masse  zu 
teil  werden. 

Der  Zwiespalt  zwischen  den  Mendikanten  und  der  Weltgeist- 
lichkeit war  unter  diesen  Umständen  unvermeidlich,  und  gewiss 
waren  es  nicht  nur  Missgunst  und  Eifersucht  gegenüber  der  stets 
steigenden  Macht  der  Bettelmönche,  wodurch  die  Abneigung  und 
Feindschaft  des  Klerus  veranlasst  und  der  Kampf  gegen  die  Ordens- 
privilegien entfacht  wurde.  In  sehr  vielen  Fällen  stand  eben  die 
Existenz  der  pfarrlichen  Rechte  auf  dem  Spiele. l) 

Es  geht  nicht  an,  bei  diesen  Dissidien  die  Bischöfe  mit  dem 
Weltklerus  einfach  zu  identifizieren.  Der  Episkopat  hatte  dabei  eine 
schwierige  Stellung.  Auf  der  einen  Seite  sollten  die  päpstlichen 
Privilegien  für  ihn  massgebend  sein,  andrerseits  sah  er  durch  die- 
selben die  Interessen  der  ihm  unterstellten  Pfarrgeistlichkeit  und 
nicht  zuletzt  auch  seine  eigenen  vielfach  ernstlich  bedroht.  Unter 
diesen  Gesichtspunkten  ist  die  schwankende  Haltung  so  mancher 
Bischöfe  gegenüber  den  Mendikantenorden  verständlich.  Nicht 
wenige  Mitglieder  des  Episkopats  schätzten  die  neuen  Mönche  wegen 
ihrer  segensreichen  Wirksamkeit  hoch  und  statteten  sie  mit  weit- 
gehenden Vollmachten  aus.  So  erteilte,  um  nur  einige  Beispiele 
aus  Deutschland  anzuführen,  im  Jahre  1249  der  Erzbischof  von 
Köln  den  Dominikanern  weitgehende  Indulgenzen. 2)  In  Mainz  baute 
der  Erzbischof  Gerhard  von  Eppstein  den  Minoriten  im  Jahre  1253 
ein  neues  Kloster.3)  Bischof  Otto  von  Passau  machte  um  1264 
sämtlichen  kirchlichen  Vorstehern  seiner  Diözese  bekannt ,    er    habe 


sistant  versutiis  haereticorum,  et  hoc  in  solatium  et  sublevamen  oneris,  non  in 
praeiudicium  plebanorum«  (S.  Bonaventurae  opp.  orania,  VIII  [Quaracchi  1898] 
p.  377). 

1)  Vgl.  Koch,  Die  frühesten  Niederlassungen  der  Minoriten  im  Rhein- 
gebiet (Leipzig  1881)  S.  86. 

2)  Lang,   Regesta  sive  Rerura  Boicarum  Autographa,  II  (Monaci  1823) 
p.  423. 

3)  Koch,  a.  a,  0.  S.  32. 
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den  Minoriten  von  Regensburg  gestattet,  überall  in  der  Diözese  zu 
predigen  und  Beichte  zu  hören ,  unbeschadet  der  Pfarrechte.  Die 
Dominikaner  erhielten  die  gleiche  Lizenz.  *)  Berthold  von  Bamberg 
erlaubte  den  beiden  Bettelorden  sogar,  von  den  bischöflichen  Re- 
servatfällen zu  absolvieren. 2) 

Andere  Mitglieder  des  Episkopats  vertraten  hinwiederum  mit 
Nachdruck  die  Rechte  ihres  Pfarrklerus ;  auch  ihre  eigenen  Gerecht- 
same sahen  sie  bedroht,  als  die  Mendikanten  in  späterer  Zeit,  auf 
ihre  Privilegien  gestützt,  sich  weigerten,  die  Erlaubnis  des  Ordinarius 
zur  Vornahme  geistlicher  Amtshandlungen  (Predigen ,  Beichthören) 
nachzusuchen,  wie  es  die  Ordensstatuten  verlangten.3)  Damit  war 
ein  interdiözesanes  Rechtsprinzip  aufgekommen ,  ganz  geeignet, 
neben  den  Interessen  der  Pfarrgeistlichkeit  auch  die  der  Bischöfe, 
überhaupt  den  geordneten  Zusammenhang  der  Diözesanverwaltung 
ernstlich  zu  gefährden. 

Noch  bei  Lebzeiten  des  hl.  Franziskus  erlangte  der  Minoriten- 
orden  gegen  den  Grundsatz  seines  Stifters4)  eine  Anzahl  von  päpst- 
lichen Freibriefen,  weiche  ihn  unter  die  exemten  Orden  einreihten. 
Am  29.  März  1222  gewährte  flonorius  III.  den  Brüdern  das  (später 
oft  erneuerte)  Recht,  im  Falle  eines  allgemeinen  Interdikts  in  ihren 
Kirchen  bei  geschlossenen  Türen  und  unter  Ansschluss  der  Exkom- 
munizierten und   Interdizierten   Gottesdienst  zu  halten.5).     Derselbe 


1)  Janner,  Geschichte  der  Bischöfe  von  Regensburg,  II  (Regensburg 
1884)  S.  489.  Auch  die  Bischöfe  von  Salzburg  gewähren  den  Bettelmönch en 
ähnliche  Befugnisse  {Canisius ,  Antiquae  lectionis  tom.  I  [Ingolstadt  1601] 
p.  606  sq.). 

2)  Minges,  Geschichte  der  Franziskaner  in  Bayern  (München  1896)  S.  17. 

3)  Vgl.  Denifle,  Die  Konstitutionen  des  Predigerordens  vom  Jahre  1228 
(Archiv  für  Literatur-  und  Kirchengeschichte  des  M.-A.,  I  233);  siehe  auch  die 
Regel  der  Franziskaner,  cap.  IX,  de  praedicatoribus  {B  onaventura,  opusc.  XVI, 
expositio  super  regulam  Fratrum  minorum  in  Opp.  omnia  [Quaracchi  1282 — 1902] 
VIII  427). 

4)  »Hoc  meum  et  fratrum  meorum  est  Privilegium,  nullum  habere  Privi- 
legium super  terram,  sed  omnibus  obedire  et  inferiores  nos  omnibus  reputare«. 
S.  Opuscula  S.  P.  Francisci,  III,  apophthegina  XXXIV  (ed.  Jott.  de  La  Haye 
0.  F.  M.  [Pedeponti  1739]  p.  68).  P.  Lemmens  0.  F.  M.  gab  die  Opuscula 
neu  heraus  (Quaracchi  1904)  mit  Uebergehung  der  Apophthegmata,  welche  nach 
seiner  Ansicht  wohl  die  Lehre  und  die  Gedanken  des  hl.  Franziskus  wieder- 
geben, aber  nicht  sicher  von  dem  Heiligen  stammen.  Nach  dem  »Speculum 
perfectionis«  (ed.  Sabatier)  cap.  50  lauten  die  Worte  des  hl.  Franziskus :  »Ego 
enim  pro  me  volo  hoc  Privilegium  a  Domino ,  ut  nunquam  ab  nomine  aliquod 
habeam  Privilegium  nisi  omnibus  reverentiam  facere  et  per  obedientiam  sanctae 
regulae  plus  exemplo  quam  verbo  convetere  universos«.  Für  die  oben  ange- 
führten Worte  zitiert  Sabatier  in  der  Note  Alvaro,  de  Plaitctu  Ecclesiae. 
Vgl.    Van  Espen,  ius  ecclesiasticum  Universum,  P.  III  tit.  XII  42. 

5)  Potthast,  Regesta  Pontificum  Romanorum,  nr.  6808.  Sbaralea,  Bul- 
larium  Franciscanum,  Romanorum  pontificum  constitutiones,  epistolas  ac  diplo- 
mata  continens  (4  Bände,  Rom  1759 — 68;  fortgesetzt  von  t*.  Conrad  Eubtt. 
3  Bände,  Rom  1898—1904)  nr.  10  (I  9). 
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Pap3t  sah  sich  im  Dezember  1223  veranlasst,  die  Bischöfe  aufzu- 
fordern ,  diejenigen  Brüder ,  welche  den  Orden  nach  abgelegter  Pro- 
fess  wieder  verlassen  hätten  und  infolgedessen  von  Ordenswegen  mit 
dem  Banne  belegt  seien,  auch  ihrerseits  als  exkommuniziert  zu 
betrachten,  alle  Folgen  der  Zensur  anzuerkennen  und  dieselbe  auf 
Verlangen  der  Ordensobern  zu  publizieren. J)  Damit  war  von  der 
päpstlichen  Kurie  die  eigene,  von  den  Bischöfen  unabhängige  geist- 
liche Gerichtsbarkeit  des  Ordens  bezüglich  seiner  Mitglieder,  wie 
deren  Exemtion  von  der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  anerkannt. 
Die  Kehrseite  dieses  Privilegs  war  es  nur,  wenn  Gregor  IX.  am 
13.  Mai  1227  die  Minister  und  Priester  des  Ordens  bevollmächtigte, 
denjenigen  Brüdern ,  welche  eine  Strafe  latae  sententiae  inkurriert 
hätten,  die  Absolution  zu  erteilen.2) 

Einer  der  ersten  Schritte,  die  Brüder  auch  im  Kultus  von  den 
Bischöfen  unabhängig  zu  machen,  war  das  von  Honorius  III.  am 
3.  Dez.  1224  ihnen  zugesprochene  Recht,  in  ihren  Niederlassungen 
und  Oratorien  sich  eines  altare  viaticum  zu  bedienen,  welches  nicht 
vom  Diözesanbischof  geweiht  zu  sein  brauchte.3)  Wiederholt  musste 
der  Papst  dem  Episkopat,  welcher  darin  eine  Beeinträchtigung  seiner 
Rechte  erblickte,  verbieten,  das  genannte  Privileg  durch  verkehrte 
(»sinistra«)  Interpretation  unwirksam  zu  machen  oder  seine  Aus- 
übung gar  mit  der  Exkommunikation  zu  bedrohen. 4)  Freilich  sollten 
nach  dem  Wortlaut  der  Verleihungsurkunde  die  Parochialrechte 
nicht  beeinträchtigt  werden;  allein  Gregor  IX.  erklärte,  die  Klausel 
»omni  parochiali  iure  parochialibus  ecclesiis  reservato«  habe  nur 
auf  die  Einkünfte  der  Pfarrgeistlichkeit  (Zehnten,  Erstlinge  u.  s.  w.), 
also  nur  auf  die  Temporalien  Bezug.5)  Die  genannten  Diplome 
machen  es  schon  ersichtlich,  dass  den  Gottesdienst  der  Mendikanten 
nicht  nur  die  Ordensbrüder,  sondern  auch  Mitglieder  der  Pfarr- 
gemeinden besuchten.  Bereits  Honorius  III.  hatte  am  18.  September 
1225  den  Bischöfen  verboten,  die  Gäste  (»hospites«)  der  Minoriten 
in  irgend  einer  Weise  an  der  Teilnahme  am  Gottesdienst  derselben 
zu  hindern. 

Von  weittragendem  Einfluss  auf  die  Entwicklung  in  der  Folge- 
zeit waren  die  Sepulturprivilegien,  welche  die  Mendikanten  von  den 
Päpsten  erlangten.  Dieselben  fallen  zwar  nicht  streng  in  den  Rahmen 


1)  Potthast,  R.  P.  nr.  7123;  Sbaralea,  1.  c.  nr.  15  (I  19). 

2)  Potthast,  R.  P.  nr.  7901;  Sbaralea,  1.  c.  nr.  3  (I  28).   Vgl.  Müller, 
Die  Anfänge  des  Minoritenordeus  und  der  Bussbruderschatten  (Frbg.  1885)  S.  105. 

3)  Potthast,  R.  P.  nr.  7325;  Sbaralea,  1.  c.  nr.  17  (I  20). 

4)  c.  30.  X.  de  privil.  V.  33. 

5)  Potthast,  R.  P.  nr.  8195;  Sbaralea,  nr.  23  (I  41). 
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unserer  Untersuchungen,  mögen  aber  wegen  ihrer  engen  Verbindung 
mit  den  übrigen  Privilegien  hier  Erwähnung  finden.  Nachdem 
Gregor  IX.  bereits  am  26.  Juli  1227  die  Ordensbrüder  der  Minoraten 
in  Hinsicht  auf  das  Begräbnis  vom  Pfarrverband  eximiert  hatte, *) 
dehnte  sein  zweiter  Nachfolger,  Innocenz  IV.,  am  22.  Februar  1250 
diese  Exemtion  auch  auf  die  weltlichen  Hausgenossen  der  Klöster, 
die  sog.  Klosterfamilie,  aus.2)  Schliesslich  liess  der  letztgenannte 
Papst  auch  die  Beschränkung  der  Begräbnisfreiheit  auf  die  Kloster- 
familie fallen  und  gewährte  das  Privileg  allen  ohne  Unterschied,  welche 
in  den  Kirchen  oder  auf  den  Kirchhöfen  der  Minoriten  begraben  zu 
werden  wünschten.  Alexander  IV.  erneuerte  die  Verfügung  seines 
Vorgängers;3)  die  Bulle  enthält  die  auf  die  Temporalien  sich  be- 
ziehende Klausel :  »salva  iustitia  illarum  ecclesiarum,  a  quibus  mor- 
tuorum  corpora  assumentur«.4) 

Bedeutende  Fortschritte  musste  die  Entwicklung  zur  vollen 
Exemtion  machen,  wenn  die  Brüder  des  Hechtes  teilhaftig  wurden,  unge- 
hindert zu  predigen  und  Beichte  zu  hören.  Schon  in  der  Bulle  vom 
11.  Juni  1219  ermahnte  Honorius  III.  die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Äbte 
und  die  übrigen  Prälaten,  den  Minoriten,  die  »wie  die  Apostel  umher- 
gehen, den  Samen  des  göttlichen  Wortes  auszustreuen«,  Wohlwollen 
entgegenzubringen  und  sie  »sicut  catholicos  et  fideles«  aufzunehmen.5) 
Gregor  IX.  richtete  sodann  am  1.  Februar  1230  an  die  Bischöfe  die 
Weisung,  den  Brüdern  neben  der  Errichtung  von  Oratorien  zur  eigenen 
Benutzung  die  Ausübung  des  Predigtamtes  in  den  Pfarreien  bereit- 
willig zu  gestatten.6)  Eine  weitere  Bulle  Gregors  vom  6.  April  1237 
forderte  die  kirchlichen  Vorsteher  auf,  die  minderen  Brüder,  »die 
nicht  ihren  eigenen  Vorteil  suchen,  sondern  die  Interessen  Christi 
vertreten«,  zum  Predigtamt,  zu  welchem  sie  besonders  berufen  seien, 
wohlwollend  zuzulassen  und  die  Gläubigen  anzueiforn,  aus  dem  Munde 
der  Mönche  das  Wort  Gottes  zu  hören,  sowie  bei  denselben  die  Beichte 
abzulegen. 7) 

Die  Dominikaner  hatten  ein  fast  gleichlautendes  Privileg  schon 

1)  Potthast,  R,  P.  nr.  7974;  Sbaralea,  nr.  8  (I  31). 

2)  Potthast,  R.  P.  nr.  13922;  Sbaralea,  nr.  315  (1  536). 

3)  Potthast,  R.  P.  nr.  16388  a.  1256;  Sbaralea,  n.  189  (II  132).  Vergl. 
die  entsprechende  Bulle  Alexanders  IV.  für  die  Dominikaner  vom  25.  Juni  1258 
{Potthast,  R.  P.  nr.  17319). 

4)  Vergl.  Eubel,  Geschichte  der  oberdeutschen  (Strassburger)  Minoriten- 
provinz  (Würzburg  1886)  S.  23. 

5)  Potthast,  R.  P.  nr.  6081;  Wadding,  Annales  Minorum,  ed.  Fonseca 
(Romae  1731  sqq.)  I  301. 

6)  Sbaralea,  nr.  46  (I  58).  Vergl.  die  Bulle  v.  12.  Jan.  1235  {Potthast, 
R.  P.  nr.  9822.) 

7)  Pütthast,  R.  P.  nr.  10316;  Sbaralea,  nr.  224  (I  214).  Siehe  ferner 
Potthast,  R.  P.  nr.  10386  {Wadding,  1.  c.  II  437). 
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zehn  Jahre  früher,  im  September  1227,  erhalten.  Ausdrücklich  hatte 
der  Papst  darin  bemerkt,  die  Brüder  seien  kraft  apostolischer  Macht- 
vollkommenheit befugt,  Beichte  zu  hören  und  Bussen  aufzuerlegen.1 ) 

Der  Kuratklerus  sah  solche  päpstliche  Privilegien,  weil  sie  der 
bisherigen  Praxis  des  Kirchenrechtes  nicht  entsprachen,  vielerorts 
geradezu  als  Rechtsverletzung  an.  Dass  die  Reaktion  nicht  ausblieb, 
ist  nicht  zu  verwundern.  So  wurden  z.  B.  in  Frankreich  die  min- 
deren Brüder  wegen  der  Abhaltung  von  Messen  auf  Tragaltären, 
obwohl  sie  vom  apostolischen  Stuhle  das  obenerwähnte  Privilegium 
altaris  viatici  erhalten  hatten,  von  den  Bischöfen  exkommuniziert. 2) 
Gregor  IX.  sah  sich  sogar  im  Jahre  1231  veranlasst,  durch  die  Bulle 
»Nimis  iniqua«  Schutzmassregeln  zugunsten  der  Minoriten  zu  treffen, 
indem  er  für  jedes  Land  drei  Prälaten  als  sog.  Konservatoren  auf- 
stellte, welche  sich  der  Brüder  annehmen  und  gegen  jede  Beein- 
trächtigung derselben  einschreiten  sollten.  Das  Bullarium  Fran- 
ciscanum  nennt  17  solche  Länder,  in  denen  je  drei  Bischöfe  oder  Erz- 
bischöfe mit  dieser  Aufgabe  betraut  wurden. 3)  Durch  Gregors  Nach- 
folger wurde  diese  Anordnung  mehrfach  erneuert  und  auch  auf  die 
übrigen  Orden  ausgedehnt. 

Im  Anschlüsse  daran  sei  hier  bemerkt,  dass  überhaupt 
die  Privilegien  der  Minoriten  zumeist  auch  auf  die  Dominikaner 
und  die  beiden  andern  Bettelorden  der  Augustinereremiten  und  der 
Frauenbrüder   oder  Karmeliten    ausgedehnt  wurden.     Es  dürfte  des- 


1)  Potthast,  K.  P.  nr.  8042;  Bulaeus,  Hist.  universitatis  Parisiensis, 
III  123/24.  Letzterer  bemerkt,  nachdem  er  das  Privileg  im  Wortlaut  ange- 
führt hat:  »De  hacce  erga  Dominicanos  Gregorii  inclinatione  sie  habet  Thomas 
Cantipratanus ,  1.  2,  c.  57,  n.  47.  Hine  postea  factum  est,  ut  ipse  Papa  et 
Cardinales  in  Curia  devotissimi  erga  Praedicatorum  Ordinera  eum  inconsuetis 
authoritatibus  et  privilegiis  exaltarent.  Unde  successor  ipsius  Honorii  Papae 
ü.  Papa  Gregorius,  Fratri  Joanni,  dicto  de  Argentina  .  .  .  Magistro  Praedica- 
torum Ordinis  facto,  cum  magna  devotione  dixit:  Me  tibi  Charissime  quasi  pro 
ineude  Papam  orbis  constituo.  linguam  autem  tuam  pono  pro  malleo,  ut  secuü- 
dum  omnia  Privilegia,  quae  Ordini  tuo  expediant,  vel  etiam  quae  aliis  Religiosis 
quibuscumque  usque  in  praesens  concessa  sunt,  scribi  facias  et  bullari.  —  Nee 
mora.  Magister  Ordinis,  et  qui  cum  eo  erant  fratres ,  omnibus  Begistris  Apo- 
stolicorum  inspectis,  omnia  Privilegia,  quae  sibi  comraoda  et  utilia  pro  con- 
firmatione  Ordinis  essent,  vel  fore  possent ,  consensu  fratrum  Cardinalium  et 
Curiae  bullata  et  subscriptionibus  insignita  solemniter  aeeeperunt.«  Bulaeus 
(Cesar  Egasse  du  Boulay)  war  Syndikus  der  Universität  Paris,  deren  Professoren 
seit  Anfang  der  fünfziger  Jahre  des  13.  Jahrhunderts  mit  den  MemHkanten  im 
Streit  lagen  und  auch  später  immer  diesen  gegenüber  die  Sache  des  Welt- 
klerus vertraten.  Die  Glaubwürdigkeit  des  Thorcas  Cantipratanus  kann  frei- 
lich bezweifelt  werden  ( Vergl.  Paulus,  Welt-  und  Ordensklerus  beim  Ausgang 
des  13.  Jahrhunderts  im  Kampf  um  die  Pfarrrechte  [Essen  1900]  S.  13). 

2)  Wadding,  1.  c.  II  600. 

3)  Für  Deutschland  wurden  bestellt  die  Erzbischöfe  von  Magdeburg  und 
Köln  und  Hermann  von  Lobdeburg,  Bischof  von  Würzburg  (SOaralea, 
nr.  66  [I  75] 
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halb  für  die  Darstellung  des  rechtlichen  Verhältnisses  der  Mendi- 
kantenorden  zu  dem  Ordinarius  der  Diözese  genügen,  hauptsächlich 
auf  die  Privilegien  und  den  Gang  der  Entwicklung  bei  den  Franzis- 
kanern Rücksicht  zu  nehmen.  Dazu  kommt,  dass  sehr  viele  für  uns 
wichtige  Diplome,  besonders  in  späterer  Zeit,  auf  die  Mendikanten 
überhaupt,  also  auf  alle  Bettelorden,  ausgestellt  sind. 

Infolge  der  mannigfaltigen  Beschwerden  der  Bischöfe  und  des 
Säkularklerus,  sowie  auf  Betreiben  einer  Reihe  von  Doktoren  der 
Pariser  Sorbonne  hob  Innocenz  IV.  am  21.  Nov.  1254,  um  die  regel- 
mässige Seelsorge  des  Weltklerus  aufrechtzuerhalten,  in  der  bedeut- 
samen Bulle  »Etsi  animarum«  ])  die  Privilegien  der  Mendikanten  zum 
Teil  auf;  insbesondere  untersagte  er  ihnen  und  den  Religiösen  der 
übrigen  Orden,  »parochiani  alieni«  ohne  Genehmigung  ihres  »sacerdos 
proprius«  (Bischof,  Pfarrer)  beichtzuhören,2)  sowie  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen in  den  Ordenskirchen  und  -Oratorien  für  dieselben  Gottes- 
dienst zu  halten.  Die  Bulle  enthielt  ausserdem  noch  Einschränkungen 
hinsichtlich  der  Befugnis  zum  Predigen  und  der  Begräbnisfreiheit. 8) 
Aber  schon  am  22.  Dezember  desselben  Jahres  setzte  Innocenz' 
Nachfolger,  Alexander  IV.,  ein  grosser  Ordensfreund,  durch  die 
Bulle  »Nee  insolitum  est«  den  Erlass  seines  Vorgängers  wieder 
ausser  Kraft.4) 

In  der  Folgezeit  wurde  den  Bettelorden  noch  auf  andern  Ge- 
bieten Exemtion  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  zu  teil.  Die  Mi- 
noritenobern  erlangten  nämlich  im  Jahre  1255  das  Recht,  ihre  unter- 
gebenen Religiösen  jedem  beliebigen  Bischof  zur  Weihe  vorzustellen  ; 
dieser  sollte  weder  befugt  sein,  die  Ordinanden  einem  Examen  zu 
unterziehen,  noch  von  ihnen  das  Versprechen  des  Gehorsams  zu 
fordern.5)  Alexander  IV.  bestätigte  1258  dem  Orden  alle  bis  dahin 
ihm  gewährten  Vorrechte.  In  seinem  Diplom  wird  die  Freiheit  der 
Brüder  von  der  Verpflichtung  ausgesprochen,  die  Diözesansynode  zu 
besuchen,  sich  an  den  Prozessionen  des  Bischofs  zu  beteiligen,  sowie 


1)  Potthast,  nr.  15562. 

2)  Diese  Bestimmung  entsprach  dem  Kanon:  »Omnis  utriusque  sexus 
fidelis«  der  zwölften  allgemeinen  Synode:  c.  12.  X.  de  poen.  V.  38. 

3)  Das  Generalkapitel  der  Dominikaner  zu  Buda  1254  schärfte  die  Be- 
obachtung der  Bulle  »Etsi  animarum«  ein:  »Quicumque  autem  habuit  licenciam 
a  prelato  suo  audiendi  confessiones,  non  reeipiat  ad  confes9ionem  aliquem,  nisi 
de  licencia  episcopi  vel  proprii  sacerdotis,  vel  nisi  confiteri  volens  proprio  con- 
fessus  fuerit  sacerdoti  vel  asserat  se  velle  confiteri  illo  anno«  {Heichert,  Mo- 
numenta  Ord.  Fr.  Praedicatorum  historica,  t.  III,  Acta  Cap.  Gen.,  vol.  1  [Romae 
1898]  p.  70). 

4)  Potthast,  nr.  15602  (Sbaralea,  nr.  2  [II  3] ;  Wadding,  1.  c.  III  522). 
Vergl.  ferner  Potthast,  nr.  15790  und  nr.  16014. 

5)  Sbaralea,  nr.  115  (II  79). 
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den  Zehnten  an  diesen  zu  entrichten.  Ferner  bedürfen  die  Minoriten 
nach  dem  Wortlaut  der  Urkunde  zur  Gründung  von  Niederlassungen 
nicht  der  Genehmigung  des  Diö/.esanbischofs ;  dieser  darf  ihre  Klöster 
nicht  visitieren  und  die  Regularen  nicht  mit  Zensuren  belegen;  über- 
haupt sind  sie  von  seiner  Gerichtsbarkeit  eximiert.  xj  Für  die 
Dominikaner  bestimmte  Alexander  IV.  am  18.  Jan.  1259, 2)  im  Auf- 
trag oder  mit  Erlaubnis  der  Legaten  des  apostolischen  Stuhles  oder 
der  Diözesanbischöfe  seien  sie  berechtigt,  zu  predigen  und  Beichte 
zu  hören,  ohne  den  Consens  der  Pfarrgeistlichkeit  einholen  zu  müssen. 
Noch  am  13.  Mai  desselben  Jahres  wurde  den  Franziskanern  die 
gleiche  Befugnis  verbrieft. 8)  Die  von  Alexander  IV.  verliehenen 
Rechte  wurden  den  Bettelorden  von  seinen  Nachfolgern  in  der  Regel 
Von  vornherein  durch  das  sog.  »mare  magnum«  bestätigt.4)  Hervor- 
gehoben sei,  dass  die  Mönche  nunmehr  sogar  gegen  den  Willen  des 
Pfarrers  in  dessen  Pfarrei  ihres  Amtes  als  Prediger  und  Beichtväter 
walten  durften.  Da  ferner  die  Erlaubnis  eines  apostolischen  Legaten 
schon  genügte,  konnte  unter  Umständen  auch  von  der  bischöflichen 
Lizenz  abgesehen  werden. 

Die  Synoden  des  13.  Jahrhunderts,  besonders  jene  der  zweiten 
Hälfte  desselben,  auf  welchen  die  Bischöfe  über  die  Vorrechte  der 
Mendikanten,  wie  der  Orden  überhaupt,  immer  und  immer  wieder 
Klage  führten,  lassen  erkennen,  dass  der  geschilderte  Prozes3  der 
Eximierung  sich  keineswegs  ruhig  und  friedlich  vollzog.  Eine  Mainzer 
Synode  vom  Jahre  1261  billigte  es  nicht,  dass  die  Gläubigen  (wenn 
auch  mit  Zustimmung  ihrer  Pfarrgeistlichen)  bei  einem  Mönche 
beichteten,  und  verbot  den  Religiösen  bei  Strafe  der  Exkommuni- 
kation, den  Untergebenen  der  Leutpriester  Sakramente  zu  spenden 
(c.  45).  Ungemein  viele  Pfarreien,  klagt  die  Synode,  hätten  die 
Mönche  mit  ihren  Klöstern  uniert,  sodass  es  in  Deutschland  nur  mehr 
wenige  Kirchen  gebe,  von  deren  Einkünften  die  Geistlichen  ange- 
messen unterhalten  werden  könnten.  Fortan  dürfe  den  Regularen 
keine  Kirche  mehr  verliehen  werden;  wer  es  dennoch  tue,  verliere 
ipso  facto  das  Patronatsrecht,  das  dann  sofort  an  den  Diözesanbischof 
devolviere.  Ausserdem  forderten  die  versammelten  Bischöfe,  die  den 
Klöstern    gehörigen    Pfarreien    sollten  nur   von  Weltgeistlichen  ver- 

1)  Wadding,  1.  c.  IV  477-82. 

2)  Potthast,  nr.  17452;  Ripoll  et  Bremond,  Bullarium  Ord.  F.  F.  Prae- 
dieatorum  (Roraae  1737  sqq.)  nr.  226  (I  369);  bestätigt  von  Clemens  IV.  am 
20.  Juni  1265  {Ripoll- Bremond,  1.  c.  nr.  14  [I  455]). 

3)  Sbaralea,  nr.  488  (II  347);  bestätigt  von  Clemens  IV.  am  20.  Juni 
1265  {Sbaralea,  nr.  19  [II l  14]. 

4)  So  z.  B.  Clemens  IV.  am  21.  Juli  1265  {Sbaralea.  nr.  [III  19]).  Diese 
Bulle  wurde  später  dem  »mare  magnum«  Sixtus'  IV.  eingefügt. 
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waltet  werden  dürfen  (c.  47). ])  Bezeichnend  ist  c.  6  einer  Salz- 
burger Synode  vom  Jahre  1274,  welcher  lautet:  Jede  von  uns  oder 
unsern  Vorfahren  erteilte  Erlaubnis,  dass  Mönche  Beichte  hören, 
Ablässe  erteilen  dürfen  und  dergleichen,  nehmen  wir  anmit  zurück. 
Wolle  einer  der  Suffraganen,  so  statuierte  die  Synode  ferner,  den 
Mönchen  neue  Vollmachten  geben,  so  möge  er  es  tun,  soweit  es  ihm 
für  das  Seelenheil  nützlich  erschiene  und  fremde  Rechte  nicht  ver- 
letzt würden. 2)  In  ausserordentlichem  Masse  gefährdet  waren  die 
Privilegien  der  Regularen  auf  dem  vierzehnten  allgemeinen  Konzil 
zu  Lyon  (1274).  Verlangten  doch  viele  Mitglieder  desselben  völlige 
Aufhebung  der  Privilegien  aller  Orden.  Die  Anstrengungen,  welche 
die  letzteren  machten,  und  die  Summen,8)  welche  sie  es  sich  kosten 
Hessen,  brachten  es  aber  soweit,  dass  auf  dem  Konzil  nur  festge- 
setzt wurde,  Religiösen  solle  nicht  das  Recht  zustehen,  fremden  Pa- 
rochianen  zu  predigen,  deren  Beichte  zu  hören  und  sie  zu  beerdigen. 
Von  dieser  Konstitution  blieben  jedoch  die  Mendikanten  unberührt, 
da  ihre  segensreiche  Wirksamkeit  Anerkennung  fand.4) 

Dass  auf  Seiten  der  Orden  öfters  wirkliche  Überschreitungen  der 
Privilegien  vorkamen,  kann  nicht  geleugnet  werden;  allein  die  Klagen 
des  Episkopats  waren  nicht  selten  auch  unbegründet.  Wie  dessen 
übertriebene  Forderungen  auf  der  einen  Seite  die  Orden  in  ihren 
Übergriffen  bestärkten,  so  mussten  sie  andrerseits  noch  eine  Mehrung 
der  Ordensprivilegien  durch  die  Päpste  zur  Folge  haben,  die  es  eben 
als  ihre  Aufgabe  betrachteten,  die  regulären  Institute  gegen  die 
Molestierung  durch  die  Bischöfe  zu  schützen. 

Hatten  die  Mahnungen  Gregors  X.  eine  Milderung  der  Gegen- 
sätze zur  Folge  gehabt,5),  so  sollte  der  ganze  Streit  bald  aufs  neue 
entfacht  werden.  Martin  IV.  war  den  Mendikantenorden  sehr  zu- 
getan. Er  erliess  am  13.  Dezember  1281  die  für  unsere  Unter- 
suchungen höchst  wichtige  Bulle  »Ad  fructus  uberes«.6)  Dieselbe  ge- 
währte jedwedem  Provinzial  der  Franziskaner  und  Dominikaner  die  bis- 
her nur  dem  Ordensgeneral  zustehende  Befugnis,  im  Verein  mit  seinen 


1)  Hefele,  Konziliengeschichte,  VI  74  f. 

2)  Hefele,  a.  a.  0.  S.  168.  Vergl.  noch  die  Synoden  von  Fritzlar  im 
Jahre  1243  (c.  8;  Hefele,  V  1101),  von  Köln  i.  J.  1279  {Hefele,  VI  200  ff.), 
von  Sens  i.  J.  1269  (c.  6;  Hefele,  VI  114).  Der  Beschluss  der  Salzburger 
Synode  steht  auch  bei  Canisius  Henr.,  Lectionis  Antiquae  I  (Ingoist.  1601) 
p.  606  sq. 

3)  Mansi,  Conciliorum  collectio,  XXIV  134. 

4)  c.  1.  in  VI.  de  relig.  dorn.  III.  17. 

5)  Vergl.  die  Verordnungen  des  Generalkapitels  der  Dominikaner  zu  Lyon 
vom  Jahre  1274  {Reichert,  1.  c.  p.  176). 

6)  Potthast,  R.  P.  nr.  21821 ;  Denifle  et  Chatelain,  Chartularium  uni- 
versitatis  Parisiensis  (Parisiis  1889)  nr.  508  (I  592/93). 
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Definitoren  die  Ordenspriester  der  Provinz  zu  prüfen  und  ihnen  als- 
dann auctoritate  Apostolica  die  Vollmacht  zum  Predigen  und  Bei<ht- 
hören  zu  erteilen.  Die  Approbation  der  Regularbeichtväter  wurde 
damit  wesentlich  erleichtert.  Bischöfe  und  Pfarrer  durften  nach  dem 
Wortlaut  der  Bulle  deu  so  bevollmächtigten  Religiösen  in  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  in  keiner  Weise  hinderlich  sein.  Um  aber  den 
Episkopat  zu  beruhigen,  dessen  Jurisdiktion  das  Privilegium  natur- 
gemäss  präjudizielle,  hatte  Martin  demselben  die  Klausel  beigefügt, 
der  Kanon  »Omnis  utriusque  sexus«  des  4.  Laterankonzils1)  solle 
dadurch  nicht  aufgehoben  werden,  vielmehr  solle  nach  wie  vor  auch 
für  diejenigen,  welche  den  Regularen  beichteten,  die  Pflicht  bestehen 
bleiben,  wenigstens  einmal  im  Jahre  bei  dem  sacerdos  proprius  zu 
beichten.2)  Es  erhob  sich  hier  nun  die  Frage:  Wie  ist  das  Privileg 
des  Papstes  mit  dem  erwähnten  Kirchengebote  in  Einklang  zu  bringen? 
Sind  die  Gläubigen  verpflichtet,  dem  sacerdos  proprius  in  der  Oster- 
beichte  alle  im  Laufe  des  Jahres  begangenen  Sünden,  auch  die  einem 
Mönche  bereits  gebeichteten,  zu  eröffnen  oder  nur  die  seit  der  letzten 
Beicht  begangenen  schweren,  bezw.  nur  lässliche  Sünden?  Ersteres 
behaupteten  Bischöfe  und  Pfarrer,  letzteres  die  Bettelmönche.  Da 
diese  mit  Berufung  auf  die  Bulle  ferner  erklärten,  sie  seien  nunmehr 
berechtigt,  überall  Beichte  zu  hören,  selbst  gegen  den  Willen  des 
zuständigen  Pfarrers,  war  ein  weiterer,  allerdings  mit  dem  ersten  in 
Zusammenhang  stehender  Streitpunkt  gegeben.8) 

Es  war  vorauszusehen,  dass  die  Realisierung  des  Privilegs  nicht 
ohne  grosse  Kämpfe  zwischen  Welt-  und  Ordensklerus  vor  sich  gehen 
würde.  Tatsächlich  sind  denn  auch  solche  zu  verzeichnen.  So 
wurden ,  um  Beispiele  aus  Deutschland  anzuführen ,  nach  Ausweis 
des  Urkundenbuches  der  Stadt  Halberstadt  die  Franziskaner  und 
Dominikaner  daselbst  vielfach  gehindert,  die  Diözesanen  beichtzu- 
hören.4) Das  Antwortschreiben  des  Dominikanerprovinzials  Hermann 
von  Regensburg  auf  die  Beschwerdeschrift  des  dortigen  Kapitels, 
worin  die  Klagepunkte  des  letzteren  nochmals  namhaft  gemacht 
werden,  führt  unter  denselben  auch  folgenden  an:  »fratres  per- 
suadere,  quod  laici  contenti  sint  confessione  ipsis  facta,  ita  ut  non 
oporteat  ad  sacerdotem  proprium  accedere  et  confessionem  iterare 
contra  capitulum:  Omnium  utriusque».5)  Der  Hauptkampf  jedoch 
entbrannte   in   Frankreich.     Auf    Seiten    der    Bischöfe    und    Pfarrer 


1)  c.  12.  X.  de  poenit.  V.  88. 

2)  Vergl.  Knopp,  Ueber  den  sacerdos  proprius  zur  VerwaltuDg  des  Buss- 
sakraments (Regensburg  1851)  S.  20. 

3)  Paulus,  a.  a.  S.  22  f. 

4).  Hinschius,  K.-R.,  IV  93. 

5)  Finke,  Ungedruckte  Dominikanerbriefe  (Paderborn  1891)  S.  113. 
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standen  hier  die  meisten  Professoren  der  Universität  Paris,  wo  u.  a. 
der  berühmte  Scholastiker  Heinrich  von  Gent  die  Privilegienfrage, 
für  die  sich  während  der  achtziger  Jahre  des  13.  Jahrhunderts  in 
Frankreich  Alles  interessierte,  zum  Gegenstand  seiner  Vorlesungen 
machte.  Eine  authentische  Erklärung  der  Bulle  »Ad  fructus  uberes« 
durch  den  Papst,  die  allen  Zweifeln  den  Boden  entzogen  hätte,  war 
nicht  zu  erlangen. 

Die  Generalkapitel  der  Mendikanten  verordneten  zwar  wieder- 
holt, die  Provinziale  und  Definitoren  sollten  bei  Übertragung  der 
Predigt-  und  Beichtfakultät  genau  die  in  den  päpstlichen  Urkunden 
vorgeschriebene  Form  beobachten ,  nur  tüchtige  Mönche  und  nicht 
zu  viele  bevollmächtigen.  Die  Regularbeichtväter  wurden  ermahnt, 
den  Ordinarien  stets  die  schuldige  Reverenz  zu  erweisen,  den  Ein- 
fluss  des  Pfarrklerus  nicht  zu  schädigen  und  ihre  Pönitenten  dazu 
anzuhalten,  wenigstens  einmal  im  Jahre  bei  dem  sacerdos  proprius 
zu  beichten. *)  Die  Praxis  mag  jedoch  diesen  Normen  oft  nicht  ent- 
sprochen haben;  es  behaupteten  sogar  nicht  selten  Regularen  trotz 
der  entgegengesetzten  Bestimmungen  der  Generalkapitel,  von  den 
bischöflichen  Reservatfällen  absolvieren  zu  können. 

Unter  den  Bischöfen,  die  sich  als  eifrige  Vorkämpfer  der 
episkopalen  bezw.  pfarrlichen  Rechte  hervortaten ,  ist  hauptsächlich 
Bischof  Wilhelm  von  Amiens  zu  nennen.  Er  glaubte,  den  Widerruf 
oder  eine  nähere  Erklärung  der  Bulle  Martins  IV.  am  ehesten  durch 
eine  gemeinsame  Aktion  des  ganzen  Klerus  erreichen  zu  können. 
Zu  diesem  Zweck  berief  er  im  Juni  1282  eine  Synode  nach  Paris. 
Hier  wurde  u.  a.  beschlossen,  die  Ausübung  des  päpstlichen  Privilegs 
den  Mendikanten  vorerst  nicht  zu  gestatten,  da  diese  ihm  eine  Aus- 
legung gegeben,  wie  sie  wohl  nicht  in  der  Absicht  des  Papstes  ge- 
legen haben  könne. 2)  Eine  zweite  Synode  fand  höchstwahrscheinlich 
in  derselben  Angelegenheit  im  August  1284  zu  Paris  statt.8)     Die 


1)  Vergl.  das  Generalkapitel  der  Franziskaner  zu  Strassburg  (1282),  über 
welches  Glaasbergers  Chronik  (Analecta  Franciscana,  II  [Quaracchi  1887]  p.  96) 
berichtet:  »ordinavit  .  .  .  quod  nullus  confessor  uteretur  privilegio  domini 
Martini  Papae  IV.  de  audientia  confessionum  in  casibus ,  qui  de  iure  scripto 
Episcopis  reservantur,  nisi  de  ipsorura  licentia  speciali.  In  casibus  autem  in- 
ferioribus,  in  quibus  sacerdotes  parochiales  absolvere  possunt,  fratres  illi  aucto- 
ritate  ipsa  fungantur,  quibus  id  a  suis  Ministris  secundum  tenorem  privilegii 
est  concessum.  In  gravioribus  vero  casibus  fratres  illi  soli  utantur,  quibus  Mi- 
nister committendum  duxerit  de  consilio  Discretorum,  et  de  his  beneplacitum 
Praelatorum  requiratur«.  S.  auch  die  »admoniciones«  des  Generalkapitels  der 
Dominikaner  zu  Wien  in  demselben  Jahre  {Reichert,  1.  c.  p.  218). 

2)  Hefele,  a.  a.  0.  VI  226. 

3)  He  feie,  VI  233.  Vergl.  auch  die  Provinzialsynode  zu  Riez  1285  (ebd. 
S.  234  ff.)  und  zu  Bourges  1286  (ebd.  S.  241  ff.). 
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wichtigste  Synode  aber  war  die  dritte  zu  Paris  (1286),  zu  der  ausser 
den  Erzbischöfen  und  Bischöfen  auch  die  Professoren  und  Scholaren 
der  Universität,  sowie  die  Mendikanten  in  grosser  Zahl  erschienen 
waren.  In  der  Versammlung  klagten  die  Bischöfe,  »quia  raulti 
mittunt  falcem  in  messem  alienam«,  und  erklärten,  gegen  die  Bettel- 
mönche, die  in  falscher  Auffassung  päpstlicher  Privilegien  nicht  auf- 
hörten, gegen  den  Willen  der  Bischöfe  in  deren  Diözesen  zu  predigen 
und  Beichte  zu  hören,  ihre  Rechte  bis  aufs  Blut  verteidigen  zu 
wollen.  Die  Mendikanten  auf  der  andern  Seite  weigerten  sich  ent- 
schieden, dem  Ansinnen  der  Bischöfe  zu  willfahren  und  ihre  Privi- 
legien behufs  authentischer  Interpretation  nach  Rom  zu  schicken; 
nach  wie  vor  verblieben  sie  bei  ihrer  bisherigen  Anschauung. *)  Ebenso 
wenig  wie  diese  Pariser  Synode  brachte  eine  von  Wilhelm  von  Amiens 
im  Jahre  1287  nach  Orle'ans  berufene  Versammlung  den  Streit  zur  Er- 
ledigung.2)  Mehr  trug  zur  endgültigen  Beilegung  der  Dissidien  die 
Reimser  Provinzialsynode  vom  September  des  Jahres  1287  unter  Erz- 
bischof Petrus  Barbet  bei.  Dortselbst  einigte  man  sich  nämlich 
dahin,  die  Sache  durch  Entsendung  einer  Deputation  nach  Rom  zur 
Entscheidung  zu  bringen.  Weigerten  sich  die  Mendikanten,  um  eine 
authentische  Interpretation  des  Privilegs  beim  apostolischen  Stuhl 
nachzusuchen ,  so  mussten  eben  die  Bischöfe  den  Weg  nach  Rom 
betreten.  Allerdings  verzögerte  sich  die  Abreise  der  Legaten  wegen 
der  aufzubringenden  Kosten  um  mehrere  Monate. 3) 

Die  hier  in  Rede  stehende  Gesandtschaft  ist  die  dritte,  welche 
in  der  Privilegien-Angelegenheit  von  Frankreich  nach  Rom  ging. 
Schon  bald  nach  dem  Erscheinen  der  Bulle  Martins  IV.  hatte  näm- 
lich Wilhelm  von  Amiens  einen  Delegaten  dahin  gesandt,  um  die 
Rücknahme  oder  doch  eine  genauere  Erklärung  der  Bulle  zu  er- 
wirken; doch  ohne  Erfolg.  Eine  zweite  Gesandtschaft,  deren  Ab- 
ordnung wahrscheinlich  auf  der  Pariser  Synode  des  Jahres  1284  be- 
schlossen wurde,  trug  die  Wünsche  der  Bischöfe  dem  Papste  Martin, 
sowie  dessen  beiden  Nachfolgern  Honorius  IV.  (1285 — 87)  und 
Nikolaus  IV.  (1288—92)  vor;  auch  sie  erreichte  ihren  Zweck  nicht.4) 
Eine  Entscheidung  des  Papstes  Honorius  würde  höchstwahrscheinlich 
im  Sinne  der  Bischöfe  ausgefallen  sein;  Nikolaus  dagegen,  der  ehe- 


1)  Denifle  et  Chatelain,  Chartularium  univ.  Paris.,  II  539. 

2)  Vergl.  Paulus,  a.  a.  0.  S.  40  ff. 

8)  Hefele,  VI  256;  vergl.  Hinschius,  a.  a.  0.  IV  93. 

4)  Die  Reden,  welche  von  den  Führern  dieser  Gesandtschaft,  Peter  von 
Rodez  und  Thomas  von  Pontoise,  zur  Verteidigung  der  Ansichten  der  Bischöfe 
in  Rom  gehalten  wurden,  gibt  Paulus  (a.  a.  0.  S.  56  ff.)  nach  cod.  3120  der 
Pariser  Nationalbibliothek  im  Auszug  wieder. 
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malige  General  der  Franziskaner,  bestätigte  wiederum  die  Privilegien 
der  Mendikanten, x)  Hess  aber,  um  nicht  der  Parteinahme  für  letztere 
bezichtigt  zu  werden ,  die  Streitfrage  ebenfalls  unentschieden. 2) 
Erfolg  hatte  erst  die  genannte  dritte  Gesandtschaft.  Auf  ihre  Vor- 
stellungen bei  der  päpstlichen  Kurie  ist  es  wohl  zurückzuführen, 
dass  die  zur  Friedensvermittlung  zwischen  Philipp  dem  Schönen  von 
Frankreich  und  Eduard  1.  von  England  vom  Papst  nach  Frankreich 
abgesandten  Kardinäle  Gerhard,  Bischof  von  Sabina,  und  Gaetani 
auch  mit  der  Regelung  der  Privilegienangelegenheit  betraut  wurden. 
Aber  bevor  noch  diese  beiden  Legaten  zum  genannten  Zwecke 
in  Paris  ankamen,  hatte  der  französische  Episkopat  im  Jahre  1290 
bereits  ein  neues  Mittel  versucht,  indem  er  an  Nikolaus  IV.  eine 
Gesamtbittschrift  richtete. 3)  Diese  Eingabe ,  mit  entsprechenden 
Belegstellen  aus  dem  kanonischen  Recht  reichlich  versehen,  enthält 
fünf  Klagepunkte,  denen  ebensoviele  Postulate  der  Bischöfe  gegen- 
überstehen. Die  Brüder  sollen,  so  verlangt  das  Schriftstück,  nur  in 
beschränkter  Zahl  und  nur  mit  Erlaubnis  der  Ordinarien  predigen. 
Weiterhin  dürfen  die  Streitigkeiten  mit  den  Bischöfen  in  der  Predigt 
nicht  zum  Ausdruck  gebracht  und  so  dem  Volke  Ärgernis  gegeben 
werden;  auch  soll  es  den  Bettelmönchen  nicht  gestattet  sein,  zur 
Zeit  des  Pfarrgottesdienstes  oder  dann,  wenn  Bischof  oder  Pfarrer 
predigen  wollen,  das  Wort  Gottes  zu  verkünden.  Das  zweite  Postulat 
betrifft  die  Absolution  von  den  bischöflichen  Reservatfällen;  dieselbe 
möge  den  Regularbeicbtvätem  verboten  werden.  Was  die  Pflicht 
der  Wiederholung  der  einem  Mönche  bereits  gebeichteten  Sünden 
in  der  Osterbeicht  anlangt,  so  kommt  in  der  Eingabe  der  bereits 
gekennzeichnete  Standpunkt  der  Bischöfe  zum  Ausdruck. 4)  An  vierter 
Stelle  verlangen  die  letzteren  Achtung  ihrer  Rechte  seitens  derjenigen 
Mönche,  denen  das  Amt  eines  Inquisitors  übertragen  war.5)  Die 
fünfte  Bitte  des  Episkopats  sucht  einen  Erlass  des  hl.  Stuhles  herbei- 


1)  Wadding,  Annales  Minorum,  V  189,  511 — 13;  Sbaralea ,  nr.  19 
(IV  17)  für  die  Franziskaner;  Ripoll  et  Bremond,  1.  c.,  II  20  für  die 
Dominikaner. 

2)  Monumenta  Germaniae  hist.  SS.  XVII  (Hannoverae  1861)  p.  416 
(Hermanni  Altahensis  continuatio  Eatisbonensis  a.  1287—1301). 

3)  Dem  Hauptinhalt  nach  veröffentlicht  von  Paulus  (a.  a.  0.  S.  65  ff.) 
nach  cod.  28  der  Soester  Stadthibliothek. 

4)  Siehe  oben  S.  78. 

5)  Bekanntlich  hatte  Gregor  IX.  im  Jahre  1232  die  Inquisition  den 
Dominikanern  übertragen.  Deren  Provinzial  zu  Paris  war  für  die  Inquisition 
legatus  perpetuus  des  apostolischen  Stuhles  in  Frankreich.  Vergl.  die  Urkunde 
Alexanders  IV.  vom  13.  Dezember  1255  an  den  genannten  Provinzial  und  den 
Guardian  der  Minoriten  zu  Paris,  worin  die  Achtung  vor  den  bischöflichen  Ge- 
rechtsamen bei  Ausübung  der  Inquisition  betont  wird  {Ripoll  et  Bremond, 
1.  c.  nr.  52  [I  291);  Sbaralea,  nr.  140  (II  96). 
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zuführen,  demzufolge  auch  die  exemten  Regularen  gemäss  den  Be- 
stimmungen der  Dekretale  »Volentes«  lnnocenz'  IV.  (c.  1  in  VI.  de 
priv.  V.  7)  »propter  delictum  commissum,  propter  contractum  ini- 
tum,  propter  rem  litigiosam«  der  Gerichtsbarkeit  des  Diözesan- 
bischofs  unterstehen  sollten,  vorausgesetzt,  dass  der  locus  facti 
nicht  exemt  sei.  *) 

Diese  Bittschrift  führte  allerdings  vorläufig  nicht  zum  Ziel. 
Welche  Stellung  jedoch  die  römische  Kurie  in  der  Privilegienfrage  zur 
Zeit  einnahm,  sollte  den  Bischöfen  durch  die  Legation  der  obeu  bereits 
genannten  Kardinäle  Gerhard  von  Sabina  und  Benedikt  von  Gaetani, 
des  späteren  Papstes  Bonifaz'  VIII.  klar  werden,  die  im  Jahre  1290, 
noch  ehe  die  Gesamteingabe  in  Rom  eingetroffen  war,  in  päpstlichem 
Auftrag  nach  Frankreich  reisten,  um  u.  a.  auch  die  Privilegienfrage 
zu  ordnen  (»ad  sedandum  rumorem  et  roborandum  dictum  Privi- 
legium«).2) Das  von  den  Legaten  auf  den  11.  Nov.  1290  nach 
Paris  berufene  Nationalkonzil  minderte  nämlich  die  Schärfe  der 
Gegensätze  keineswegs.  »Et  ideo  volumus«,  erklärte  vielmehr 
Gaetani,  »ut  Privilegium  (sc.  Martini),  sicut  datum  est,  in  suo  robore 
permaneat .  .  .  .« 

Eine  Wendung  trat  erst  ein,  als  Gaetani  als  Bonifaz  VIII.  den  päpst- 
lichen Stuhl  bestiegen  hatte.  Zwar  bestätigte  er  noch  im  Jahre  1295 
sämtliche  Exemtionsprivilegien  der  Mendikanten. 3)  Allein  er  strebte 
auch  danach,  die  strittigen  Fragen,  welche  bisher  die  Gemüter  so 
tief  erregt  hatten,  endgültig  zur  Entscheidung  zu  bringen.  Und 
wirklich  brachte  das  Jahr  1298  die  so  lange  vergeblich  erwartete 
Erklärung  der  Bulle  »Ad  fructus  uberes«.  Der  Papst  entschied  für 
die  Pflicht  der  Wiederholung  der  einem  Mönche  bereits  gebeichteten 


1)  Die  Bischöfe  beriefen  sich  mit  Unrecht  auf  die  genannte  Dekretale. 
In  derselben  heisst  es:  »In  eos  autem,  quibus,  ne  interdici,  suspendi  vel  excom- 
municari  a  quoquam  valeant,  a  sede  apostolica  est  indultum,  sicut  sunt  reli- 
giosi  quam  plures  ....  iidem  ordinarii  iurisdictionem  suam  quantum  ad  ista, 
ubicumque  illi  fuerint,  penitus  exercere  non  possunt.«  Zu  diesen  »religiosi  quam 
plures«  gehörten  aber  schon  damals  fast  alle  Orden ;  die  Dekretale  war  also 
auf  sie  nicht  anwendbar.  Zudem  hatte  Alexander  IV.  i.  J.  1255  erklärt ,  die 
Dekretale  »Volentes«  solle  die  Freiheiten  und  Immunitäten  der  Minoriten  nicht 
berühren  (Sbaralea,  nr.  113  [II  78]).  Für  die  übrigen  Orden  wurde  dasselbe 
bestimmt.  Die  Cisterzienser  erlangten  schon  i.  J.  1255  eine  diesbezügliche  Er- 
klärung (Potthast,  R.  P.  nr.  13976).  Das  Tridentinum  (sess.  VII  de  ref.  c.  XIV) 
hat  den  Kanon  »Volentes«  erneuert.  Dass  es  sich  auch  bei  dieser  Erneuerung 
nicht  um  die  Regularen,  sondern  um  die  exemten  Weltgeistlichen  handelt, 
zeigt  u.  a.  eine  Entscheidung  der  S.  Congr.  Conc.  vom  24.  Aug.  1607  (tiichter, 
Tridentinum,  p.  56).    Vergl.  noch    Wadding,  1.  c.  XXIV  497. 

2)  Bericht  über  das  Pariser  Nationalkonzil  (1290)  aus  cod.  28  des  Soester 
Stadtarchivs,  veröffentlicht  von  Prof.  Finke  in  der  Rom.  Quartalschrift,  IX 
(1895)  S.  178  ff, 

3)  Sbaralea,  nr.  36  (IV  370);  Ripoll  et  Bremond,  1.  c.  II  47. 
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Sünden  in  der  semel  in  anno  bei  dem  sacerdos  proprius  abzulegenden 
Beicht,  also  im  Sinne  der  Bischöfe. x)  Mehrfache  Erwägungen  recht- 
licher Natur  mochten  für  diese  Entscheidung  des  Papstes  massgebend 
sein;  wahrscheinlich  war  ihm  auch  unterdessen  das  uns  bereits  bekannte 
Schriftstück  der  französischen  Bischöfe  zu  Gesichte  gekommen,  welches 
seine  Forderungen  minder  leidenschaftlich  vortrug,  als  die  Pariser 
Nationalsynode  sie  behandelt  hatte,  an  welcher  Bonifaz  teilgenom- 
men. Zudem  Hess  die  Veränderung  in  der  politischen  Lage  Frank- 
reichs dem  Papste  die  Hilfe  der  Bischöfe  wünschenswert  er- 
scheinen. 2) 

Um  aber  für  die  Zukunft  ähnlichen  Differenzen  vorzubeugen, 
erliess  der  Papst  im  Jahre  1300  die  hochwichtige  Bulle  »Super 
cathedram«,  welche  unter  Aufhebung  aller  bisherigen  Bestimmungen 
eine  neue  Rechtsgrundlage  schuf. 3)  Hinsichtlich  der  Verwaltung 
des  Bussakraments  ordnete  der  Papst  an:  die  Ordensobern  der 
Dominikaner  und  Franziskaner  sollen  ihre  Regulären  zum  Beicht- 
hören von  Säkularen  nur  mehr  für  einzelne  Städte  und  Diözesen,  in 
welchen  sich  Ordensniederlassungen  befinden,  oder  für  solche,  welche 
ihren  Niederlassungen  benachbart  sind,  also  nicht  mehr  für  ganze 
Provinzen ,  deputieren  und  die  Erlaubnis  der  Ordinarien  des  betref- 
fenden Bezirks  für  dieselben  einholen.  Die  Zahl  der  so  autorisierten 
Religiösen ,  die  überdies  eine  besondere  Qualifikation  für  ihr  Amt 
besitzen  sollen,  sei  den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechend.  Den 
Bischöfen  kommt  das  Recht  zu,  aus  triftigen  Gründen  einzelnen  der 
ihnen  präsentierten  Mönche  die  nachgesuchte  Erlaubnis  zu  verweigern; 
im  Falle  sie  dies  jedoch  allgemein  versuchen ,  sind  die  betreffenden 
Regularen  ex  plenitudine  apostolicae  potestatis  zur  Verwaltung  des 
Bussakramentes  ermächtigt.  Die  Reservatfälle  hatte  der  Papst  im 
Auge,  wenn  er  die  Einschränkung  hinzufügte,  die  Beichtväter  aus 
den  beiden  Orden  sollten  nur  diejenigen  Vollmachten  besitzen,  welche 
den  Kurat-  und  Pfarrgeistlichen  zuständen,  falls  ihnen  die  Bischöfe 
nicht   umfassendere   erteilt   hätten.     Nunmehr   gewährte   also  jeder 

1)  Monum.  Germ.  hist.  SS.  XXVI  (Hannoverae  1882)  p.  695  (Ex  Guil- 
lelmi  de  Nangis  Chronico  ed.  H.  Brosien). 

2)  Paulus,  a.  a.  0.  S.  76  f. 

3)  Sbaralea,  nr.  179  (IV  498);  c.  2.  in  Clem.  de  sepult.  III.  7;  c.  2. 
extr.  comm.  de  sepult.  III.  6.  Vergl.  Hardeland ,  Geschichte  der  speziellen 
Seelsorge  (Berlin  1898)  S.  156.  Der  Bulle  entsprechen  die  Verordnungen  des 
Generalkapitels  der  Dominikaner  zu  Marseille  v.  J.  1300:  »Admonemus  et  hor- 
tamur  sollicite,  quod  universi  fratres  et  singuli  constitucionem  sanctissimi  patris 
domini  Bonifacii  pape  nuper  editara  de  predicacionibus,  audiencia  confessionum 
et  quarta  porcione  prestanda  reverenter  suscipiant  et  diligenter  ac  obedienter 
observent«  (Reichert,  1.  c.  p.  297).  Siehe  ferner  Monumenta  Germ.  hist.  SS. 
XVII  p.  420. 

6* 
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Bischof  für  sein  Bistum  die  Vollmacht  zur  Verwaltung  des  Buss- 
sakraments; die  Approbation  der  Mönche  war  ausserdem  fortan  auf 
ein  bestimmtes  Bistum  bezw.  eine  bestimmte  Stadt  beschränkt. 
Jeder,  der  in  Zukunft  Beichte  hörte ,  war  nach  Erfüllung  der  vor- 
stehenden Bedingungen  als  »sacerdos  proprius«  anzusehen. 

Die  Ausübung  des  Predigtamtes  verbot  Bonifaz  den  beiden 
Bettelorden  in  ihren  Kirchen  und  in  ihren  Häusern,  sowie  auf  den 
Strassen  zu  der  Stunde,  zu  welcher  die  Bischöfe  der  betreffenden 
Orte  oder  ihre  Stellvertreter  feierlich  das  Wort  Gottes  verkündeten ; 
im  übrigen  sollten  die  Mönche  ungehindert  predigen  dürfen.  Der 
Pfarrer  hat  nach  dem  Wortlaut  der  Urkunde  die  Erlaubnis  zum 
Predigen  in  der  Pfarrkirche  zu  erteilen ;  jedoch  bedarf  der  Regular- 
prediger  derselben  nicht,  wenn  er  den  Predigtauftrag  vom  Bischof 
erhalten  hat. 

Was  das  Beerdigungsrecht  betrifft,  so  wurde  es  jedem  Christen 
freigestellt,  seine  Begräbnisstätte  bei  den  Brüdern  zu  wählen,  zu- 
gleich wurde  aber  seiner  Pfarrkirche  die  »portio  quarta  sive  canonica« 
von  den  aus  der  Beerdigung  erfliessenden  Einnahmen,  sowie  von  den 
zugunsten  der  Regularen  festgesetzten  Legaten  gesichert. *) 

Diese  von  Bonifaz  VIII.  für  die  Franziskaner  und  Dominikaner 
getroffene  Neuordnung  wurde  merkwürdigerweise  von  dessen  Nach- 
folger Benedikt  XI.,  welcher  den  Mendikanten  sehr  zugetan  war, 
durch  die  Bulle  »Inter  cunctas«  vom  17.  Febr.  1304  wieder  um- 
gestossen. 2)  Jedoch  hatte  die  letztere  nur  kurze  Zeit  rechtliche 
Geltung.  Schon  Clemens  V.  hob,  weil  Benedikts  Verordnung  neue 
Unruhen  hervorgerufen  hatte,  dieselbe  wieder  auf  und  erneuerte  auf 
dem  Konzil  zu  Vienne  (1311)  die  Dekretale  »Super  cathedram«  in 
ihrem  ganzen  Umfang. 3)  Bonifaz  selbst  hatte  sie  bereits  auf  die 
Augustinereremiten  ausgedehnt;  Johann  XXII.  gab  sie  den  Karme- 
liten  als  Norm.4) 

1)  Die  Beobachtung  der  Bulle  wurde  von  Bonifaz  wiederholt  eingeschärft; 
so  z.  B.  Potthast,  R.  P.  nr.  25202  a.  1302  {Sbaralea,  nr.  247  [IV  564]).  Mit 
der  »portio  canonica«  befassen  sich  die  Dekretalen  nr.  24958  und  nr.  24959 
a.  1300  (Ripoll  et  Bremond,  1.  c.  II  61;  Wadding,  1.  c.  nr.  44  [V  602]).  Die 
portio  canonica  war  nur  zu  zahlen,  wenn  es  sich  um  eine  Beerdigung  handelte ; 
von  den  bei  anderer  Veranlassung  zugewiesenen  Legaten  brauchten  sie  nichts 
abzugeben. 

1)  Eubel,  Bullar.  Francisc,  nr.  20  (V  11—14);  c.  1.  extrav.  comm.  de 
priv.  V.  7;  ßegistrum  Benedicti  XI,  ed.  Grandjean  (1883)  nr.  1170  (col.  714). 
Die  Bulle  enthält  den  bezeichnenden  Satz:  »ad  hec  non  murmuret  secularis 
clerus«.  Benedikt  bezeichnete  die  Verordnung  seines  Vorgängers  mit  augen- 
scheinlichem Unwillen  als  eine  willkürliche,  unnütze  Neuerung  (Funke,  Papst 
Benedikt  XI.  [Münster  1891]  S.  127  in  Kirchengesch.  Studien,  I  1). 

2)  c.  2.  in  Clem.  de  sepult.  III.  7;  Eubel,  Bullar.  Franciscanum,  nr.  196 a 
(V  87). 

3)  Vergl.  Eubel,  1.  c.  nr.  648  (V  318). 
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Blicken  wir  auf  die  Entwicklung  zurück,  welche  die  rechtliche 
Stellung  der  Mendikanten  in  der  Kirche  bis  hierher  genommen  hat, 
so  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  ihnen  durch  die  päpstlichen 
Erlasse  zugebilligte  Bewegungsfreiheit  trotz  der  von  Bonifaz  VIII. 
verfügten  Einschränkungen  ziemlich  unbehindert  war.  Sie  erfreuten 
sich  weitgehendster  Exemtion. 

Wie  die  früheren  Ausführungen  gezeigt  haben,  hatte  die  früh- 
mittelalterliche Entwicklung  für  die  älteren  Orden  das  Rechtsinstitut 
der  Exemtion  bereits  grösstenteils  ausgebildet,  als  die  Mendikanten 
zu  derselben  gelangten.  Wir  begegnen  deshalb  im  Laufe  des 
13.  Jahrhunderts,  von  den  Privilegien  der  Ritterorden  abgesehen, 
nur  vereinzelten  hierher  gehörigen  Exemterklärungen.  So  eximierte 
Alexander  IV.  am  23.  Juli  1258  die  Caraaldulenser  und  ihre  Klöster, 
Priorate,  Kirchen  und  Kapellen  »ab  omni  iugo,  iurisdictione,  et  lege 

Dioecesana1)  Archiepiscoporum,  Episcoporum et   quorumlibet 

Ordinariorum  iudicum«  und  verbot  den  letzteren,  dem  Orden  gegen- 
über von  ihrer  Strafgewalt  oder  ihrem  Visitationsrecht  Gebrauch  zu 
machen  oder  irgendwelche  pekuniäre  Leistungen  von  den  Brüdern 
zu  verlangen. 2) 

Die  meisten  der  während  des  13.  Jahrhunderts  in  der  päpst- 
lichen Kanzlei  für  die  älteren  Orden  ausgestellten  Diplome  —  wir 
lassen  diejenigen  ausser  Betracht,  die  sich  nur  als  Konfirmations- 
dekrete  früher  bereits  erteilter  Exemtionen  darstellen  —  verbriefen 
denselben  nur  einzelne  Rechte.  So  wurden  z.  B.  durch  eine  Ur- 
kunde Innocenz'  IV.  vom  Jahre  1245  die  von  den  Bischöfen  gegen 
die  Familiären,  Servienten  und  Wohltäter  der  Cisterzienser  ausge- 
sprochenen Censuren  als  indirekte  Verletzung  der  Ordensprivilegien 
und  deshalb  für  ungültig  erklärt. 3)  Eine  ähnliche  Erklärung  hatte 
Honorius  III.  schon  um  das  Jahr  1220  zugunsten  der  Cluniacenser 
abgegeben.4)     Der  vorgenannte  Innocenz  IV.  erklärte  1255  die   De- 


1)  Vergl.  Gloss.  ad  Gratian.  ante  c.  Si  ex  laicis  1.  C.  10  qu.  1.  Daselbst 
heisst  es:  Oranes  ecclesiae  praeter  monasteria  subsunt  episcopo  quoad  legem 
dioecesanam  et  quoad  legem  iurisdictionis,  sed  monasteria  exemta  sunt  a  lege 
dioecesana,  et  hoc  in  favorem  religionis,  sed  non  sunt  exemta  a  lege  iuris- 
dictionis (d.  h.  ohne  besonderes  Privileg).  Idem  est  de  capellis  monasteriorum. 
Est  autem  lex  dioecesana,  qua  Episcopus  recipit  cathedraticura,  tertiam  sc.  vel 
quartam  partem  decimationura  sec.  diversas  consuetudines,  et  qua  vocat  clericos 
ad  synodum  vel  exequias.  Vergl.  ferner  c.  18.  X.  de  offic.  ord.  I.  32  und 
Benedict.  XIV.  de  synodo  dioeces.  lib.  I  c.  IV  n.  3  (Opp.  omnia  XI  [Prati 
1844]  p.  11). 

2)  Potthast,  ß.  P.  nr.  17352. 

3)  Potthast,  R.  P.  nr.  11641. 

4)  c.  25.  X.  de  privil.  V  33. 
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kretale  »Volentes« l)  den  Cisterziensern  gegenüber  für  nicht  an- 
wendbar. 2) 

Bekanntlich  war  das  Ideal  des  christlichen  Mönchturns  bei  den 
älteren  Orden  um  diese  Zeit  vielfach  verblasst,  und  es  bildeten  sich 
im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  neue  Kongregationen,  um  den  alten 
Eifer  wieder  zu  beleben.  In  Italien  gelangten  zu  grosser  Ver- 
breitung die  von  Petrus  Murrhone,  dem  nachmaligen  Coelestin  V., 
auf  Grund  der  Benediktinerregel  gestifteten  Coelestiner.  Die  be- 
sonderen Verhältnisse,  denen  die  letzteren  ihre  Exemtion  verdankten, 
liegen  auf  der  Hand.  Als  ihr  Stifter  die  Tiara  erhalten  hatte,  ge- 
währte er  ihnen  am  27.  September  1294  vollständige  Exemtion. 8) 
Die  in  derselben  begriffenen  Rechte  erläutert  im  einzelnen  eine 
Bulle  Benedikts  XI.  vom  14.  März  1304. 4) 

Es  ist  wohl  erklärlich,  dass  dieser  Gang  der  Entwicklung  keines- 
wegs geeignet  war,  die  lebhafte  Reaktion,  welche  seitens  des  Episko- 
pats schon  in  mannigfacher  Weise  zu  Tage  getreten  war,  zur  Ruhe 
zu  bringen ;  die  Opposition  der  Bischöfe  gegen  die  Privilegien  der 
Religiösen  setzte  aufs  neue  ein  gelegentlich  der  Kirchenversammlung 
zu  Vienne. 


1)  c.  1.  in  VI.  de  privil.  V.  7. 

2)  Potthast,  R.  P.  nr.  13976. 

3)  Cocquelines,  1.  c.  III  2,  p.  70—74. 

4)  1.  c.  p.  108  sq.  »Inhibemus  etiam,  ne  aliquis  Episcopus  .  .  .  vos  ad 
Synodos  ....  aut  ad  convocationes  suas  accedere  ....  aut  suis  Constitutio- 
nibus  subiacere,  seu  Capitula,  scrutinia  et  inquisitiones  in  locis  vestris  vel  alibi, 
de  vobis  vel  de  vestrorum  aliquo,  aut  fidelitatem  iuramento  firmatam,  et  ma- 
nualem  obedientiam  a  vobis  aut  Prioribus  et  Superioribus  vestris  exigere ,  seu 
etiam  prohibere,  ne  ad  Civitates  seu  villas  et  ad  loca  quaelibet,  ubi  religiöse 
et  honeste  morari  possitis,  audeatis  accedere  ibique  ....  monasteria,  ecclesias 
seu  oratoria  ex  permissione  et  indulto  nostro  construere  libere  valeatis ,  nee 
in  ...  .  Fratres  et  Monachos  vestros  seu  construetores  huiusmodi  seu  reeepta- 
tores  eorum,  exeomraunicationis  vel  interdicti  sententias  possint  proferre«. 
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VII. 

Versuche  zur  Einschränkung  der  Exemtionen  auf  dem    Konzil  zu 

Vienne.     Verleihung  weiterer   Freiheiten   an   die  Orden,  besonders 

zur  Zeit  des  grossen  Schisma.    Verhandlungen  zu  Konstanz. 

Unter  den  Akten  des  bereits  erwähnten  Konzils  von  Vienne 
(1311 — 12)  nehmen  die  Verhandlungen  über  die  Exemtionen  eine 
bedeutende  Stelle  ein.  In  der  Einberufungsbulle  »Regnans  in  coelis« 
vom  12.  August  1308  x)  hatte  Clemens  V.  die  Erzbischöfe  und 
Bischöfe  aufgefordert,  Anträge  hinsichtlich  der  Keformation  und 
Bedürfnisse  der  Kirche  schriftlich  anzufertigen  und  bei  der  Kirchen- 
versammlung einzureichen. 

Von  allen  den  infolge  dieser  päpstlichen  Aufforderung  erwachsenen 
Gutachten  ist  uns  nur  ein  von  Durandus  dem  Jüngeren,  Bischof  von 
Mende,  herrührendes  Schriftstück  bekannt  geworden:  der  Traktat  »De 
modo  generalis  concilii  celebrandi«.  Darin  bezeichnete  dieser  Bischof 
als  eine  Hauptquelle  der  kirchlichen  Misstände  die  Exemtionen. 
Früher  mögen  sie  nützlich  gewesen  sein,  führt  er  aus,  jetzt  sei  dies 
aber  nicht  mehr  der  Fall,  darum  müsse  der  Papst  sie  widerrufen. 
Nur  zu  sehr  seien  sie  geeignet,  die  bischöfliche  Autorität  zu  unter- 
graben, auch  bei  Laien  und  weltlichen  Herren,  die  sich  eben  an  den 
Mönchen  ein  Beispiel  nähmen.  Auch  werden  Zucht  und  Sitte  in 
den  Klöstern  selbst  durch  die  Exemtionen  gefährdet;  gar  zu  oft 
unterlassen  es  nämlich  die  Ordensobern,  die  Mönche  für  ihr  laster- 
haftes Leben  zu  bestrafen,  der  Papst  aber  kann  bei  der  weiten 
Entfernung  nicht  eingreifen.  Die  einzige  Rettung  bestehe  daher 
in  der    Rückgabe    der   Strafgewalt   an   die   Bischöfe.2)     Dass   noch 


1)  Raynaldus,  Annales  Ecclesiastici,  ad  ann.  1308. 

2)  Durandus,  Tractatus  de  modo  generalis  concilii  celebrandi  (Parisiis 
1571)  p.  I.  tit.  5  de  exeraptionibus  (p.  21—46). 
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zahlreiche  verloren  gegangene  Schriftstücke  die  Frage  behandelten, 
erkennen  wir  aus  einem  von  Ehrle  in  der  Pariser  Nationalbibliothek 
entdeckten  Aktenstück,  welches  einen  Bruchteil  der  Verhandlungen 
des  Vienner  Konzils  enthält. J) 

In  der  ersten  Sitzung  wiederholte  Clemens  seine  Aufforderung 
an  die  Bischöfe,  sich  über  die  von  ihm  vorgelegten  Punkte  (die  An- 
gelegenheit des  Templerordens,  den  Beistand  für  das  hl.  Land  und 
die  Reform  der  Sitten  und  des  geistlichen  Standes) 2)  schlüssig  zu 
machen  und  zu  äussern.  Diese  Äusserung  geschah  wohl  auch  in 
schriftlicher  Form;  so  lässt  wenigstens  das  uns  erhaltene  Votum  des 
Bischofs  Wilhelm  Le  Maire  von  Angers  vermuten;  auch  sein  Traktat 
klagt  über  die  Exzesse  der  Exemten. 3) 

Schon  vorher  hatte  das  Verlangen  nach  Abschaffung  der 
Exemtionen  vielfachen  Ausdruck  gefunden.  So  führte  der  auf  dem 
Konzil  anwesende  Erzbischof  von  Bourges,  Aegidius  Colonna  von 
Rom,  einer  der  berühmtesten  Schüler  des  Thomas  von  Aquin  und 
längere  Zeit  Professor  in  Paris,  in  seinem  Traktat  »Contra  exemptos«  4) 
aus,  zu  welchen  Missbräuchen  die  Exemtion  bei  den  Templern  ge- 
führt habe;  er  vertritt  die  These:  der  Papst  müsse  die  Kirche  so 
regieren,  wie  Gott  die  Welt,  nämlich  durch  Vermittlung  seiner  Be- 
amten, d.  i.  der  Bischöfe. 

Gegen  Aegidius  Romanus  veröffentlichte  während  der  Synode 
zu  Vienne  der  Cisterzienserabt  Jacob  de  Thermis  (Jacques  de  Thermes 
von  Chailly)  eine  Streitschrift.5)  Seine  Ausführungen  gipfeln  haupt- 
sächlich in  folgenden  Punkten:  Die  Exemtionen  sind  unentbehrlich, 
um  die  Mönche  den  Bedrückungen  der  Bischöfe  zu  entziehen  und 
ihnen  die  Erfüllung  ihrer  Gelübde  sowie  die  Pflege  der  Wissenschaft 
zu  erleichtern.  Gerade  durch  das  Privilegium  exemtionis  kommt 
auch  die  Macht  des  Papstes  über  alle  übrigen  Prälaten  zur  Geltung. 


(p.  21 — 46).  Durandus  kommt  bei  seinen  mit  Stellen  des  kanonischen  Rechts 
reichlich  versehenen  Ausführungen  zu  dem  Schlüsse:  »ex  quibus  omnibus  constat, 
quod  quocunque  modo  praedictae  exemptiones,  immunitates,  privilegia  et  liber- 
tates  contrariae,  et  contraria  legibus  et  juribus,  pro  communi  utilitate  consti- 
tutis  considerentur ,  sive  quantum  ad  se ,  sive  quantum  ad  concedentes ,  sive 
quantum  ad  illos  quibus  conceduntur,  quod  revocari  debent  cum  per  eas  tol- 
latur  ordo  universalis  ecclesiae,  status,  et  gradus,  et  honor,  virtus  et  potestas 
praelationis  constitutae  a  Deo,  .  .  .  .«  (p.  45). 

1)  cod.  1450  fol.  23—47.  S.  Archiv  für  Literatur-  und  Kirchengeschichte 
des  M.-A.,  IV  (1888)  361  ff.  bes.  366. 

2)  Bericht  des  päpstlichen  Ceremoniars  a.  a.  0.  S.  441. 

3)  Derselbe    wurde    zum    grössten    Teil   von    Raynald,   ad    ann.    1311 
n.  55 — 65  veröffentlicht. 

4)  Histoire  litteraire  de  la  France  par  des  religieux  Bened.  de  la  congrög. 
de  St.  Maure,  XXX  545—47. 

5)  Raynaldus,  ad  ann,  1312, 
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Die  Exemten  sind  die  Nerven,  welche  den  Leib  der  Kirche  mit  dem 
Haupt,  dem  Papst,  verknüpfen;  als  Mittelglied  zwischen  Papst  und 
Bischöfen  verhindern  sie  eine  schismatische  Trennung  der  letzteren 
vom  apostolischen  Stuhl. 

Das  Konzil  traf,  um  die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen 
Bischöfen  und  Regularen  zu  ordnen,  eine  Reihe  wichtiger  Bestim- 
mungen. Dass  Clemens  V.  mit  Zustimmung  der  Kirchenversamm- 
lung das  Dekret  Benedikts  XL  »Inter  cunctas«,  weil  es  zwischen 
den  streitenden  Parteien  den  Frieden  nicht  gebracht  hatte,  wieder 
aufhob  und  der  Dekretale  »Super  cathedram«  Bonifaz'  VIII.  wieder 
Geltung  verschaffte,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden.1)  Im  Zu- 
sammenhang mit  diesem  Erlass  wurde  den  Religiösen  strengstens  ver- 
boten, in  ihren  Predigten  die  Bischöfe  anzugreifen  und  von  den  bischöf- 
lichen Reseryatfällen  zu  absolvieren ;  ferner  sollen  sie  nicht  ohne 
spezielle  Erlaubnis  des  Pfarrers  Klerikern  oder  Laien,  abgesehen  von 
der  sog.  Klosterfamilie  und  den  Armen  der  Ordeushospitäler ,  das 
Sakrament  der  letzten  Ölung  oder  der  Eucharistie  spenden,  einem 
feierlichen  Eheabschluss  assistieren,  überhaupt  in  die  Rechte  des 
Episkopats  und  des  Säkularklerus  irgendwie  eingreifen. 2)  Die 
Strafe  der  ipso  facto  eintretenden  Exkommunikation  wird  für  die- 
jenigen Regularen  festgesetzt,  welche  zur  Zeit  des  Interdikts,  ent- 
gegen den  kanonischen  Bestimmungen,  kirchliche  Beerdigungen  vor- 
nehmen oder  überhaupt  öffentlich  Exkommunizierte  oder  namentlich 
Interdizierte  wissentlich  auf  ihren  Friedhöfen  begraben.3)  Ein  Erz- 
bischof darf,  so  verfügt  das  Konzil,  auch  an  exemten  Orten  seiner 
Kirchenprovinz  sich  das  Kreuz  vorantragen  lassen,  das  Volk  segnen 
und  iu  pontificalibus  celebrieren ,  bezw.  in  seiner  Anwesenheit  cele- 
brieren  lassen.  Dem  Bischöfe  werden  in  den  exemten  Orten  seiner 
Diözese  fast  die  gleichen  Befugnisse  zugesprochen,  jedoch  ihm 
sowohl  wie  dem  Metropoliten  verboten,  irgend  eine  Jurisdiktion  über 
die  Exemten  auszuüben  oder  deren  Privilegien  zu  beeinträchtigen.  4) 
Überhaupt  werden  die  klösterlichen  Kommunitäten  und  Personen 
gegen  eine  Reihe  widerrechtlicher  Übergriffe  der  Prälaten  in  Schutz 
genommen.5)       Die     betreffende     Dekretale     zählt     30     gravamina 

1)  In  dem  Bericht  des  päpstlichen  Ceremoniars  heisst  es  hierüber:  »Et 
illain  »Super  cathedram«  innovavit  seu  renovavit,  rogavit  tarnen  prelatos  ter  diversis 
vicibus  in  eadem  tercia  sessione,  quod  aliquid  benignitatis  ostenderent  religiosis, 
ultra  quam  dicatur  in  illa  »Super  cathedram«,  maxime  circa  quartam;  nam  non 
possent  alias  vivere«  (Archiv  S.  442  f.). 

2)  c.  1.  in  Clem.  de  excessibus  privileg.  V.  7.  S.  ferner  c.  un.  de  test.  III-  6. 

3)  c.  1.  in  Clem.  de  sepult.  III.  7. 

4)  c.  2.  in  Clem.  de  priv.  V.  7. 

5)  c.  un.  in  Clem.  de  excess.  praelat.  V.  6.  Vergl.  c.  16,  17  X.  eodera 
tit.  V.  31. 
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der  Bischöfe  auf;  u.  a.  wird  diesen  der  Vorwurf  gemacht,  dass 
sie  exemte  Religiösen  gefangen  nehmen  und  einkerkern,  ihre  Zensur- 
gewalt den  Mönchen,  deren  Klerikern  und  Affiliierten  gegenüber 
missbrauchen,  die  Zehntleistung  an  die  Klöster  hindern  und  letzteren 
ungebührliche  Abgaben  auferlegen,  besonders  den  Pfarrkirchen,  die 
unter  dem  Patronat  der  Orden  ständen.  Clemens  V.  rügte  ferner,  dass 
die  Bischöfe  von  den  Ordensobern  für  Patronatskirchen  vorgeschlagene 
würdige  Geistliche  nicht  annehmen  und  dafür  ungeeigneten  Kandidaten, 
zumal  ihren  Nepoten,  den  Vorzug  geben  und  die  Kapläne  der  pleno 
iure  inkorporierten  Ordenskirchen  ohne  rechtmässigen  Grund  nicht 
celebrieren  bezw.  den  Parochianen  die  Sakramente  spenden  lassen. 

Wie  der  Bericht  des  päpstlichen  Ceremoniars  erkennen  lässt, 
sind  die  Verhandlungen  und  Dekrete  des  Vienner  Konzils  in  unserer 
Sache  mit  den  angeführten  Bestimmungen  noch  keineswegs  erschöpft. 
Leider  sind  die  gewiss  umfangreichen  Akten  nur  in  spärlichen  Resten 
uns  überliefert.  Soweit  sie  vorliegen,  erwecken  die  konziliaren  Ver- 
handlungen den  Eindruck,  dass  die  Regularen  (zumal  die  Cisterzienser) 
mit  ebensoviel  Eifer  als  Erfolg  für  ihre  exemte  Stellung  tätig  waren. 
Der  Papst  fand  es  nicht  für  gut,  den  Anträgen  der  Bischöfe  auf 
Beseitigung  der  Exemtionen  stattzugeben.1) 

Die  Lage  blieb  so  im  grossen  und  ganzen  unverändert.  Die 
Differenzen  zwischen  dem  Episkopat  und  dem  Weltklerus  einerseits 
und  den  Mendikantenorden  andererseits  waren  durch  die  Erneuerung 
der  Dekretale  Bonifaz'  VIII.  »Super  cathedram«  auf  dem  Vienner 
Generalkonzil  nicht  beseitigt.  Die  Mönche  kehrten  sicli  wenig  an 
dieselbe;  auch  die  Weltgeistlichen  fügten  sich  vielerorts  der  päpst- 
lichen Entscheidung  nicht.  Jede  Partei  suchte  eben  die  andere  in 
engere  Grenzen  zurückzudrängen  bezw.  ihre  eigenen  Rechte  zu 
erweitern. 

Bei  dem  so  fortdauernden  Konflikt  sahen  sich  die  Päpste 
immer  und  immer  wieder  zum  Einschreiten  genötigt.  In  zahlreichen, 
meist  auf  Bitten  der  Pfarrektoren  von  den  Päpsten  des  14.  Jahr- 
hunderts erlassenen  Bullen  werden  die  Bischöfe  und  übrigen  Prälaten 
aufgefordert,  sich  selbst  an  die  genannte  Bulle  Bonifaz'  VIII.  zu 
halten  und  für  Beobachtung  derselben  seitens  der  ihnen  unterstellten 
Geistlichkeit,   sowie   auch  der  Mendikanten  Sorge  zu  tragen. 2)     Die 

1)  Hefele,  VI  515  ff.  S.  ferner  Heber,  Gutachten  und  Reformvorschläge 
für  das  Vienner  Generalkonzil  1311 — 12,  S.  55  f. 

2)  Eubel,    Bullarium    Franciscanum ,    V    nr.    648    p.    317    (a.    1327); 

VI  nr.  279  p.  151  (a.  1344),  nr.  316  p.  160  (a.  1345),  nr.  418  p.  199  (a.  1347), 
nr.  501  p.  227  (a.  1349),  nr.  522  p.  235  (a.  1349),  nr.  550  p.  243  (a.  1350), 
nr.  581  p.  254  (a.  1351),  nr.  640  p.  274  (a.  1353),  nr.  650  p.  280  (a.  1354)  e.  a.; 

VII  nnr.  63,  85,  135,  169,  214,  253  e.  a. 
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päpstlichen  Erlasse  waren,  wie  ihr  Wortlaut  zeigt,  durch  Zwistigkeiten 
der  geschilderten  Art  in  den  verschiedensten  Diözesen  fast  aller 
Länder  der  Christenheit  veranlasst. 

Vielfach  stellte  der  apostolische  Stuhl  den  Metropoliten  oder 
einen  Nachbarbischof  als  päpstlich  delegierten  Richter  auf,  um 
die  Dissidien  zu  entscheiden.  So  wurde  im  Jahre  1372  x)  der  Bischof 
von  Orvieto  von  Gregor  XL  beauftragt,  den  Streit  zwischen  dem 
Bischof  von  Viterbo  und  den  Minoriten  von  Toscanella  beizulegen. 
Ebenso  ersuchte  Bonifaz  IX.  im  Jahre  1391  den  Bischof  von  Breslau, 
die  in  Görlitz  über  die  in  der  Bulle  »Super  cathedram«  berührten 
Fragen  entstandenen  Differenzen  gütlich  beizulegen.2)  Beispiele  dieser 
Art  Hessen  sich  noch  in  stattlicher  Anzahl  beibringen. 

Zur  Charakteristik  der  in  Rede  stehenden  Verhältnisse  ist  die 
Wahrnehmung  lehrreich ,  dass  vielfach  die  Mendikanteu  es  waren, 
welche  den  Bestimmungen  der  Bulle  entgegenhandelten.  Musste 
doch  z.  B.  im  Jahre  1337  Benedikt  XII.  an  die  Mendikanten  zu 
Drontheim  in  Norwegen  die  Weisung  richten ,  endlich  einmal  die 
Dekretale  zu  befolgen.3)  Dem  Pleban  Heinrich  von  der  Pfarrkirche 
St.  Lorenz  in  Nürnberg,  welcher  über  Verletzung  der  Bulle  durch 
die  vier  Mendikantenorden  klagte,  gab  Benedikt  XII.  im  Jahre  1335 
den  Cisterzienserabt  von  Ebrach  in  der  Diözese  Würzburg  zum 
Konservator. 4) 

Andererseits  finden  wir  auch,  dass  die  Bischöfe  und  der  Säkular- 
klerus den  Mönchen  die  Ausübung  der  ihnen  von  Bonifaz  zuge- 
standenen Rechte  vielerorts  nicht  gestatten  wollten.  Als  Beleg 
dafür  seien  die  Synoden  von  Lambeth  (1330)  und  Prag  (1349)  an- 
geführt. Auf  der  ersteren  verboten  die  Bischöfe  (c.  3)  den  Mönchen, 
Untergebene  eines  andern  zur  Beichte  anzunehmen. 5)  Die  Prager 
Synode  (c.  59)  wies  die  Pfarrer  an,  Mönche  nur  dann  zum  Beicht- 
hören zuzulassen ,  wenn  sie  mit  bischöflichen ,  auf  den  Namen  aus- 
gestellten Erlaubnisbriefen  versehen  seien;  überhaupt  dürfe  man 
einem  fremden  Priester  nur  mit  Erlaubnis  des  eigenen  Pfarrers 
beichten. 6)    Nicht  minder  verstiess  es  auch  gegen  die  Iutention  der 


1)  9.  April,  Eubel,  Bull.  Franc,  VI  n.  1182  p.  472. 

2)  10.  Juni,  Eubel,  1.  c.  VII  n.  64  p.  20.  Einen  ähnlichen  Fall  siehe  1.  c. 
n.  76  p.  24.  Erzbischof  Gerlach  von  Mainz  wurde  i.  J.  1349  als  iudex  dele- 
gatus  zwischen  den  Prämonstratensern  und  Minoriten  in  Kaiserslautern  aufge- 
stellt (1.  c.  VI  nr.  528  p.  237). 

3)  1.  c.  nr.  60  p.  46. 

4)  Eubel,  1.  c.  VI  nr.  2  p.  2. 

5)  Hefele,  Konziliengeschichte,  VI  632. 

6)  Hefele,  a.  a.  0.  VI  688.  Vgl.  ausserdem  c.  13  der  Synode  von  Ravenna 
v.  J.  1311  (a.  a.  S.  510). 
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Bulle,  wenn  Otto  de  Adventica,  Generalvikar  des  Bischofs  von  Basel, 
von  den  dortigen  Minoriten  verlangte,  die  Leichname  derer,  die  auf 
dem  Klosterfriedhof  bezw.  in  der  Klosterkirche  begraben  zu  werden 
gewünscht  hätten ,  sollten  »auf  grund  gutgeheissener  Gewohnheit« 
zuerst  in  die  Pfarrkirche  gebracht  werden;  dort  seien  die  feierlichen 
Exequien  zu  halten ;  dann  erst  könne  die  Leiche  in  den  Kloster- 
friedhof überführt  werden. x) 

Und  das  waren  nicht  etwa  Erscheinungen  bloss  lokalen  Charakters. 
Im  Jahre  1319  bestätigte  Johann  XXII.  den  Minoriten  und  Domini- 
kanern in  Portugal  aufs  neue  das  Privilegium  liberae  sepulturae 
(sc.  saeculariura)  gegenüber  den  Versuchen  von  bischöflicher  und 
pfarrlicher  Seite ,  ihnen  dieses  Recht  zu  verkürzen. 2)  Besonders  in 
Frankreich  hat  der  Säkularklerus  die  Tendenz  verfolgt,  den  Bettel- 
orden hinsichtlich  der  Verwaltung  des  Bussakraments  und  des  Predigt- 
amts Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  nicht  minder  auch  das 
Beerdigungsrecht  streitig  zu  machen,8)  welches  allerdings  den  Ein- 
künften der  Pfarrgeistlichkeit  enormen  Eintrag  tat.  Ein  Doktor  der 
Sorbonne,  Jean  Poilly  (Joannes  de  Polliaco)  hatte  sogar  auf  der 
Provinzialsynode  zu  Senlis  (1315  oder  1318),  behauptet:  »quod  .  .  . 
fratres  in  audientia  confessionum  venenaverant  totum  raundum  mun- 
dique  partem  magnam  secum  traxerant  in  infernum.«4)  Johann  XXII. 
verdammte  1321  drei  von  demselben  Gelehrten  aufgestellte  Sätze: 
1)  jeder,  der  bei  einem  mit  einer  nur  allgemeinen  bischöflichen  Erlaub- 
nis versehenen  Mönche  gebeichtet  habe,  müsse  seine  Sünden  noch- 
mals dem  zuständigen  Pfarrer  beichten;  2)  weder  der  Papst  noch 
Gott  könne  von  der  Verpflichtung  des  Kanons  »Omnis  utriusque  sexus« 
zur  einmaligen  jährlichen  Beichte  beim  sacerdos  proprius  entbinden; 
3)  überhaupt  könne  weder  der  Papst  noch  Gott  eine  allgemeine 
Vollmacht  zum  Beichthören  erteilen.5) 

1)  Eubel,  V  nr.  426  p.  200.  Schon  im  Jahre  vorher,  1320,  musste  Papst 
Johann  XXII.  Veranlassung  nehmen,  den  Bischof  von  Basel  und  seinen  Offizial 
wegen  Belästigung  der  Minoriten  zu  tadeln  (nr.  396  p.  183). 

2)  1.  c.  V  nr.  382  p.  178. 

3)  1.  c.  V  nr.  643  p.  315  (a.  1327,  Johann  XXII.);  VI  nr.  38  p.  21 
(a.  1336,  Benedict  XII.);  nr.  252  p.  141  (a.  1344,  Clemens  VI.). 

4)  Aus  der  Bulle  Johanns  XXII.  vom  27.  Juni  1318,  in  welcher  der  Abt 
Joannes  von  St.  Genovefa  und  Abt  Petrus  von  St.  Germanus  (Klöster  in  Paris) 
aufgefordert  werden,  den  Magister  Joannes  de  Polliaco  in  die  Kurie  zu  zitieren 
(Eubel,  V  nr.  327  *  p.  153). 

5)  c.  2.  in  extrav.  comm.  V.  3.  Gegen  Jean  Poilly  schrieb  Petrus  a  Pa- 
lude,  De  causa  immediata  ecclesiasticae  potestatis  (Parisiis  1506);  ihn  verteidigte 
Erzbischof  Richard  von  Armagh,  welcher  gegen  die  Minoriten  Wilhelm  Wideford 
und  Roger  von  Couovay  in  erbittertem  Kampfe  die  Rechte  des  Pfarrklerus  ver- 
trat (Defensio  curatorum  contra  eos ,  qui  se  dicunt  privilegiatos ;  gedruckt 
bei  Goldast,  Monarchia  S.  Romani  Imperii  sive  Tractatus  de  iurisdictione  im- 
periali  seu  Regia,  et  Pontificia  seu  Sacerdotali  [1614]  II  1391 — 1435). 
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Wir  machen  deragemäss  die  Wahrnehmung,  dass  sowohl 
Bischöfe  und  Weltklerus,  wie  die  Mendikanten  die  ihnen  durch  die 
Bulle  »Super  cathedram«  gesteckten  Grenzen  oft  nicht  innehielten. 
Offenbar  fühlten  sich  die  Mendikantenorden  durch  die  dort  ge- 
machten Einschränkungen  beengt.  Zum  Beweise  hierfür  dient  des 
weiteren  die  Tatsache,  dass  sie  während  des  ganzen  XIV.  Jahr- 
hunderts und  in  späterer  Zeit  bestrebt  waren,  neue  Freiheiten  vom 
apostolischen  Stuhl  zu  erlangen.  Derselbe  willfahrte  auch  den  hier- 
auf gerichteten  Wünschen,  wie  er  auch  die  übrigen  Orden  mit 
Privilegien  bedachte. 

Schon  am  27.  November  1318  hatte  Johann  XXII.  die  Erz- 
bischöfe von  Köln  und  Trier  und  den  Bischof  von  Münster  für  die 
Kölner  Provinz,  den  Erzbischof  von  Magdeburg,  sowie  die  Bischöfe 
von  Hildesheim  und  Camin  für  die  sächsische  Provinz,  den  Erzbischof 
von  Salzburg  und  die  Bischöfe  von  Brixen  und  Lavant  für  Öster- 
reich und  viele  andere  Prälaten  für  Deutschland,  Frankreich,  Öster- 
reich, Spanien  und  Italien  als  Konservatoren  der  Rechte  und  Privi- 
legien der  Minoriten  bestellt.1)  Derselbe  Papst  erteilte  letzteren  eiu 
Jahr  später  das  Recht,  ohne  Wissen  und  Willen,  ja  trotz  des  aus- 
drücklichen Verbotes  des  Bischofs,  überall  zu  predigen  und  alle 
Christen  beichtzuhören ,  ebenso  von  den  bischöflichen  Reservaten 
zu  absolvieren. 2)  Freilich  entsprach  diese  Verfügung  der  Dekretale 
»Super  cathedram«  nicht;  gelegentlich  sah  sich  Johann  auch  selbst 
veranlasst,  der  letzteren  wieder  Geltung  zu  verschaffen.  Klemens  VI. 
trat  im  Jahre  1351  entschieden  für  die  Bettelorden  ein  gegenüber 
den  Bischöfen,  die  über  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte  und  der- 
jenigen ihres  Pfarrklerus  klagten.  Eine  umfangreiche  Exemtions- 
bulle  wurde  im  Jahre  1374  durch  Gregor  XI.  den  Dominikanern  zu 
teil.3)  Dieselbe  verbietet  den  Bischöfen,  die  Brüder  zum  Besuche 
der  Diözesansynode  und  zur  Teilnahme  an  den  öffentlichen  Prozes- 
sionen zu  zwingen,  von  ihnen  das  eidliche  Versprechen  des  Gehor- 
sams zu  fordern,  bei  der  Einsetzung  oder  Absetzung  der  Obern  irgend 
welche  Rechte  geltend  zu  machen,  sich  überhaupt  in  die  Statuten 
des  Ordens  einzumischen.  Die  Predigerbrüder  werden  ferner  der 
Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe    vollständig   entzogen ,   dürfen   zur  Zeit 

1)  Eubel,  V  nr.  346  p.  160;  ebenso  nr.  365  p.  167.  Lehrreich  ist  der 
in  den  Urkunden  wiederkehrende  Passus:  >etsi  quibuslibet  religiosis  personis  et 
locis  ex  iniunctae  Nobis  servitutis  officio  assistere  defensionis  praesidio  teneamur, 
illis  tarnen  specialius  et  efficacius  adesse  nos  convenit,  qui  sedi  apostolicae  im- 
mediate  subiecti  non  habent  praeter  Romanum  pontificem  alium  defensorem.« 
Der  Papst  ist  voll  des  Lobes  für  die  Wirksamkeit  des  Ordens. 

2)  Wadding,  Annales  Minorum,  VI  536. 

3)  Magnum  Bullarium  Romanum    (Luxembg.  1727  sqq.)  I  265  sqq. 
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des  Interdikts  Gottesdienst  halten  und  sich  behufs  Erlangung  der 
Ordination  an  jeden  beliebigen  Bischof  wenden ;  letzterem  steht  nicht 
die  Befugnis  zu,  die  Ordinanden  vorher  einem  Examen  zu  unter- 
werfen. Die  Erbauung  von  Klöstern  und  Kirchen  an  geeigneten 
Orten  dürfen  die  Ordinarien  durch  kirchliche  Strafmittel  nicht  zu 
verhindern  suchen.  Auch  von  der  Leistung  des  Zehnten  vom  Ertrag 
ihrer  Gärten  und  Baumpflanzungen  an  Bischof  und  Pfarrer,  sowie 
von  der  Zahlung  von  Prokurationsgebühren,  Subsidien  (subsidium 
caritativum)  und  sonstigen  Abgaben  an  die  Ordinarien  werden  die 
Dominikaner  befreit.  Gregor  lässt  auch  Beschränkungen  hinsichtlich 
der  an  die  Pfarrkirchen  zu  leistenden  quarta  funeraliura  eintreten. 
Die  Karthäuser  eximierte  Urban  V.  am  27.  April  1363 x)  von  der 
Jurisdiktion  des  Diözesanbischofs  in  allem,  was  den  Kultus  betrifft. 
Die  Olivetaner  (Kongregation  U.  L.  F.  vom  Ölberg),  die  Johann  XXII. 
am  17.  Mai  1324 2)  unter  Zugrundelegung  der  Benediktinerregel 
approbiert  und  unter  den  Schutz  des  hl.  Petrus  und  des  apostolischen 
Stuhles  genommen  hatte,  erhielten  1344 3)  von  Klemens  VI.  das 
Recht,  die  ihnen  geschenkten  Häuser  und  Grundstücke  zu  behalten, 
solche  anzunehmen  und  Priorate,  sowie  Oratorien  mit  Altären  und 
Coemeterien  (»pro  sepultura  personarum  in  illis  degentium«)  zu  er- 
richten. Zur  Vornahme  der  Pontifikalhandlungen  dürfen  sie  nach 
dem  Wortlaut  der  Urkunde  jeden  beliebigen  Bischof  einladen,  wenn 
der  Diözesanobere,  ehrerbietig  darum  ersucht,  sich  weigert,  dieselben 
vorzunehmen.  Bezüglich  der  Seelsorge  für  die  Ordensbrüder  steht 
dem  Bischof,  wie  bei  den  anderen  Orden,  kein  Recht  der  Einmischung 
zu.  Die  Exemtion  der  bereits  erwähnten  Coelestiner  erweiterte  uud 
erklärte  Gregor  XL  im  Jahre  1376.4)  Besonderes  Interesse  bietet  noch 
eine  Bulle  Innocenz*  VI.  vom  Jahre  1356, 5)  worin  der  Papst  im  all- 
gemeinen als  frei  von  der  bischöflichen  Visitation  erklärt:  »Ecclesias 
et  monasteria  ,  .  .  .  conventus  ac  personas  eorura  .  .  .  s.  Benedicti 
et  s.  Augustini  nee  non  Cluniacen.,  Cistercien. ,  Praemonstraten.  et 
aliorum  quorumeuraque  ordinum  exempta  .  .  .  ac  illa  etiam,  quae  ex 
privilegio  vel  consuetudine  quoad  visitationem  ordinariis  non  subsunt 
eorum«. 

Besonders  häufig  wurden  die  päpstlichen  Gnadenerweise  zur 
Zeit  des  grossen  Schisma.  Sowohl  die  römischen  Päpste,  Urban  VI. 
und  seine  Nachfolger,  wie  die  Gegenpäpste  Clemens  VII.  und  Bene- 
dict XIII.  zu  Avignon  Hessen  es  sich  natürlich  angelegen  sein,  sich 


1)  CocquelineSj  1.  c.  tora.  III  pars  2,  p.  3*25. 

2)  1.  c.  p.  191.  —  3)  1.  c  p,  294  sq.  —  4)  1.  c.  p.  363.  —  5)  Eubel,  VI 
nr.  693  p.  295. 
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Anerkennung  zu  verschaffen.  Zu  diesem  Zwecke  suchten  sie  sich 
des  Beistandes  der  mächtigen  Orden,  zumal  der  Mendikanten ,  zu 
versichern,  ein  Umstand,  der  nicht  selten  zu  missbräuchlicher  Erteilung 
von  Exemtionsprivilegien  führte.  Besonders  die  Verleihung  bischöflicher 
Abzeichen  an  Äbte,  sowie  die  Ausstattung  einzelner  Klöster  mit 
besonderen  Freiheiten  und  einzelner  Mönche  mit  ausserordentlichen 
Absolutionsfakultäten  während  der  Zeit  des  Schisma  entspringen 
der  gekennzeichneten  Tendenz.  Dass  diese  Freiheiten  zumeist  ohne 
Fühlung  mit  dem  Diözesanbischof,  überhaupt  ohne  Anhörung  der 
dabei  Interessierten  bewilligt  und  so  die  Rechte  Dritter  verletzt 
wurden,  erklärt  sich  aus  der  Lage  der  Dinge  von  selbst.  Des  öfteren 
war  auch  der  Weg,  den  die  Klöster  einschlugen,  um  ihre  eximierte 
Stellung  zu  erweitern,  keineswegs  ein  legaler.1). 

Eine  Anzahl  die  Lage  besonders  charakterisierender  Urkunden 
möge  in  Folgendem  genannt  werden.  Nachdem  Urban  VI.  im 
Jahre  1379  die  Serviten  und  alle  ihre  Häuser  ab  »omni 
iurisdictione,  potestate,  dominio,  visitatione,  charitativi  subsidii, 
subventionum,  et  exactionum  quarumlibet  praestatione  necnon  a 
Synodalis  et  alterius  cujusvis  Congregationis  evocatione  .  .  .  . 
Episcoporum,  et  quorumlibet  aliorum  judicum  Ordinariorum«  voll- 
ständig eximiert  und  den  Ordiuarien  verboten  hatte,  sie  mit  kirch- 
lichen Zensuren  zu  belegen  oder  sie  mit  Berufung  auf  die  Dekretale 
»Volentes«  Innocenz'  IV.  (c.  1.  in  VIt0  de  privileg.  V.  7)2)  vor  ihr 
Forum  zu  ziehen, 3)  folgte  am  7.  April  1380  eine  zweite  Privilegien- 
bulle für  dieselben4)  und  am  30.  März  1383  ein  drittes  »Mare 
magnum  seu  Privilegium  privilegiis  conflatum«,  welches  den  ge- 
nannten Orden  von  jeder  Äusserung  der  bischöflichen  Jurisdiktions-, 
Visitations-  und  Korrektionsgewalt  befreite  und  unter  den  speziellen 
und  unmittelbaren  Schutz  des  apostolischen  Stuhles  stellte.5)  Den 
Karthäusern  gab  Bonifaz  IX.  am  16.  März  1391  dieselben  Ver- 
günstigungen ; 6)  ebenso  erneuerte  dieser  Papst  1396  das  Mare  magnum 
der  Minoriten. 7)     In  den  vorgenannten   Urkunden  kehrt  die  Bestim- 

1)  Manche  Klöster  verschafften  sich  Privilegien  aus  der  päpstlichen 
Kanzlei,  ohne  dass  die  Päpste  selbst  es  hätten  hindern  können.  Darauf  ist  es 
zu  beziehen,  wenn  Martin  V.  zu  Konstanz  erklärte,  in  Zukunft  nur  mehr  »causa 
cognita«  Exemtion  gewähren  zu  wollen  (Schaefler,  Der  Bischof  und  die  Re- 
gularen seiner  Diözese  [Augsbg.  1871]  S.  62). 

2)  Siehe  oben  S.  82. 

3)  Vgl.  das  Mare  magnum  Servitarum  Innocenz*  VIII.  vom  27.  Mai  1487 
(«/.  B.  de  Lezaiia,  Summa  quaestionum  Regularium  [Lugd.  1655]  III  282  sqq.), 
welches  unter  nr.  15  die  Bulle  Urbans  VI.  enthält. 

4)  Magnum  Bull.  Rom.  (ed.  Luxembg.)  I  271 ;  Cocquelines,Ill  2,  p.  365. 

5)  Cocquelines,  1.  c. 

6)  1.  c.  p.  384/85. 

7)  Eubel,  VII  nr.  202  p.  69. 
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mung  bezüglich  der  Nichtanwendbarkeit  der  Dekretale  »Volentes« 
immer  wieder;  überhaupt  war  diese  Bestimmung  seit  der  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  zur  ständigen  Klausel  geworden,  wenn  die  Päpste  die 
Privilegien  einzelner  Orden  zusammenfassend  bestätigten.  Die  Äbte 
einer  ganzen  Reihe  von  Klöstern  benutzten  unter  der  Regierung  des 
letztgenannten  Papstes,  wie  es  auch  schon  vorher  der  Fall  gewesen 
war,  die  Geldverlegenheit  des  apostolischen  Stuhles,  um  unter  Auf- 
wand nicht  geringer  Geldmittel  gewisse  bischöfliche  Vorrechte,  nament- 
lich die  Erlaubnis  zum  Tragen  bischöflicher  Insignien,  zu  erlangen; 
von  deutschen  Klöstern  seien  z.  B.  Ettal,  Roth,  Niederaltaich,  Wesso- 
brunn  und  Raitenhaslach  genannt. x) 

Bekanntlich  hatte  das  Schisma  auch  eine  Spaltung  innerhalb 
des  Ordenswesens,  zumal  der  Mendikanten,  zur  Folge.  Diese  kam 
dadurch  zum  Ausdruck,  dass  die  Anhänger  der  jeweiligen  Päpste  in 
»Obedienzen«  unter  eigenen  Obern  auseinandergingen.  Die  Gnaden- 
akte der  Gegenpäpste  zu  Avignon  erlangten  in  ihrer  Obedienz  ebenso 
grosse  Bedeutung,  wie  die  der  römischen  in  deren  Anhang.  Clemens  VII. 
und  Benedikt  XIII.  war  es  ebenfalls  nicht  wenig  darum  zu  tun, 
möglichst  viele  der  Mendikanten  auf  ihrer  Seite  zu  haben.  Über 
die  Privilegien,  welche  sie  dieserhalb  erteilten,  geben  uns  die  von 
Eubel  in  Regestform  herausgegebenen  Urkunden  der  avignonesischen 
Päpste  für  die  Mendikanten  dankenswerte  Aufschlüsse.  Vielfach 
wird  hier  einzelnen  Bettelmönchen  das  Vorrecht  erteilt,  alle  Christen 
oder  doch  eine  bestimmte  Zahl  von  Poenitenten  einer  oder  mehrerer 
Provinzen  zu  absolvieren. 2)  Häufig  begegnet  uns  in  den  Urkunden 
die  Erteilung  von  Ablässen  für  den  Besuch  der  Ordenskirchen  und 
die  Darreichung  milder  Gaben  für  diese  selbst  bezw.  die  dazu  ge- 
hörigen Klöster.3)  Hiermit  steht  es  in  Zusammenhang,  wenn  bestimmte 
Regularbeichtväter  bevollmächtigt  wurden,  alle  diejenigen,  welche  die 
betreffenden  Kirchen  zur  Gewinnung  der  Ablässe  besuchten,  loszu- 
sprechen,4) und  dies  selbst  in  den  Fällen,  in  denen  sonst  nur  die 
apostolischen  Poenitentiare  zur  Absolution  befugt  waren;5)  auch  die 
durch  Parteinahme  für  den  römischen  Papst  inkurrierte  Exkommuni- 
kation durften  sie  lösen,    falls  die  Gebannten  gewillt  waren,   dessen 


1)  Jansen,  Papst  Bonifaz  IX.  und  seine  Beziehungen  zur  deutschen 
Kirche  (Frbg.  1904)  S.  182  f.;  daselbst  auch  die  Belege. 

2)  Eubel,  Die  avignonesische  Obedienz  der  Mendikantenorden  (Quellen 
und  Forschungen,  hrsg.  von  der  Görresgesellschaft ,  I  2,  Paderborn  1900) 
nnr.  150,  196,  256,  295  u.   a. 

3)  z.  B.  nnr.  800—802,  808,  839,  843. 

4)  nnr.  199,  272,  335,  387. 

5)  nnr.  196,  199,  256,  272,  295,  335,  387. 


97 

Öbedienz  zu  verlassen. J)  Um  die  Zahl  ihrer  Anhänger  zu  ver- 
mehren, autorisierten  Clemens  VII.  und  sein  Nachfolger  vielfach  Mit- 
glieder der  Mendikantenorden ,  überall  ungehindert  zu  predigen.8) 
Und  wenn  die  Päpste  die  Gründung  von  Niederlassungen  der  Mendi- 
kanten  gestatteten, 3)  wird,  wie  auch  in  den  oben  genannten  Fällen, 
nur  selten  der  Konsens  des  Diözesanobern  eingeholt  worden  sein. 

Das  von  den  Päpsten  auch  nach  dem  Konzil  zu  Vienne,  wie 
wir  gesehen  haben,  weiter  befolgte  und  in  der  Zeit  des  Schisma 
besonders  ausgebildete  System,  den  Orden  gegenüber  mit  Privilegien 
nicht  zu  kargen,  hatte  naturgemäss  dieselben  Wirkungen,  die  wir 
schon  in  der  früheren  Entwicklung  beobachten  konnten :  lebhafte 
Opposition  des  Episkopats.  Diese  nahm  umsomehr  zu,  als  die  Orden 
die  Versuchung  nicht  überwinden  konnten,  über  die  ihnen  verbrieften 
Rechte  noch  hinauszugehen.4)  Die  synodale  Tätigkeit  der  Bischöfe 
auf  Provinzialkonzilien  gab  ihnen  willkommene  Gelegenheit,  ihre  be- 
züglichen Klagen  vorzubringen  und  entsprechende  Massnahmen  zu 
treffen. 

Die  Exemten  dürfen,  so  lauten  z.  B.  die  Verordnungen  der 
Synoden  zu  Ravenna  (1314)  und  zu  Lambeth  (1330,  c.  6),5)  keinen 
fremden  Bischof  einladen ,  um  in  ihren  Kirchen  die  Ordination  zu 
erteilen.  Dieselbe  Kirchenversammlung  zu  Ravenna  bestimmt  in 
c.  11,  exemten  Mönchen  sei  es  nicht  gestattet,  ohne  Erlaubnis  des 
Bischofs  an  nichtexemten  Orten  Oratorien  oder  Kapellen  zu  er- 
richten. 6)  Wiederholt  hatten  die  Bischöfe  Veranlassung  zu  klagen, 
die  Religiösen,  zumal  die  Mendikanten,  Hessen  unter  missbräuch- 
licher  Anwendung  ihres  Privilegs  Exkommunizierte  und  namentlich 
Interdizierte  zum  Gottesdienste  zu.  7)  Ein  Synodalkanon  (c.  10)  von 
Padua  (1350)  verlangt,  dass  die  Mendikanten,  welche  sich  obiger 
Missachtung  der  bischöflichen  Strafgewalt  schuldig  machen ,  nach 
c.  8  in  VIt0  de  privil.  V.  7.  bestraft  werden  sollen. 8) 

Viele  Dekrete   regeln   das  Verhältnis    der   Klosterpfarreien   zu 


1)  mir.  256,  812  u.  a. 

2)  z.  B.  nr.  150  (»ad  fideles  ab  Urbani  VI.  ad  suara  obedientiara  redu- 

3)'  nnr."  263,  302,  306,  349,  777,  793,  834,  1117. 

4)  Vgl.  die  Synode  von  Mainz  1310,  c.  138  {Hefele,  VI2  502). 

5)  a.  a.  0.  S.  569,  632. 

6)  Ebenso  Marciac  1326,  c.  37  (VI  626). 

7)  Trier  1310,  c.  101;  Ravenna  1314,  c.  7;  Prag  1349,  c.  61  (Hefele, 
VI  494,  568,  688  f.). 

8)  In  dieser  Dekretale  verfügt  Bonifaz  VIII. :  »Qui  vero  contra  prae- 
sumpserint,  praeter  alias  poenas  a  iure  statutas  ingressum  ecclesiae  sibi  nove- 
rint  interdictum,  donec  de  transgressione  hujusmodi  ad  arbitrium  eius,  cuius 
sententiam  contempserunt,  satisfecerint  competenter.« 

7 
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den  Ordinarien.  In  Avignon  wurde  im  Jahre  1326  die  Verordnung  erlassen, 
bei  Erledigung  einer  zu  einem  Kloster  gehörigen  Kuratkirche  müsse 
der  Prior  binnen  sechs  Monaten  dem  Bischof  einen  vicarius  perpetuus 
präsentieren;  andernfalls  sei  der  Bischof  berechtigt,  einen  solchen  zu 
bestellen  (c.  29). *)  Dem  entspricht  Kanon  36  des  bereits  erwähnten 
Konzils  von  Marciac,  der  festlegt,  dass  es  den  Regularen  nicht  zu- 
stehe, die  von  ihnen  präsentierten  und  vom  Bischof  instituierten 
Pfarrektoren  eigenmächtig  abzuberufen.  Instruktiv  sind  in  dieser 
Hinsicht  besonders  jene  Dekrete,  welche  den  Klöstern,  mit  Ausnahme 
derjenigen  der  regulierten  Chorherren  und  Benediktiner,  vorschreiben, 
ihre  Pfarreien  mit  Weltgeistlichen  zu  besetzen. 2) 

Es  erübrigt  noch,  der  Bestimmungen  Erwähnung  zu  tun,  die 
den  Zehnten  und  die  sog.  quarta  pauperum  betreffen,  soweit  sie  bei 
unseren  Untersuchungen  zu  berücksichtigen  sind.  Der  12.  Kanon 
der  Synode  zu  Valladolid  (1322)  will ,  dass  Ordensleute ,  welche, 
selbst  von  der  Zehntleistung  befreit,3)  die  Vorenthaltung  des  an 
die  Pfarrektoren  und  Prälaten  zu  leistenden  Blut-  und  Novalzehnten 
(Neubruchzehnten)  seitens  ihrer  Familiären,  Hirten  oder  sogar  Ferner- 
stehender begünstigen,  feierlich  exkommuniziert  werden.  Die  Bischöfe 
sollen  auf  die  konsequente  Durchführung  der  Konstitution  Clemens'  V. 
(c.  1.  in  Clem.  de  decimis  Hl.  8)  bedacht  sein,4)  welche  diejenigen 
Religiösen  mit  schweren  Strafen  bedroht,  die  rechtlich  ihnen  nicht 
zustehende  Zehnte  zum  Nachteil  der  Pfarrkirchen  sich  anzueignen 
suchen  oder  durch  betrügerische  Manipulationen  die  Zehntleistung 
der  Obengenannten  an  deren  Pfarrkirchen  verhindern.  Nach  c.  34 
der  Synode  von  Marciac  (1326)  müssen  die  Mönche,  wenn  sie  Güter 
erwerben,  welche  bisher  einer  Kirche  zehntpflichtig  waren,  ebenfalls 
davon  den  Zehnten  entrichten. 5)  Ohne  Ermächtigung  des  Bischofs 
darf  niemand  hinsichtlich  eines  an  die  Pfarrkirche  zu  leistenden 
Zehnten  mit  den  Mönchen  einen  Vertrag  schliessen,  überhaupt  kirch- 
liche Rechte  oder  unbewegliches  Eigentum  unter  irgend  einem  Titel 
an  Mönche  überlassen  (cc.  50  u.  51  der  Synode  von  Avignon,  1326). 6) 
Die  Synoden  zu  Paris  (1347,  c.  12)  und  die  zu  Lavaur  (1368,  c.  57) 7) 


1)  Hefele,  a.  a.  0.  S.  621. 

2)  Prag  1381,  c.  5;  Magdeburg  1390  (Templer,  Hospitalritter  u.  s.  w.). 
Siehe  Hefele,  VI  943,  970. 

3)  S.  die  Urkunden  Clemens'  IV.  für  die  Minoriten  v.  21.  Juli  1265  §  21 
(Magn.  Bull.  Rom.  I  139),  Gregors  XL  für  die  Dominikaner  v.  6.  März  1374 
§  22  (1.  c.  p.  267). 

4)  Hefele,  VI  614. 

5)  a.  a.  0,  S.  626. 

6)  a.  a.  0.  S,  623. 

7)  a.  a.  0.  S.  683  und  722. 
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verboten  den  Regularen  energisch,  entgegen  der  Dekretale  Gregors  IX. 
(c.  1.  in  VIt0  de  decimis  III.  13)  in  ihren  Predigten  gegen  die  Zehnt- 
leistung an  die  Pfarrkirchen  zu  agitieren.  Eine  Londoner  Synode  vom 
Jahre  1342  befasst  sich  mit  der  sog.  quarta  pauperum.  Sie  ver- 
pflichtet diejenigen  Mönche,  welche  kirchliche  Benefizien  innehaben, 
einen  Teil  ihrer  Einkünfte,  dessen  Fixierung  in  das  Ermessen  des 
Bischofs  gestellt  wird,  jährlich  für  die  Armen  des  betreffenden  Ortes 
zu  verwenden  (c.  4). *)  Die  synodalen  Verhandlungen  lassen  mit 
aller  Klarheit  erkennen,  wie  gross  auf  unserem  Gebiete  das  Reform- 
bedürfnis war.  Die  Reformsynode  zu  Konstanz  musste  sich  natur- 
gemäss  mit  den  charakterisierten  Misständen  befassen ;  besonders 
die  durch  das  Schisma  in  dem  Exemtionswesen  geschaffenen  Zu- 
stände bedurften  dringend  der  Abhilfe. 

Schon  gegen  Ende  des  Jahres  1412,  zur  Zeit  des  von  Papst 
Johann  XIII.  nach  Rom  berufenen  Konzils,  hatte  die  Pariser  Uni- 
versität dem  Papst  Reformvorschläge  überreicht,  von  denen  einige 
gegen  die  Inkorporationen  von  Pfarrkirchen  in  Klöster  und  gegen 
die  Exemtionen  Stellung  nehmen.  Die  inbetracht  kommenden 
»puncta«  mögen  hier  Platz  finden.  Punctum  12.  Item  ut  dominus 
noster  in  futurum  nullas  faciat  uniones  sive  incorporaciones  de  ec- 
clesiis  parochialibus  et  secularibus  ad  reguläres  ecclesias,  abbacias 
cuiuscunque  religionis  aut  eciam  capitulis.  P.  13.  Item  quod  in 
futurum  leviter  non  fiant  exempciones  inferiorum  a  suis  superioribus, 
et  si  per  eundem  dominum  nostrum  facte  sunt,  annullentur  aut  sal- 
tim  moderentur. 2) 


1)  a.  a.  0.  S.  675. 

2)  Finke,  Acta  Conc.  Constant.  1  p.  159  sqq.  Der  22.  Artikel  der  Reform- 
vorschläge verlangte  förmliche  Annullierung  der  von  dem  Pisaner  Papst 
Alexander  V.,  einem  ehemaligen  Franziskaner,  am  12.  Oktober  1409  für  die 
Mendikanten  ausgestellten  Bulle  (Eubel,  Bull.  Franc,  VII  420  sqq.);  durch 
diese  hatte  Alexander  deren  Privilegien  neu  bestätigt  und  neun  Sätze  verworfen, 
welche  darauf  hinzielten ,  das  Volk  dem  Gottesdienst  und  Beichtstuhl  der 
Brüder  zu  entfremden.  Die  genannten  Sätze  stellten  grossenteils  eine  Wieder- 
holung der  zensurierten  Thesen  Jean  Poillys  dar;  von  letzteren  wurde  be- 
hauptet: »conclusiones  Joannis  de  Polliaco  daranatae  per  Joannem  XXII.  sunt 
satis  verae  et  a  quocumque  litterato  sufficienter  possunt  teneri«  ;  das  Statut 
Johannes'  sei  häretisch  und  ungiltig ;  obwohl  die  vom  Bischof  autorisierten 
Brüder  zum  Beichthören  befugt  seien  ,  dürften  die  Pfarrangehörigen  ohne  Er- 
laubnis des  sacerdos  proprius  die  Beichte  nicht  bei  ihnen  ablegen.  —  Die 
theolog.  Fakultät  zu  Paris  protestierte  am  5.  März  1410  gegen  die  Bulle 
Alexanders  ( Denifle  et  Chalelai?i,  Chart.  Univ.  Par.,  IV  1878  sqq.).  Die  Domini- 
kaner und  Karmeliten  verzichteten  im  Laufe  des  Streites  auf  ihre  Privilegien  ; 
die  Minoriten  und  Augustiner  jedoch,  die  sich  dessen  weigerten,  wurden  von 
der  Universität,  sowie  vom  Predigen  und  Beichthören  ausgeschlossen.  Alexan- 
ders Nachfolger ,  Johann  XXIII. ,  der  die  Sorbonne  fürchtete ,  erklärte  am 
27.  Juni  1410  (Eubel,  1.  c.  p.  43  sqq.),  wegen  der  entstandenen  Aergernisse 
solle  sich  niemand  auf  die  Bulle  Alexanders  berufen  dürfen.  Vgl.  Glassberyers 
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Herrschte  demnach  bei  den  Doktoren  der  Pariser  Universität 
—  dass  diese  freilich  in  ihrem  Kampf  gegen  die  Ordensprivilegien 
das  rechte  Mass  nicht  selten  überschritten,  konnten  wir  bereits 
früher  beobachten  —  und  in  Frankreich  überhaupt  Misstimmung 
über  die  Zunahme  der  Exemtionen,  so  lässt  sich  das  gleiche  auch  für 
England  feststellen.  Symptomatisch  ist  in  dieser  Hinsicht  eine  von 
Heinrich  Abendon,  Professor  der  Universität  Oxford,  zu  Konstanz 
gehaltene  Rede.  Nachdem  der  Gelehrte  auf  die  Verkehrung  der 
hierarchischen  Ordnung  hingewiesen  seitens  derer,  »qui  primo  sub 
iugo  obedientiae  degentes  postea  facti  superbi  privilegia  impetrant« 
und  verschiedene  gegen  die  Exemtionen  gerichtete  Aussprüche  des 
hl.  Bernhard  angeführt  hat,  beleuchtet  er  an  dem  Beispiel  des 
Bischof  von  Lincoln  die  durch  die  mönchischen  Freiheiten  in  der 
englischen  Kirche  verursachten  Unzuträglichkeiten ;  er  kommt  zu 
dem  Schlüsse:  »expediens  fore  pro  ecclesia,  quod  talia  mala  essent 
generaliter  revocata«.1) 

Die  kirchliche  Reformliteratur  in  der  Zeit  des  Konstanzer 
Konzils  betonte  vielfach  den  durch  das  Überhandnehmen  der  Exem- 
tionen von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  herbeigeführten  Verfall 
der  Disziplin  und  betrachtete  die  Beschränkung  derselben  als  unab- 
weisbare Notwendigkeit. 2) 

Auf  dem  Konzil  selbst  wurde  bekanntlich  zum  Zweck  der  Ein- 
leitung einer  »reformatio  morura«  im  Juli  des  Jahres  1415  eine 
Kommission,  bestehend  aus  Abgeordneten  der  Nationen  und  Kardi- 
nälen, das  sog.  erste  Reformatorium,  eingesetzt.  Die  Denkschrift 
dieses  Ausschusses  fordert  in  Kapitel  20 3)  unterschiedslose  Revo- 
kation sämtlicher  Exemtionen,  welche  seit  Beginn  des  Schisma  zu- 
gunsten irgend  welcher  Ordenshäuser  oder  -Personen  durch  die 
Päpste  ohne  Zustimmung  der  Ordinarien  verfügt  worden  waren. 
Ausgenommen  sollten  nur  diejenigen  Kirchen  und  Klöster  sein,  welche 


Chronik  in  Analecta  Franciscana,  II  (Quaracchi  1887)  p.  238  sqq.   u.  Hergen- 
röther,  K.-G.,  II4  1013. 

1)  Hotrici  Abendon  panegyricus  in  concilio  Const.  habitus  (Walchius, 
Monimenta  medii  aevi  [Göttingen  1758]  II  8  p.  191  sqq.). 

2)  Vergl.  die  »Capita  ageudorum  in  concilio  generali  Constantiensi  de 
ecclesiae  reforraatione«,  c.  16  (von  der  Hardt,  Magnum  oecumenicum  Con- 
stantiense  concilium  [Francof.  et  Lips.  1692  sqq.]  toin.  I  pars  IX  p.  490  sqq.). 
Dieselben  haben  nicht,  wie  v.  d.  Hardt  vermutete ,  den  berühmten  Kanonisten, 
Kardinal  Zabarella,  sondern  höchst  wahrscheinlich  den  Kardinal  Peter  v.  Ailli 
zum  Verfasser  (Kehrmann,  Die  »capita  agendorum«,  Bd.  XV  der  Hist.  Bibl. , 
[München- Berlin  1903]  S.  7).  In  ähnlicher  Weise  spricht  sich  aus :  Nie. 
de  Clemangis,  de  ruina  ecclesiae  (Posonii  1785)  cc.  31  und  33,  p.  70  sqq. 
Vgl.  Hübler,  Konstanzer  Reformation,  (Leipzig  1867)  S.  92. 

3)  Mansi,  XXVIII  287. 
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seit  jener  Zeit  unter  der  Bedingung  der  Exemtion  neu  gestiftet 
worden  waren.  Im  Anschlüsse  daran  schlägt  das  Gutachten  in 
Kapitel  21  vor,  alle  seit  1378  an  niedere  Prälaten  (Äbte)  erteilten 
Privilegien  zu  kassieren ,  welche  denselben  das  Tragen  bischöflicher 
Abzeichen  und  die  Erteilung  von  Ablässen  gestatteten.  Die  während 
des  Schisma  geschehenen  Exemtionen  wurden  denn  auch  in  der 
Folge  unter  die  18  Punkte  der  »reformatio  in  capite  et  curia 
Romana«  aufgenommen,  welche  die  am  30.  Oktober  1417  statt- 
findende 40.  Sitzung  als  Basis  der  Reformation  bezeichnete. *) 

Anfang  Januar  1418  überreichten  die  Vertreter  der  deutschen 
Nation  dem  inzwischen  erwählten  Papst  Martin  V.  einen  Entwurf, 
der  ihre  Wünsche  bezüglich  der  fraglichen  18  Reforraartikel  zum 
Ausdruck  brachte.2)  Was  die  Frage  der  Exemtionen  betrifft,  so 
wiederholten  sie  (art.  IX)  die  bereits  erwähnten  Kommissionsbeschlüsse 
und  fügten  denselben  noch  bei,  insbesondere  solle  sich  die  Zurück- 
nahme auf  diejenigen  Privilegien  beziehen,  welche  dem  c.  1.  in  VIt0 
de  priv.  V.  7  und  c.  2.  in  Clem.  de  sepultur.  III.  7  entgegenständen. 
Überhaupt  sollten  in  Zukunft  Exemtionen  nur  gewährt  werden  »ex 
rationabili,  iusta,  vera  et  expressa  causa  cognita«.  Die  Denkschrift 
sprach  sich  auch  gegen  die  Zunahme  der  Inkorporationen  aus.3) 
Solche  Inkorporationen  von  Kuratkirchen  in  religiöse  Institute,  zu- 
mal Klöster,  waren  seit  dem  13.  Jahrhundert  immer  zahlreicher  ge- 
worden; es  liegt  nahe,  dass  die  ungenügende  Besoldung  der  von  den 
oft  finanziell  bedrängten  Klöstern  angestellten  Vikare  für  die  geord- 
nete Pfarrseelsorge  von  sehr  grossem  Nachteil  war. 

Aus  den  genannten  Propositionen  ging  Artikel  VIII  der  Reform- 
akte hervor,  die  der  Papst  am  20.  Januar  den  Nationen  zur  Prüfung 
und  Beschlussfassung  zugehen  Hess.  Der  Entwurf  Martins  stellt 
rücksichtlich  der  Exemtionen  eine  »restitutio  in  integrum«  dar  und 
sieht  folgende  Massregeln  vor:  Alle  seit  dem  Tode  Gregors  XI.  von 
den  Päpsten  neu  erteilten  Privilegien,  welche  Kirchen,  Klöster, 
Kapitel,  Konvente  von  der  ordentlichen  Jurisdiktion  des  Bischofs 
eximierten,  werden  trotz  inzwischen  erworbener  Rechte  Dritter  »sacro 
approbante  concilio«  revoziert.   Es  bleiben  jedoch  zu  Recht  bestehen: 

1)  diejenigen   Exemtionen,    welche    einem    ganzen    Orden    er- 
teilt sind; 

2)  die  Exemtion  der  Kirchen,  Klöster,  Kapitel  und  Konvente, 
bei  deren  Errichtung  dieselbe  bedingt  oder  bezweckt  worden ; 

1)  Mansi,  XXVII  1164. 

2)  Avisamenta  nationis  germanicae  super  articulis  iuxta  decretum  Con- 
cilii  reformandis  exhibendaDomino  Nostro  Sanctissimo  ( M ansi,  XXVIII  362—70). 

3)  Mansi,  XXVIII  367. 
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3)  die  auf  legalem  Weg,  unter  Anhörung  der  dabei  Interes- 
sierten, erlangten,  und 

4)  die  mit  Zustimmung  des  Ordinarius  erteilten  Exemtionen. *) 
Die  vor  dem  genannten  Termin  innegehabten  oder  konze- 
dierten Exemtionen  sollen  nicht  berührt  werden. 

Dem  Entwurf  des  Papstes  entspricht  das  erste  Generalreform- 
dekret der  43.  Sitzung  (21.  März  1418);  nur  findet  sich  hier  noch 
der  Zusatz:  »insuper  non  intendimus  exemtiones  de  cetero  facere, 
nisi  causa  cognita  et  vocatis,  quorum  interest«.2)  Das  zweite  General- 
reformdekret derselben  Sitzung  bestimmt,  alle  Unionen  und  Inkorpo- 
rationen, die  seit  dem  Tode  Gregors  XL  ohne  genügende  Veranlas- 
sung oder  auf  Grund  falscher  Angaben  erfolgt  seien,  sollten  auf  Antrag 
der  beteiligten  Faktoren  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwa  erfolgte  päpst- 
liche Genehmigung  revokabel  sein. 3)  Von  Wichtigkeit  ist  für  uns  noch 
ein  Artikel  des  Konkordates  mit  der  englischen  Nation,  wonach  alle 
während  des  Schisma  an  niedere  Prälaten  verliehene  Privilegien 
»de  utendo  Pontificalibus«  aufgehoben  werden.4)  Dieselben  waren 
Veranlassung  zu  beständigen  Zwistigkeiten  zwischen  Bischöfen  und 
Regularen  gewesen  und  hatten  nicht  wenig  zur  Lockerung  der  Dis- 
ziplin beigetragen. 

Grosse  Aufgaben  waren  dem  Konzil  gestellt;  alle  zu  lösen, 
war  ihm  freilich  nicht  beschieden.  Wenn  es  in  unserer  Frage  zu 
tiefergreifenden  Dekreten  nicht  kam,  sondern  im  wesentlichen  nur 
der  vor  dem  Schisma  bestehende  Zustand  wiederhergestellt  wurde, 
so  geschah  dies  nicht  in  letzter  Linie  aus  Rücksicht  auf  die  schwere 
Not  der  Zeit.  Die  ganze  Lage  war  eben  nicht  dazu  geschaffen, 
dass  man  es  hätte  wagen  dürfen,  die  rechtliche  Stellung  der  Regu- 
laren vollständig  neu  zu  gestalten:  ohne  heftige  Kämpfe  mit  den 
mächtigen  und  einflussreichen  Orden  hätte  dies  nicht  verwirklicht 
werden  können.5) 

vm. 

Das  Konzil  zu  Basel.  Die  Praxis  der  Päpste  des  15.  Jahr- 
hunderts in  der  Exemtionsfrage  bis  zur  Regierung  Sixtus'  IV. : 
Erteilung  der  Exemtion  unter  Hervorhebung  bischöflicher  Rechte. 
Die  Zeit  der  »Maria  magna«  (Sixtus  IV.  und  seine  Nachfolger). 
Das  am  23.  Juli  1431  eröffnete  Konzil  zu  Basel,  welches  in 
seinen  Prätensionen   und   seiner   Opposition   gegen  Papst  Eugen  IV. 

1)  Hübler,  Die  Konstanzer  Reformation,  S.  140  ff. 

2)  Mansi,  XXVII  1174. 

3)  1.  c.  p.  1175.    S.  Hübler,  S.  158  f. 

4)  Mansi,  XXVII  1194. 

5)  Vergl.  Schaefler,  a.  a.  0.  S.  66. 
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bekanntlich  alle  Grenzen  überschritt,  weist  hinsichtlich  der  kirch- 
lichen Reform  eine  bezeichnende  Unfruchtbarkeit  auf.  Es  wurde 
zwar  viel  über  dieselbe  verhandelt,  durchgreifende  Beschlüsse  jedoch 
wurden  über  dem  Streit  um  die  Grenzen  der  synodalen  Befugnisse  ver- 
säumt. Die  Exemtionen,  zumal  diejenigen,  bei  denen  es  sich  um  den 
Pfarrverband  handelte,  waren  in  dieser  Versammlung  ein  Gegenstand 
erbitterter  Angriffe.  Es  erklärt  sich  dies  schon  aus  der  Tatsache, 
dass  die  niedere  Geistlichkeit,  der  Pfarrklerus,  in  den  einzelnen 
Deputationen  die  entscheidende  Mehrheit  bildete.  Wie  die  Ver- 
handlungen zeigen ,  hatten  einige  Mendikanten  namentlich  über  die 
Anhörung  der  hl.  Messe  an  Sonn-  und  Feiertagen,  sowie  die  Leistung 
von  Zehnten  und  Oblationen  Doktrinen  aufgestellt,  in  welchen  der 
Kuratklerus  eine  Beeinträchtigung  seiner  Rechte  erblickte.  Auch 
die  bischöflichen  Gerechtsame  waren  gefährdet,  wenn  seitens  ein- 
zelner Bettelmönche  behauptet  wurde,  sie  seien  befugt,  überall 
Beichte  zu  hören ,  selbst  ohne  den  Ordinarien  zu  diesem  Zwecke 
präsentiert  worden  zusein  (wie  es  c.  2.  in  Clem.  III.  7  verlangte); 
den  Bischöfen  eigne  nicht  das  Recht,  auch  nicht  auf  der  Synode, 
sich  die  Absolution  von  gewissen  Sünden  »ultra  casus  expressos  in  iure« 
vorzubehalten.  Die  Synode  forderte  am  12.  Februar  1434  in  einem 
Schreiben  die  Bischöfe  auf,  gegen  solche  Betrüger  mit  der  Inquisition 
vorzugehen ,  ja  nötigenfalls  die  Hilfe  des  weltlichen  Arms  gegen 
sie  anzurufen ;  die  den  Orden  erteilten  Privilegien  sollten  ihnen  da- 
bei nicht  zu  gute  kommen.1) 

Die  Vertreter  der  vier  Mendikantenorden  suchten  durch  eine 
schriftlich  eingereichte  Supplik  vom  14.  August  diesen  Erlass,  der 
ohne  Zustimmung  der  vier  konziliaren  Deputationen  und  ohne  gehörige 
Untersuchung  der  Sachlage  zustande  gekommen  und  viel  zu  allgemein 
gehalten  sei,  wieder  rückgängig  zu  machen.2)  Glassberger  führt  denn 
auch  in  seiner  Chronik  eine  Bulle  vom  27.  August  1434  an,  durch 
welche  die  auf  dem  Konzil  anwesenden  Kardinäle  diesem  Wunsche 
Folge  gaben  und  erklärten,  das  betreffende  Schriftstück  sei  »praeter 
stylum  et  voluntatem  sacri  concilii  atque  ordinationes  eiusdem«  von  der 
Kanzlei  expediert  worden. 3)  Im  Wesentlichen  hatten  aber  die  Orden 
damit  nur  wenig  gewonnen.  Jedenfalls  war  die  Synode  in  ihrer 
Animosität  gegen  die  Mendikantenorden  zu  weit  gegangen.  »Wenn 
manche  Religiösen  von  ihren  Privilegien  Missbrauch  machen,  so 
sollte   man   nicht   den   ganzen  Orden,    sondern   die  Schuldigen  ver- 


1)  Mansi,  XXX  824  sq. 

2)  Haller,  Concilium  Basiliense,  III  174  sq.  Mansi,  XXX  845  sq. 

3)  Glassbtrgers  Chronik  in  Analecta  Franciscana,  II  (Quaracchi  1887)  293 
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folgen«,  schrieb  der  an  den  Basler  Verhandlungen  beteiligte  Domini- 
kaner Johannes  Nider  in  seinem  zur  selben  Zeit  verfassten 
»Formicarius«. *) 

Brachte  demnach  die  Basler  Versammlung  in  der  Exemtions- 
frage  keine  glückliche  Lösung,  sc  sind  die  dort  gepflogenen  Be- 
ratungen doch  insofern  lehrreich,  als  sie  uns  erkennen  lassen,  wie 
sehr  man  von  der  Notwendigkeit  überzeugt  war,  das  Hechtsinstitut 
der  Exemtion  den  Zeitverhältnissen  entsprechend  umzugestalten. 
Denselben  Gedanken  fassten  auch  die  Päpste  ins  Auge. 

Überhaupt  ist  die  auf  die  Reform  des  gesamten  Ordenswesens 
gerichtete  Tätigkeit,  die  sowohl  von  seiten  der  Päpste  und  mancher 
Bischöfe,  wie  in  den  Kreisen  des  Mönchtums  selbst  vielerorts  mit 
Eifer  und  Erfolg  geübt  wurde,  eine  der  erfreulichsten  Seiten  in  der 
Kirchengeschichte  des  15.  Jahrhunderts.2)  In  Hinsicht  auf  die  hier 
uns  allein  interessierenden  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  den 
Diözesanbischöfen  und  Regularen  hatte  bereits  Martin  V.  auf  dem 
Konstanzer  Konzil  die  Massnahme  in  Aussicht  gestellt,  es  sollten  in 
Zukunft  nur  unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  Exemtionen 
erteilt  werden.  Hiernach  richteten  sich  im  grossen  und  ganzen  die 
folgenden  Päpste,  bis  unter  Sixtus  IV.  mit  der  umfassenden  Ver- 
mehrung der  Ordensprivilegien  jene  rückläufige  Bewegung  einsetzte, 
welcher  schliesslich  durch  das  Laterankonzil  zu  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts einigermassen  Einhalt  geboten  wurde. 

Fassen  wir  die  bis  zur  Regierung  Sixtus'  IV.  von  den  Päpsten 
erteilten  Exemtionsprivilegien  ins  Auge,  so  machen  wir  die  Wahr- 
nehmung, dass  das  Rechtsinstitut  der  Exemtion  durch  dieselben  be- 
züglich seines  Inhalts  eine  wesentliche  Erweiterung  nicht  erfährt. 
Dagegen  wächst  der  Kreis  der  regulären  Kommunitäten,  auf  welche 
sie  ausgedehnt  wurde.  Einer  Reihe  von  Kongregationen,  welche  im 
Laufe  des  15.  Jahrhunderts  gegründet  wurden,  um  dem  infolge  des 
Schisma  eingetretenen  Niedergang  des  klösterlichen  Lebens  zu 
steuern   und   dem   Reformbedürfnis    entgegenzukommen ,    wurde    die 

1)  Schieler,  Magister  Johannes  Nider  aus  dem  Orden  der  Prediger- 
brüder (Mainz  1885)  fe.  352.  Der  »Formicarius«  (Ameisenbuch)  ist  eine  Apo- 
logie der  Kirche  im  Zeitalter  Niders. 

2)  Vgl.  z.  B.  Weiss,  Vor  der  Reformation  (histor.-polit.  Blätter,  LXXIX 
23  ff.) ;  Schieler,  a.  a.  0.  S.  156  ff.  Im  Minoritenorden  eiferten  für  die  Re- 
form, um  einige  Beispiele  anzuführen,  das  bayrische  Kustodialkapitel  zu  Regens- 
burg (1448),  die  Provinzialkapitel  zu  Basel  (1450),  Strassburg  (1451),  Heilbronn 
(1452),  das  Generalkapitel  der  Observanten  (1457)  u.a.  (Glassberqers  Chronik, 
a.  a.  0.  S.  325  f.,  330,  332,  340).  Auch  solche  Fragen,  die  das  Verhältnis  der 
Regularen  zu  den  Bischöfen  betrafen,  wurden  daselbst  behandelt.  Beispiels- 
weise schärfte  das  Basler  Provinzialkapitel  c.  I  in  Clem.  V.  7.  ein,  worin  den 
Mönchen  verboten  wird,  in  die  Rechte  des  Episkopats  und  des  Säkularklerus 
irgendwie  einzugreifen, 
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Exemtion  der  älteren  Orden,  aus  denen  sie  zum  Teil  hervorgegangen 
waren  oder  an  die  sie  sich  anschlössen,  ganz  oder  teilweise  gewährt. 
Es  werden  uns  auch  Fälle  begegnen,  in  denen  bereits  früher  be- 
stehende Orden  durch  Kommunikation  in  den  Besitz  neuer  Vorrechte 
gelangen. 

Martin  V.  vereinigte  am  29.  Juni  1421  sämtliche  Professen 
der  regulierten  Augustinerchorherren  zu  einer  Kongregation  und  ver- 
fügte zugleich,  dass  alle  den  einzelnen  Klöstern  und  Niederlassungen 
durch  die  römischen  Päpste  (seu  pro  Romanis  Pontificibus  se  gerentes) 
bisher  erteilten  oder  in  Zukunft  noch  zu  teil  werdenden  Privilegien 
»quoad  loca  et  quoad  personas«  auf  die  gesamte  Kongregation  aus- 
gedehnt werden  sollten. *)  Derselbe  Papst  räumte  die  Privilegien 
der  Mendikantenorden  auch  den  Serviten  ein. 2) 

Eugen  IV.,  vor  seiner  Wahl  selbst  Augustinereremit,  eximierte 
die  im  Jahre  1412  vom  Kloster  St.  Justina  in  Padua  aus  gegründete 
Kongregation  gleichen  Namens  (0.  S.  Bened.),  die  für  die  Erneue- 
rung des  Klosterlebens  in  Italien  von  hoher  Bedeutung  war,  am 
30.  Juni  1436 8)  »ab  omni  iurisdictione  Ordinariorum  et  a  charita- 
tivis  subsidiis  ac  omnibus  oneribus«,  erlaubte  den  Mönchen,  zur  Zeit 
des  Interdiktes  unter  den  gewöhnlichen  Bedingungen  Gottesdienst  zu 
halten,  auch  ihre  Kouversen  und  die  zur  sog.  Klosterfamilie  ge- 
hörigen Säkularen  daran  teilnehmen  zu  lassen,  sowie  denselben  trotz 
der  bestehenden  Zensur  die  Sakramente  zu  spenden.  Die  Mitglieder 
der  Kongregation  dürfen  nach  dem  Wortlaut  der  Urkunde  von  ihren 
Oberen  jedem  beliebigen  katholischen  Bischöfe  zur  Ordination  vor- 
gestellt werden.  Letzterer  ist  nicht  berechtigt,  die  ihm  so  präsentierten 
Ordinanden  vor  der  Weihe  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  vielmehr 
muss  ihm  das  Zeugnis  der  Oberen  genügen;  auch  zur  Vornahme  der 
übrigen  bischöflichen  Weihehandlungen  dürfen  die  Ordensoberen  sich  an 
einen  beliebigen  Bischof  wenden.  Unter  Strafe  der  ipso  facto  eintretenden 
Exkommunikation  ist  es  den  Ordinarien  verboten,  gegen  den  Willen 
der  Regularen  deren  Klöster  zu  besuchen,  um  daselbst  Weihehand- 
hingen  vorzunehmen,  feierlichen  Gottesdienst  dort  zu  halten,  irgendwelche 
Gerichtsbarkeit  auszuüben  oder  die  Brüder  zu  Synoden  und  Prozessionen 
zu  berufen.  Die  Mönche  dürfen  diejenigen  Säkularen,  welche  bei  ihnen 
ihre  Beichte  ablegen  wollen  (die  Approbation  des  Bischofs  voraus- 
gesetzt), von  allen  Sünden  und  Zensuren,  die  dem  Bischof  oder  dem 
apostolischen  Stuhl  nicht  reserviert  sind,  absolvieren  und  ihnen  auch  die 


1)  Magn.  Bull.  Roman.,  I  303  sq.    Cocquelines,  III  2,  p.  439  sq. 

2)  Cocquelines,  1.  c.  p.  443  sqq. 

3)  Magn.  Bull.  Rom.,  I  325  sq. 
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hl.  Kommunion  reichen.  Etwaige  Zensuren  der  Bischöfe,  gerichtet 
gegen  die  Wohltäter  des  Ordens  oder  diejenigen  ihrer  Diözesanen, 
welche  bei  den  Mönchen  die  Beichte  ablegen,  werden  für  ungiltig 
erklärt.  Es  sei  noch  hervorgehoben,  dass  die  päpstliche  Bulle  die 
Mitglieder  und  Klöster  der  Kongregation  von  allen  Abgaben,  die 
bislang  »ratione  visitationis  aut  subiectionis«  an  die  Ordinarien  zu 
entrichten  waren,  befreite.  Am  4.  Juli  desselben  Jahres  erlangte 
die  Kongregation  ein  weiteres  Indult,  kraft  dessen  alle  Klöster  der- 
selben von  der  Leistung  irgeud  welcher  portio  canonica  (»etiam  de 
relictis,  legatis  et  donatis,  tarn  in  ultimis  voluntatibus,  quam  inter 
vivos,  seu  quacumque  occasione  concessis  praeteritis  et  in  posterum 
concedendis«) ,  des  Zehnten  und  sonstiger  ortsüblicher  Abgaben  an 
Pfarrer  und  Bischöfe  befreit  wurden.  Der  Observanten-Kongregation 
von  Illiceto,  innerhalb  des  Ordens  der  Augustinereremiten  entstanden, 
kommunizierte  Eugen  am  26.  Juni  1442  die  Privilegien  dieses 
Ordens.  *)  Ausserdem  bestätigte  der  Papst  die  von  Clemens  IV. 
ausgestellte  Privilegienbulle  der  Minoriten. 2) 

Nicolaus  V.  war  sehr  sparsam  in  Erteilung  von  Privilegien.  Sein 
Nachfolger  Calixt  III.  erklärte  am  17.  Mai  1456  die  Chorherren  der 
später  in  Italien  weit  ausgedehnten  Kongregation  von  St.  Salvator 
(begründet  1408)  als  »veri  canonici  reguläres  Ordinis  S.  Augustini« 
und  machte  sie  der  Privilegien  derselben  teilhaftig.3) 

Der  sehr  segensreich  wirkenden  Benediktinerkongregation  von 
St.  Justina  bestätigte  Pius  IL  alle  bisherigen  Vorrechte4)  und  dehnte 
dieselben  auch  auf  die  bereits  erwähnten  Olivetaner5)  und  auf  die 
vom  Kloster  Bursfeld  in  Hannover  sich  herleitende  Union  aus,  welch 
letztere  der  reformeifrige  Papst  überhaupt  nach  Kräften  zu  fördern 
suchte. 6) 

Wenn  die  Päpste,  wie  die  vorstehende  Darlegung  zeigt,  in  der 
Erteilung  von  Exemtionsprivilegien  fortfuhren,  so  taten  sie  es,  wie 
ihre  Erlasse  betonen ,  auch  aus  Rücksicht  auf  die  Förderung  der 
Reform  im  Ordenswesen,  für  welche  sie  eben  aus  einer  von  minder  ge- 
neigten Bischöfen  möglichst  unabhängigen  Stellung  der  Mönche 
günstige  Fortschritte  erhofften.  Trotzdem  könnte  die  von  den 
Päpsten  befolgte  Praxis  leicht  als  in  Widerspruch  mit  dem  Reform- 
gedanken  stehend   erscheinen.     Hatten  doch  zahlreiche  Synoden  als 

1)  Magn.  Bull.  Rom.,  I  348  sq. 

2)  1.  c.  I  392  sqq. 

3)  1.  c.  I  363;  Cocquelines,  III  3,  p.  75. 

4)  Bullar.  Casin.,  I  90  (Vgl.  Pastor,  Geschichte  der  Päpste,  II  3  u.  4 
[Freiburg  1904]  S.  190. 

5)  5.  Okt.  1462  (Bull.  Rom.,  I  375  sq.;  Cocquelines,  1.  c.  113—116). 

6)  Vgl.  Heimbucher,  a.  a.  0.  S.  143. 
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notwendige  Bedingung  der  Kirchenreform  die  Beschränkung  der 
Exemtionen  und  die  Vermehrung  der  bischöflichen  Rechte  verlangt. 
Es  lässt  sich  nun  feststellen,  dass  die  Päpste  auch  diesen  Forde- 
rungen sich  nicht  verschlossen ,  wie  die  jetzt  zu  besprechenden 
Diplome  und  Tatsachen  zeigen  werden.  Freilich  war  man  über  die 
Grenzen  der  Berechtigung  der  Exemtionen  noch  nicht  zu  voller 
Klarheit  gelangt. 

Eugen  IV.  fügte,  als  er  am  26.  Juli  1441  den  Eremiten  des 
hl.  Hieronymus  von  der  Kongregation  zu  Fiesole  die  Augustiner- 
regel vorschrieb,  der  Urkunde  die  charakteristische  Klausel  bei: 
»venerabilis  fratris  nostri  episcopi  Fesulani  caeterorumqueOrdinariorum 
necnon  parochialium  ecclesiarum  ac  quorumlibet  aliorum  iuribus  in 
omnibus  semper  salvis«.  Einem  Bischof  gibt  der  Papst  die  Voll- 
macht, die  Profess  des  Ordensobern  autoritate  Apostolica  entgegen- 
zunehmen. *) 

Calixt  III.  erneuerte  und  bestätigte  zwar  am  23.  März  1456 
durch  die  Bulle  »Inter  cetera« 2)  die  Erlasse  seiner  Vorgänger 
Nicolaus'  V.3)  und  Eugens  IV.4),  worin  den  Mendikanten  gestattet 
wurde,  alle  Gläubigen  beichtzuhören  und  verurteilte  die  entgegen- 
gesetzten Irrtümer,  insbesondere  ging  er  gegen  Wilhelm  Nivete,  den 
Rektor  der  Pariser  Universität,  vor,  welcher  den  Erlass  Nicolaus*  V. 
als  »status  hierarchici  in  Ecclesia  turbativam  vel  scandalosam  et 
sacris  canonibus  adversantem«  erklärt  hatte.5)  Doch  forderte  er, 
wie  seine  Vorgänger,  die  betreffenden  Beichtväter  müssten  zuvor 
gemäss  den  Bestimmungen  der  Dekretale  »Super  cathedram«  den 
Diözesanbischöfen  präsentiert  und  von  diesen  zugelassen  werden. 
Überhaupt  lag  es  nicht  im  Streben  des  Papstes,  den  Rechten  der 
Ordinarien  zu  nahe  zu  treten,  vielmehr  beabsichtigte  er  gegen  Ende 
seiner  Regierung,  durch  eine  von  ihm  bereits  ausgearbeitete  Bulle 
die  meisten  Ordensprivilegien  zu  beseitigen,  insbesondere  die  Vor- 
rechte der  Mendikanten  auf  das  gemeine  Recht  zurückzuführen.  Er 
starb  aber  über  diesem  Plan.  Paul  II.  gedachte  später  die  Bulle  zu 
publizieren  ;  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  erhoben  die  Ordensgenerale 


1)  Magn.  Bull.  Rom.,  I  342;  Cocquelines,  1.  c.  p.  33  sq.  Eine  zu  gunsten 
der  bischöflichen  Jurisdiktion  beschränkte  Exemtion  gewährte  Eugen  auch  den 
Eremiten  des  hl.  Hieionymus  von  der  Kongregation  des  sei.  Petrus  von  Pisa  am 
22.  Febr.  1437  (Bull.  Rom.,  I  329  sq.);  da  dieselben  jedoch  erst  seit  1568  mit 
der  Annahme  der  Augustinerregel  feierliche  Gelübde  ablegten,  sind  sie  erst 
von  da  an  als  eigentlicher  Orden  zu  betrachten. 

2)  Wadding,  XIII  33—38. 

3)  29.  Juni  1448,  a.  a.  0. 

4)  16.  Jan.  1446,  ebenda. 

5)  Vgl.  Olassberger,  1.  c.  p.  368;    Bulaeus,  hist.  univ.  Paris.,  V  602. 
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energischen  Protest  dagegen ;  sie  drohten  sogar  mit  einer  Appellation 
an  das  allgemeine  Konzil.  So  unterblieb  die  Ausführung  des  Ge- 
dankens auch  diesmal.  *) 

Auch  Pius  IL,  welcher  bezüglich  der  Klosterreform  eine  rühmens- 
werte Sorgfalt  an  den  Tag  legte,  glaubte  dieselbe  nicht  ohne  Mit- 
hilfe der  Bischöfe  erreichen  zu  können.  Wie  er  der  Exemtion  der- 
jenigen Regularen,  welche  sich  —  was  besonders  seit  den  Tagen 
des  Schisma  viel  zum  Verfall  der  Disziplin  in  den  Klöstern  bei- 
getragen hatte  —  unter  dem  Vorwande  der  Studien  der  Jurisdiktion 
ihrer  eigenen  Obern  entzogen,  zu  steuern  suchte, 2)  so  war  er  auch 
darum  bemüht,  im  Interesse  der  Reform  den  Bischöfen  gewisse  Rechte 
gegenüber  den  Regularen  zu  sichern.  Als  z.  B.  im  Jahre  1459  der 
Generalvikar  der  ultramontanen  Observantenfamilie  des  Franziskaner- 
ordens3) zu  Mantua  dem  Papste  eine  Bittschrift  überreichte,  worin 
er  ihn  ersuchte,  diejenigen  Brüder,  welche  ohne  päpstliche  Genehmi- 
gung neue  Niederlassungen  errichtet  hätten,4)  von  den  dieserhalb 
inkurrierten  Strafen  lossprechen  zu  lassen,  glaubte  er,  seine  Bitte 
damit  bekräftigen  zu  sollen,  dass  er  auf  die  erfolgte  Genehmigung 
der  Ordinarien  bei  den  betreffenden  Gründungen  hinwies. 5)  Offenbar 
verhehlte  er  sich  nicht,  dass  der  Papst  darauf  Gewicht  legte.  Im 
September  desselben  Jahres  erteilte  der  Papst  dem  Guardian  des 
Franziskanerkonvents  von  Dixmuda  in  Flandern  gewisse  ausserordent- 
liche Absolutionsfakultäten,  machte  ihm  aber  in  der  Urkunde  die 
Auflage,  dieselbe  »cum  omni  reverentia«  dem  Diözesanbischof  vorzu- 
legen und  von  diesem  prüfen  zu  lassen ;  ausdrücklich  betonte  er  dazu, 
der  Beichtvater,  dem  der  Guardian  etwa  die  betreffenden  Fakultäten 


1)  Vgl.  Phillips,  VII  997. 

2)  Pastor,  a.  a.  0. 

3)  Bekanntlich  war  es  im  Franziskanerorden  in  der  ersten  Hälfte  des 
14.  Jahrh.  zu  verschiedenen  Reformen  gekommen,  insbesondere  zur  Bildung  der 
»Reform  der  regulären  Observanz«.  Von  verschiedenen  Päpsten  begünstigt, 
verbreitete  sich  dieselbe  alsbald  über  Italien,  Frankreich,  Spanien  und 
später  über  ganz  Europa.  Vergebens  bemühten  sich  die  Päpste  (Martin  V., 
Eugen  IV.,  Sixtus  IV.,  Julius  IL,  Leo  X.)  die  dadurch  entstandene  Trennung 
der  Minderbrüder  selbst  zu  beseitigen  und  eine  Union  der  Observanten  und 
Konventualen  (Mitglieder  jener  Klöster,  welche  die  Observanz  nicht  angenom- 
men hatten)  herbeizuführen.  Der  Generalminister  wurde  stets  aus  den  Kon- 
ventualen genommen,  da  die  Observanten  sich  an  der  Wahl  desselben  nicht 
beteiligten.  Nach  dem  Unionsversuch  Eugens  IV.  vom  J.  1446  zerfielen  die 
Observanten  in  eine  cismontane  und  ultramontane  Familie.  1517  erfolgte  die 
definitive  Scheidung  des  Franziskanerordens  in  Observanten  und  Konventualen 
unter  zwei  Generälen  (Vgl.  Heimbucher,  I  304  ff.). 

4)  Nach  c.  un.  in  Vlto  de  excess.  prael.  et  subd.  V.  6  (Bonifacius  VIII.) 
war  es  den  Mendikanten  verboten,  ohne  besondere  päpstliche  Erlaubnis  neue  Nie- 
derlassungen anzunehmen,  früher  innegehabte  unter  irgend  einem  Titel  zu  ver- 
äussern und  andere  zu  beziehen. 

5)  (Jlassberger,  1.  c.  p.  379  sq. 
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subdelegiere,  müsse  dera  Bischof  vorgestellt  und  von  diesem  zum  Beicht- 
hören zugelassen  sein. *)  Lehrreich  sind  auch  die  Normen,  die  der 
Papst  in  einer  Urkunde  vom  24.  Januar  1463  den  Franziskaner- 
observanten  hinsichtlich  der  Beobachtung  des  Interdikts  gibt.  Nach- 
dem er  darauf  hingewiesen,  ein  vom  päpstlichen  Stuhl  oder  dessen 
Kommissaren  ausgesprochenes  Interdikt  sei  von  den  Brüdern,  ohne 
jedwede  Rücksicht  auf  andere,  zu  beobachten,  fährt  er  fort:  »si  vero 
interdictum  ab  inferioribus  sedibus  emanat,  tunc,  licet  ab  illis 
exempti  sitis,  ad  obedientiam  tarnen  interdicti  eius  obligamini, 
quando  raatricem  Ecclesiam  illud  observare  videritis ,  cui  tunc  vos 
conformare  debetis,  ne  censurae  ecclesiasticae  per  vestram  deformi- 
tatem  vigore  vacuentur.«  2)  Einen  weiteren  Beweis  für  die  Tätigkeit 
des  Papstes  in  dem  oben  genannten  Sinn  gibt  die  Exemtionsurkunde 
der  Olivetaner  ab.  Pius  erklärt  hier  ausdrücklich,  die  dem  Orden 
gewährte  Exemtion  dürfe  keineswegs  auf  dessen  Wohltäter  und 
Kapläne  oder  deren  Familiären  bezogen  werden.8) 

Das  Streben,  die  Rechte  des  Episkopats  den  Regularen  gegen- 
über wieder  mehr  zur  Geltung  zu  bringen,  liegt  auch,  abgesehen 
von  der  beabsichtigten  Klosterreform,  der  Tatsache  zugrunde,  dass 
der  apostolische  Stuhl  vielfach  einzelne  Bischöfe  beauftragte,  die 
monastischen  Institute  ihrer  Diözese,  in  denen  Zucht  und  Ordnung 
gesunken  war,  zu  reformieren.  Die  Bischöfe  handelten  in  solchen 
Fällen  zwar  als  Beauftragte  des  Papstes  uud  nicht  »potestate  ordi- 
naria«,  um  die  es  sich  bei  uuseren  Untersuchungen  handelt.  Trotz- 
dem ist  es  einleuchtend,  dass  die  päpstliche  Vollmacht  auch  der 
ordentlichen  bischöflichen  Gewalt  eine  Stütze  bot  und  eine  Stärkung 
des  bischöflichen  Einflusses  überhaupt  bedeutete.  So  erteilte  Pius  II. 
im  Jahre  1459  dera  Bischof  Georg  von  Bamberg  auf  dessen  Ansuchen 
die  Fakultät,  alle  Klöster  seiner  Diözese,  zu  welchem  Orden  sie  auch 
gehören  mochten ,  reformieren  zu  dürfen. 4)  Der  Bischof  von  Frei- 
sing, Johann  Tülbeck,  sollte  auf  Befehl  Pauls  II.  (1464)  die  Kloster- 
reform in  seinem  Sprengel  in  die  Hand  nehmen. 5)  Dieselbe  Befugnis 
erlangte  der  Mainzer  Erzbischof  Adolf  von  Nassau  am  20.  August 
1467.  Beispielsweise  sei  die  Bulle,  durch  welche  dem  Mainzer  Erz- 
bischof der  Reformauftrag  Pauls  II.  zuteil  wurde,  nach  ihrem  recht- 
lichen Inhalt  kurz  gewürdigt.  Der  Erzbischof  erhält  darin  die  Voll- 
macht, entweder  in  eigener  Person  oder  durch  seinen  Weihbischof  unter 

1)  1.  c.  p.  383. 

2)  1.  c.  p.  402. 

3)  Magn.  Bull.  Rom.,  I  376. 

4)  Glasabtrger,  1.  c.  p.  384. 

5)  Minges,  Geschichte  der  bayr.  Franziskanerprovinz,  S.  48. 


HO 

Zuziehung  von  zwei  würdigen  Mitgliedern  der  in  der  Diözese  ver- 
tretenen Orden  —  die  Nominierung  derselben  ist  Sache  der  Exemten 
—  alle  klösterlichen  Niederlassungen  sämtlicher  Orden,  auch  der 
Mendikanten,  einmal  zu  besuchen,  um  daselbst  »tarn  in  spiritualibus 
quam  in  temporalibus  nee  non  in  capitibus  et  membris  huiusmodi« 
auetoritate  Apostolica  der  Reform  Geltung  zu  verschaffen.  Seine 
Anordnungen  soll  er  treffen  nach  Beratung  mit  den  beiden  Ordens- 
brüdern und  mit  Zustimmung  wenigstens  des  einen  von  beiden. 
Um  die  Reform  zu  einer  durchgreifenden  und  umfassenden  zu  ge- 
stalten ,  erteilt  der  Papst  dem  Metropoliten  die  Vollmacht,  in  den 
betreffenden  Klöstern  eigentliche  Visitation  zu  halten  (quoad  personas 
et  quoad  loca),  sie  zur  Observanz  zurückzuführen  und  diejenigen 
Regularen,  welche  letztere  nicht  annehmen  wollen,  auszuweisen.  Die 
einen  lasterhaften,  ärgerniserregenden  Lebenswandel  führen,  soll  er 
bestrafen,  gegen  die  Widerspenstigen  mit  Zensuren  und  anderen 
rechtlichen  Strafmitteln  einschreiten,  überhaupt  alle  Anordnungen 
treffen,  welche  nach  seinem  gewissenhaften  Urteil  dem  wahren  Wohl 
der  Klöster  förderlich  sind.  Wie  wir  gesehen  haben,  waren  die 
meisten  Klöster  kraft  päpstlicher  Privilegien  der  Visitations-  und 
Strafgewalt  des  Bischofs  entzogen;  deshalb  fügt  der  Papst  der 
Urkunde  die  Klausel  hinzu:  »non  obstantibus  .  .  .  privilegiis  Aposto- 
licis,  monasteriis,  locis,  domibus  et  Ordinibus  etiam  per  nos  sub 
quacumque  verborum  forma  concessis,  quibus  omnibus  .  .  .  hac  vice 
dumtaxat  quoad  praemissa  derogamus. l)  Die  entgegenstehenden 
Privilegien  werden  also  pro  casu  sistiert. 

Wahrung  der  bischöflichen  Rechte  gegenüber  den  Regularen 
war  auch  eines  der  Ziele,  welche  die  im  Jubeljahre  1450  von 
Nicolaus  V.  für  die  einzelnen  christlichen  Länder  bestimmten  Legaten, 
denen  neben  anderen  Aufgaben  auch  die  »reformatio  morum«  oblag, 
bei  der  Reform  des  Ordenswesens  im  Auge  hatten.2)  Bemerkens- 
wert ist  in  dieser  Hinsicht  die  Tätigkeit  des  für  Deutschland  be- 
stimmten Kardinals  Nicolaus  von  Cusa.  Am  3.  Mai  1451  erliess 
der  Kardinallegat  auf  der  Diözesansynode  zu  Bamberg,  wo  er  den 
Vorsitz  führte,  ein  für  unsere  Untersuchungen  markantes  Dekret. 
Es  wurde  darin  angeordnet,  der  Kanon  »Omnis  utriusque  sexus«  des 
vierten  Laterankonzils  (betr.  die  wenigstens  einmal  im  Jahre  beim  sacerdos 
proprius  abzulegende  Beichte)  solle  nur  durch  Deputierte  des  Bischofs 
von  Bamberg  in  der  Fastenzeit  verkündigt  werden.  Unter  schweren 
Kirchenstrafen  sei  es  jedermann,   zumal  den  für  die  Verwaltung  des 

1)  Glassberger,  1.  c.  p.  432  sq. 

2)  Vergl.  Pastor,  Geschichte  der  Päpste,  I  3  u.  4.  (Frbg.  1901)  S.  453  ff. 
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Bussakramentes  nicht  privilegierten  Regularen,  untersagt,  irgend 
jemanden  von  der  Beobachtung  des  genannten  Kirchengebotes  abzu- 
halten. Nur  bei  den  Mendikanten  dürften  die  Gläubigen  ihre  Beichte 
ablegen,  vorausgesetzt,  dass  sie  vom  Bischöfe  zum  Beichthören  zu- 
gelassen worden  seien;  ihre  Absolutionsgewalt  erstrecke  sich  jedoch 
nicht  auf  päpstliche  und  bischöfliche  Reservate.  Damit  nun  das 
Volk  wisse,  welche  Regularen  zur  Verwaltung  des  Bussakramentes 
zugelassen  und  welches  die  casus  reservati  seien ,  solle  der  Bischof 
von  Bamberg  am  ersten  Fastensonntag  eines  jeden  Jahres  ein  nament- 
liches Verzeichnis  der  von  ihm  approbierten  Brüder,  sowie  die  päpst- 
lichen uud  bischöflichen  Reservatfälle  in  den  Hauptkirchen  seiner 
Diözese  bekannt  geben.  Werden  so  die  Ordinariatsrechte  betont, 
setzt  Nicolais  von  Cusa  doch  auch  andererseits  Strafen  für  die- 
jenigen fest,  welche  die  Rechte  der  Regularen  verletzen  *).  Der  Legat 
spricht  es  deutlich  aus,  dass  die  Mendikanten  nach  Erfüllung  der  vor- 
geschriebenen Bedingungen  auch  die  Osterbeichte  zu  hören  befugt, 
mithin  dem  »sacerdos  propius«  hierin  gleichgestellt  sind.  Dieses 
Bamberger  Dekret  dehnte  der  Kardinal  auf  Bitten  des  Mainzer  Erz- 
bischofs Theodorich  von  Erbach,  als  er  die  Beschlüsse  der  am  15.  No- 
vember 1451  von  diesem  eröffneten  Mainzer  Provinzialsynode  bestä- 
tigte, auf  die  ganze  Mainzer  Kirchenprovinz  aus.  Auch  auf  mehreren 
Diözesansynoden  des  Jahres  1452  wurde  die  Verordnung  als  gesetz- 
liche Norm  verkündigt,2)  Ergänzend  forderte  ein  in  Anwesenheit 
des  Kardinals  Nicolaus  von  Cusa  zu  Köln  vom  23.  Febr.  bis  8.  März 
desselben  Jahres  abgehaltenes  Provinzialkonzil  in  c.  15,  die  Bischöfe 
sollten  dafür  Sorge  tragen,  dass  seitens  der  Mendikanteu  nicht  un- 
taugliche Brüder  für  Predigt  und  Beichtstuhl  deputiert  würden. 

In  derselben  Versammlung  wurden  die  Bischöfe  beauftragt, 
über  die  Beobachtung  der  Regel  durch  die  Ordensleute  zu  wachen 
(c.  14). 3)  Schon  ein  am  25.  Juni  1451  anlässlich  des  Magdeburger 
Provinzialkonzils  von  dem  Cusaner  festgesetztes  Dekret,  des  Inhalts,  die 
Klöster  dieser  Provinz  sollten  in  Jahresfrist  bei  Strafe  des  Verlustes 
aller  Privilegien  und  inkorporierten  Kirchen  zur  Beobachtung  der 
Ordensregel  zurückkehren  ,  hatte  auf  die  Notwendigkeit  einer  tat- 
kräftigen Mithilfe  der  Bischöfe  bei  der  Klosterreform  hingewiesen.4) 


1)  Schannat-Hartzheim,  Concilia  Germaniae,  V411.  Schirpff,  Nikolaus 
von  Cusa  (Mainz  1843)  S.  163  f. 

2)  Schannat-Hartzheim,  1.  c.  p.  410;  Hefele,  a.  a.  0.  VIII  52. 

3)  ebenda,  S.  54. 

4)  ebenda,  S.  45.  Vgl.  Grube,  Die  Legationsreise  des  Kardinals  Nikolaus 
von  Cusa  durch  Norddeutschland  im  Jahre  1451  (Hist.  Jahrbuch  der  Görres- 
gesellschaft,  I  [1880]  S.  403  ff.). 
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Die  Stellung  des  Kardinals  zu  den  Ordensprivilegien  überhaupt 
ist  charakterisiert,  wenn  er  den  Erzbischöfen  von  Salzburg  und 
Magdeburg  gegenüber  mit  Rücksicht  auf  den  grossen  Missbrauch 
der  zeitlichen  Güter  und  Privilegien  der  Klöster  besonders  betont, 
dass  diese  nur  in  der  Absicht  verliehen  seien,  damit  die  Religiösen 
in  der  Beobachtung  ihrer  Regel  Gott  dem  Allmächtigen  desto  freier 
und  ungestörter  dienen  könnten ;  es  sei  daher  Undank  gegen  so 
grosse  Wohltaten,  dass  einige  Religiösen  mit  beklagenswerter  Ver- 
nachlässigung ihres  Heils,  ihre  Regel  ganz  unbeachtet  lassen,  ja  ihr 
zuwider  leben. *) 

Die  Synoden  des  fraglichen  Zeitraums  zeigen  das  Bestreben 
des  Episkopats,  neben  der  energischen  Betonung  der  pfarrlichen 
Interessen  auch  der  bischöflichen  Jurisdiktion  gegenüber  den  Über- 
griffen der  Exemten  mehr  Nachdruck  zu  verleihen.  Freilich  war 
das  kluge  Masshalten  des  grossen  Nikolaus  von  Cusa  bei  Fixierung 
der  Svnodaldekrete  nicht  immer  vorbildliche  Norm.  Im  vierten 
Teil  der  zwischen  1443—48  entstandenen  Provinzialstatuten  von 
Upsala  wird  hervorgehoben,  den  Regularen  sei  die  Spendung  der 
Sakramente  nur  mit  Erlaubnis  des  Bischofs  bezw.  des  Land- 
propstes gestattet.2)  Dasselbe  bestimmt  c.  113  der  irischen  Synode 
von  Limmerick  (1453)  hinsichtlich  der  Verwaltung  des  Predigt- 
amtes. Die  Christgläubigen,  heisst  es  daselbst,  sollen  unter  Tod- 
sünde nicht  der  Predigt  eines  Ordensmannes  beiwohnen,  bevor  ihn 
der  Diözesanbischof  zugelassen  hat;  Regularen,  die  ohne  Erlaubnis 
des  Ordinarius  predigen,  gehen  des  Rechtes  verlustig,  in  der  Diözese 
zu  kollektieren. 3)  Ein  Provinzialkouzil  der  Mainzer  Kircbenprovinz, 
im  Jahre  1455  zu  Aschaffenburg  abgehalten,  betonte  gegenüber  den 
Behauptungen  einzelner  Mendikanten,  der  Bischof  müsse  sie  zum 
Beichthören  zulassen,  auch  wenn  sie  nicht  reformiert  seien  und  nicht 
nach  der  Regel  lebten,  die  Mönche  müssten  behufs  Erlangung  der 
Approbation  diejenigen  Eigenschaften  besitzen,  welche  die  Dekretale 
»Super  cathedram«  fordere.4)  Eine  Äusserung  der  besonders  im 
südlichen  und  mittleren  Deutschland  zahlreich  auftretenden  Klagen 
über  Übergriffe   seitens   der  Regularen   sind  die  Verhandlungen   der 

1)  Scharpff,  a.  a.  0.  S.  161.  In  dem  unter  der  Regierung  Pius'  IL,  seines 
vertrauten  Freundes,  entworfenen  Generalreformationsplan  spricht  der  Kardinal 
aus,  Exemtionen  und  Privilegien  seien  nur  »für  Demütige,  Gehorsame,  für 
Lieblinge  Gottes  und  des  apostolischen  Stuhles  und  zur  friedlicheren  Beobachtung 
der  Regel  erteilt«  (a.  a.  0.  S.  294). 

2)  Hefele,  VIII  23. 

3)  Hefele,  VIII  72.  Ein  bischöfliches  Zeugnis  verlangt  die  Synode  zu 
Salzburg  als  Bedingung,  dass  Bettelmönche  zum  Predigen  und  Beichthören 
zugelassen  werden  (c.  14;  a.  a.  0.  S.  294). 

4)  ebenda,  S.  86. 
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Synode  von  Salzburg  (1456).  Der  Bischof  von  Seckau  beschwerte 
sich  daselbst  über  gewisse  Franziskaner  von  der  Observanz,  die  in 
seiner  Diözese  ohne  seine  Genehmigung  zum  Nachteil  der  Pfarrer 
ein  Kloster  errichten  wollten,  wie  sie  es  auch  an  anderen  Orten 
bereits  getan  hätten.  Auch  der  Bischof  von  Lavant  glaubte  sich  in  seinen 
Rechten  hinsichtlich  der  Seelsorge  und  der  Reservatfälle  durch  die 
Regularen  beeinträchtigt.  Aus  dem  steirischen  Archidiakonat  der  oberen 
Mark  wurden  Klagen  laut,  dass  mehrere  Klöster  die  für  inkorporierte 
Kirchen  erforderlichen  Lasten  nicht  aufbringen  wollten ;  es  wurde  die 
Forderung  gestellt,  sie  mit  allem  Nachdruck  dazu  anzuhalten.  Ge- 
wiss werden  Übergriffe  der  Religiösen  nicht  selten  gewesen  sein, 
allein  es  ist  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Weltklerus  sich  selbst 
ein  Armutszeugnis  ausstellte,  wenn  seine  Vertreter  aus  fast  allen  Teilen 
der  Kirchenprovinz  Schutz  vor  den  Regularen  verlangten,  die  das  Volk 
allzu  sehr  an  sich  zögen.  Leider  sind  uns  die  endgiltigen  Beschlüsse  der 
Salzburger  Synode  nicht  bekannt  geworden.  *)  Nach  dem  vierten  Re- 
formartikel einer  Londoner  Synode  vom  Jahre  1460  sollen  die  Bischöfe 
bei  ihren  Visitationen  die  Klöster  und  Priorate  einer  genauen  Prüfung 
unterwerfen  und  volle  Rechenschaft  über  die  Verwaltung  fordern2) 
und  nach  c.  34  des  Provinzialkonzils  zu  Arboga  in  Schweden  (1474) 
die  Regularen  anhalten,  gleich  den  übrigen  Kirchen  das  Interdikt 
zu  beobachten.  Die  auf  dem  Konzil  anwesenden  Ordensleute  leisteten 
denn  auch  tatsächlich  ein  dahingehendes  Versprechen.8) 

Wir  haben  bereits  angedeutet,  dass  der  Pontifikat  Sixtus  IV. 
in  unserer  Frage  eine  auffallende  rückläufige  Bewegung  mit  sich 
brachte,  die  dann  auch  bis  zum  ausgehenden  Mittelalter  sich  be- 
hauptete. Nunmehr  sollte  das  Rechtsinstitut  der  Exemtion,  was 
Inhalt  und  Umfang  betrifft,  seine  weiteste  Ausgestaltung  erfahren. 
Zwar  hatte  sich  Franz  Rovere  als  Ordensgeneral  der  Franziskaner 
den  übrigen  Ordensgeneralen  nicht  angeschlossen,  als  dieselben 
gegen  das  Vorhaben  Pauls  IL,  die  Privilegien  der  Mendikanten  auf 
das  gemeine  Recht  zurückzuführen ,  protestierten. 4)  Nachdem  er 
aber  im  Jahre  1471  als  Sixtus  IV.  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen 
hatte,  glaubte  man  sich  in  den  ihm  nahestehenden  Mönchskreisen 
aufgrund  seines  sonstigen  Eintretens  für  die  Privilegien  der  Regularen 
zu  neuen  Hoffnungen  berechtigt.  Und  nicht  mit  Unrecht.  In  keinem 
seiner  an  die  Regularen   gerichteten  Erlasse   verleugnet  Sixtus  den 


1)  a.  a.  0.  S.  88  f. 

2)  a.  a.  0.  S.  153. 

3)  a.  9.  0.  S.  205. 

4)  Thomassin,  p.  I.  lib.  III.  c.  39.  4. 
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ehemaligen  Ordensmann.  Mit  Recht  sagt  Pastor1):  »Wollte  man 
alle  Gnadenbeweise,  die  während  der  langen  Regierung  Sixtus'  IV. 
den  Bettelorden,  besonders  den  Franziskanern ,  zuteil  wurden ,  auf- 
zählen, man  würde  kaum  ein  Ende  finden.«  In  den  Bereich  unserer 
Untersuchungen  fallen  natürlich  nur  diejenigen  Urkunden,  welche 
und  soweit  sie  die  Exemtion  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  zum 
Gegenstand  haben. 

In  erster  Linie  ist  hier  zu  nennen  »das  grosse  Meer«  der 
Minoriten  (»Mare  Magnum  Minorum«),  eine  Zusammenfassung  zahl- 
reicher Privilegien  des  Ordens,  datiert  vom  31.  August  1474. 2)  Der 
Papst  erneuerte  darin  nicht  nur  die  von  Klemens  IV.  urkundlich 
festgelegten  und  von  Eugen  IV.  bereits  bestätigten  Vorrechte,  son- 
dern vermehrte  sie  auch  wesentlich.  Unter  dem  gleichen  Datum 
erhielten  die  Dominikaner  eine  ähnliche  Privilegienbulle. 3)  Bereits 
am  7.  Februar  desselben  Jahres  war  den  Augustinereremiten  eine 
solche  zuteil  geworden,4)  und  nachdem  schliesslich  auch  die  Karmeliten 
am  28.  November  1476 5)  in  den  Besitz  einer  zusammenfassenden 
Bestätigung  und  umfangreichen  Erweiterung  ihrer  Vorrechte  ge- 
langt waren,  hatte  jedem  der  vier  grossen  Mendikantenorden  das 
betreffende  »Mare  magnum«  ein  solches  Mass  von  Exemtion  von 
der  Jurisdiktion  der  Ordinarien  verbrieft,  wie  es  noch  in  keiner 
Periode  zu  verzeichnen  war.  Die  Gnadenakte  des  Papstes  waren  da- 
mit noch  nicht  erschöpft;  die  sog.  »Bulla  aurea«  vom  26.  Juli  1479 
fügte  noch  Ergänzungen  zugunsten  der  Minoriten  und  Predigerbrüder 
hinzu. 6) 

Sixtus'  Nachfolger,  Innocenz  VIII.,  war  den  Bettelmönchen 
ebenso  zugetan,  wie  sein  Vorgänger.  Er  dokumentierte  dies  u.  a.  auch 
dadurch,  dass  er  am  27.  Mai  1487  den  als  Mendikanten  erklärten 
Serviten  (Servi  B.  M.  V.)  ein  »Mare  magnum«  erteilte.7)  Auch  andere 
reguläre  Genossenschatten  erfreuten  sich  vonseiten  der  genannten 
beiden  Päpste  einer  ähnlichen  Bevorzugung.    Am  27.  Mai  1474  be- 

1)  Geschichte  der  Päpste,  II  608. 

2)  Cocquelines,  III  3,  p.  139—143;  Magn.  Bull.  Rom.,  1 392  sqq.;  Lezana, 
Summa  quaestionum  regulariura  (Lugd.  1655),  III  47  sq. 

3)  Cocquelines,  1.  c.  p.  143;  Magn.  Bull.  Rom.,  1  395  sqq. ;  Lezana,  1.  c. 
p.  2  sqq. 

4)  Lezana  p.  98  sqq. 

5)  1.  c.  p.  144  sqq, 

6)  Magn.  Bull.  Rom.,  I  418.  Aurea  vocatur  quasi  pretiosa  et  magnae 
aestimationis,  sicut  alia  Caroli  IV.  Imperatoris  apud  Beigas ,  propter  eandem 
rationem  Aurea  etiam  vocata  (Lezana,  p.  95). 

7)  Lezana ,  p.  282.  Motivum  autem  huius  concessionis  (prout  indicat 
Scholiastes  huius  Maris  magni  in  fine  ipsius)  fuit,  quod  hie  Pontifex  doloribus 
intestinis  et  colicis  laborans,  ad  Beatiss.  Dei  Genetricem  confugiens,  meruit  ad 
pristinam  sanitatem  revocari  (1.  c.  p.  302).     Vgl.  dazu  Pastor,  III  205. 
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stätigte  Sixtus  den  neuen  Orden  der  Minimen  (Ordo  fratrum  Mini- 
morura,  nach  dem  Geburtsort  ihres  Gründers  Franz  von  Paula  auch 
Paulaner  genannt),  die  wegen  des  ganzen  Charakters  ihrer  Regel 
freilich  auch  zum  Franziskanerorden  gerechnet  werden  können,1) 
und  befreite  sie  zugleich  von  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe. 2)  Gerade 
diese  zugleich  mit  der  Approbation  erfolgte  Exemterklärung,  mochte 
sie  auch  erst  durch  das  »Mare  magnum«  Julius'  II.  für  die  Minimen 
vom  26.  Juli  1506  zur  vollen  Ausgestaltung  kommen,  zeigt,  eine 
wie  nachhaltige  Förderung  regulären  Lebens  und  Wirkens  der  Papst 
in  einer  vom  Episkopat  möglicht  eximierten  Stellung  der  Klöster  er- 
bickte.  Wie  Sixtus  in  dieser  Hinsicht  dachte,  lässt  das  Proöraium 
der  Urkunde  erkennen,  in  dem  es  heisst:  »Sedes  Apostolica,  aequa  in 
omnibus  semper  distributrix,  ea,  quae  pro  divini  cultus  augmento  ac 
piorum  locorum  et  personarum,  praesertim  sub  humili  et  religioso 
habitu  in  eis  degentium  commodo  et  utilitate  pie  facta  sunt,  ut 
illibata  persistant,  libenter,  cum  ab  ea  petitur,  Apostolici  muniminis 
consuevit  adiicere  firmitatem  ac  benigno  favore  ea,  quae  sunt  pro 
animarum  salute,  concedere;  illisque,  ut  eo  devotius,  quo  quietius 
Altissimo  famulari  possint,  suae  protectionis  munimen  impartiri«. 
Weitgehende  Vorrechte  erhielten  ferner  durch  Papst  Sixtus  am 
23.  August  1476  die  Lateranensischen  Regularkanoniker, 3)  durch 
Innocenz  VIII.  am  30.  August  1486  die  Cistercienser. 4) 

Gehen  wir  nunmehr  zur  Besprechung  dieses  Urkundenmaterials 
im  einzelnen  über  und  zwar  zunächst  zur  Würdigung  der  kanonisti- 
schen  Bedeutung  der  von  Sixtus  den  vier  grossen  Mendikantenorden 
und  von  seinem  Nachfolger  den  Serviten  ausgestellten  > Maria  magna«, 
sofern  sie  eine  Erweiterung  ihrer  unabhängigen  Stellung  gegenüber 
den  Ordinarien  in  sich  schliessen.  Im  Voraus  sei  bemerkt,  dass 
sich  die  den  Minoriten  gemachten  Konzessionen  in  den  Privilegien- 
bullen der  übrigen  Bettelmönche  grösstenteils,  oft  wörtlich  wieder- 
finden. Bei  der  charakteristischen  Bedeutung,  welche  demnach  dem 
Mare  magnum  Minorum  für  die  Rechtsentwicklung  auch  bei  den 
übrigen  Mendikantenorden  zuzusprechen  ist,  können  wir,  um  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  die  Erweiterung,  welche  die  Exemtion  der 
Bettelmönche  überhaupt  durch  Sixtus  und  Innocenz  erfuhr,  an  diesem 
Dokumente  zeigen;  wir  werden  jedoch  bei  den  einzelnen  Bestim- 
mungen auf  die  entsprechenden  Privilegien  der  übrigen  Orden,  in 
gleicher  oder  ähnlicher  Form  erteilt,  verweisen. 

1)  Siehe  Heimbucher,  a.  a.  0.  I  380  ff. 

2)  Cocquelines,  1.  c.  p.  136/39;  Magn.  Bull.  Rom»,  1.  c.  p.  390  sqq. 

3)  Cocquelines,  1.  e.  p.  147;  Magn.  Bull.  Rom.,  1.  c.  p.  400  sqq. 

4)  Cocquelines,  1.  c.  p.  209;  Magn.  Bull,  Rom.,  1.  c.  p.  439  sqq. 
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»Personarum  eius  (Ordinis  Fratr.  Min.)  statum  prosperum  et 
tranquillum  propter  uberes  fructus,  quos  Ordo  ipse,  multa  refulgens 
gloria  meritorum  et  gratia  redolens  sanctitatis,  in  agro  militantis 
Ecclesiae  in  propagatione  Religionis  et  fidei  orthodoxae  hactenus 
produxit  utiliter  et  producit  ac  in  futurum  producturum  fore  spe 
firma  tenemus  .  .  .  intensis  desideramus  affectibus«  erklärt  der  Papst, 
und  um  dieser  Gesinnung  Ausdruck  zu  geben  und  die  Traditionen 
seiner  Vorgänger,  zumal  Klemens'  IV.  und  Eugens  IV.  fortzusetzen, 
bestätigt  er  sämtliche  von  diesen  den  Brüdern  erteilten  Privilegien. 
Da  er  aber  nicht  gesonnen  ist,  dabei  stehen  zu  bleiben,  erweitert  er 
sie  in  wesentlichen  Punkten. 

Bisher  durften  bekanntlich  die  Minoriten  zur  Zeit  eines  General- 
interdikts nur  in  den  Oratorien  ihrer  Niederlassungen  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  Gottesdienst  halten  und  nur  die  so- 
genannte Klosterfamilie,  sowie  ihre  Prokuratoren,  *)  auf  welche  die 
Zensur  keine  Anwendung  fand,  daran  teilnehmen  lassen;  nunmehr 
wird  ihnen  die  Erlaubnis  erteilt,  »in  quovis  alio  loco  congruenti  et 
honesto«  auf  einem  Tragaltar  die  hl.  Messe  zu  feiern  und  sonstigen 
Gottesdienst2)  zu  halten;  zur  Zeit  des  Interdikts  dürfen  sie  auch  die 
Mitglieder  des  dritten  Ordens  des  hl.  Franziskus  beiderlei  Geschlechts, 
sowie  die  Prokuratoren  aller  drei  Orden  zulassen.  Nur  ein  etwaiges 
Verbot  des  Ordinarius,  in  den  seiner  Jurisdiktion  unterstellten  Kirchen 
gottesdienstliche  Handlungen  vorzunehmen,  soll  auch  für  die  Brüder 
bindend  sein. 3)  Wie  die  früheren  Ausführungen  gezeigt  haben,  hatten 
die  Minderen  Brüder,  wie  die  übrigen  Regularen,  päpstlicherseits  die 
Zusicherung  erhalten,  die  Dekretale  Innocenz'  IV.  »Volentes«  (c.  1.  in 
VP°  de  priv.  V.  7.),  welche  die  Exemten  in  gewissen  Fällen  der  Straf- 
gewalt der  Ordinarien  unterstellt,  sei  auf  sie  nicht  anwendbar. 4)  Im  Mare 
magnum  erklärt  und  erweitert  Sixtus   dieses  Privileg;    er  verbietet 


1)  Stellvertreter  der  Klöster,  deren  Rechtsgeschäfte  sie  im  Namen  und 
Auftrag  derselben  führten.  Siehe  Ferraris,  prompta  bibliotheca  canonica,  s.  v. 
procuratio. 

2)  Als  »divina  officia«  betrachtet  Lezana  »omne  illud,  quod  fit  in  Ec- 
clesia  a  ministro  Ecclesiastico  seu  persona  ad  illud  deputata,  ut  sunt  non  solum 
divinissimum  Missae  sacrificium,  sed  etiam  Horae  Canonicae,  exercitia  maiorum 
Ordinum,  Sacramentalia  et  similia;  non  vero  alia  officia,  quae  licet  divina  sint, 
quia  ad  Dei  cultum  spectant,  non  tarnen  sunt  personis  Ecclesiasticis  applicata, 
ut  sunt  aliquae  litaniae  vel  preces,  quae  a  saecularibus  dici  solent,  etiam  in 
Ecclesiis  {Lezana,  1.  c.  p.  16). 

3)  §  39;  P  §  39.  40;  A  §  37;  C  §  50.  51;  S  §  54.  (Mit  P  ist  das  »Mare 
magn.«  der  Dominikaner,  mit  A  das  der  Augustiner,  mit  C  das  der  Karmeliten, 
mit  S  das  der  Serviten  bezeichnet,  die  Nummern  der  §§  sind  zitiert  nach 
Lezana,  welcher  die  Maria  magna  vollständig,  ohne  Weglassung  der  inserierten 
Bullen  bietet). 

4)  Siehe  oben  S.  82  und  95. 
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den  Bischöfen,  ohne  besonderen  Auftrag  des  apostolischen  Stuhles 
gegen  Personen,  Klöster  und  Kirchen  des  Ordens,  »utpote  prorsus 
exemta«,  auf  irgend  einem  Wege  mit  Zensuren  (Exkommunikation, 
Suspension ,  Interdikt)  vorzugehen ,  mag  es  sich  auch  um  einen 
ausserhalb  des  Klosters  abgeschlossenen  Vertrag,  ein  ausserhalb  des- 
selben begangenes  Delikt  oder  eine  nicht  im  Bereich  des  exemten 
Gebietes  liegende  Streitsache  handeln.  Alle  seitens  des  bischöflichen 
Gerichtes  entgegen  den  obigen  Bestimmungen  angestrengten  Prozesse 
oder  über  die  Minoriten  verhängten  Strafsentenzen  werden  von  vorn- 
herein für  ungültig  erklärt.  Kraft  ihrer  universellen  Exemtion  sind 
sie  von  der  lex  iurisdictionis  des  Bischofs  vollständig  befreit.  Eines 
Beweises  dieser  Exemtion  bedarf  es  nach  dem  Tenor  der  Urkunde 
in  Streitfällen  nicht;  dieselbe  ist  vielmehr  als  notorisch  voraus- 
zusetzen. x) 

Wie  die  Freiheit  von  der  bischöflichen  Strafgewalt,  so  er- 
fährt auch  die  Abgabenfreiheit  (libertas  a  lege  dioecesana)  der 
Minoritenklöster  durch  Sixtus  eine  nicht  unbedeutende  Erweiterung. 
Es  handelt  sich  hier  zunächst  —  dies  sei  zum  Verständnis  des 
Folgenden  vorausgeschickt  —  um  den  Zehnten ,  welcher  gewöhnlich 
an  den  Pfarrer,  in  gewissen  Fällen2)  aber  auch  an  den  Bischof  zu 
entrichten  war ;  ferner  um  die  Prokurationsgebühren  gelegentlich  der 
bischöflichen  Visitation,  um  das  sog.  subsidium  caritativum,  eine  ausser- 
ordentliche Abgabe  tür  die  Bedürfnisse  des  Bischofs  oder  die  der 
Diözesankirche  und  die  portio  canonica,  welche  die  Bischöfe  von  den 
Legaten,  die  den  Kirchen  und  Stiftungen  ihrer  Diözesen  zugefallen  waren, 
vermöge  päpstlicher  Automation,  zur  Verwendung  ad  piascausas  fordern 
konnten.  Die  bisher  den  Brüdern  bewilligte  Zehntfreiheit  wird  nunmehr 
auf  alle  Güter  des  Ordens  ausgedehnt,3)  ebenso  das  Privileg  der  Exemtion 
von  allen  Prokurationsgebühren,  Subsidien  und  sonstigen  an  den  Bischof 
zu  zahlenden  Gebühren  aufs  Neue  bestätigt.  Bezeichnend  ist  der  Zu- 
satz, selbst  dann  sollten  die  Minoriten  nicht  zu  Leistung  der  ge- 
nannten Abgaben  verpflichtet  sein,  wenn  auch  die  Exemten,  ja  die 
übrigen  Mendikanten,  zur  Zahlung  derselben  angehalten  und  in  .den 
einschlägigen  päpstlichen  Bullen  alle  entgegenstehenden  Privilegien 
derogiert  werden  sollten.  Nur  in  einem  Fall  soll  eine  Abgabenpflicht 
für  sie  bestehen,  wenn  nämlich  der  Erlass  des  Papstes  Sixtus  in  ganz 


1)  §  44;  P  §  46;  A  §  42;  C  §  101.     Vgl.  das  Privileg  Innocenz1  VIII. 
für  die  Cistercienser  v.  30.  Aug.  1486  (M.  Bull.  Rom.,  I  439/40). 

2)  Ferraris,  Prompta  bibliotheca  canonica,  s.  v.  deciraae,  n.  25  sqq. 

3)  §  43;  P  §  45;  C  §  46;  S  §  44. 
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spezieller  Form  zurückgenommen  werde. l)  Ebenso  soll  es  einer 
besonderen  Erwähnung  der  Brüder  in  einer  päpstlichen  Bulle  be- 
dürfen, wenn  die  Bischöfe,  etwa  auf  eine  solche  gestützt,  sie  ver- 
pflichten wollen,  einen  bestimmten  Teil  der  ihnen  zufallenden 
Legate  als  portio  canonica  an  sie  abzuführen.2)  Eine  tief  ein- 
schneidende Änderung  bringt  die  grosse  Privilegienbulle  auch  hin- 
sichtlich der  quarta  funeralium,  welche  nach  den  Bestimmungen  der 
Bulle  »Super  cathedram«  (c.  2.  in  Clem.  de  sepulturis  III.  7.)  Boni- 
faz'  VIII.  die  Brüder  von  den  Beerdigungsgebühren,  wie  von  den 
ihnen  zugewiesenen  Legaten  an  den  Pfarrer  des  Erblassers  abführen 
raussten,  wenn  dieser  in  der  Klosterkirche  oder  dem  Klosterfriedhof 
seine  Begräbnisstätte  gewählt  hatte.  Hatten  die  Päpste  bisher  in 
vereinzelten  Fällen  Ausuahmen  hiervon  zugestanden ,  so  legten  sie 
doch  in  ihren  Verfügungen  in  der  Regel  Nachdruck  auf  die  Klausel : 
»salva  tarnen  iustitia  (rechtmässiger  Anspruch)  illarum  ecclesiarum, 
aquibus  mortuorum  corpora  assumentur«.  Auch  Sixtus  hielt  prinzipiell 
daran  fest,  statuierte  jedoch  andererseits  so  viele  Ausnahmen,  dass 
wohl  in  den  meisten  Fällen  ein  Anspruch  der  Pfarrkirche  nicht 
geltend  gemacht  werden  konnte. 3) 

Noch  weitergehende  Freiheiten  werden  den  Minoriten  zuteil. 
Vielerorts  waren  bei  Pfarrkirchen  Niederlassungen  derselben  ent- 
standen und  die  genannten  Kirchen  letzteren  inkorporiert  worden ; 
die  Brüder  übten  daselbst  die  cura  animarum  aus.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  bei  solcher  Sachlage  strittige  Fiagen  hinsichtlich  der 
rechtlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Diözesanbischof  und  den  be- 
treffenden Klöstern  immer  und  immer  wieder  auftauchen  mussten. 
Die  v,on  Sixtus  im  Mare  magnum  dieserhalb  getroffene  Regelung 
bedeutet  eine  nicht  geringe  Einschränkung  der  bischöflichen  Juris- 
diktionsgewalt. Die  Bulle  räumt  nämlich  den  Oberen  das  Recht 
ein,  die  zur  Ausübung  der  Seelsorge  au  den  inkorporierten  Kurat- 
kirchen  zu  bestellenden  Vikare  »pro  nutu«  einzusetzen  und  zu  amo- 
vieren.  So  lange  der  Vikar  in  seinem  Amte  ist,  soll  er,  wenn  auch 
Säkulare,  die  exzeptionelle  Rechtsstellung  der  Brüder  mitgeniessen, 
wie  wenn  er  Professe  des  Ordens  wäre;  in  ähnlicher  Weise  sollen 
die  in  Rede  stehenden  Kirchen  samt  ihren  Gütern  und  Pertinenzen 
an    den    Vorrechten   der    Ordenshäuser    Anteil    haben,    mit    andern 


1)  §  36.  43;  P  §  34.  45;  A  §  34;  C  §  46.  80.  100;  S  §  44.  Aehnliche 
Bestimmungen  enthält  das  Priv.  der  Cistercienser,  erteilt  von  Innocenz  VIII. 
am  30.  August  1486  (Magn.  Bull.  Rom.,  I  439/40). 

2)  §  34.  43;  P  §  32.  44.  55;  A.  §  41;  C  §  59;  S  §  31. 

3)  §  42;  P  §  44;  A  §  38.  39.  40;  C  §  58;  S  §  29.  30. 
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Worten:  dem  Bischöfe  soll  nicht  das  Recht  zustehen,  die  unter  den 
Regularen  stehenden  Pfarrkirchen  zu  visitieren. *) 

Der  General ,  sowie  die  Provinziale  und  deren  Vikare  und 
Kustoden  werden  ermächtigt,  die  Brüder  von  allen  Sünden  und 
Zensuren ,  auch  den  päpstlichen  Reservaten  —  ausgenommen  sind 
nur  vier  Fälle  —  zu  absolvieren,2)  ebenso  die  Professen  von  bestimmten 
Irregularitäten  behufs  Empfangs  der  hl.  Weihen  zu  dispensieren.3) 
Die  übrigen,  hier  nicht  näher  zu  besprechenden  Bestimmungen  der 
grossen  Privilegienbulle  betreffen  das  Verhältnis  der  Minoriten  zu 
den  Pfarrektoren  und  Pfarrkirchen;  es  wird  z.  B.  ersteren  die  Be- 
fugnis eingeräumt,  processionaliter  mit  dem  Kreuz  die  Pfarreien  zur 
Abholung  der  Leichen  derjenigen,  die  bei  ihnen  ihre  letzte  Ruhe- 
stätte gewählt  hatten,  zu  betreten,  ohne  die  Erlaubnis  des  Pfarrers 
dazu  nachgesucht  zu  haben;4)  auch  dürfen  sie  den  Gläubigen  die 
Eucharistie  und  letzte  Ölung  spenden,  wenn  der  Pfarrer  die  Spendung 
dieser  Sakramente  ohne  gesetzmässigen  Grund  (»super  quo  eorundem 
confessorum  assertioni  stari  debeat«)  verweigert,  etwa  deshalb,  weil 
die  Parochianen  bei  den  Brüdern  ihre  Beichte  abgelegt  haben.5) 

Gegen  die  Bischöfe,  welche  den  in  der  Bulle  festgesetzten 
Normen  zuwiderhandeln,  setzt  Sixtus  als  Strafen  fest:  das  persön- 
liche Interdikt  und  die  Suspension  vom  Amte  und  der  Diözesan- 
verwaltung. 6)  Noch  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  den 
Minoriten  per  communicationem  sämtliche  Privilegien  der  Prediger- 
brüder und  umgekehrt  gewährleistet  werden :  »quos  par  labor 
pariaque  merita  coniungunt,  paria  coniungant  privilegia  et  favores«. 7) 
In  ähnlicher  Weise  werden  den  Augustinereremiten  in  deren  »Mare 
magnumt  die  Privilegien  der  Minoriten  und  Dominikaner,8)  den 
Karmeliten  die  der  Minoriten,  Dominikaner  und  Augustiner9)  und 
schliesslich  den  Serviten  die  der  Mendikantenorden  überhaupt  kom- 
muniziert. 10) 

Sixtus  IV.  hatte  den  Dominikanern  und  Franziskanern  im  Jahre 
1474  die  weitgehendsten  Freiheiten  zugebilligt.  Trotzdem  wurde  die 
Behauptung  laut,  nicht  alle  von  Sixtus'  Vorgängern  denselben  ge- 
währten Gerechtsame  seien  in  ihren  Privilegienbullen  enthalten  und 
auch  durch  die  vom  Papste  darin  gegebenen  Erklärungen   und  ver- 


1)  §  48;  P  §  49;  A  §  48;  C  §  67;  S  §  39. 

2)  §  40;  P  §  41;  A  §  43;  C  §  62;  S  §  35. 

3)  §  49;  P  §  42;  A  §  44;  C  §  63;  S  §  36. 

4)  §  41;  P  §  43;  A  §  38;  C  §  57;  S§  29. 

5)  §  45;  P  §  47;  A  §  45 ;  C  §  64. 

6)  §  52;  P  §  53;  A  §  53;  C  §  106. 

7)  §  51.  -  8)  §  52.  -  9)  §  105.  -  10)  §  67. 
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fügten  Erweiterungen  sei  noch  nicht  in  allen  Punkten  eine  unge- 
störte Wirksamkeit  der  Orden  verbürgt.  Diesen  Wünschen  kam 
Sixtus  am  20.  Juli  1479  durch  die  »Bulla  aurea«  entgegen.1)  Für 
uns  haben  folgende  Bestimmungen  derselben  Interesse.  Der  Papst 
dehnte  zunächst  die  den  beiden  Orten  bereits  erteilten  und  noch  zu 
erteilenden  Privilegien  auf  die  zugehörigen  Frauenklöster  samt  deren 
Prokuratoren  und  Oblaten,  ebenso  auch  auf  die  regulären  Tertiarier 
beiderlei  Geschlechts  aus. 2)  Im  Weiteren  verbot  Sixtus  den  Bischöfen, 
die  Spendung  von  Almosen  an  die  Brüder  seitens  der  Gläubigen 
irgendwie  zu  verhindern,  und  erklärte  alle  in  dieser  Absicht  von  den 
Bischöfen  ausgesprochenen  Zensuren  von  vornherein  für  ungiltig.  Das 
persönliche  Interdikt  und  die  Suspension  von  der  bischöflichen  Re- 
gierungsgewalt soll  diejenigen  Ordinarien  als  Strafe  treffen ,  welche 
der  päpstlichen  Weisung  nicht  Folge  leisten,  »nisi  poenituerint  et 
persuasiones  ac  inhibitiones  et  praedicta  revocaverint  intra  triduum, 
postquam  desuper  requisiti  fuerint».3)  Damit  war  gewährleistet, 
dass  die  Mitglieder  der  beiden  (und  infolge  der  Privilegienkom- 
munikation auch  der  übrigen)  Orden  Almosen  sammeln  durften,  ohne 
die  Erlaubnis  des  Diözesanbischofs  erlangt  zu  haben.  In  ihrem  »Mare 
magnum«  waren  den  Minoriten  nur  die  Privilegien  der  Dominikaner 
und  umgekehrt  erteilt  worden;  in  der  »Bulle  aurea«  hingegen  werden 
beiden  die  Privilegien  aller  übrigen  Mendikantenorden  kommuniziert. 
Die  Mendikanten  waren  nunmehr  durch  die  Gunsterweise  der 
Päpste  und  besonders  die  von  Sixtus  IV.  befolgte  Politik  fast  von 
jeder  Äusserung  der  Amtsgewalt  des  Diözesanbischofs  befreit.  Es 
ist  gewiss  kein  unbilliges  Urteil,  wenn  Pastor,  der  Geschichtsschreiber 
der  Päpste  dieses  Zeitalters,  sagt:  »So  sehr  mau  auch  die  mannig- 
faltige und  bedeutende  Wirksamkeit  dieser  Orden  anerkennen  muss, 
so  dürfte  hier  doch  das  Mass  überschritten  sein.«4)  Hinsichtlich 
der  inneren  Klosterangelegenheiten  stand  dem  Diözesanbischof  eine 
Einmischung  überhaupt  nicht  zu.  Die  potestas  ordinis  konnte  er 
den    Orden    gegenüber    nur    in    sehr    beschränktem    Masse    geltend 


1)  Magn.  Bull.  Rom.,  I  418  sq.;  Lezana,  p.  91—94. 

2)  In  ähnlicher  Weise  waren  die  Augustinerereraiten  und  Karineliten 
bereits  privilegiert  worden.  Die  sog.  Pinzoccherae  beider  Orden,  einzeln 
lebende  Jungfrauen  und  Witwen,  welche  die  Regel  derselben  in  einer  ihren 
Verhältnissen  angepassten  Form  beobachteten  und  öffentlich  das  Ordenskleid 
trugen  (Mitglieder  des  III.  Ordensj,  ebenso  die  männlichen  Tertiarier  hatten 
Kommunikation  der  Privilegien  mit  den  obigen  Orden ,  unterstanden  besonders 
quoad  sacramenta  und  quoad  sepulturam  nicht  der  pfarrlichen  Jurisdiktion. 
(A  §  35.  36 ;  C  §  47.  48.). 

3)  Entsprechende  Privilegien  enthielten  bereits  die  Maria  magna  der 
Augustiner  und  Karmeliten  (A  §  51;  C  §  70). 

4)  a   a.  0.  II  608. 
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machen ,  da  diese  die  Ordination  von  jedem  beliebigen  Bischof  er- 
bitten und  auch  bei  sonst  notwendig  werdenden  Weibehandlungen 
(Bereitung  des  Chrisma  und  Krankenöls,  Konsekration  der  Kirchen 
und  Altäre,  Benediktion  der  Kirchhöfe  und  kirchlichen  Paramente), 
welche  den  bischöflichen  ordo  voraussetzen ,  nicht  an  den  Diözesan- 
bischof  gebunden  waren ,  wenn  der  letztere  sie  nicht  »gratis«  oder 
»sine  pravitate  aliqua«  zu  erteilen  sich  bereit  fand,  oder  der  bischöf- 
liche Stuhl  vakant,  oder  wenn  bei  Verhinderung  des  Diözesaubischofs  ein 
anderer  Bischof  zufällig  im  Kloster  anwesend  war. !)  Jn  ihren  Kirchen 
und  auf  öffentlichen  Plätzen  durften  sie.  die  Approbation  seitens 
ihrer  Oberen  vorausgesetzt,  ungestört  predigen,  ohne  den  Segen  des 
Bischofs  dazu  erbeten  oder  dessen  Erlaubnis  erlangt  zu  haben.  Der 
gesetzgebenden  und  richterlichen  Gewalt  (pro  foro  externo)  des 
Ordinarius  unterstanden  sie  ebenfalls  nicht;  sie  brauchten  nicht  bei 
der  Synode  des  Bischofs  zu  erscheinen ;  in  keinem  Falle  hatte 
letzterer  das  Recht,  über  die  Bettelmönche  kirchliche  Zensuren  zu 
verhängen.  Ebenso  waren  die  Befugnisse  des  Diözesanobern  in  der 
Verwaltung  der  Seelsorge  beschränkt.  Blieb  ihm  doch  bei  der  Be- 
stellung der  Vikare  für  die  Regularpfarrkirchen  fast  jede  entscheidende 
Mitwirkung  versagt.  Wie  es  ihm  nicht  zustand,  die  Konvente  selbst 
zu  visitieren,  so  durfte  er  sein  Aufsichtsrecht  auch  nicht  gegenüber  den 
inkorporierten  Ordenskirchen  und  den  mit  der  Seelsorge  daselbst  be- 
trauten Vikaren  (in  der  Regel  Weltpriester)  geltend  machen.  Die  richter- 
liche Gewalt  des  Bischofs  pro  foro  interno  blieb  jedoch  bestehen, 
insofern  nach  wie  vor  gemäss  den  Bestimmungen  der  Bulle  »Super 
cathedram«  Bonifaz'  VIII.  auch  die  Mendikanten  zum  Beichthören 
von  Säkularen  der  Approbation  des  Diözesaubischofs  bedurften  und 
nicht  von  dessen  Reservaten  absolvieren  konnten.  Auf  die  Ordens- 
priester hingegen  fanden  die  bischöflichen  Reservate  keine  An- 
wendung. 

An  der  Exemtion  der  Brüder  partizipierte  der  weite  Kreis  der 
sog.  Klosterfamilie,  der  Hausgenossen,  Bediensteten  und  Arbeiter, 
die  sich  »continuo  vel  quasi  continuo«  in  den  Klöstern  aufhielten. 
Sie  fielen  ebensowenig  wie  die  Brüder  selbst  unter  eine  vom  Bischof 
promulgierte  allgemeine  Zensur,  wenn  sie  nicht  Veranlassung  dazu 
gegeben  oder  den  Urhebern  Rat,  Beistand  oder  Gunst  erwiesen 
hatten ;  ausserdem  durften  ihnen  die  Brüder  ohne  besondere  bischöf- 
liche Ermächtigung  alle  Sakramente  spenden  und  sie  in  ihren  Kirchen 
und  Friedhöfen  begraben. 

1)  Vgl.  z.  B.  das  Mare  magnum  der  Karmeliten  §  77.  78  (Lezana,  p.  170), 
das  der  Augustiner  §  17.  18.  19  (1.  c.  p.  102). 
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Auch  für  die  freiheitliche  Stellung  anderer  Orden  war  der  Ponti- 
fikat  Sixtus'  IV.  von  grosser  Bedeutung.  Wir  heben  die  den  Lateranen- 
sischen  Regularkanonikern  ausgestellte  Urkunde  hervor, x)  welche  das 
innere  Ordensleben  durch  gewisse  Normen  regelt  und  unter  Be- 
stätigung aller  bisher  erteilten  Privilegien  ihnen  im  wesentlichen 
die  Vorrechte  der  Mendikantenorden  einräumt,  wenn  auch  eine 
namentliche  Kommunikation  nicht  stattfindet.  Dass  sie  den  letzteren 
in  der  Exemtion  von  den  Ordinarien  nicht  nachstehen  sollen,  gibt  das 
Diplom  aufs  deutlichste  zu  erkennen,  in  dem  es  heisst:  »Congre- 
gationem  ipsam  illiusque  Monasteria,  Ecclesias  et  loca  quaelibet  ac 
illorum  Canonicos  seu  personas  praesentes  et  futuras  .  .  .  a  quorum- 
cumque  .  .  .  Episcoporum  et  aliorum  quorumcumque  Judicum,  ordi- 
nariorum  aut  extraordinariorum  iurisdictione,  auctoritate,  potestate, 
dominio,  visitatione,  cura  penitus  et  omnino  eximimus  ac  totaliter 
liberamus  .  .«  Trotz  der  nahen  Verwandtschaft,  in  der  die  in  Rede 
stehende  Bulle  zu  dem  »Mare  Magnum«  der  Minoriten  steht,  wollen 
wir  es  nicht  unterlassen,  auf  einzelne  Punkte  besonders  hinzuweisen. 
Ein  spezielles  Privileg  der  Chorherrn  ist  es  z.  B.,  auf  der  Reise,  wie 
überhaupt  aus  jedem  vernünftigen  Grunde,  eine  Stunde  vor  Tagesanbruch 
und  bis  drei  Uhr  nachmittags  zu  zelebrieren.2)  Soll  gegen  die  Kongre- 
gation,  ihre  Mitglieder,  Kirchen,  Klöster,  Güter  und  Rechte  ein 
Beweis  auf  Grund  der  Verjährung  geführt  werden,  so  muss  die 
Präskriptionszeit  mindestens  60  Jahre  betragen.  Entstehen  hinsicht- 
lich der  Auslegung  des  Exemtionsprivilegs  Zweifel,  dann  soll  weiteste 
Interpretation  Platz  greifen:  »secundum  bonam  aequitatem,  in  favorem 
salutis  animarum  (suarum),  .  .  .  non  autem  secundum  iuris  rigorem 
vel  Doctorum  opiniones  et  subtilitates.«  Bezüglich  der  Verwaltung 
des  Predigtamtes  sollen  sie  alle  Privilegien  der  Dominikaner  und 
Franziskaner  besitzen  und  in  allen.  Stücken  an  den  Rechten  der 
Benediktinerkongregation  von  St.  Justina  partizipieren.  Bemerkens- 
wert ist  noch  die  Anordnung,  die  den  Chorherrn  gestattet,  denen, 
die  bei  ihnen  gebeichtet  haben,  in  ihren  Ordenskirchen  die  Eucharistie 
zu  spenden,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Kommunion  am  Osterfeste 
handle. 

Wie  ihre  Vorgänger,  so  betrachteten  auch  Alexander  VI.  und 
Julius  II.  den  Schutz  und  die  Förderung  der  Orden  als  eine  ihrer 
Hauptaufgaben;  die  bereits  erteilten  Exemtionen  wurden  bestätigt 
und    weitgehende    Privilegienkommunikation    verfügt.      Dem    Papst 

1)  Cocquelines,  1.  c.  p.  147  sqq.;  Magn.  Bull.  Rom.,  I  400  sqq. 

2)  Ein  ähnliches  Vorrecht  erlangten  die  Serviten  von  Innocenz  VIII. 
(>etiam  antequara  illucescat  dies,  circa  tarnen  diurnam  lucem«);  siehe  M.  M. 
Serv.  §  55  bei  Lezana,  1.  c.  p.  296. 
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Alexander  verdanken  die  Franziskaner  und  Dominikaner  die  aber- 
malige Erneuerung  ihrer  Privilegien.  Ebenso  erlangten  die  Kon- 
gregation der  regulierten  Chorherrn  von  St.  Salvator  und  die 
Apostelbrüder,  ein  Zweig  der  Augustinereremiten,  bedeutsame 
Diplome. *)  Die  Vorrechte  der  letzteren  wurden  auf  die  Apostelbrüder 
ausgedehnt  (1496).  Julius  II.  stellte  am  26.  (28.?)  Juli  1506 
den  von  Alexander  (1505)  schon  bevorrechteten  Minimen  ein  »Mare 
magnum«  aus,  worin  er  ihnen  alle  Privilegien  und  Exemtionen  der 
Mendikantenorden  mitteilte. 2)  Auch  die  Augustinereremiten  er- 
langten am  16.  Juni  1508  Bestätigung  ihrer  Freiheiten  und  Pri- 
vilegienkommunikation mit  den  übrigen  Mendikanten. 3)  Den  Valiura- 
brosanern  kommunizierte  der  Papst  (15.  Juli  1507)  die  Exemtion 
der  Benediktinerkongregation  von  St.  Justina, 4)  die  seit  dem  i.  J. 
1504  erfolgten  Anschluss  des  Klosters  Monte  Cassino  cassinensische 
Kongregation  genannt  wird.  Ebenso  gestand  er  den  Chorherrn  von 
St.  Salvator  (2.  April  1512)  die  Freiheiten  der  Mendikanten,  Lateran- 
kanoniker und  Cassinenser  zu.6) 

Schlusswort. 

Wir  sind  am  Ziele  angekommen.  Auf  dem  langen  Wege 
hatten  wir  unser  Augenmerk  auf  die  Wandlungen  zu  richten,  welche 
sich  in  der  rechtlichen  Stellung  der  Regularen  zu  den  Organen  der 
kirchlichen  Hierarchie  bis  zum  ausgehenden  Mittelalter  vollzogen 
haben.  Bei  der  überaus  reichen  Ordensliteratur  nmssten  wir  natür- 
lich die  Auswahl  der  Dokumente  unter  dem  Gesichtspunkte  treffen, 
dass  nur  diejenigen  Quellen  Berücksichtigung  fanden,  die  für  den 
Entwicklungsgang  in  unserer  Frage  bezeichnend  und  bedeutungsvoll 
sich  erwiesen. 

Indem  wir  das  Rechtsiustitut  der  Exemtion  in  der  abend- 
ländischen Kirche  in  seinem  Werdegang  verfolgten,  traten  uns  die 
Anfänge  desselben  in  Privilegien ,  die  für  einzelne  Klöster  erteilt 
wurden,  entgegen.  Dadurch,  dass  das  Mönchtum  die  ihm  inne- 
wohnenden reichen  Kräfte  für  die  Kirchenreform  des  11.  Jahr- 
hunderts dem  Papsttum  zur  Verfügung  stellte,  erlangte  auch  seine 
Stellung  im  kirchlichen  Organismus  eine  weitere,  freiheitliche  Aus- 
gestaltung: ganze  Orden  werden  nunmehr  von  der  bischöflichen  Juris- 
diktion  in   grösserem    oder    geringerem  Masse   befreit.     Eine  solche 

1)  Vgl.  Pastor,  G.  d.  P.,  III 3  u.  4  (Freibg.  1899)  S.  505  ;  daselbst  auch 
die  Belege, 

2)  Cocqueiines,  1.  c.  p.  273  sqq.;  Magn.  Bull.  Rom.,  I  474  sqq. 

3)  Cocqueiines,  1.  c.  p.  308  sq. ;  Magn.  Bull.  Rom.,  498  sq. 

4)  Cocqueiines,  1.  c.  p.  298  sqq.;  Magn.  Bull.  Rom.,  490  sq. 

5)  CocquelineSy  1.  c.  p  336  sq.;  Magn.  Bull.  Rom.,  516  sqq. 
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Stellung  wird  allmählich  allen  auf  grund  der  Benediktiner-  und 
Augustinerregel  gestifteten  Orden  zuteil.  Wie  in  das  Ordenswesen 
überhaupt  durch  das  Aufkommen  der  geistlichen  Ritterorden  neue 
Momente  hineingetragen  werden,  so  erfährt  auch  das  Rechtsinstitut 
der  Exemtion  durch  dieselben  eine  neue  Fortbildung.  Den  Bedürf- 
nissen einer  inneren  Kirchenreform  und  der  Seelsorge  zu  dienen,  ist 
Aufgabe  der  mit  dem  13.  Jahrhundert  ins  Leben  tretenden  Mendi- 
kantenorden ;  diesen  besonderen  Zielen  gemäss,  wird  den  Bettel- 
mönchen für  ein  beträchtlich  erweitertes  Gebiet  kirchlicher  Tätigkeit 
Exemtion  zugestanden.  Und  gerade  bei  den  Mendikanten  sehen  wir 
letztere  beim  Ausgang  des  Mittelalters  eine  Ausdehnung  annehmen, 
welche  für  die  ordentliche  Seelsorge  bedrohlich  geworden :  die  seitens 
der  Orden  so  eifrig  angestrebte  Exemtion  erreicht  den  Höhepunkt 
ihrer  Entwicklung.  Damit  aber  waren  die  Privilegien,  welche  nur 
zur  Förderung  regulären  Lebens  und  Wirkens  erteilt  worden ,  zu 
einer  Anomalie  geworden,  welche  eine  Störung  im  gesamten  kirch- 
lichen Organismus  bedeutete.  Auch  konnte  die  Exemtion,  so  unent- 
behrlich sie  auch  für  die  Existenz  der  Orden  ist,  in  solcher  Aus- 
dehnung dem  wahren  Wohl  derselben  nicht  förderlich  sein. 

Wir  wollen  die  freiheitliche  Stellung,  der  sich  am  Ende  des  Mittel- 
alters die  Orden,  zumal  die  Mendikanten,  gegenüber  der  Jurisdiktion 
der  Ordinarien  erfreuten,  nicht  einer  ausführlichen  Kritik  unter- 
ziehen. Die  beste  Kritik  liegt  in  den  kirchenhistorischen  Ereignissen 
der  beginnenden  neuen  Zeit.  Brachte  schon  das  Laterankonzil  (1516) 
durch  die  in  der  elften  Sitzung  promulgierte  Konstitution  über  die 
Religiösen  und  deren  Privilegien  eine  beachtenswerte  Rückbildung 
der  Exemtion  und  eine  Stärkung  der  bischöflichen  Autorität,  so  blieb 
es  doch  der  segensreichen  Wirksamkeit  des  Konzils  von  Trient  vor- 
behalten, das  Rechtsinstitut  der  Exemtion  in  einer  Weise  zu  be- 
grenzen, die  für  das  Wohl  der  Kirche  erspriesslich  war.  Den 
Bischöfen  wurden  einzelne  Rechte  förmlich  zurückgegeben,  die  Aus- 
übung anderer  wichtiger  Befugnisse  ihnen  als  Delegaten  des  aposto- 
lischen Stuhles  übertragen.  Man  wird  die  Tätigkeit,  welche  das 
Konzil  in  dieser  Hinsicht  entfaltete,  nur  dann  würdigen  können, 
wenn  man  die  ganze  Entwicklung  der  Exemtion,  wie  deren  Umfang 
und  Bedeutung  am  Ende  des  Mittelalters,  ins  Auge  fasst.  Insofern 
dürfte  unsere  Abhandlung  sich  als  einen,  wenn  auch  bescheidenen 
Beitrag  zum  Verständnis  der  tridentiuischen  Reform  bezeichnen. 
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